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I. 
Lübeck nimmt in seinem Fischereigesetz von 1896 erweiterte 

Meereshoheit an der mecklenburgischen Küste vom Priwall bis 
zur Harkenbeck in Anspruch. Also zweisellos ein von der üblichen 
Norm abweichender Zustand. Wird er, wie jetzt von Mecklenburg, 
angezweiselt, so ist die Rechtmäßigkeit dieses Zustandes nach- 
zuprüfen. Wie haben sich die wirklichen Rechtsverhältnisse an 
dieser Wasserfläche entwickelt? Mit der Feststellung der wirk- 
lichen Rechtsverhältnisse hatten sich meine früheren Arbeiten über 
die Lübecker Bucht zu beschäftigen. Ihr Sinn war: das be- 

Ztschr. d. «. s. L. «. XXIV, 1. 1 
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stehende zwischenstaatliche Gewohnheitsrecht nachzuweisen. Das 
konnte nur geschehen in der Ausarbeitung emer ganz konkreten, 
einzelnen rechtsgeschichtlichen Entwicklungsreihe. Hier aber galt 
es, den Besitzstand erschöpsend und lückenlos nachzuweisen. Dem- 
gegenüber hatten Analogieschlüsse zurückzutreten. Mochte es sich 
dabei um Analogien aus dem allgemeinen Völkerrecht oder aus 
anderen Einzelentwicklungen handeln. 

Anders gehen zwei mecklenburgische Gutachten vor, die 
mir Ende April 1925 zur Stellungnahme vorgelegt wurden. In 
ihnen wird der Versuch gemacht, teils gestützt auf die Normen 
und Lehren des allgemeinen Völkerrechts — so in dem Gutachten 
von Staatsminister i. R. Langfeld —, teils durch Aufstellung 
eines für die gesamten mecklenburgischen, ja darüber hinaus für 
die weiteren Ostseeküsten (Pommern, Rügen) bereits im Mittel- 
alter vorhandenen Rechtsbegriffs eines landesherrlichen Küsten- 
gewässers ganz bestimmten Inhalts die Möglichkeit einer Sonder- 
rechtsbildung auf der Wasserfläche vor dem Ausfluß der Trave 
zu bestreiten, ja mehr noch, im Prinzip zu verneinen. 

Wenn so die beiden mecklenburgischen Gutachten im Ziele 
einig sind, so bestehen zwischen ihnen in den Mitteln und Wegen, 
die zu diesem Ziele führen sollen, merkwürdige Gegensätze und 
Widersprüche. Das Langfeldsche Gutachten will „die Entscheidung 
dieses Rechtsstreits" durch Gesichtspunkte des allgemeinen Völker- 
rechts treffen. Denn, so ist sein Gedankengang, für die sttittigen 
Wasserflächen gelten nur Rechtsnormen des Völkerrechts, wie 
sie sich seit dem 17. Jahrhundert mit auflösender Kraft für etwa 
ältere bestehende Rechtsverhältnisse an denselben Meeresteilen 
durchgesetzt haben. Rechte, wie etwa „das der Stadt Rostock 
vom Landesherrn eingeräumte Recht, die Fischerei auf der 
Ostsee, so weit sie sich auf diese gettauen sollten, auszuüben," 
sind als überlebte und erledigte „Anmaßungen" aufzufassen. 
Ebenso müssen nach Ansicht dieses Gutachtens „Ausübungsakte 
der von Lübeck beanspruchten Hoheit aus der Zeit vor dem 
Ende des 17. Jahrhunderts unbeachtet bleiben". Geltung hätten 
seitdem nur die völkerrechtlichen Anschauungen. Eine Reede im 
Rechtssinne käme für Lübeck nicht in Bettacht, da kein völker- 
rechtlicher Rechtssatz bestehe, „welcher einem als ,Reede" zu 
bezeichnenden Meeresteile als solchem und ohne Rücksicht auf 
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seine räumliche Beziehung zu dem Uferstaate den Charakter des 
Eigenmeers zuerkennt'-. Was Lübeck demnach bleibe, sei ein 
nach den Regeln des Völkerrechts abzugrenzendes Küstenmeer, 
eine Abgrenzung, die eine von der Landgrenze am mecklen- 
burgischen Ende des Priwalls zu zieh-nde Linie ins Meer selbst 
herstelle. Nur wenn Lübeck den Beweis eines unvordenklichen 
Besitzstandes erbracht hätte, sei eine Abweichung von der 
allgemeinen Rechtsregel zu Lübecks Gunsten möglich. Dieser 
Beweis sei aber nicht erbracht und könne vermutlich auch nicht 
erbracht werden. Die fischereirechtlichen Verhältnisse in den 
beiderseitigen Mstengewässern seien nach völkerrechtlicher Norm 
derart, daß der Uferstaat Fischerei, ebenso wie die Handels- 
schiffahrt, zu dulden habe'). 

In merkwürdigem Gegensatz zu diesen Ausführungen steht 
das gedruckte Gutachten. Allerdings liegt von ihm nur ein Teil 
vor. Den Druck schmückt kein Titel; auch fehlt die Bezeichnung 
seiner Herkunft. Seine Verfasser nennen sich in ihm nur „Wir", 
eine Bezeichnung, unter der wohl Beamte des Mecklenburger 
Archivs zu verstehen sein werden^). 

Was von dieser Arbeit allerdings vorliegt, ist nur ein Bruch- 
stück, und zwar ein Bruchstück, das mit dem augenblicklichen 
Rechtsstreit an sich nur in losem Zusammenhang steht. Denn 
es beschäftigt sich zunächst räumlich gar nicht mit den im Augenblick 
strittigen Gewässern, sondern mit den weiteren Küstengewässern 
Mecklenburgs, Rügens, Pommerns und Holsteins. Für sie 
will es den Beweis erbringen, daß es hier überall bereits im 

') Hier besteht allerdings ein Widerspruch in dem Gutachten selbst; 
vorausgesetzt, daß die Abschrift richtig ist. Auf S. 4 heißt es: „Der Uferstaat 
hat andererseits die friedliche Handelsschiffahrt und Fischerei auf dem Küstenmeer 
zu dulden, kann jedoch die Fischerei und Küstenschiffahrt auf diesem Meeres- 
teilen seinen eigenen Staatsangehörigen vorbehalten." Dieser Satz ist in sich 
widerspruchsvoll. Da es aber auf S. 7 heißt: „Dieses Recht (nämlich das 
Recht zur Ausschließung jeder anderen nebengeordneten Staatsgewalt) ist 
unbeschränkt in Ansehung des Eigenmeeres, dagegen in Ansehung des 
Küstenmeeres mit der Legalseroitut der Duldung fremder Schiffahrt und 
Fischerei belastet", so wird die oben im Text wiedergegebene Ansicht als die 
des Langfeldschen Gutachtens zu gelten haben. 

') Ich zitiere nach dem vermutlichen Erscheinungsort — Jahrbuch für 
Mecklenburgische Geschichte — „Jb" und behalte für das handschriftlich angedruckte 
ältere Archivgutachten die Bezeichnung „MG" bei. 

1* 

> 
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Mittelalter ein Küstengewässer im Rechtssinne gegeben habe'), 
und zwar von solcher Intensität der Rechte des Userstaates, 
daß er in ihm die Fischerei als landesherrliches Regal behandett 
habe. 

Der Zweck dieser Ausführungen ist bei dem unvollständigen 
Befunde der Arbeit nur zu vermuten. Ich nehme an, daß die 
Schlußfolgerung für den konkreten Fall die sein wird: Weil es 
bereits seit dem Mittelalter ein allgemeines Recht des Landes- 
herrn am Küstenmeer gibt, das sich aus seinem Recht am Sttand 
entwickell hat, so ist es ausgeschlossen, daß Lübeck an der Wasser- 
fläche bis zur Harkenbeck Rechte erwerben oder entwickeln konnte, 
die mit dieser Norm in Widerspruch stehen. Obendrein schließt 
der vorliegende Teil mit der Behauptung: „Gebietshoheit über 
die Küste ist Voraussetzung für das j)oheitsrecht am Küsten- 
gewässer"; eine Behauptung, die offenbar nach der angedeuteten 
Richtung weist, die dem in dem älteren Mecklenburger Archiv- 
gutachten Behaupteten durchaus entspricht. Eine Änderung ihres 
Standpunktes hat die neue Arbeit ja ohnehin nicht vorgenommen, 
was sie eingangs nicht ohne den Ausdruck besonderer Beftiedigung 
hervorhebt^). 

Hier habe ich die Ausführungen des Ib.-Gutachtens nur 
in Vergleich zu stellen zu dem Inhalt des Langfeldschen Gutachtens. 
Und da stellt sich zunächst ein grundsätzlicher Gegensatz heraus: 
Das Langfeldsche Gutachten verwirft die gesamten Zeugnisse 
einer älleren Entwicklung vor dem Ausgang des 17. Jahrhunderts, 
da sie durch neue Rechtsanschauungen erledigt seien; das Ib.- 
Gutachten legt aus den Versuch, die Rechtsansprüche Mecklenburgs 
als bereits durch den Zustand der ältesten historisch greifbaren 
Jahrhunderte begründet und erwiesen zu behandeln, den größten 
Nachdruck. So ist z. B. der sonderbare Widerspruch möglich, daß 
in zwei gleichzeitig von derselben Partei eingereichten gutachtlichen 
Äußerungen die eine die Entwicklung der Verhältnisse an den Ge- 
wässern vor Rostock als erledigte „Anmaßung" des Territorial- 
herrn abtut, während das Ib. S. 11 ff. „dieses Recht, dessen sich der 
Landesherr am Meeresufer des Rostocker Stadtgebietes ent- 

") Ib. S. SS und S. SS. 
«) Ib. S. 7. 
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äußerte", als ein Recht behandelt, das „ihm an seiner ganzen 
Küste zugestanden habe" und von grundsätzlicher Bedeutung für 
die Entwicklung der späteren Rechtsverhältnisse gewesen sei. Nach 
der Ansicht des einen mecklenburgischen Gutachtens ist also das, 
was dem anderen am meisten am Herzen liegt, worauf es den 
ganzen heutigen Rechtsanspruch Mecklenburgs aufbauen möchte, 
nichts mehr als eine Anmaßung, die keine Rechtsfolgen bleibender 
Art hinterließ und deshalb keiner weiteren Erörterung mehr 
bedarf! 

Die Dinge spiegeln sich eben in den Vorstellungen der beiden 
Gutachten grundverschieden wieder und führen deshalb zu einer 
ganz verschiedenen Taktik. Man wird sagen dürfen, daß das 
Langfeldsche Gutachten an sich der älleren Rechtsentwicklung 
mit einem größeren Verständnis für die Belange Lübecks gegen- 
übersteht als das Ib. Die Möglichkeit, daß Lübeck den auch 
vom Standpunkt des allgemeinen Völkerrechts einwandfreien 
Erwerbsgrund: Okkupaüon von Staatsgebiet an herrenlosem 
Gebiet, anführen könne, scheidet bei Langfeld dann nicht aus, 
wenn der älteren Rechtsentwicklung vor dem ausgehenden 17. 
Jahrhundert noch Bedeutung zukäme. Ich möchte annehmen, 
daß hier die Ursache der merkwürdigen Theorie des Langfeldschen 
Gutachtens liegt, daß ältere Besitztitel vor dem ausgehenden 
17. Jahrhundert keine Bedeutung haben sollen. Gewiß muß 
Langfeld damit auch die Aufstellungen des mecklenburgischen 
Archivgutachtens preisgeben, die schon für das Mittelalter ein 
umfassendes Recht Mecklenburgs an seinem Mstengewässer schlecht- 
hin — und damit, durch Analogieschluß, auch für die Strecke 
Priwall—Harkenbeck nachgewiesen zu haben glauben. Aber 
Langfeld ist sehr wohl bereit, diese Positionen als unwesenllich 
zu opfern, wenn damit nur Lübeck die Möglichkeit abgeschnitten 
wird, die noch aus dem eigentlichen Mittelalter stammenden 
Erwerbsgründe seiner Hoheitsrechte vorzubringen. Dieses takttsche 
Vorgehen des Langfeldschen Gutachtens würde aber nur dann 
Erfolg versprechen, wenn sein Satz zuträfe, daß den vor dem 
Ende des 17. Jahrhunderts festzustellenden Rechtsverhältnissen an 
Meeresteilen überhaupt keine Bedeutung zukomme, da sie durch 
den Wandel in den Anschauungen über Rechte an Meeresteilen 
beseittgt seien. Trifft dieser Satz zu? — 



II. 
Wenn man das Verhältnis der beiden jetzt eingereichten 

mecklenburgischen Gutachten miteinander und wiederum mit 
meinen Arbeiten zu der strittigen Frage vergleicht, so möchte 
es scheinen, daß eine unüberbrückbare Kluft zwischen völkerrecht- 
licher und rechtshiftorischer Behandlung der Fragen besteht. 
Das ist aber nur sehr bedingt der Fall, nämlich dann, wenn 
man, wie es Langfeld allerdings getan hat, sich ausschließlich 
auf den Boden des allgemeinen Völkerrechts stellt. Nun gibt 
es aber neben dem allgemeinen Völkerrecht ein partikulares. 
Es gibt sogar eine auf Triepel zurückgehende völkerrechtliche 
Lehrmeinung, die überhaupt nur partikulares Völkerrecht gelten 
lassen will. „Es gibt, wenn man so sagen darf, nur partikulares 
Völkerrecht, nur Sätze, die für zwei, drei, viele, niemals aber 
für alle Staaten gelten, und ein allgemeines Recht läßt sich 
aus diesen Einzelrechten nur im Wege der Vergleichung und 
durch Zusammenstellung der in mehreren oder vielen Staaten- 
gruppen gleichmäßig, aber kraft besonderer Rechtsquelle geltenden 
Rechtssätze gewinnen^)." Wenn sich diese Ansicht auch nicht 
in ihrer Zuspitzung hat durchsetzen können, wenn man ihr 
gegenüber auf das Vorhandensein von völkerrechtlichen Rechts- 
sätzen hingewiesen hat, die aus der gemeinsamen Rechtsüberzeugung 
erwachsen sind°), so wird andererseits darüber ebensosehr Über- 
einstimmung anzunehmen sein, daß gerade für die hier allein 
in Betracht kommenden Fragen des Grenzrechts zwischen Staaten 
nicht allgemeines, sondern partikulares Völkerrecht ausschlaggebend 
ist^). Auch darüber kann kein Zweifel sein, daß partikulares 

') Heinrich Triepel, Völkerrecht und Landesrecht. Leipzig 1899. S. 84. 
— Neuerdings, im Anschluß an Triepel, Ernst Radnitzky, Dispositives 
Völkerrecht, Österreich. Ztschr. s. össentl. Recht Bd. I, S. 659. 

°) Z. B. v. Liszt, Völkerrecht, 11. Auslage, 1918, S. 8: Unantastbarkeit 
der Gesandten. — Literatur bei v. Liszt, a. a. O. S. 8. Anmerkung 6: seiner: 
Georg Iellinek, Allgemeine Staatslehre, 3. Auflage S. 377 Anm. 1 und 
S. 479 Anm. 1. Insbesondere verweise ich auf E. Kaufmann: Das Wesen 
des Völkerrechts, 1911, S 168 und 169 ff. 

H Das hat für die „Eigengewässer" neuerdings Th. Niemeyer, 
Völkerrecht, 1923, S. 111, mit aller Schärfe hervorgehoben: „Daß nicht nur 
eigentliche Häfen, sondern auch natürlich geschützte Wassergebiete, wie Fluß- 
mündungen, Haffe, Förden, Wattenmeere, welche als,Eigengewässer' oder 
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Völkerrecht allgemeinem Völkerrecht vorgeht. Denn wirkliches 
Völkerrecht ist für die hier allein in Frage stehenden Verhältnisse 
nicht, wie das Langfeldsche Gutachten annimmt, auf dem Wege 
entstanden, daß neu auftauchende Lehrmeinungen konkrete Rechts- 
verhältnisse beseitigt haben, sondern gerade umgekehrt: die 
konkreten Beziehungen zwischen bestimmten Staaten haben das 
für sie geltende „Völkerrecht" geschaffen; oder, wie von Martitz 
es ausgedrückt hat: „Das Völkerrecht ist gegenseitiges Staaten- 
recht, nicht universelles Menschenrecht^)." Das Völkerrecht regelt 
eben die Beziehungen zwischen koordinierten Staaten, die ihrer- 
seits die das Recht setzenden Autoritäten sind. Und deshalb 
sind die innerhalb einzelner Staatengruppen bestehenden Rechts- 
verhältnisse den Sätzen des allgemeinen Völkerrechts überlegen. 

Bei näherem Zusehen besteht also zwischen der völkerrecht- 
lichen und rechtsgeschichtlichen Betrachtung derselben Verhältnisse 
nicht der scheinbar vorhandene unüberbrückbare Gegensatz. Nur 
ist vom allgemeinen Völkerrecht zunächst abzusehen. Seine 
Regeln, die ja durchaus nicht die Bedeutung einer bindenden 
Norm, sondern nur den von Schlußfolgerungen aus dem Vergleich 
einer Mehrzahl von partikularen Rechtsbildungen haben, haben 
nur subsidiäreBedeutung. Die Feststellung des partikularen 

als .geschlossene Gewässer' bezeichnet werden, den Binnengewässern 
gleichstehen, also der territorialen Staatshoheit unterliegen, ist unbezweifelte 
Maxime. Aber ob und wie sie für die einzelnen Fälle anzuwenden 
ist, richtet sich nach der konkreten Lage, so daß es sich immer um 
jus Singulare handelt."— Ähnlich ist der Gedankengang bei Stier-Somlo: 
in Hatscheck-Strupp: Wörterbuch des Völkerrechts, Bd. I, 1924, S. 780 ff, 
.Das geltende Völkerrecht über die Grenze der uferstaatlichen Herrschaft über 
Küstenmeere läßt sich nicht auf eine Formel bringen." Auf die Beurteilung 
der Fragen des einfachen Küstengewässers durch Niemeyer wird in 
Absatz V noch zurückzukommen sein. 

°) In: „Systematische Rechtswissenschaft", 1906, S. 428. — Vgl. auch 
Radnizki, a. a O.: „Das Völkerrecht ist durch und durch Vertragsrecht, 
und zwar nicht nur, soweit es gesetzt ist, sondern auch insofern es auf 
Gewohnheit beruht, da die Annahme eines jus suprs psrtes durch die 
Souveränität der Staaten und den Mangel eines ihnen überlegenen Wollens 
ausgeschlossen ist: auch das internationale Gewohnheitsrecht ist nichts anderes, 
als ein aus mehr oder minder ferner Vergangenheit stammendes Netz von 
stillschweigend oder durch traditionelle Handlungen abgeschlossenen Verträgen, 

^ ein Netz, das allerdings schon eine Dichtigkeit erlangt hat, die von der Konsistenz 
des objektiven Rechts kaum mehr zu unterscheiden ist." 
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Völkerrechts ist aber eine ausgesprochen rechts- 
geschichtliche Aufgabe. Sie laust auf nichts anderes hinaus, 
als die Feststellung des zwischenstaatlichen Gewohnheitsrechts. 
Und dieses zwischenstaatliche Gewohnheitsrecht hat bei den deutschen 
Staaten — den heutigen „Ländern" — einen besonderen 
Einschlag. Denn die Anfänge dieses zwischenstaatlichen Gewohn- 
heitsrechts gehen bei ihnen zurück bis in eine Zeit, wo diese 
Staaten noch keine Völkerrechtssubjette waren. Dies wurden 
sie endgüüig erst seit dem Westfälischen Frieden, wenn auch da 
noch nicht in vollem Umfange. Damit trat aber keineswegs 
eine grundsätzliche Änderung in dem Bestände der bisher zwischen 
ihnen untereinander vorhandenen rechtlichen Beziehungen auf 
dem Gebiete des Grenzrechts ein. Vielmehr entwickeln sie sofort 
partikulares Völkerrecht, indem sie die zwischen ihnen bisher 
vorhandenen Grenzen und grenzrechtlichen Verhältnisse, obwohl 
es sich dabei ursprünglich nur um Provinzgrenzen Handelle, 
nunmehr als Staatsgrenzen weiterbehalten, mochten auch diese 
Grenzen allgemein völkerrechtlichen Anschauungen — soweit 
solche damals überhaupt bereits vorhanden waren — durchaus 
widersprechen. Gerade für die zwischenstaatlichen Beziehungen 
zwischen Lübeck und Mecklenburg liegt ja in der reichsgerichtlich 
anerkannten, von den allgemeinen völkerrechtlichen Regeln durch- 
aus abweichenden Grenzregelung auf der Untertrave ein überaus 
deutlicher Beweis nach dieser Richtung hin vor. Maßgebend 
war auch hier das parttkulare Völkerrecht, das auf ein besonderes 
Staatsrecht zurückgeht, das zu einer Zeit bereits bestand, als 
Lübeck und Mecklenburg noch keine Völkerrechtssubjekte waren. 
Gerade das Reichsgerichtsurteil vom Jahre 1890 über Lübecks 
Hoheitsrechte über die Trave usw. ist der deutlichste Gegenbeweis 
gegen die Langfeldsche Theorie von der Überwindung bestehender 
Rechtsverhältnisse durch das Aufkommen von Vorstellungen 
des allgemeinen Völkerrechts. Es ist noch hinzuzufügen, daß 
auf der Obertrave von Oldesloe bis Lübeck, einst ein Wasser- 
weg von europäischer Bedeutung, bis 1847 Hoheit und Eigentum 
Lübecks bestand, obwohl sie auf beiden Seiten von stemdem 
Landgebiet umschlossen wurde. Das ganze Travegebiet, 
soweit es schiftbar war, von Oldesloe bis einschließlich 
der Travemünder Reede, stellt einen Sonderfall dar. 
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der zu verstehen ist aus der überragenden Stellung, 
die Lübeck in seiner wirtschaftlichen Nutzung und, im 
Zusammenhang damit, in seiner rechtlichen Beherr- 
schung einnahm. 

Nach dem Ausgeführten besteht also zwischen wirklichem, 
d. h. parttkularem Völkerrecht und zwischenstaatlichem Gewohn- 
heitsrecht im vorliegenden Falle keinerlei Unterschied. Die 
Kenntnis dieses wirklichen Völlerrechts ist aber nimmermehr 
auf dem von Langfeld beschrittenen Wege zu gewinnen, sondern 
allein auf dem Wege einer methodisch einwandsteien rechts- 
geschichtlichen Untersuchung. Wenn Langfeld erklärt, daß Lübeck 
bisher den Beweis eines unvordenklichen Besitzstandes nicht 
erbracht habe, so erkläre ich mit derselben Kürze, daß er in 
meinen früheren Arbeiten in einer Geschlossenheit erbracht ist, wie 
es wohl sellen in einem solchen Falle möglich war^). Allerdings 
reicht dieser Nachweis in eine Zeit zurück, die Langfeld 
ausgeschlossen zu sehen wünscht. Dieser Wunsch entbehrt aber 
der zwingenden Begründung. Auf das Nähere wird noch 
zurückzukommen sein. 

III. 
Nach den Ausführungen grundsätzlicher Art, wie sie der vorige 

Abschnitt enthielt, glaube ich das Langfeldsche Gutachten als 
Ganzes ablehnen zu müssen. Sein Satz: „Seitdem jedoch die 
von Hugo Groüus vertretene Rechtsansicht von der bindenden 
Kraft völkerrechtlicher Normen überhaupt und von der völker- 
rechtlich gesicherten Freiheit des Meeres insbesondere Gemeingut 
der Kulturnationen geworden war, ist diese Ansicht auch an 
Stelle alter hiervon abweichender mittelalterlichen Rechtsanschau- 
ungen getreten" — dieser Satz, der die Basis des ganzen 
Gutachtens bildet, ist zunächst in sich nicht unbedingt zutreffend, 
hat aber für die uns hier beschäftigenden Fragen überhaupt 

') Das Langfeldsche Gutachten setzt sich nicht nur über meine Arbeiten 
souverän hinweg, sondern auch über das, was die übrige Literatur zu den 
Verhältnissen der Lübecker Bucht bereits gebracht hat. Hierher rechne ich 
namentlich die von dem Völkerrechtler Walter Schücking festgestellte Tatsache, 
daß für den hier in Frage stehenden Fall das Gewohnheitsrecht zu entscheiden 
habe. Ich hatte zweimal darauf verwiesen. Ztschr. d. V. f. L. G. Bd. XXII, 
S. 4 Anm. 4, und 217 Anm. 1. Ich meine, allein diese eine Feststellung 
entzieht dem Langfeldschen Gutachten den Boden, auf dem es allein steht. 
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auszuscheiden. Denn die Gewässer, die hier in Frage 
stehen, gehören zu jenen Meeresteilen, für die der Satz vom 
msre liberum nicht, oder doch nur in beschränkter Weise, zu- 
trifft. Zudem hat er für die konkreten Verhältnisse der strit- 
tigen Gewässer überhaupt keine Bedeutung gehabt, wie sich aus 
der von mir gegebenen Darstellung der Entwicklung vom 16. 
bis zum 19. Jahrhundert einwandfrei ergibt"). Vielmehr 
galt hier ohne jeden Bruch das alte zwischenstaatliche Gewohn- 
heitsrecht. Gewiß trifft die Feststellung des Langseldschen 
Gutachtens zu, daß die heutigen Länder des Deuffchen Reichs 
vor ihrem Eintritt in den Norddeutschen Bund selbständige 
Staaten waren, und deshalb für die Abgrenzung ihres Gebietes 
die Regeln des Völkerrechts zu gelten hätten. Aber dieser Satz ist 
doch nur soweit berechtigt, als man den Vorrang des partikularen 
Völkerrechts anerkennt und den Regeln des allgemeinen Völker- 
rechts nur subsidiäre Bedeutung zugesteht. Auf letzteres bezieht 
sich aber fortgesetzt das Langfeldsche Gutachten, während es das 
Vorhandensein eines partikularen Völkerrechts ignoriert. Und 
deshalb fällt vor allem die Forderung des Langseldschen Gutachtens 
in sich zusammen, daß die ältere Rechtsentwicklung vor dem 
ausgehenden 17. Jahrhundert für die Prüfung des Lübecker 
Besitzstandes auszuscheiden habe. Damit ist aber von selbst 
wieder die Möglichkeit gegeben, daß der Besitzstand Lübecks auf 
der Reede durch Okkupation zu einer Zeit begründet wurde, 
als diese Wasserfläche herrenlos war. Okkupation von Staats- 
gebiet an herrenlosem Gebiet erkennt ja Langfeld selbst als eine 
auch vom allgemein völkerrechtlichen Gesichtspunkte aus rechts- 
wirksame Erwerbsart an. 

Insbesondere ist noch gegen die Ausführung des Langseldschen 
Gutachtens über die Reede Stellung zu nehmen. Auch hier sind 

^ Ich verweise nur auf den als Anlage IV zu meinem zweiten gedruckten 
Gutachten mitgeteilten Vergleich von 1826 (Ztschr. Bd. XXII S. 320; 106), den die 
Wette als Aufsichtsbehörde mit der Rechtskraft einer obrigkeitlichen Verordnung 
ausstattete (S. 320; 106 des S. A ). lLr behandelt gerade die Strecke Priwall— 
Harkenbeck als eine Wasserfläche, auf der Lübeck über die Fischerei zu verfügen 
hat. So wenig hat sich in den konkreten Verhältnissen des strittigen Meeres- 
teiles von etwa 1600 bis 1826 irgend etwas geändert! Es ist mir unbegreiflich, 
wie das Langfeldsche Gutachten an diesen offenkundigen Taffachen vorbeigehen 
konnte. 
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bei ihm Erwägungen allgemein völkerrechtlicher Art ausschlag- 
gebend. „Reeden" im Sinne des Völkerrechts sind nach der 
Ansicht Langfelds nur möglich, wenn das die Reede einschließende 
und beherrschende Festland im Eigentum desselben Staates 
steht. Dagegen bestehe „kein völkerrechtlicher Rechtssatz", welcher 
einem als „Reede" zu bezeichnenden Meeresteile als solchem 
und ohne Rücksicht auf seine räumliche Beziehung zu dem Ufer- 
staate den Charakter des „Eigenmeeres" zuerkennt. 

Demgegenüber ist zunächst einzuwenden, daß es aus den 
bekannten Gründen bindende allgemeine völkerrechtliche Sätze für 
den vorliegenden Fall überhaupt nicht gibt; ich erinnere hier an 
die scharfe Betonung des „ju5 singulsre" für Gewässer dieser 
Art bei Th. Niemeyer^'). Gerade bei den Formulierungen 
der allgemein-völkerrechtlichen Lehrbücher, auf die Langfeld sich 
bezieht, ist sehr deutlich zu erkennen, auf welchem Wege sie 
zustandegekommen sind: nämlich als Versuche, eine Formulierung 
zu finden, die es gestattet, eine möglichst große Zahl wirklicher 
oder gedachter Einzelfälle in sich aufzunehmen. Und da haben 
in der Tat verschiedene dieser Formulierungen die Umschließung 
der Reede als Wasserfläche durch das Land des die Reedehoheit 
besitzenden Staates in ihre Formulierungen aufgenommen. Aber 
durchaus nicht alle. Bei Perels z. B. (Das internationale 
öffentliche Seerecht, 2. Aufl., 1903, S. 32) heißt es im Hinblick 
auf die Häfen und Reeden: „Diefe Waffergebiete gelten, unabhängig 
von ihrer Konfiguration und Ausdehnung, als eigentümliche 
Gewäfser der Staaten, zu welcher fieihrerLagenachgehören." 
Das ist eine weitere, einer größeren Zahl von Fällen gerecht 
werdende Definition, die auch für die Verhältniffe der Trave- 
münder Reede anwendbar ift. Darin müßte man allerdings 
Langfeld beipflichten: „Ohne Rücksicht auf feine räumliche 
Beziehung zu dem Uferftaate" ift eine Reede im Rechtsfinne 
ebenfowenig denkbar wie eine Reede im nautifchen Sinne. 
Räumliche Beziehung zum Uferstaat und volles 
Umschlossensein von dem Lande des Uferstaates sind 
aber nicht gleichzusetzende Begriffe. Die räumliche Beziehung 
zum Uferstaat wird auf der Travemünder Reede durch die 

") Bgl. oben Anm. 7. 



12 

geographisch und wirtschaftlich enorm wichtige Tatsache hergestellt, 
daß die Reede von der sogenannten Außentrave, dem heutigen 
Fahrwasser, durchquert wird. Diese Beziehung war eben — ich 
beziehe mich hier auf früher bereits in aller Ausführlichkeit 
Mitgeteiltes — von ungemein größerer Wichttgkeit für die 
Entwicklung der Rechtsverhältnisse auf der Reede, als die 
Tatsache, daß sie auf einer Seite von nichtlübeckischem Lande 
begrenzt wird. Denn die Beziehungen dieses ftemden Uferstaates 
zu der bis zur Harkenbeck vor ihm liegenden Wasserfläche waren 
ursprünglich, d. h. als Lübeck seine Rechte auf der Reede 
begründete, gleich null, sind bis zur Stunde minimal geblieben'^), 
während die Beziehungen Lübecks zu derselben Wasserfläche 
ebenso mannigfalttg wie häufig intensiv waren"). Durch die 
Trave wird in diesem Falle die räumliche Verbindung von 
Reede und Uferstaat hergesteW. „Ihrer Lage nach", um die an- 
geführte Reededefinitton von Perels wieder anzuführen, „gehört" 
die Travemünder Reede bei der Besonderheit ihrer geogra- 
phischen Lage eben nicht unbedingt zum Uferstaat, sondern zu 
dem Lande, zu dem ihre intensivsten, man kann auch sagen: 
einzigen wirtschaftlichen und rechtlichen Beziehungen durch die 
Trave vermittelt werden. Das ist eben Lübeck. Ich möchte 
nicht sattsam erörtertes, von Langfeld leider ignoriertes Material 
abermals anführen. Aber ein neues Stück aus dem 16. Jahr- 
hundert, das bisher nicht verwendet worden ist, möchte ich 
doch in der Anlage mitteilen. So deutlich wie nur möglich 
kommt in ihm die Bedeutung der Wasserfläche vor der Trave 
als Reede im wirtschaftlich technischen Sinne zum Ausdruck. 
Schiffe, so heißt es hier, die „auf die reyde" kommen und 
löschen müssen, „ehe sie binnen kommen können", bedienen sich 
dazu noch auf der Reede selbst Leichterschiffe. Damit auch 

") Das erkennt auch das Langfeldsche Gutachten indirekt an, wenn es 
feststellt, daß „die nichtlübischen Fischer, insbesondere die mecklenburgischen, 
von dem Fischfang auf diesem Gebiete tatsächlich fast ganz ausgeschlossen" 
seien. Nur ist hier zu berichtigen, daß dieser Ausschluß nicht erst durch 
„neuerdings" erlassene lübische Verordnungen erfolgt ist, sondern daß diese 
Verordnungen über 300 Jahre zurückreichen. Vgl. mein zweites Gutachten, 
Ztschr. Bd. XXIl S. 298 (84). Vgl. auch dazu die neuerdings von Mecklen- «. 
bürg und Lübeck veranlaßten Zeugenaussagen. 

") Vgl. Ztschr. Bd. XXII S. 258 (44) ff. 
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kein Zweifel übrig bleibt, daß es sich um die Wasserfläche vor 
dem Ausfluß der Trave handelt, nicht etwa um eine in der 
Binnentrave gelegene Reede, ist zweimal der Lageplatz der 
löschenden Schiffe mit „See" bezeichnet (§§ 1 und 7). Der ganze 
Vorgang beim Löschen der Schiffe auf der Reede hat durch 
Franz Siewert, der das Stück in seinen „Rigafahrern" veröffentlicht 
hat, auf Grund dieser Urkunde selbst eine so anschauliche Schilderung 
erfahren, daß ich mich darauf beschränke, auf sie hier zu verweisen "). 

Es wirkt doch in hohem Grade befremdlich, wenn bereits 
Quellen des 16. Jahrhunderts ein so anschauliches Bild von 
dem seemännischen Leben auf der Reede geben, und man dann 
im Langfeldschen Gutachten liest, die Travemünder Reede sei 
keine Reede mit jenen juristischen Folgen, die das Völkerrecht 
an sich zwar Reeden zulege, der Travemünder Reede aber nicht 
— da nicht das ganze die Reede einschließende Festland im 
Besitz des lübeckischen Staates stehe. Das würde etwa bedeuten, 
die gesamte, ohne ihre erweiterte Meeresherrschast auf der 
Reede undenkbare Geschichte Lübecks und der Hanse aus 
dem Grunde zurückzurevidieren, daß vor dem Traveausfluß 
keine Reede von ausreichender Ausdehnung nach den heutigen 
Anschauungen des allgemeinen Völkerrechts enfftehen konnte, 
weil die Uferflächen nicht alle zu Lübeck gehörten! Man sieht 
deutlich, wie sich ein Verfahren von selbst sci sbsurclum führt, 
das die realen Dinge an gewissen Begriffen allgemeiner Art 
mißt und ihnen ihre Realität abspricht, wenn sie nicht in allem 
diesem abstrakten Schema enffprechen. Das heißt denn doch, 
dem Verhältnis von wirklichem Leben und Rechtsnorm zu 
wenig gerecht werden. Die Lösung ist einfach die: die Zu- 
gehörigkeit der Ufer zum Gebiet des Staates, der Reedehoheit 
hat, ist ebensowenig notwendige Bedingung für das Entstehen 
einer Reede im Rechtssinne, wie es für Lübeck der Besitz des 
rechten Ufers der Untertrave war, um die Hoheit über die Trave 
bis zum jenseitigen Ufer zu erwerben und den Besitz aufrecht- 
zuerhalten. Es kann demnach nicht zugegeben werden, daß die 
bisher von Lübeck vertretene Auffassung seiner Rechte, auf der 
Reede im besonderen, irgendwie durch das Langfeldsche Gut- 

") Franz Siewert, Geschichte und Urkunden der Rigafahrer in Lübeck. 
H. Gesch.'Ouellen R. F. Bd. I, 1897. S. 203. 
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achten erschüttert oder beseitigt wäre. Dagegen wird man sür 
das weitere mecklenburgischeKüstengewässer jenseits der Harkenbeck 
sich der Ansicht Langselds von den nur begrenzten Besugnissen 
des Uferstaates an seinem Küstengewässer, namentlich seiner Ver- 
pflichtung, im Küstengewässer fremde Fischerei zu dulden, anzu- 
schließen haben. Aber gerade hier vertritt nun das zweite 
mecklenburgische Gutachten einen entgegengesetzten Standpunkt. 
Ihm gelten die folgenden Ausführungen. 

IV. 
s) Der vorliegende Teil des Archivgutachtens (Ib.) ist trotz 

seiner Länge eigentlich nur eine Auseinandersetzung mit dem 
zweiten Abschnitt meines letzten Gutachtens"). Sein Zweck ist, 
nachzuweisen, daß es ein landesherrliches Regal am Msten- 
gewässer von Holstein bis Pommern schon im Mittelalter gegeben 
habe, und daß infolgedessen für eine Sonderrechtsbildung auf 
der Lübecker Reede, namentlich auf ihrem Mecklenburger Ufer, 
überhaupt kein Platz sei"). Damit ist die Erörterung der 
strittigen Fragen auf eine Bahn geraten, die eine Lösung nicht 
fördert, sondern unmöglich machen würde, wenn man ihr wirklich 
folgen will. Viele Seiten umfassende Erörterungen über die 
Verhältnisse des Wismarer Hafens, die Interpretation des 
Rügenschen Landrechts, der Fischereiverhältnisse an der pommern- 
schen Küste folgen aufeinander. Die Diskussion ufert aus zu einer 
Erörterung der Rechtsverhältnisse an den Küsten der gesamten 
deutschen Ostsee. Aber einer Erörterung, die unter einer ganz 
bestimmten Einstellung erfolgt und in ihren einzelnen Teilen 
nichts weniger als abschließend ist. Wie die Verfasser selbst 
erklären, haben sie zu dem, was sie allein über den Wismarer 
Hafenprozeß bringen, „Monate" gebraucht (S. 30). Wollte ich 
das alles wirklich nacharbeiten, was wiederum nicht ohne Studien 
in fremden Archiven möglich wäre, so hätte ich auch Monate 

'°) Das Ib. enthält eine Reihe von Bemerkungen polemisch-persönlicher 
Art, die nicht ganz unwidersprochen bleiben können, deren lkrörterung aber 
nicht notwendig zur Sache selbst gehört. Ich habe das Notwendige in 
besonderen Exkursen (s—ci) zusammengestellt und diese am Ende beigesügt. 
Aus sie beziehen sich die Verweise s—<i. 

") Ztschr. Bd. XXII S. 220 (6) — 234 (20). 
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nötig. Das Gericht würde vor schließlich unmögliche Aufgaben 
gestellt. 

Aber es bedarf dieser endlosen Umwege überhaupt nicht, 
um ans Ziel zu kommen; der Gedankengang des Ib. ist im 
wahrsten Sinne des Wortes abwegig. Denn das zwischen- 
staatliche Gewohnheitsrecht wird ebensowenig durch 
allgemein völkerrechtliche Erörterungen wie durch Ana- 
logieschlüsse zu doch nur unzureichend untersuchten 
Verhältnissen an Meeresteilen, die weit ab von den 
jetzt in Frage stehenden liegen, gefunden. Das zwischen- 
staatliche Gewohnheitsrecht ist vielmehr nur festzustellen 
durch sorgfältige und erschöpfende Aufarbeitung des 
für die strittigen Gebiete selbst vorliegenden Materials 
als Ganzem. Soweit sich aus ihm positive Ergebnisse ermitteln 
lassen, können sie allerdings in Vergleich gesetzt werden zu 
Fällen, bei denen innere Gründe für eine Verwandtschaft sprechen. 
Erwägungen solcher Art kann aber nur ergänzende, nicht 
beweisende Bedeutung zukommen''). Jedenfalls ist es ganz 

") Als Analogieschlüsse von sekundärer Beweiskrast habe ich z. B. 
Ztschr. Bd. XXII S. 222 ff. die sonderrechtlichen Bildungen aus den Wasserflächen 
seewärts vor den Städten Wismar und Rostock verwertet. Ich habe hervor- 
gehoben, daß Sonderrechtsbildungen solcher Art im wirtschastlichen Zusammen- 
hang mit dem Schiffahrts- und Fischereibetrieb einzelner Städte entstanden sind. 
Durch die Zusammenstellungen des Ib. ist diese Reihe noch um das instruktive 
Beispiel von Kolberg vermehrt (Ib. Anlagen S. 20 — Pomm. U. B. II, Nr. 794). 
Vor allem ist in diesem Zusammenhang aber auf Schleswig und sein Recht 
anderSchleizu verweisen. Der Hinweis ist deshalb von aktueller Bedeutung, 
weil am 20. Januar 1922 von dem Landgericht Flensburg ein Urteil 
zugunsten der in ihrem ausschließlichen Fischereirecht auf der Schlei von der 
Stadt Kappeln als Anlieger an der Schlei angegriffenen Stadt Schleswig 
erfolgt ist. Die eingehende und in ihrer Verwertung der rechtsgeschichtlichen 
Zusammenhänge mustergültige Urteilsbegründung gibt das Bild eines dem 
zur Verhandlung stehenden allerdings ungemein ähnlichen Falles. Das Urteil, 
das ich in einer beim Staatsarchiv Kiel deponierten Abschrift benutze, wird 
noch gelegentlich zu verwerten sein. Es handelt sich bei der Schlei, wie das 
Urteil ausdrücklich hervorhebt, um einen Teil der Ostsee, einen Meeresarm, 
nicht etwa um einen Binnensee mit Abfluß nach dem Meere. Ein Schleswiger 
Fischereirecht auf der Schlei, das das Urteil als eine ausschließliche Gerechtigkeit 
interpretiert, begegnet bereits im Schleswiger Stadtrecht von etwa 1280 
(De visher moghen vrigh vischn aver all den Slyg). Trotzdem erfolgt 1480 
in der Form eines Privilegs eine Neuverleihung in dem sogenannten Schlei- 
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unzulässig, einwandfrei nachgewiesene Tatsachen der in Frage 
stehenden Einzelentwicklung durch Analogieschlüsse entkräften zu 
wollen. 

Ich werde mich unter diesen Umständen in der Erwiderung 
auf den vorliegenden Teil des Ib. so knapp wie nur möglich 
fasftn, ohne mich auf Diskussionen über Einzelheiten einzulassen''). 

brief. Hier verleiht König Christian die Schlei „frei und ungehindert zu ihrer 
Fischerei, Wandel, Schissahrt und Nahrung von der genannten unserer Stadt 
Schleswig an, zu beiden Seiten des Landes, bis an das ofsene Meer oder 
die Salzsee, eine Meile (? im Original: „ein wecke sees") weit außer- 
halb von Schleimünde zu gebrauchen, ohne irgendwelche Behinderung 
oder Beschwer." Der enge wirtschaftliche Zusammenhang des Wassers vor 
und hinter Schleimünde kommt hier besonders deutlich zum Ausdruck; im 
weiteren Text der Urkunde heißt es noch: „den frommen Kaufmann hin- und 
zurückzusegeln und zu beschicken". (Ich gebe das in schwerverständlichem 
Niederdeutsch geschriebene Stück wieder in der für das Landgericht Flensburg 
angefertigten sachgemäßen Übersetzung.) Wenn es auch 1874 zu einem 
Verzicht der Stadt auf ihr Fischereirecht an der unteren Schlei (von Arnis an) 
kam, so hat sich ihr ausschließliches Fischereirecht trotz mehrfacher Übergriffe 
durch die Anlieger bis heute gehalten und ist 1922 durch das Flensburger 
Urteil geschützt worden. Der einzige Irrtum, der mir in der Urteilsbegründung 
aufgefallen ist, ist der irrtümliche Schluß aus dem Worte „Strom", das auch 
hier für das dem nutzbaren Hoheitsrecht unterstehende Wasser der Schlei 
gebraucht wird. Das Urteil folgert daraus, daß man zur Zeit der Anwendung 
dieses Wortes die Schlei zu Unrecht „als Binnensee oder als Strom" aufgefaßt 
habe. Das trifft nicht zu; „Strom" bedeutete eben das Hoheitsgewäfser fchlechthin, 
z. B. auch die Travemünder Reede und die Kieler Förde. (Mitt. d. Gef. f. 
Kieler Stadtgesch. 23 S. 313.) Über die Bedeutung des Wortes Strom vgl. 
Ztfchr. Bd. XXll S. 25 Anm. 45 und S. 296 s82I.) Die Polemik des Ib. gegen den 
von mir nachgewiefenen Strombegriff (S. 18 ff. in der Anm.) ist mir namentlich 
gegen Ende unverständlich. Lübeck soll 1575, als es für fein Recht auf dem 
Dassower See ins Zeug ging, das Wort „Strom" nicht im Sinne eines 
Hoheitsgewäsfers haben verwerten können, weil das ja erst noch bewiesen 
werden solllel Lübeck dachte gar nicht daran, den Dassower See anders zu 
benennen als mit einem Worte, das seine Rechte an ihm ausdrückte. — In 
dem Schreiben der Herzöge Albrecht und Magnus an Lübeck vom Jahre 1477 
(St.-Arch. Lübeck, Mecklenburg, Bol. VII) ist bet den Worten: „schepe, dede 
uppe unseme ströme gruntroringe don" die Srtlichkeit allerdings nicht fest zu 
bestimmen. Jedenfalls ist aber hier das Wort Strom wieder für ein Stück 
Meer verwandt, und zwar ein überflutetes Stück Strand, auf dem die Schiffe 
nicht fahren können, sondern eben stranden. Also ein weiterer interessanter 
Beleg für das Wort Strom im Sinne einer als Hoheitsgewässer in Anspruch 
genommenen nicht schiffbaren Wasserfläche am Meeresufer. 
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Maßgebend bleibt die Rücksicht auf den schwebenden Prozeß 
und die Erleichterung, nicht Erschwerung seiner Durchführung. 

b) Da stelle ich zunächst fest: Das Jb. hat ebensowenig 
wie das angedruckte Gutachten des Archivs den Nachweis eines 
landesherrlichen Regals am mecklenburgischen Küstengewässer 
erbracht. Nicht für die gesamte mecklenburgische Küste und 
erst recht nicht für das mecklenburgische Ufer der Travemünder 
Reede oder das sich daran anschließende mecklenburgische Küsten- 
gewässer von der ^arkenbeck ostwärts. Das Urkundenmaterial 
für Mecklenburg selbst hat sich nicht, wie das nach den trium- 
phierenden Bemerkungen auf S. 29 scheinen möchte, vermehrt, 
sondern vermindert. Die Urkunde M.U.B. ll Nr. 876, im 
vorigen Bericht eine j)auptstiis;e für die angenommene Regalität, 
gibt das Jb. jetzt selbst auf (S. 11). Die beiden als Fälschungen 
verdächtigten Urkunden des Klosters Doberan, die in der 
Literatur (Techen) längst bekannt waren, sind doch nur ein 
zweifelhafter Gewinn. Auch sprechen sie nur, soweit sie 
genauere Angaben bringen, vom Zoll, der von dem ge- 
machten Fange erhoben wurde. Angaben solcher Art haben 
aber mit einem Fischereiregal nichts zu tun. Sie sind zu be- 
werten wie die schon im beginnenden 13. Jahrhundert als 
landesherrliche Einnahmen beliebten Zölle auf den Seeverkehr, 
wie sie in besonderer Deutlichkeit, übrigens hier in Verbindung 
auch mit der Verzollung des Heringsexports, das Rügener 
Privileg für die Lübecker Händler und Fischauftäufer auf Rügen 
behandelt"). Wenn ich also von den Urkunden für Rostock und 

Wismar absehe, so bleibt als die einzige Stütze des angeblichen 
mecklenburgischen Fischereiregals an der ganzen mecklenburgischen 
Mste nichts weiter übrig als jene Urkunde von 1219 mit der 
Nachricht von der „climiciia piscsturs juxts msre". Für sie 

") L. U. B. I, S. 32 f. Vgl. dazu für den noch bedeutenderen Herings- 
fangplatz des Mtttelalters, Schonen, Dietrich Schäfer, Das Buch Lübeckifchen 
Vogtes auf Schonen. 1887. S. IXXXIV: „Den Heringsfang durch Zölle 
zu einer Einnahmequelle zu machen, fcheint uralter Brauch der Krone gewefen 
zu fein, der fich ja auch vollauf rechtfertigte durch die Notwendigkeit, im Namen 
der Krone den Frieden und die Ordnung aufrechterhalten zu laffen." Ein 
Forfcher wie Dietrich Schäfer kommt überhaupt nicht auf den Gedanken, den 
„Heringszoll" mit einem königlichen „Fifchereiregal" in Berbindung zu bringen. 

Ztichr. d. «.,s. L. G. XXIV, 1. 2 
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bleibe ich bei meiner Deutung, der sich übrigens auch Techen 
angeschlossen hat, als er sie kennen lernte; die Bundesgenossen- 
schast dieses sachkundigen Forschers, die das Ib. S. 14 hervor- 
hebt, ist also zu streichen^b). Es bleibt dabei: Mit Ausnahme 
der Fälle von Wismar und Rostock °) bringt das M.U.B. 
trotz des großen Aufwands von Polemik nichts, was für ein all- 
gemeines Regal des Landesherrn an der Küste zu verwerten wäre. 

Zu den Versuchen, das, was für die eigene mecklenburgische 
Überlieferung fehlt, in holsteinischem und pommerschem Material 
Ersatz zu finden, bemerke ich zunächst, daß ich die Interpretation 
der holsteinischen Urkunde des Jahres 1252 im Sinne des Fischerei- 
regals entschieden ablehne. Ich bleibe dabei, daß es sich in ihr 
ausschließlich um Vergünstigungen handelt, die den lübischen 
Fischern im ganzen Land gebiet der Grafen, soweit es ans Meer 
stößt, erteilt werden. Der „freie" Genuß der Fischerei besagt 
nichts anderes, als die Freiheit von dem ttieloneum, bedeutet: 
Abgabenfreiheit vom Fange. Die Erhebung des tüeloneums 
hat aber hier ebensowenig mit einem Fischereiregal zu tun, wie 
auf Rügen oder in Schonen. Als sehr gewichtige Stütze dieser 
Interpretation verweise ich auf folgendes: Als wenige Jahre 
vorher (1247) die holsteinischen Grafen der Stadt Lübeck unter 
anderem auch ein Fischereirecht in holsteinischen Binnengewässern 
einräumen l„in squis nostris")^"), da werden die Ausdrücke 
gebraucht: „conceciimus jus piscnncii." Hier handelt es sich 
zweifellos um Gewässer, über die den Grafen als ihrem Eigentum 
das Regal zustand. Wie ganz anders ist aber hier die Formulie- 
rung I Obendrein wird in dieser Urkunde von 1247 das Wort 
„liber" gerade im Zusammenhang mit der Freiheit von einem 
tbeloneum verwendet. Dazu vergleiche man die entscheidenden 
Worte des Privilegs von 1252: „piscstione libere lrui ckebent". 
Daß damit etwas anderes gemeint ist, als mit den „conceclere 
jus piscsncti" von 1247 liegt doch offensichtlich zutage. 

'°) Die Beweisführung des Ib <S. 15) wird dadurch nicht verbessert, 
daß sie meint: „in dem juxt» läßt sich der Begriff... ,an der Küste entlang 
mitfühlen'." Im übrigen ist weder hier noch sonst bei einzelnen isolierten 
Urkunden eine absolut zwingende Interpretation zu gewinnen. Deshalb deren 
relativ geringe Bedeutung. 

«) L. U. B. I S. 121 f. 
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Die Hauptstütze für die Theorie eines landesherrlichen 
Fischereiregals am Küstengewässer sind aber im Ib. die neu 
herangezogenen Urkunden aus den Gewässern Rügens, Usedoms, 
Wollins, Neu-Vorpommerns und Pommerns. Auf sie näher 
einzugehen, liegt im Rahmen dieses Prozesses kaum Anlaß vor. 
Zudem sind die Gewässer im westlichen Teile dieses Gebietes 
zum größten Teile Hasse, Bodden usw. und heben sich geographisch 
und rechtlich scharf von dem Gewässer vor der mecklenburgischen 
Küste ab. Daher auch die so ungleich größere Zahl von Urkunden 
als in Mecklenburg. Auch etwas anderes hätte das Ib. vor 
der einfachen Gleichsetzung dieser Verhältnisse mit denen des 
mecklenburgischen Küstengewässers bewahren sollen. Die Be- 
gründung des preußischen Fischereigesetzentwurfes bemerkt in 
den Erläuterungen zu den W 6—8 des Fischereigesetzes vom 11. 
Mai 1916: „Ferner wird durch den § 8 die Befugnis zum freien 
Fischfang für den Regierungsbezirk Stralsund ganz ausgeschlossen, 
da dort die Küstenfischerei kraft Provinzialrechts staatliches Regal 
ist." Wir haben es also hier noch heute mit ausgesprochenen 
Sonderoerhältnissen zu tun, während das preußische Fischerei- 
gesetz im übrigen ja auf dem Grundsatz steht, daß „in den 
Küstengewässern, an denen kein Eigentum besteht, jeder Deutsche 
freien Fischfang hat" (§ 6), also z. B. auch im ganzen Bereich 
der holsteinischen Küste, wo nach den Ansichten des Ib. einst 
die Wstenfischerei Regal gewesen sein soll! Nur an der Schlei 
und dem sogenannten Neustädter Binnengewässer — beides 
anerkannte Meeresteile — besteht Eigentum und Regalität, die 
den Städten Schleswig und Neustadt heute zugehören. — Bei 
dem konservativen Charakter des Fischereirechts hätten sich doch 
die Verfasser des Ib. die Frage vorlegen müssen, wie es heute 
mit dem für die ganze südliche OstseeMste proklamierten Fischerei- 
regal bestellt ist. Die nicht wegzuleugnende Tatsache, daß es 
ein solches Regal heute nicht gibt — die Stralsunder Verhält- 
nisse betreffen kein gewöhnliches Küstengewässer —, hätte dann 
doch wohl zu denken gegeben. Wann und wie soll denn diese 
Fülle landesherrlicher Rechte verloren gegangen sein? 

Nun bringt das Ib. — allerdings ohne es zu bemerken — 
ein einziges Zeugnis aus den Akten, das die mecklenburgische 
Auffassung über sein Fischereirecht in seinem wirklichen oder 

> 2* 
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beanspruchten Küstengewässer wiedergibt. Es ist die in der 
Anmerkung 74 abgedruckte amtlich formulierte Frage, die 1616 
den mecklenburgischen Zeugen vorgelegt wurde. Sie ist erfolgt 
in dem Fischreusenstreit desselben Jahres, hat also unmittelbare 
räumliche Beziehung zu dem strittigen Gewässer. Hier nimmt 
Mecklenburg für sich Strand und Strandgerechtigkeit in Anspruch, 
soweit „die Schiffe und die rechte Tiefe des Meeres gehet". 
Weder den Lübeckern noch sonst jemandem gestehe es „das 
allergeringste außerhalb der gemeinen Fischereyen" zu. 
„Gemeine Fischereien" — das hat doch mit Fischereiregal jedenfalls 
nichts, wohl aber mit Gemeingebrauch an der Fischerei etwas zu 
tun. Für die Reede selbst allerdings war die Behauptung eines 
Gemeingebrauchs an der Fischerei seitens Mecklenburg eine 
unzutreffende Behauptung, da Mecklenburg in der Kampfaktion 
von 1616 die Reede glaubte ignorieren zu können und nur 
mecklenburgischen Strand und freie Osffee anerkennen wollte"). 
Um so instruktiver ist aber deshalb diese Formulierung für die 
eigene Auffasfung Mecklenburgs über die Fischerei unmittelbar am 
mecklenburgischen Sttande dort, wo vor ihm die „freie Ostfee" 
lag. Und das ttifst bereits unmittelbar neben dem fttitttgen 
Platze von 1616 zu, nämlich in dem Küftengewäffer östlich der 
Harkenbeck. Hier gatt also Gemeingebrauch. Und so zerstören 
diese 4 vom Ib. selbst mitgeteitten Worte den ganzen kunstvoll 
aufgeführten Bau, der allerdings ohnehin auf dem schwankenden 
Grunde eines Netzes unzureichender Analogieschlüsse stand und 
aufrecht erhalten wurde, obwohl die positiven Angaben der 
Quellen für das mecklenburgische Küstengewässer an der Lübecker 
Bucht, erst recht aber für die Strecke Priwall—Harkenbeck, der 
Behauptung, es habe an dem mecklenburgischen Küstengewässer 
in der Lübecker Bucht ein Regal des Landesherrn bestanden, 
direkt widersprechen"). 

c) Es bleibt wenig, was sonst noch in den langen Aus- 
Mrungen des Ib. für die Prozeßfrage überhaupt in Bettacht 
kommt. Es ift eigentlich nur noch der Versuch zu nennen, eine 

") Dgl. Ztschr. Bd. XXII S. 285 (71) ff. 
Ich zittere nur: Ztschr. Bd. XXII S. 21 (für das mecklenburgische 

Mstengewässer jenseits der Harkenbeck): ebd. S. 268 (54) ff. S. 2V5 (81) ff. 
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Abgrenzung für die neuen mecklenburgischen Hoheitsansprüche 
seewärts zu gewinnen. Auch er baut sich wiederum auf überall 
herbeigeholten Analogieschlüsse auf. Seine Grundlage soll die 
Behauptung der mecklenburgischen Kommissare von 1616 abgeben, 
die bei der Harkenbeck herzogliche Strandgerechtigkeit soweit be- 
anspruchten, als „die Schiffe und die rechte Tiefe des Meeres gehet". 
Dabei ergibt sich aus dem Verlauf des Fischereistreits und ins- 
besondere durch die Tatsache der erneuten und widerspruchslosen 
Fischreusenzerstörung von 1658 auf diesem „erweiterten" Strand- 
gebiet zweifelsfrei, daß es sich hier nur um von Mecklenburg 
vorgebrachte Behauptungen handelte, Parteibehauptungen, die sich 
auch nicht im mindesten durchgesetzt haben"). Es sei hier auf 
das oben") erwähnte Urteil des Flensburger Landgerichts vom 
20. Januar 1922 verwiesen, welches den Streit um das Fischerei- 
recht der Stadt Schleswig auf der Schlei in allen Einzelheiten 
und als Ganzes behandelt. Auch hier haben die Anlieger 
versucht, durch Anlage von Reusen usw. das Fischereirecht der 
Stadt zu stören — genau, wie es 1616 die mecklenburgischen 
Adligen taten. Hier, bei einem Meeresteil, der so stark in das 
Landinnere einschneidet, haben diese Übergriffe in das aus- 
schließliche Fischereirecht der Stadt früher eingesetzt; schon 1480, 
im Schleibrief, wettert König Christtan zugunsten der Stadt 
gegen die Eingriffe der Anlieger mit stehendem Gerät. „Davon 
soll ihnen nichts belassen werden. Solche Hamenzäune und 
Pfähle sollen ganz gründlich und vollständig herausgezogen, 
weggenommen und entzwei gebrochen werden und bei Hals 
und Galgen nicht wieder gesetzt werden." In der Tat ist in 
der Folgezeit nach diesem Rezept verfahren worden, wenn auch 
die Stadt Schleswig nicht immer die nöttge Energie aufbrachte. 
Zu diesem Zerstören der Pfähle usw. bemerkt nun das Urteil: 
„Deutlicher kann der Ausschluß Dritter nicht ausge- 
sprochenwerden." Es ist meines Erachtens ein höchst sonder- 
bares Beginnen des Jb., diese schlechthin enffcheidende Akte der 
rücksichtslosen und bewußt unter größter Publizität vollzogene 
Zerstörung der mecklenburgischen Fanggeräte auf der strittigen 
Wasserfläche zu ignorieren und statt dessen die Behauptung der 

") Ich verweise auf Ztschr. Bd. XXll S. 292 (78) sf.. 294 (80) ff. 
«) Dtzl.'oben S. 15 Anm. 17. 
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mecklenburgischen Kommissare mit einer Bedeutung auszustatten, 
die den seststehenden Tatsachen einfach ins Gesicht schlägt. 

Ein typisches Beispiel dieser Methode, alles was für das wirklich 
zur Erörterung stehende Wassergebiet an einwandfreien Quellen 
in geschlossenem Zusarnmenhang beigebracht ist, zu ignorieren 
und statt dessen auf höchst umständliche Weise angebliche Analogien 
herbeizuschaffen, denen Beweiswert zugeschrieben wird, ist die 
vom Jb. gebotene Behandlung der Strandungsfälle''), die für 
die Ausdehnung des mecklenburgischen Küstengewässers mit ins 
Feld geführt wird. 

Auch hier wird wieder die Möglichkeit, daß auf der Trave- 
münder Reede besondere Rechtsverhältnisse bestanden haben 
könnten, von vornherein ignoriert und Material über Strandungen 
von verschiedenen Teilen der mecklenburgischen Mste heran- 
gezogen. Dieses Ignorieren geht sogar soweit, daß das Jb. 
einen besonderes deutlichen und aktenmäßig in allen Einzelheiten 
beleuchteten Strandungsfall, der sich auf der Reede selbst abgespielt 
hat, einfach unterdrückt, obwohl er durch meine Arbeiten hin- 
reichend bekannt war"), und obwohl meines Wissens Schwerin 
vom Lübecker Archiv über diesen Fall Aktenabschrist erbeten und 
erhalten hat^^). Statt dessen werden in der Anlage lil acht 
Nachrichten über Strandungsfälle an verschiedenen Stellen der 
mecklenburgischen Küsten angeführt. Von ihnen beziehen sich 
nur 1 und 2 auf die Travemünder Reede. Daß sie der von 
mir gegebenen Darstellung nicht widersprechen, ist eine sehr 
bescheidene Feststellung. Die übrigen Fälle sind nur unnötiger 
Ballast, der nicht hierher gehört. 

Ich bleibe demgegenüber auf dem Boden der für das Reede- 
gebiet nachgewiesenen Fälle, die vollkommen einwandfrei erge- 
ben, daß von Mecklenburg im Reedegebiet gestrandete Schiffe 
nur dann für das mecklenburgische Strandrecht in Anspruch 

«) Ztschr. Bd. XXII S. 266 (52) 
") Die Abschrift wird in Schwerin nicht unbedingt gefallen haben. Denn 

in ihr berichtet der Travemünder Vogt entrüstet über das Verhalten der 
Mecklenburger gegenüber den Leuten, deren Gut z. T. an den mecklenburgischen 
Strand getrieben war. Die Leute seien „spoliert" worden; „ja, wen man in 
barbarien queme, kunte kenen Christen ken ärgeres widerfaren", meinb^der 
Travemünder Vogt. 
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genommen werden konnten, wenn die Löschung und Bergung 
von Mecklenburg aus ohne Boote, sondern irgendwie in körper- 
licher Berührung mit dem Strande selbst"'), vorgenommen 
werden konnte. Und ich stelle weiter sest, daß diese Auffassung 
vortrefflich unterstützt wird durch die von Techen und mir bereits 
erörterten"^), vom Ib. jetzt in aller Breite behandelten Fälle, 
die sich im Wismarer Gewässer abspielten, 1669 und 1728, also 
zu einer Zeit, wo hinter Wismar die schwedische Macht stand, 
eine Taffache, die Mecklenburg damals zu einer respektvollen 
Behandlung der Wismarer Hafenrechte veranlaßte""). Die grund- 
sätzliche Gleichheit in der Behandlung der Abgrenzung der 
Kompetenzen in den Gewässern vor Wismar und auf der Trave- 
münder Reede an ihrem mecklenburgischen Ufer sind selbstver- 
ständlich für den von Lübeck vertretenen Standpunkt wertvolle 
und willkommene Stützen""). 

Der Versuch, die Behauptung der mecklenburgischen 
Kommissare zu retten, daß nämlich am Ufer der Travemünder 
Reede die mecklenburgische Strandgerechtigkeit so weit reiche, als 
„die Schiffe und die rechte Tiefe des Meeres gehet", ist also 

") Das ist der Sinn der verschiedenen Formulierungen: die Herrschaft 
des Strandes, wenn fremdes Hoheitsgewässer davor lag (bei Wismar und 
am Mecklenburger Ufer der Travemünder Reede), reiche so weit, wie weit 
ein Pferd reite, jemand ein Eisen werfen könne usw. Das Ib. verkennt 
durchaus das Wesen der mittelalterlichen Rechtssymbolik, wenn es meint, der 
Eisenwurf usw. habe wirklich „exerziert" werden müssen. 

») Techen, H.Gesch.Bl. Bd. XII S. 277 Anm. 1, Ztschr. Bd. XXII 
S. 223 (9). 

") Das ist der Sinn des vom Ib. S. 52 Ausgeführten, was für das 
mecklenburgische Rechtsgefühl gerade nicht sehr vorteilhast ist. Dem „schwachen" 
Lübeck gegenüber war und ist man eher bereit, die Grenzen des Rechts zu 
überschreiten. 

'") Als Kuriosum wäre noch zu nennen, daß das Ib. — wieder auf Grund 
eines Analogieschlusses zu den Rügenschen Gewässern — die Abgrenzung der 
Anliegerrechte in Strandungssachen usw. im oben angeführten Sinne nur für 
„Grundherrn", nicht aber für den Landesherrn gelten lassen will. Dabei handelt 
es sich bei den Strandungsfällen von 1660, 1669 und 1728 durchweg um 
landesherrliche Organe, die wegen des Strandrechts in Konflikt kommen. 
Besonders deplaziert für diese sonderbare These ist der Hinweis auf den 
Dassower See (S. 48). Es kommt doch nicht darauf an, was der Landes- 
herr einmal „in Anspruch" genommen hat, sondern was ihm wirklich zustand. 
Und das^war auf der Trave jedenfalls nicht die Mitte des Flusses! 
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nach jeder Richtung hin gescheitert. Läge weiter nichts vor, 
als die Reusenzerstörung von 1658 und die Strandungsakten 
von 1660, so wäre er schon allein dadurch erledigt; ganz zu 
schweigen von allem weiteren Material, namentlich den an der 
Strecke Priwall—Harkenbeck geltenden Verordnungen. 

<j) Nach diesen unersreulichen und im Grunde genommen 
völlig überflüssigen Auseinandersetzungen mit den Gedanken- 
gängen des Ib. fragt man sich unwillkürlich, wie diese zustande 
kommen konnten. Ich möchte meinen nur deshalb, weil seine 
Verfasser zunächst die ganze zugunsten Lübecks sprechende 
Rechtsentwicklung trotz des überaus geschlossen nachzuweisenden 
Besitzstandes ignorierten. Die Strecke Priwall—Harkenbeck war 
ihnen von vornherein nur mecklenburgisches Mstengewässer. 
Dadurch schien sich für sie die Möglichkeit zu ergeben, für andere 
Stellen des mecklenburgischen und anderer Wstengewässer 
wirklich oder vermeintlich nachgewiesene Verhältnisse ohne weiteres 
als maßgebend für die strittige Wasserstrecke in Anspruch nehmen 
zu können. So kamen die Mecklenburger Archivgutachten auf 
den trügerischen Treibsand der Analogieschlüsse. Dazu von 
Analogieschlüssen, die ihrerseits wieder andere Analogieschlüsse 
zur Stütze hatten: weil man z. B. für das übrige Mecklenburger 
Küstengewässer so gut wie nichts fand, was man als Analogie hätte 
heranziehen können, so bewies man das angebliche Fischereiregal 
Mecklenburgs an seinem Küstengewässer mit unzutteffenden 
Analogieschlüssen aus Holstein und Pommern. Das Ib. nennt 
solch ein Verfahren mit Stolz „induktive Methode". Ich nenne 
es wissenschaftliche Vogelsttaußpolitik. Auf die Dauer habe ich 
weder Neigung noch Verpflichtung, mich mit Erzeugnissen solcher 
Provenienz auseinanderzusetzen. 

Ganz unverständlich ist mir das Vorgehen des Mecklen- 
burger Archivs allerdings nicht. Bei dem offensichtlichen und 
für die wirkliche Rechtslage höchst bezeichnenden Mangel") 
an mecklenburgischen Quellen, die für den strittigen Fall wirttich 
in Bettacht kämen, holte man aus den Archiobeständen herbei, 
was nur irgendwie so ungefähr mit den jetzt striMgen Fragen 
Ähnlichkeit hatte, über diesem eifrigen Bemühen verlor man 

«) Ztichr. Bd. XX» S. 294 (80) ff. 
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dann aber die Maßstäbe und den konkreten Ausgangspuntt. 
Es bedarf m. E. nur eines Vergleiches von dem, was ich meinem 
letzten Gutachten an Anlagen beifügen konnte, mst dem, was 
das Ib. an Anlagen bringt — und man wird fofort erkennen, 
wie weit hergeholt die vom Ib. angeführten Argumente find. 
Aber nicht mit ihrer Hilfe, fondern allein durch die genaue 
Kenntnis der konkreten Entwicklung ift der Streitfall zu lösen. 

V. 

In aller Kürze seien zum Schluß noch einige Bemerkungen 
zu der mecklenburgischen Verordnung vom 23. Februar 1925 
beigefügt, die sich aus der kritischen Behandlung der beiden 
von Mecklenburg eingereichten Gutachten ergeben. 

Die Verordnung dürfte zunächst angeregt worden sein durch 
das Langfeldsche Gutachten. Indem dieses zu dem Ergebnis 

' kam, daß es sich bei den stritttgen Gewässern für beide Parteien 
nur um einfache Küstengewässer handele, begründete es die 
jetzt von der Verordnung gezogene Linie von der Grenze 
Priwall—Mecklenburg aus und enthielt weiter den Vorschlag, 
daß Mecklenburg durch Maßnahmen der Polizeigewall an dem 
staglichen Gewässer seine Staatshoheit geltend'') machen solle. 

Wenn ich auch den Standpunkt des Langfeldschen Gut- 
achtens ablehne, so ist doch zuzugeben, daß unter den von 
Langfeld angenommenen Voraussetzungen eine juristisch ein- 
wandsteie Verordnung bei Zugrundelegen seiner Vorschläge 
hätte entstehen können. 

Was aber die Verordnung bringt, ist ganz etwas anderes. 
Und es ist unschwer zu erkennen, woher die Anregungen zu 
dieser Erweiterung der Langfeldschen Vorschläge gekommen 
sind: aus dem zweiten Archivgutachten. 

") Wenn das Langfeldsche Gutachten im Anschluß an v. Wartens ausführt 
daß das Küstenmeer eines Staates rechtlich nicht anders zu beurteilen sei als 
eine Fortsetzung seines Uferlandes, so ist demgegenüber zu betonen, daß nach 
jetzt herrschender Lehre das Küstenmeer grundsätzlich sich in derselben Rechtslage 
befindet wie die hohe See (Niemeyer, Völkerrecht, 1921/23 S. 100), 
vgl. auch v. Liszt, Völkerrecht („ZumStaatsgebiet gehören nicht die Küsten- 
gewässer") und ganz neuerdings auch Stier-Somlo in Hatscheck-Strupp, 
Wörterbuch des Völkerrechts I S. 780 ff. 1924. 
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Aus diesem übernahm man zunächst die Schiffahrtsstraße 
als weitere Grenze; enffprechend der vermeintlichen Gültigkeit 
der bekannten Behauptung der mecklenburgischen Kommissare 
von 1616. Was es damit auf sich hat, ist bereits erörtert. 
Geradezu verhängnisvoll für die Verordnung wurde es aber, 
daß sie nun auch unbesehen und im Grunde genommen im 
Widerspruch zu den weit vorsichtigeren Vorschlägen des Lang- 
feldschen Gutachtens die These der Archivgutachten von dem 
landesherrlichen Regal übernahm. Dadurch setzte man sich nicht 
nur in schroffem Widerspruch zu der historischen Entwicklung: 
selbst in der zugespitzten Kampfperiode von 1616 dachte Mecklen- 
burg an kein Regal auf dieser Fläche, sondern nur an Gemein- 
gebrauch der Fischerei. Dadurch schuf man vor allem eine 
Anomalie, die sich in schroffen Widerspruch setzt zu dem, was 
dem Uferstaat am einfachen Küstengewässer zusteht, insbesondere 
dem deutschen Uferstaat im Verhältnis zu anderen deuffchen 
Ländern, sowie zu dem bisher bestehenden Recht am Küsten- 
gewässer in der Lübecker Bucht. 

Um mit letzterem zu beginnen, so gilt für die gegenüber- 
liegenden Küsten des preußischen Staates der § 6 des preußischen 
Fischereigesetzes vom 11. Mai 1916. Er bestimmt: „In den 
Küstengewässern, an denen kein Eigentum besteht, hat jeder 
Deuffche freien Fischfang")." Nun soll plötzlich am gegenüber- 
liegenden Ufer, für das weder Eigentum noch Regal des Ufer- 
staates jemals bestanden hat, eine ausschließliche Fischerei- 
gerechügkeit des Uferstaates eingeführt werden! Es ist ohne 
weiteres ersichtlich, daß eine Verordnung solcher Art zu fort- 
gesetzten Konflikten nicht nur mit Lübeck, sondern auch mit 
Preußen führen müßte, sobald man mit der Verordnung ernst 
machen wollte und sie nicht nur als einseitige Kampfmaßnahme 
gegen Lübeck zu behandeln gedenkt. Sodann aber steht die 
Verordnung mit ihrem Ausschluß aller Nicht-Mecklenburger 
Fischer ebensosehr im Widerspruch zum Artikel 110 der Reichs- 
verfassung, wie das preußische Fischereigesetz mit ihm im Ein- 
klang steht, indem es das Recht jedes Deutschen zum freien 

") Also in Gewässern, sür die das Ib. auch srüher landesherrliches 
Regal erwiesen zu haben glaubte. 

l 

! 
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Fischfang in seinem Küstengewässer anerkennt.") Statt dessen 
will sie die Fischerei nicht nur ihren Staatsangehörigen reser- 
vieren, sondern auch unter ihnen nur einem von der Regierung 
auszuwählenden Teil der Staatsangehörigen die Fischereinutzung 
übertragen. Damit verstößt aber die Verordnung gegen den 
Grundsatz, daß das Meer — und das einfache Küstengewässer 
ist nichts anderes als ein Stück Meer") — öffentliche Sache, 
res communis omnium, ist, und damit dem Gebrauch nicht 
eines, sondern jedermanns, also dem Gemeingebrauch, unter- 
worfen ist. Während also an öffentlichen Binnengewässem — 
zu denen auch die Eigenmeere zu rechnen sind") — das Fischerei- 
recht ausschließlich dem Staate zugehört, ist es am Meer und 
daher auch am Mstengewässer Sache jedermanns. ^') 

Dazu kommt endlich noch ein Weiteres. Mecklenburg ist 
außerstande, für sich ein partikulares Völkerrecht in Anspruch 
zu nehmen, das eine Abweichung von der Norm irgendwie 
begründen könnte.^°) Das Höchste, was es einmal an dieser 
Strecke gefordert hat (1616), war der Gemeingebrauch, gegen 
den seine neue, ganz ohne Vorgang stehende Verordnung so 

") In einem Bericht über die Seefischerei von Neuoorpommern und 
Rügen (Mitteilungen des deutschen Seefischereioereins, 1892, S. 18) heißt es: 
„Abweichend von den Rechtsverhältnissen an den sonstigen deutschen Küsten 
ist die Fischerei an den Küsten Neuvorpommerns und Rügens nicht srei, 
sondern bildet hier überall den Gegenstand besonderer ausschließlicher Be- 
rechtigungen." Also: Im Prinzip freie Küstenfischerei an den deutschen Küsten 
für Reichsdeutsche. 

") Vgl. oben Anm. 32 zu S. 25. 
") Vgl. oben Anm. 7 zu S. 6. Beiläufig erwähne ich hier noch die 

scharfe Scheidung, die, ganz im Sinne meiner Ausführungen im Text, Stärk, 
über einfaches Küstengewässer und Eigengewässer (Reeden), gegeben hat. 
(Holtzendorff, Handbuch des Völkerrechts, Bd. ll, 1887, S. 42). Stärk kennt 
übrigens auch Wasserflächen vor den Küsten eines Staates, die sich aus be- 
sonderen Gründen nicht zum Küstengewässer im Rechtssinn haben entwickeln 
können. Dazu gehört eben auch die Wasserfläche Priwall-Harkenbeck. Da- 
gegen betont Stärk das Eigentum des Staates an seinen Reeden. 

") Vgl. Handwörterbuch der preußischen Verwaltung, 2. Aufl. 1911, 
Bd. I, S. 586. 

") Es sei hervorgehoben, daß Th. Niemeyer, der sich so scharf für 
das jus Singulare bei der Anwendung der herrschenden Maximen auf die 
Eigengewässer (wozu auch die Reeden gehören) ausgesprochen hat, für das 
einfache Küstenmeer nur allgemein gültige Norm gelten läßt (a. a. O. S. 111). 
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einschneidend verstößt. Andererseits steht es fest, daß ungestörte 
Nutzung des Gemeingebrauchs an der Strecke jenseits der 
Harkenbeck durch die Lübecker Fischer durch Jahrhunderte hin- 
durch erfolgt ist.^b) deshalb die Mecklenburger Ver- 
ordnung als ein unbedachtes und unhaltbares Gebilde bezeichnen 
dürfen.^") Man wird aber über diese rein juristische Frage 
hinaus auf die rücksichtslose und wohl auch beispiellose Art 
des Hinübergreifens eines Landes in den Besitzstand eines 
anderen hinzuweisen haben, ein übergreifen, das notwendiger- 
weise zu einer schweren Störung der öffentlichen Ordnung 
führen muß, wenn diese Verordnung nicht bald wieder ver- 
schwindet. 

Kiel, den 6. Juli 1925. gez. Fr. Rörig. 

'') Dgl. Ztschr. XXII, S. 21 f. 
") Nicht unbeteiligt an ihrem Entstehen wird die mecklenburgische „Ab- . 

geänderte Verordnung vom 23. Januar 1897, betreffend die Fischerei in den 
Ostseegewäffern bei Wismar vom 7. Februar 19l)8" gewesen sein. Sie nahm 
ein ausschließliches Fischereirecht nicht nur für die engeren Wismarer Gewässer, 
wo die Voraussetzungen dafür gegeben waren, sondern auch für die Bolten- 
hagener Bucht in Anspruch, wo diese Voraussetzungen fehlten. Vgl. Zffchr. XXll, 
S. 301 (87) ff. Jetzt geht man dazu über, das ausschließliche Fischereirecht 
Mecklenburgs auf das gesamte Küstengewässer auszudehnen! 
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Vl. 

Exkurse s—cl. 
») Einleitend ist allerdings noch die Rede von einer noch kommenden 

völligen Widerlegung meiner Ausführungen über die Reede. Ich sehe dieser 
in Ruhe entgegen. — Der Anschauungskreis, aus dem das Archiogutachten 
geschrieben ist, macht die Beschäftigung mit ihm nicht gerade zu einer 
angenehmen Aufgabe. Einige Punkte seiner persönlichen Polemik seien 
hier erörtert — weniger um sie zu widerlegen, als den Geist dieser Arbeit 
zu kennzeichnen. Für ihre eigene Arbeit nehmen die Herren den Charakter 
einer „wissenschaftlichen Abhandlung" in Anspruch (Anm. 2), während sie 
von meinen Arbeiten erklären, daß sie „keineswegs nur wisienschastlich zu 
werten sind" (S. 6). So beschweren sie sich „oom Standpunkt der Wissenschaft" 
aus über das „höchst Ungewöhnliche" meines Vorgehens, daß ich „wörtliche 
Auszüge aus nicht veröffentlichten fremden Arbeiten" abgedruckt habe (Anm 2). 
Die Kompetenz der „Wir" des neuen Archivberichts, mich über das zu belehren, 
was vom Standpunkt der Wissenschaft angemessen ist, lehne ich zunächst 
rundweg ab. Wenn die Herren wirklich glauben sollten, daß ich zu dem 
Abdruck aus dem als amtlicher Bericht an Lübeck gelangten ersten Archiv- 
bericht nicht befugt gewesen wäre, so mögen sie die rechtlichen Konsequenzen 
daraus ziehen. Im übrigen verweise ich hier nur auf das Ztschr. Bd. XXll S. 215 (1) 
Gesagte. Zu der Borstellung, daß es sich bei den Arbeiten der „Wir" um 
rein wissenschaftliche Arbeiten handle, bei mir aber um Parteischriften, 
weise ich aus meine vollkommen unabhängige Stellung beiden Parteien 
gegenüber hin, zu der die dienstliche Abhängigkeit der „Wir" von einer 
der Parteien im seltsamen Gegensatz steht. Außerdem habe ich in meinen 
Arbeiten mehr als einmal kritisch zu dem Stellung genommen, was von 
Lübeck aus in Tun und Lassen in den strittigen Fragen geschehen ist. Endlich 
wird es wohl keines besonderen Nachweises bedürfen, daß meine Arbeit bisher 
noch stets im Dienste echter Wissenschaftlichkeit gestanden hat. Als Kuriosum 
möchte ich immerhin anführen, daß eben jetzt, wo die „Wir" des neuen 
Archivgutachtens die Methodik meiner Arbeit glauben anzweifeln zu sollen, 
der Gießener Rechtshistoriker Karl Frölich meine Arbeitsweise „durch ihre 
sich streng an die Quellen haltende, überaus vorsichtige und behutsame, vielleicht 
manchmal allzu behutsame Art" kennzeichnet, und sie einem anderen Autor 
gegenüberstellt, der zu „theoretischer Konstruktion" neige. (Ztschr. d V f. L. G 
Bd. XXIl S. 419 f.). — Übrigens betonen unmittelbar darauf die „Wir" selbst 
den amtlichen Charakter ihrer Tätigkeit (S. 7). Sie protestieren heftig dagegen, 
daß ich ihnen eine zweifellos tendenziöse Mitteilung von Aktenauszügen vor- 
geworfen habe: „Nur der Umstand, daß wir einen amtlichen Bericht zu 
erstatten haben, hindert uns daran, auf diese Bemerkung ... die passende 
Antwort zu erteilen." Ich bitte die Herren, doch einmal ihre Amtsperücken 
abzusetzen und mir die „passende" Antwort zu erteilen. Jedenfalls habe ich 
keine Veranlassung, den Wortlaut der beanstandeten Note 12 irgendwie zu 
ändern. — Nur zur Probe gehe ich auf einen Fall persönlicher Polemik näher ein 
Auf S. 7 steht: „Auf welcher ,historisch induttiv' vorgehenden Methode beruht 
z. B. die unwahrscheinliche Behauptung, daß die Bewohner der mecklenburgischen 
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und holsteinischen Küste bis etwa 1500 nicht in der Lübecker Bucht gesischt 
hätten, obwohl die wendische Zeit den ^eringssang kannte." Der aus induktivem 
Wege gesundene Nachweis ist hier sehr einsach. Er beruht zunächst darauf, 
daß — mit Ausnahme der städtischen Sonderentwicklung von Neustadt, die 
ich Ztschr. Bd. XXIl S. 250, Anm. 55 noch hätte anführen müßen — bis 1500 
weder holsteinische noch mecklenburgische, wohl aber lübeckische Fischerei in der 
Bucht nachzuweisen ist; daß dagegen seit dem 16. Jahrhundert die Konflikte 
zwischen Lübecker und Anlieger-Fischern beginnen, von denen vorher auch 
nicht das geringste festzustellen ist (vgl. Ztschr. Bd. XXIl S. 8 ff: S. 256 ff.). Die 
tieferen Gründe ergeben sich für den, der über das Verhältnis von städtischer 
und territorialer Wirtschaft in den späteren Jahrhunderten des Mittelalters 
Bescheid weiß, ohne weiteres. Leider haben die „Wir" die Gelegenheit, sich über 
diese Dinge zu unterrichten, die ich ihnen gegeben hattesZtschr.Bd.XXIl S.255 ff.), 
nicht benutzt. Ebensowenig ist es mir gelungen, sie davon abzuhalten, mit 
Worten wie „unwahrscheinlich" — „unbewiesen" zu operieren; auch sonst spielen 
Worte wie „wahrscheinlich", „es ist anzunehmen" im Ib. wieder eine große Rolle 
(Zffchr. Bd. XXIl S. 254). Der Mangel eigener Beweise wird ersetzt durch 
einen Hinweis auf Giesebrecht, Wendische Geschichte I, S. 16 von 1843 (I! I). 
Dort steht zu lesen: „Auf den Seen und Flüssen des Landes, auf dem Meer, 
das die Msten bespült, betrieben Fischer ihr friedsames Gewerbe, ganze 
Dorffchaften bestanden nur aus ihnen." Hier ist auch ein Quellenzitat angegeben. 
Prüft man nun dieses nach, so ergibt sich Beleg folgende Urkundenstelle einer 
Urkunde von etwa 1180 (so dattert Pommersches U. B. I Nr. 84 ): „ cum 
meclietste stsgni nomine I^illose et vills piscstorum sckjscente". Also ein 
ganzes Dorf, und dies nicht etwa am Meere, sondern an einem pommerschen Binnen- 
gewässer! Es folgt dann der Hinweis auf den Heringsfang in den rügenschen 
Gewässern. Was hat das nun alles mit mecklenburgischer Fischereibevölkerung 
in der Lübecker Bucht im Mittelalter zu tun? Es ist eine weitgehende 
Zumutung, die mit einer Polemik solcher Art dem Angegriffenen gemacht wird. 
Man wird es verstehen, daß ich weder Zeit noch Lust habe, auf alles ein- 
zugehen. Mein Schweigen bedeutet in diesen Fällen aber durchaus keine 
Zustimmung Im übrigen will ich den Herren ihre Siegesstimmung nicht 
stören. Ich beabsichtige nicht sie, sondern die Richter zu überzeugen. 

b) Ich könnte mich sonst wieder einer Belehrung über „wissenschaftliche 
Forschung" aussetzen, wie sie mir das Ib. S. 31 im Hinblick auf die Behandlung 
der Wismarer Buchtfrage erteilt. Gerade in diesem Falle hätte das Ib. allen 
Grund, recht zurückhaltend zu sein Denn es ist für die „wissenschaftliche 
Forschung", die doch auch für das erste mecklenburgische Archivgutachten so 
lebhaft in Anspruch genommen wird, ein starkes Stück gewesen, daß die amtlichen ' 
Hüter der mecklenburgischen Geschichte den Auffatz von Techen von 1006 nicht 
kannten (Ib. S. 30) und so oberflächlich über diese Dinge urteilten, wie das 
jeder leicht feststellen könnte, wenn dies erste Gutachten abgedruckt worden 
wäre. Da ich aus den oben dargelegten Gründen die Erörterung all die^er 
im Grunde genommen für den Prozeß nebensächlichen, von der Mecklenburger 
Seite nun einmal ins Gefecht geführten Dinge an sich ablehne, hatte ich und 
habe ich durchaus keine wissenschaftliche Verpflichtung, diesen Dingen über das 
hinaus nachzugehen, was von mecklenburgischer Seite und in der leicht erreich- 
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baren Literatur — z. B. dem grundlegenden Aufsatz von Techen — vorgebracht 
wird. Deshalb war es auch mein gutes Recht, mich bei der Streifung des 
Rügenschen Landrechts auf das Zitat bei Techen zu beschränken. Ich vermesse 
mich nicht, damit über eine so komplizierte Frage, wie die nach den Rechts- 
verhältnissen an den rügisch-pommerschen Gewässern gelöst zu haben; kann 
aber auch nicht das als eine solche Lösung bewerten, was das Ib. dazu bringt. 

c) Da nach Ansicht des Ib. die gebietshoheitliche Stellung Wismars auf 
dem Wismarer Tief nicht auf landesherrliche Verleihung zurückgeht (S. 13), 
worüber ich nicht mit dem Ib. rechten will, so bleibt für die Verleihung von 
Fischereirechten im Küstengewässer eine ganze Urkunde übrig, nämlich die für 
Rostock vom Jahre 1252. M. U. B. II Nr. 686). Die für Rostock bestimmte 
Urkunde von 1323 (M. U. B VIl Nr. 4424) ist zwar der Form nach auch eine 
Verleihung: aber hier ist die Form der Verleihung offensichtlich eben nur 
Form, da das, was verliehen wird, ja schon Gegenstand der Urkunde von 
1252 war; in Wirklichkeit also Bestätigung, nicht Verleihung. Neu ist nur, 
daß 1323 die pircsturs in msrinis lluctibus in Verbindung mit den Grenzen des 
Rostocker Stadtgebiets gebracht wird, eine Verbindung, die das Ib. m. E. 
stark überschätzt. — Da nun von allen übrigen angeblichen Zeugnissen für ein 
landesherrliches Fischereiregal an der mecklenburgischen Küste trotz des lebhaften 
Protestes des Ib. nichts übrig geblieben ist, so bleibe ich dabei, daß es sich 
hier um einen Sonderfall handelt, der seine besonderen Gründe hat. Ich 
erinnere daran, daß Langfeld ihn als eine Anmaßung von Rechten des Landes- 
herrn am Meere betrachtet. Wenn ich mein eigenes Urteil auch nicht so scharf 
formuliert habe, so kommt diese Ansicht der Wirklichkeit jedenfalls weit näher, 
als die Regalitätstheorie des Ib. — Von jener Privilegiengläubigkeit, wie sie 
im Ib. ihren charakteristischen Ausdruck gefunden hat (S. 11), muß man aller- 
dings absehen, um weiterzukommen. Man muß wissen, daß die Verordnung 
— und was ist ein Privileg anders — nicht das Leben schafft, am wenigsten 
im Mittelalter. Man muß wissen — und das hat die verfassungsgeschichtliche 
Arbeit gerade der letzten beiden Jahrzehnte mit aller Deutlichkeit erwiesen —, 
daß in sehr vielen Fällen das Privileg nur die nachträgliche Sanktionierung 
eines bestehenden Zustandes ist. So fand auch hier das, was durch die 
Bedürfnisse der städtischen Wirtschaft entstanden war, eine nachträgliche Lega- 
lisierung durch den Landesherrn. Das Nähere habe ich Zffchr.Bd.XXII S. 240 (26) 
Anm. 37 ausgeführt. — Ich möchte hier nur die Vermutung aussprechen, 
daß Rostock bei der Vorlage seiner Wünsche beim Herzog nach Lübecker 
Vorbild verfahren ist Wenn man die von mir Zffchr. Bd. XXII S. 239 
nebeneinander abgedruckten Wortlaute für Lübeck und Rostock miteinander 
vergleicht, so müssen hier Beziehungen bestehen. Der Lübecker Wortlaut von 
1585 und der Rostocker von 1256 werden auf eine gemeinsame Quelle zurück- 
gehen. Ich halte es für sehr wahrscheinlich, daß man vor 1256 in Lübeck 
eine Aufzeichnung unbekannten Charakters besaß, in der die knappen Worte 
des Barbarossaprioilegs in breiterer Form wiedergegeben waren, die vor allem 
Worte wie „qusntum pre intcmpcric seris suciesnt sttemptare" enthalten 
haben muß.-' Das ist m. E. die einzige Erklärung der Übereinstimmung der 
Lübecker.Quelle von 1585 und der Rostocker von 1256; eine Erklärung, die 
um so näher liegt, da ja die Ausstattung Rostocks mit Lübecker Recht schon für 
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sich in den Gewässern vor Lübeck, Rostock und Wismar um Sonderbildungen 
aus gemeinsamen wirtschastlichen Ursachen handelt, bringen die Zeugenaussagen, 
die das Ib. über das Wassergebiet vor Wismar bringt (Anlage I S. 2 fs ). 
Zeuge 10 erklärt mit Hinblick auf das Wismarer Tief: „Vor Lübeck und Rostock 
heiße es eine Reede"; Zeuge 8 nennt das Wismarer Tief selbst eine Reede. 

c>) Nebenbei wäre hier festzustellen, daß das Ib. hier scharf gegen meine 
Darstellung des Verhältnisses von mecklenburgischen Städten und mecklen- 
burgischem Landesherrn vorgeht. Es möchte mir aber doch scheinen, daß diese 
Darstellung dem mecklenburg-schwerinschen Staatsgesühl der Herren mehr Ehre 
macht, als ihren Kenntnissen. Die Herren hätten nur in das grundlegende 
Werk von H. H. Böhlau, Mecklenburgisches Landrecht, zu schauen brauchen, und 
sie hätten sich darüber unterrichten können, daß eine Stadt wie Rostock noch 
im 16. Jahrhundert „ihre Selbständigkett in einem, in der Geschichte deutscher 
Städte wohl einzig dastehenden Umfang zu wahren gewußt hat" (Bd. I, S. 118). 
„In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts gelangten dieselben auf einen 
Punkt, wo es sich entscheiden mußte, ob Rostock hinfort eine reichsunmittelbare 
oder eine den mecklenburgischen Herzögen ,erbuntertänige' Stadt sein solüe" 
(Ebd. S. 149). — Ferner hätten die Herren bei Koppmann, Geschichte der 
Stadt Rostock, S. 44 ff., nachlesen können, daß die Hinrichtung des Schwaner 
Vogts durch Rostock — was nach dem Ib. ein „Verzweiflungsakt" gewesen 
sein soll — einer gütlichen Einigung zwischen Rostock und den Herzögen nicht 
im Wege gestanden hätte; erst die Ermordung des Dompropstes Rode während 
der Anwesenheit der Herzöge und ihres Gefolges in Rostock sowie die dabei 
ausbrechende Leidenschaftlichkeit der Volksmenge haben dann zu neuen Schwierig- 
keiten geführt, bei denen sich die Herzöge zunächst eine empfindliche Niederlage 
in dem Treffen bei Pankelow Hollen. Im übrigen halte ich mich für diese 
Dinge nach wie vor an das, was ein so erprobter Forscher wie Techen über 
all diese Dinge zu sagen hatte. Er wird vermutlich auch über diese rein 
mecklenburgischen Dinge — namentlich die Wismarer Hafenfrage — sich mit 
den Schweriner Herren noch auseinandersetzen. Bei einem genaueren Studium 
seiner Schriften hätten die Schweriner Herren etwas mehr Vorsicht geübt, als 
sie das total verzeichnete Vild des Verhältnisses von Seestädten und Landes- 
Herrschaft S. 54 ff. entwarfen. Ich würde die Schweriner Herren nicht 
abermals so eingehend auf ihre unzureichende Literaturkenntnis hingewiesen 
haben, wenn sie es unterlassen hätten, ihre Ausführungen über den Zusammenhang 
von Sttandrecht und Küstengewässer auf S. 70 mit der Bemerkung zu begleiten: 
„Was Rörig dazu bemerkt, zeigt, daß er von diesen Dingen nichts weiß." — 
Für die Frage des Verhältnisses von sog. Landstädten und Landesherrschaft. 
im Mittelalter im allgemeinen verweise ich noch auf Richard Schröder, 
Lehrbuch der deuffchen Rechtsgeschichte, 6. Auflage, S. 703, und G. v. Below 
Vom Mittelalter zur Neuzeit, 1924, S. 51. Dabei ist aber nicht zu vergessen, 
daß Wismar und namentlich Rostock eine besonders weitgehende Selbständigkeit 
hatten. — Von „einer Beherrschung des fürstlichen Strandes durch die Städte" 
(Ib. S. 55) habe ich übrigens nicht gesprochen. 
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Anlage. 

Ordnung des Rates von Lübeck für den Leichterverkehr auf der 
Travemünder Reede vom Jahre 1580. 

Original: Staatsarchiv Lübeck. 
Druck: Siewert, Geschichte und Urkunden der Rigafahrer in Lübeck. 

(Hansische Geschichtsquellen N. F. Bd. I, S. 219 ff.). 

1. Thom erften: wan ein fchipper auf die reyde kumpt, es 
fey von often oder weften, die lofchen muffen, ehe fie binnen 
kommen können, und der fchipfer einen pram ausfendet und 
leget an des kaufmans pfal, so soll sich niemand von den schiff- 
leuten vordristen, den pram von den pfal gegen die nacht los- 
zumachen und in die sehe zu nehmen, sondern des morgens 
gegen den tag, und bey sonnenschein den pram wieder an des 
kaufmanns pfal bringen, so es Gottes wetter leiden kan; und 
wan der haubtbosman den pram geloset hat, ist er in des 
schipfers und seines schiffes freunden Handen. 

6. Thoin sösten: so es fache were, das etliche schiffe binnen 
gelöschet weren und noch etliche schiffe auf der reyde ungeloschet 
weren, so sollen die schiffe, so binnen liegen, da es die noth 
erfordert, uth billicher christlicher mitlidicheit die prame so lange 
missen und denen folgen laten, die noch auf der reyde liggen, 
bis so lange sie auch binnen kommen. 

7. Thom sovenden: so dar schiffe auf der reyde legen und 
pram begerden, aber nicht mechtig werden kanten, so alsdan 
pram in den kornmarkede legen und duchtig weren, sollen die 
pramherren rath finden, dat körn zu löschen und den schiffen 
aus der sehe zu helfen, bey straffe der wette. 

Zlschr. d. s. L>. G. XXIV. 1. 
> 
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Nockmal5 

Meck!enbucgilcke5 Mstengewällec und 

Lcavemündec Reede. 

Von Lriti Rörig. 

II. Teil. 

Die Lntlckeidung de5 6taat5gecicht5liof5. 

Im Namen des Reichs. 

In der Streitsache 
des Landes Lübeck, vertreten durch den Senat der freien 
H°nl-ft-dt Lüde«, Antragst-ll-rs. 

gegen 

das Land Mecklenburg-Schwerin, vertreten durch den 
Herrn Mecklenburg-Schwerinschen Minister des Innern, 

Antraggegners, 

wegen Erlaß einer einstweiligen Verfügung hinsichtlich der Aus- 
übung von Hoheitsrechten in der Lübecker Bucht 

hat der Staatsgerichtshos für das Deutsche Reich in der 
öfsentlichen Sitzung vom 10. Oktober 1925, an welcher 
teilgenommen haben: 

I. als Richter: 
1. der Präsident des Reichsgerichts vr. Simon 

als Vorsitzender, 
2. der Reichsgerichtsrat Triebet, 
3. der Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Frengel, 
4. der Reichsgerichtsrat Oelschlaeger, 
5. der Reichsgerichtsrat Dr. Pietzcker, ^ 
6. der Oberverwaltungsgerichtsrat Bachmayer, 
7. der Oberverwaltungsgerichtsrat Gebhardt, 
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II. als Protokollführer: 
der Iustizobersekretär Krause, 

nach mündlicher Verhandlung für Recht erkannt: 
Bis zur Entscheidung in der Hauptsache wird dem Lande 

Mecklenburg-Schwerin die Ausübung der Fischereihoheit und 
der Schiffahrtspolizei in der Travemünder Bucht bis zur Linie 
Gömnitzer Turm — Pohnsdorfer Mühle — Steinrifftonne — 
Mündung der Harkenbeck untersagt. Die Ausübung dieser 
Rechte bis zu der bezeichneten Linie steht so lange allein der 
freien und Hansestadt Lübeck zu. 

Die weitergehenden Anträge werden zurückgewiesen. 

Von Rechts wegen. 

Gründe. 

Zwischen den beiden deutschen Ländern Lübeck und Mecklen- 
burg-Schwerin bestehen Meinungsverschiedenheiten über die 
Rechtsverhältnisse an einem Teil der Travemünder Bucht. 
Dieser Teil wird nach der See zu durch eine Linie begrenzt, 
die von der Mündung der Harkenbeck an der mecklenburgischen 
Küste nach der Steinrifftonne und von dort über die Pohns- 
dorfer Mühle nach dem Gömnitzer Turm läuft. Im Nordwesten 
bildet das vom Brodtener Grenzpfahl auf die eben bezeichnete 
Linie gefällte Lot, im übrigen bilden die Küsten Lübecks und 
Mecklenburg-Schwerins die Grenzen. Lübeck behauptet, daß 
ihm auf diesem Gewässerteil die Gebietshoheit zustehe, daß er 
lübeckisches Eigengewässer im Sinne von öffentlichem Binnen- 
gewässer sei, daß dem lübeckischen Staate auf diesem Gewässer 
das ausschließliche Fischereirecht zustehe, daß die Regierung des 
Landes Mecklenburg-Schwerin keinerlei Rechte an diesem 
Gewässer zu beanspruchen habe, und hat bei dem Staatsgerichts- 
hof für das Deuffche Reich beantragt, dies festzustellen. Mecklen- 
burg-Schwerin hat am 23. Februar 1925 eine Polizeiverordnung 
erlassen zum Schutze der Fischerei in den Küstengewässern der 
Travemünder Bucht. Es hat darin bestimmt, daß das Fischen 
in dem mecklenburgischen Hoheitsgewässer der Travemünder 
Bucht, das begrenzt wird durch eine vom Zollhause (Wacht- 
graben) auf. dem Priwall in nördlicher Richtung gezogene 
Linie bis zur Schiffahrtsstraße und östlich dieser Grenze nur 
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gegen Erteilung eines Berechtigungsscheins zulässig sei, und daß 
der Fischereiberechttgungsschein nur an selbständige mecklen- 
burgische Fischer erteilt werde. Lübeck ist der Ansicht, daß diese 
Verordnung in das lübeckische Hoheitsgebiet eingreise, daß sie 
sich aber auch aus das mecklenburgische Mstengewässer außer- 
halb dieses Gebiets erstrecke und insosern die Rechte lübeckischer 
Fischer beeinträchtige, die von jeher dort zu sischen besugt seien. 
Es hat deshalb bei dem Staatsgerichtshof für das Deutsche 
Reich ferner die Feststellung beantragt, daß die mecklenburgische 
Polizeiverordnung vom 23. Februar 1925 ungültig sei, soweit 
sie die Rechte des lübeckischen Staates und seiner Angehörigen 
verletze. Mecklenburg-Schwerin hat dagegen den Antrag gestellt, 
unter Abweisung der Anträge Lübecks festzustellen, das Mecklen- 
burg-Schwerin das Hoheitsrecht an dem Teile der Lübecker 
Bucht, der begrenzt werde durch eine vom Zollhause (Wacht- 
graben) auf dem Priwall in nördlicher Richtung bis zur Schiffahrts- 
straße gezogene Linie und östlich dieser Grenze, zustehe. Lübeck 
hat ferner um Regelung des einstweiligen Zustandes gebeten 
und beantragt, zu diesem Zweck eine einstweilige Verfügung 
dahin zu erlassen: 

Bis zur endgültigen Erledigung des zwischen den Ländern 
Lübeck und Mecklenburg-Schwerin beim Staatsgerichtshof 
für das Deuffche Reich anhängigen Rechtsstreits über die 
Hoheits- und Fischereiverhältnisse in der Lübecker Bucht 
werden die streitigen Verhältnisse, wie folgt, geregelt: 

1. In dem Teil der Lübecker Bucht, der nach der See- 
seite begrenzt wird durch eine von der Mündung der 
Harkenbeck in die Richtung des Gömnitzer Turms gezogene 
Linie und ein vom Brodtener Grenzpfahl auf diese Linie 
gefälltes Lot, nach der Landseite durch den Strand von 
der Mündung der Harkenbeck bis zum Brodtener Grenz- 
pfahl, steht dem Lande Lübeck die Ausübung der Hoheits- » 
rechte und der Fischerei ausschließlich zu. Das Land 
Mecklenburg hat sich jedes Eingriffs in die Ausübung der 
Hoheitsrechte und der Fischerei auf diesem Gebiete durch 
das Land Lübeck zu enthalten. ^ 

2. Den im Lande Lübeck ansässigen Fischern steht die 
Ausübung der Fischerei in den mecklenburgischen Küsten- 
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gewässern zu. Das Land Mecklenburg-Schwerin darf ihnen 
die Ausübung nicht verbieten, ihnen auch dafür keine 
schwereren Bedingungen auferlegen als seinen eigenen 
Fischern. 

3. Die Polizeiverordnung des Mecklenburg-Schwerin- 
schen Staatsministeriums oom 23. Februar 1925 zum 
Schutze der Fischerei in den Küstengewässern der Traoe- 
münder Bucht (Regierungsblatt für Mecklenburg-Schwerin 
1925 Nr. 8 S. 57) tritt, und zwar mit Rückwirkung auf 
den Zeitpunkt ihres Erlasses, insoweit außer Kraft, als sie 
mit der unter Ziffer 1 und 2 dieser Verfügung getroffenen 
vorläufigen Regelung der Hoheits- und Fischereiverhältnisse 
in Widerspruch steht. 

Demgegenüber hat Mecklenburg-Schwerin beantragt, 

die einstweilige Verfügung dahin zu erlassen, daß jeder 
der beiden Staaten innerhalb seines Hoheitsgebietes, das 
sich aus dem Staatsgebiet und den Grundsätzen des 
allgemeinen Völkerrechts ergebe, zur Ausübung der Fischerei 
in vollem Umfange berechtigt sei, bis die Enffcheidung des 
Staatsgerichtshofs über die Haupffache ergehe, 
über den Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung 

hat mündliche Verhandlung stattgefunden. Darin ist der Sach- 
verhalt nach Maßgabe der gewechselten Schriftsätze, eingereichten 
Gutachten und sonstigen Urkunden, soweit es erforderlich schien, 
vorgetragen worden. Die Parteien haben ihre Anträge in 
mündlichem Vortrage begründet. Der von Lübeck gestellte 
Fischermeister Johannes Willwater aus Schlutup ist über die 
Ausübung der Fischerei in der Travemünder Bucht und in den 
mecklenburgischen Küstengewässern eidlich als Zeuge vernommen 
worden. Ein Vertreter des Reichsministers für Ernährung 
und Landwirtschaft, der durch Verhandlungen mit den beteiligten 
Ländem Preußen, Lübeck, Mecklenburg und Oldenburg eine bis 
zum 1. November 1925 gültige vorläufige Regelung der Fischerei 
in der Travemünder Bucht herbeigeführt hatte, hat Gelegenheit 
zur Äußerung erhalten. 

Nach dem Ergebnis der mündlichen Verhandlung konnten 
die Anträge Lübecks nur zum Teil für begründet erachtet werden. 
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Soweit letzteres der Fall ist, bestehen gegen die von Amts 
wegen zu prüfende Zuständigkeit des Staatsgerichtshofs für das 
Deutsche Reich keine Bedenken; denn insoweit handelt es sich 
unzweifelhaft um eine Streitigkeit nicht privatrechtlicher Art 
zwischen zwei deutschen Ländern im Sinne des Art. 19 der 
Reichsverfassung, zu deren Entscheidung ein anderes Gericht 
nicht berufen ist. Den Bedenken, die gegen die Zuständigkeit 
des Staatsgerichtshofs sonst etwa erhoben werden könnten, 
braucht daher zurzeit nicht nachgegangen zu werden. 

Näher zu prüfen war die Frage der Zulässigkeit des Erlasses 
einer einstweiligen Berfügung im Berfahren vor dem Staats- 
gerichtshof. Sie ist zu bejahen, wie denn auch von den Parteien 
in dieser Beziehung keine Zweifel geäußert worden sind. Der 
Staatsgerichtshof ist nicht nur dazu berufen, Rechtsfragen zu 
beantworten; sondern er fällt Entscheidungen, die durch den 
Reichspräsidenten vollstreckt werden (Art. 19 Abs. 2 RVerf.). 
Die Möglichkeit einer Vollstreckung in jedem Falle braucht nicht 
untersucht zu werden; hier besteht sie. Sind die Parteien aber 
der Gerichtsbarkeit des Staatsgerichtshofes in der Weise unter- 
worfen, daß ein durch dessen Entscheidung angeordneter Zustand 
für die Dauer zwangsweise herbeigeführt werden kann, so ist 
nicht einzusehen, weshalb der Staatsgerichtshof nicht auch zu 
einer vorläufigen Regelung befugt sein soll, wenn sie aus besonderen 
Gründen erforderlich ist. Einer ausdrücklichen Ermächügung 
durch den Gesetzgeber bedurfte es hierzu nicht. Dafür aber, 
daß der Erlaß einstweiliger Verfügungen ausgeschlossen sein 
soll, liegt nichts vor. Die Entstehungsgeschichte des Gesetzes 
über den Staatsgerichtshof vom 9. Juli 1921 (RGBl. S. 905) 
ergibt dafür nichts. In §§ 23, 31 daselbst ist es dem Präsidenten 
des Reichsgerichts überlassen worden, das Verfahren und den 
Geschäftsgang des Staatsgerichtshofs durch eine Geschäftsordnung 
zu regeln. Diese Geschäftsordnung schließt den Erlaß einstweiliger 
Verfügungen nicht aus, ebensowenig wie es die des vorläufigen" 
Staatsgerichtshofes getan hat. Sie schweigt darüber, wie sie 
denn überhaupt nur einzelne Punkte regell, bei denen dies als 
notwendig oder doch als zweckmäßig erschienen sein wird, und 
überläßt alles andere dem freien Ermessen des Gerichtshofs. 
Aus dem Schweigen der Geschäftsordnung ist die Unzulässigkeit 
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einstwelliger Verfügungen nicht zu folgern. Eine dem 8 945 
ZPO. entfprechende Vorfchrist, die den Antragfteller zum Schaden- 
erfatz verpflichtet, wenn fich die angeordnete Maßnahme als 
ungerechtfertigt erweift, ift zwar nicht getroffen worden. Das 
Bedenken, das hieraus hergeleitet werden könnte, ist aber nicht 
durchschlagend. 

Die Voraussetzungen für den Erlaß einer einstweiligen 
Verfügung durch den Staatsgerichtshof sind nach den entsprechend 
anzuwendenden zivilprozessualen Vorschriften zu beurteilen. 
Hier kommt vornehmlich 8 940 ZPO. in Betracht, wonach einst- 
weilige Verfügungen auch zum Zwecke der Regelung eines 
einstweiligen Zustandes in bezug auf ein streitiges Rechts- 
verhältnis zulässig sind, sofern diese Regelung insbesondere bei 
dauernden Rechtsverhältnissen zur Anwendung wesentlicher 
Nachteile oder zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus 
anderen Gründen nötig erscheint. Ein dem ähnlicher Tatbestand 
ist in dem vorliegenden Falle gegeben. Der von den Parteien 
eingereichte Schriftwechsel zeigt, daß Mecklenburg-Schwerin auf 
Grund seiner Polizeiverordnung vom 23. Februar 1925 die 
Fischereipolizei auf einem Teil der Travemünder Bucht ausüben 
will, auf dem Lübeck die Fischereipolizei tatsächlich ausübt. Ein 
Zusammenstoß der beiderseitigen Auffichtsbeamten ist in den 
Bereich naher Möglichkeit gerückt. Jeder der beiden Streitteile 
hat die Dienstanweisung erlassen, sich, wenn dies eintritt, etwaiger 
Gewalt durch Gewalt zu wehren. Das auf Veranlassung des 
Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft getroffene 
übereinkommen tritt am 1. November 1925 außer Kraft. Eine 
Erneuerung desselben lehnt Lübeck ab. 

Die hiernach zulässige und erforderliche Regelung des einst- 
weiligen Zustandes hat auf der Grundlage des letzten ruhigen 
Besitzstandes zu erfolgen. Das ist um so mehr gerechtfertigt, 
weil der Besitz auch bei Grenzstreitigkeiten zwischen benachbarten 
Staaten bei unaufgeklärtem Rechtszustand, wie es hier der Fall 
ist, ein wesentliches Hilfsmittel zur Feststellung der wirllichen 
Grenze bildet und bei langer Dauer die Vermutung der Recht- 
mäßigkeit begründen kann. Die Reichsverfassung oder allgemeine 
völkerrechtliche Grundsätze stehen der Anerkennung des Besitzstandes 
nicht entgegen. Insbesondere ist die von Mecklenburg-Schwerin 
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vertretene Auffassung zurückzuweisen, daß nach zwingendem, 
auch sür das Verhältnis deuffcher Länder zueinander gültigen 
Völkerrecht kein Staat 5)oheitsrechte an dem der Küste eines 
anderen Staates vorgelagerten Territorialgewässer erwerben 
könne; denn gerade sür die Ausübung der Fischereihoheit bietet 
das Völkerrecht mehrsach Beispiele entgegengesetzter Rechtslage. 

Faßt man zunächst diese Fischereihoheit ins Auge, so hat 
Lübeck durch Gesetz vom 11. Mai 1896 die gewerblichen Fischerei- 
verhältnisse in den öffentlichen Gewässern einschließlich der 
Travemünder Bucht bis zur Linie Harkenbeck—Haffkruger Feld 
geregelt. Das Gesetz läßt keinen Zweisel darüber, daß die darin 
bezeichneten Gewässer als der Gebietshoheit Lübecks unterstehend 
angesprochen werden. Das Recht der Stadt Lübeck zum Betrieb 
der Fischerei wird dort als Regal, d. h. als ein aus der Staats- 
hoheit fließendes Nutzungsrecht, bezeichnet. Daß Mecklenburg- 
Schwerin vom Erlaß und Inhalt dieses Gesetzes alsbald Kenntnis 
erhalten hat, enffpricht dem nachbarlichen Verhältnis und ist 
ohne weiteres anzunehmen. Widerspruch hat es unstreitig nicht 
erhoben und damit die Hoheit Lübecks stillschweigend anerkannt. 

Das Gesetz ist auch nicht bloß auf dem Papier geblieben, 
sondern angewendet worden. Das geht aus den von Lübeck 
beigebrachten eidesstattlichen Versicherungen zur Genüge hervor. 
Insbesondere hat der Travemünder Fischereiaufseher Gehl darin 
bescheinigt, daß er bei seinen Amtsantritt im Jahre 1903 von 
seinem Vorgesetzten angewiesen worden sei, unbefugtes Fischen 
im lübeckischen Fischereibezirk III, d. i. die Travemünder Bucht 
bis zur Linie Mündung der Harkenbeck—Haffkruger Feld, zu 
verhindern, möge es von lübeckischen, oldenburgischen oder 
mecklenburgischen Fischern ausgehen. Demgemäß habe er fremde 
Fischer, die von ihm dort angetroffen worden seien, beim ersten 
Mal verwarnt, im Wiederholungsfall angezeigt. Einmal, etwa 
im Jahre 1906, habe er Wismarer Fischer, die mit 4 Booten 
nachts bei Rosenhagen gefischt hätten, überrascht und die Insassen 
von 2 Booten festgestellt, die Insassen der anderen Boote mit 
Hilfe des von ihm darum ersuchten Fischmeisters in Wismar 
ermittelt. Dem Polizeiamt sei von ihm Anzeige erstattet worden. 
Im Jahre 191^ hätten zwei Pöler Fischer im lübeckischen 
Fischereibezirk III geflscht und seien von ihm angezeigt und bestraft 
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worden. Das Urteil des Schöffengerichts Lübeck gegen diese 
Personen vom 9. Januar 1913 befindet sich bei den Akten. Daß 
der Vorgänger von Gehl, der Fischereiauffeher Schröder, die 
Fischereiaufficht in der Travemünder Bucht bis zur Linie Harken^ 
beck Mündung — Haffkruger Feld in gleichem Sinne ausgeübt 
hat, ergibt die eidesstattliche Versicherung des Fischereimeisters 
Karl Dose. 

Die von Mecklenburg-Schwerin beigebrachten Zeugenaussagen 
stehen dem nicht entgegen, unterstützen vielmehr zum Teil geradezu 
die Behauptungen Lübecks. Das gilt z. B. von der Aussage 
des Fischers Burmeister, der bekundet, er habe etwa im Jahre 
1910 eins Strafversügung des Lübecker Polizeiamts über 20 
wegen Fischens über die Harkenbeckmündung hinaus erhalten 
und die Strafe bezahlt. Ferner hat der Fischer Hermann Schwarz 
ausgesagt, es sei ihm und anderen mecklenburgischen Fischern 
in den neunziger Jahren einmal vom Lübecker Fischmeister das 
Fischen an der mecklenburgischen Küste 500 Meter vom Ufer 
enffernt untersagt worden; sie hätten dann dort auch bis etwa 
zum Jahre 1919 nicht mehr gefischt. 

Danach ist genügend glaubhaft, daß Lübeck nach Erlaß 
seines Fischereigesetzes von 1896 auf Grund der von ihm bean- 
spruchten Gebietshoheit die Fischerei in der Travemünder Bucht 
bis zur Linie Harkenbeck — Haffkruger Feld, und zwar auch in 
unmittelbarer Nähe der mecklenburgischen Küste, während einer 
Reihe von Jahren durch die von ihm zugelassenen lübeckischen 
Fischer als Regal bettieben und die Fischereipolizei ausgeübt 
hat, ohne daß Mecklenburg-Schwerin dem widersprochen hätte. 
Mecklenburg-Schwerin hat zwar schrifffätzlich behauptet, daß es 
ständig gegen die von Lübeck vorgenommenen Besitzhandlungen 
protestiert, seine Rechte vertreten, die Ansprüche Lübecks nicht 
anerkannt, sondern immer wieder einen gütlichen Ausgleich 
versucht habe; diese allgemeinen Angaben aber sind unzureichend. 
Daß es dem lübeckischen Gesetz vom 11. Mai 1896 und dem 
auf der Grundlage dieses Gesetzes eingettetenen Besitzstand 
widersprochen habe, hat es auch in der mündlichen Verhandlung 
nicht behauptet. Im Gegenteil hat einer seiner Vertteter darin 
vorgettagen, daß an der mecklenburgischen Mste bis vor ganz 
kurzer Zeit eine organisierte Fischereiaufficht nicht bestanden habe. 
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daß die Fischereiaufficht dort nur mehr gelegentlich ausgeübt 
worden sei, weil die beiden Fischmeister in Ribnitz und Wismar 
die Fischerei an der ganzen Wste nicht hätten beaufsichtigen 
können. Dadurch wird nur noch mehr glaubhaft gemacht, daß 
Mecklenburg-Schwerin auf dem streitigen Teil der Travemünder 
Bucht in den Jahren nach 1896 die Fischereihoheit, insbesondere 
die Fischereipolizei, nicht ausgeübt hat. Insoweit bestand damals 
also kein Streit zwischen den Parteien über das Hoheitsrecht; 
Lübeck befand sich vielmehr im ruhigen, ungestörten Besitz des- 
selben. An dieser Beurteilung vermögen auch die mecklenburgischen 
Verordnungen über den Fischereibetrieb in der Ostsee vom 
1. Oktober 1868, 20. Juli 1875 und 18. März 1891 und zum 
Schutze der Fischerei auf Plattfische vom 22. April 1904 und 
20. Dezember 1913, selbst wenn sie, wie behauptet wird, für 
den Außenstrand der Ostsee, für die ganze OstseeMste des 
mecklenburgischen Landes erlassen sind, nichts zu ändern. Ihr 
steht ferner nicht entgegen, daß in den Jahren nach 1896 auch 
mecklenburgische Fischer im lübeckischen Fischereibezirk III gefischt 
haben, sei es heimlich, sei es offen, aus Grund eines vermeint- 
lichen Rechts und mit Duldung der lübeckischen Behörden. Hier 
kann es sich unter Umständen um die Ausübung privater Fischerei- 
berechtigungen mecklenburgischer Landesangehöriger handeln, die 
mit der Fischereihoheit Lübecks keineswegs unvereinbar sind. 
Erst im Jahre 1913 hat Mecklenburg-Schwerin anläßlich einer 
Bestrafung mecklenburgischer Uferanwohner wegen Fischens im 
lübeckischen Fischereibezirk III das Mitbefischungsrecht in^ bezug 
auf die Strandfischerei für die an dieser Küstenstrecke wohnenden 
Gutsfischer in Anspruch genommen. Die hierüber geführten 
Verhandlungen sind ergebnislos geblieben. Am 23. Februar 1925 
hat dann Mecklenburg-Schwerin die Polizeiverordnung zum 
Schutze der Fischerei in den Küstengewässern der Travemünder 
Bucht erlassen und darin die Gebietshoheit in einem Teil des 
lübeckischen Fischereibezirks III für sich beansprucht. Es hat diese' 
Verordnung auch durch Ausübung der Fischereipolizei durch- 
zuführen versucht und damit den bis dahin ruhigen Besitzstand 
Lübecks gestört. 

Auf die Rechtsentwicklung in den Jahrhunderten vor dem 
Erlaß des lübeckischen Gesetzes vom 11. Mai 1896 kommt es für 
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die jetzt zu treffende einstweilige Regelung nicht enffcheidend an. 
Sie ist aber auch nach dem bisher Vorgebrachten nicht derart 
gewesen, daß sich sagen ließe, Lübeck habe durch Erlaß des 
Gesetzes vom 11. Mai 1896 einen neuen, bisher noch nicht da- 
gewesenen Zustand geschaffen. Schon in sehr srüher Zeit und 
dann sortgesetzt bis in die Gegenwart hinein hat Lübeck nach 
seinen glaubhasten Angaben die Fischerei in der Travemünder 
Bucht geregelt. Zum ersten Mal geschah dies durch die Fischerei- 
ordnung vom Jahre 1585 „up des erbaren radts und gemeiner 
stadt strömen und ungehörigen potmäßigkeiten", in der das ge- 
samte Strandmeer bis zur Harkenbeck ausdrücklich mitbehandelt 
wird. Im Jahre 1610 erließ Lübeck eine Spezialverordnung 
über die Befischung der Userstrecke Priwall—Harkenbeck. Im 
gleichen Jahre vermittelte es einen Vergleich zwischen den 
lübeckischen und den Travemünder Fischern, der sich aus die 
Fischerei an der mecklenburgischen Mste bis zur Harkenbeck be- 
zog. Im Jahre 1677 wurden die Fischereiordnung von 1585 
und der Vergleich von 1610 den Travemündern nochmals ein- 
geschärft. Im Jahre 1748 mußten sich die Travemünder Fischer 
verantworten, weil sie ihre Netze zwischen der Harkenbeck und 
dem Blockhaus so nahe am Strand gesetzt hatten, daß die 
Schlutuper Fischer dort am Fischen behindert wurden. In den 
Jahren 1822 und 1823 kam es zwischen Schlutuper und Trave- 
münder Fischern zu Streitigkeiten wegen der Fischerei aus der 
Strecke Blockhaus—Harkenbeck. Sie sührten zum Vergleich vom 
Jahre 1826, durch den die Fischerei aus dieser Strecke in einer 
bis ins einzelne gehenden Weise nach Inhalt und Zeit zwischen 
den Travemündern und den binnen-lübeckischen Fischern verteilt 
wurde. Der Vergleich wurde im Jahre 1845 ergänzt. Mecklenburg- 
Schwerin meint, daß hierbei keine Hoheitshandlungen Lübecks 
vorgelegen hätten. Das mag in der Tat zweiselhaft sein. Aber 
es spricht mindestens auch nichts dagegen, daß Lübeck die 
Fischereiverordnungen sür das streitige Gebiet erlassen und die 
Fischereistreitigkeiten dort geschlichtet hat, weil es die Gebiets- 
hoheit fiir sich in Anspruch nahm. Ebensowenig liegt etwas 
dafir vor, daß in jener srühen Zeit Mecklenburg daselbst die 
Fischereihoheit ausgeübt habe. 
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Aus Anlaß des Betriebs der Fischerei ist es allerdings zu 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Parteien gekommen, 
als der Junker von Bülow aus Harkensee gemeinsam mit zwei 
anderen Personen im Jahre 1616 am Strande von Rosenhagen 
eine große Fischreuse setzen ließ, woraus sich später ein Prozeß 
vor dem Reichskammergericht entwickelte; aber Mecklenburg- 
Schwerin ist selbst der Ansicht, daß dieser Streit nicht im 
Gebietsrecht gewurzeü habe. Wie er ausgegangen ist, ist nicht 
bekannt. Unstreittg ist, daß Lübeck im Jahre 1616 die Reuse 
entsernen ließ und ebenso im Jahre 1617 nach ihrer Erneuerung. 
Unstreitig ist ferner, daß im Jahre 1658, als sich ein ähnlicher 
Fall ereignete, die Mecklenburger die Reuse selbst entfernten, 
bevor die von Lübeck beabsichtigte zwangsweise Beseiügung er- 
folgen konnte. Daß es sich bei der Gewaltanwendung in den 
Jahren 1616,. 1617 und 1658 um unrechtmäßige Übergriffe ge- 
handelt habe, wie Mecklenburg-Schwerin behauptet, ist bisher 
nicht glaubhaft gemacht. Dies um so weniger, als unstreitig, 
soweit nachweisbar, seitdem Jahrhunderte hindurch bis in die 
jüngste Zeit Streitigkeiten der Parteien wegen des Fischfangs 
in der Travemünder Bucht nicht vorgekommen sind. Das ist 
zwar kein schlüssiger Beweis für die alleinige Ausübung des 
Fischfangs durch Lübeck; wohl aber macht es wahrscheinlich, 
daß die Fischereihoheit, insbesondere die Fischereipolizei, dort 
allein von einem der beiden jetzt streitenden Teile ausgeübt 
wurde, und als solcher kommt nach dem Gesagten nur Lübeck 
in Betracht. Dadurch wird keineswegs ausgeschlossen, daß auch 
mecklenburgische Fischer in dem in Rede stehenden Teil der 
Travemünder Bucht Fischereirechte erworben haben. 

Ist hiernach davon auszugehen, daß Lübeck sich zuletzt bis 
zu der in jüngster Zeit erfolgten Störung in ruhigem Besitz der 
Fischereihoheit in der Travemünder Bucht bis zur Linie Harken- 
beck Mündung—Haffkruger Feld befunden hat, so rechtfertigt sich 
eine vorläufige Regelung dahin, daß bis zur Enffcheidung in 
der Haupffache ihm die Ausübung der Fischereihoheit innerhalb 
dieser Grenze übertragen, sie dagegen Mecklenburg-Schwerin 
dort untersagt wird. Streitig ist aber die Gebietshoheit darüber 
hinaus bis zur Linie Mündung der Harkenbeck—Steinrifftonne— 
Pohnsdorfer Mühle—Gömnitzer Turm. Daß sich einer der 
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Streitteile zuletzt im ruhigen Besitz der Fischereihoheit an dem 
zwischen beiden Linien liegenden Meeresteil besunden habe, ist 
nicht glaubhaft gemacht. Gleichwohl ist auch hier eine einst- 
weilige Regelung erforderlich. Aus Zweckmäßigkeitsgründen, 
insbesondere weil eine Teilung des Meeresstreifens nicht an- 
gängig ist und die Linie Harkenbeck Mündung—Steinrifftonne— 
Pohnsdorfer Mühle—Gömnitzer Berg eine in der örtlichkeit gut 
sichtbare Peillinie für die Schiffahrt bildet, schien es angezeigt, 
die Ausübung der Fischereihoheit hier. einstweilen in gleicher 
Weise zu regeln. Die Grenzen des Gebiets, auf dem Lübeck 
sonach bis zur Entscheidung in der Haupffache allein zur Aus- 
übung der Fischereihoheit berechtigt sein soll, werden durch die 
lübeckische und mecklenburgische Küste der Travemünder Bucht 
vom Brodtener Grenzpfahl bis zur Mündung der Harkenbeck, 
durch die Linie Mündung der Harkenbeck—Steinrifftonne- Pohns- 
dorfer Mühle—Gömnitzer Berg und durch das vom Brodtener 
Grenzpfahl auf diese Linie gefällte Lot gebildet. Ob sich Lübeck 
taffächlich im Nordwesten bis zu diesem Lot im Besitz der Ge- 
bietshoheit, insbesondere der Fischereihoheit, befunden hat, be- 
darf keiner Prüfung, da Mecklenburg-Schwerin dort Hoheits- 
rechte nicht beansprucht. 

Zur Berhinderung von Störungen im Fischereibetriebe 
war auch die Schiffahrtspolizei in die einstweilige Rege- 
lung einzubeziehen, und zwar in gleicher Weise, wie dies 
hinsichtlich der Ausübung der Fischereihoheit geschehen ist. 
Bedenken hiergegen bestehen nicht, zumal nach dem bisher Bor- 
getragenen Lübeck auf dem Meeresteil, für den die Regelung 
erfolgt, die Schiffahrtspolizei ausschließlich ausgeübt hat. 

Andere Seiten der Betätigung der Gebietshoheit brauchten 
nicht in Betracht gezogen zu werden, da die Voraussetzungen 
für den Erlaß einer einstweiligen Verfügung insoweit nicht dar- 
getan sind. Deshalb ist insbesondere auf die mecklenburgischen 
Verordnungen vom 10. Oktober 1874 zum Schutze der Dünen 
des Ostseestrandes bei Rosenhagen, Barendorf usw. und vom 
17. Dezember 1874 zur Ausführung der Strandungsordnung 
nicht einzugehen. 

Aus^dem gleichen Grunde sind die weitergehenden Anträge 
zurückzuweisen. Der Erlaß einer einstweiligen Verfügung für 
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die mecklenburgischen Küstengewässer außerhalb der bezeichneten 
Grenzen erscheint nicht geboten, weil Lübeck hier kein ^oheits- 
recht, sondern nur ein Mitbefischungsrecht für seine Landes- 
angehörigen in Anspruch nimmt, also Gewalthandlungen nicht 
zu gewärtigen sind. Außerdem ist die Ausübung der Fischerei 
dort durch lübeckische Fischer seitens der Parteien noch nicht ge- 
nügend erörtert, der letzte ruhige Besitzstand nicht ausreichend 
glaubhaft gemacht. Daß ferner Mecklenburg-Schwerin die 
Folgerungen aus der. von dem Staatsgerichtshof für die 
Travemünder Bucht getroffenen einstweiligen Regelung ziehen 
und demgemäß, soweit es erforderlich ist, die Polizeioer- 
ordnung vom 23. Februar 1925 außer Anwendung setzen 
wird, ist nicht zu bezweifeln, wie es sich auch in der 
mündlichen Berhandlung zu einer — dringend wünschens- 
werten — Vergleichsweisen Schlichtung des Streits in der 
Haupffache grundsätzlich bereiterklärt hat. Es bedarf daher 
keiner weiteren Anordnungen des Staatsgerichtshofs mit 
Beziehung auf die Polizeiverordnung vom 23. Februar 1925. 

(gez.) Or. Simons. Triebel. Frengel. Oelschlaeger. 
Pietzcker. Bachmayer. Gebhardt. 

Ausgefertigt. 

(l.. 5.) 

Geschäftsftelle des Staatsgerichtshofs für das 
Deutfche Reich. 

gez. Barffch, 
Ministerial-Amtmann. 
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Vorbemerkung. 

Nach dem am 6. Juli 1925 erfolgten Abschluß des ersten, an 
den damaligen Stand der mecklenburgischen Eingaben gebundenen 
Teiles dieser Abhandlung sind von mecklenburgischer Seite unge- 
mein umfangreiche weitere Gegenäußerungen vorgebracht worden. 
Zunächst erschien gegen Ende September das nunmehr ab- 
geschlossene ganze gedruckte Archivgutachten, das mit seinen 
Anlagen nicht weniger als 228 Seiten umfaßt. Als seine 
Bearbeiter nennen sich jetzt die Oberbeamten des Mecklenburg- 
Schwerinschen Geheimen und Hauptarchivs: Stuhr, Strecker 
und Steinmannn.') Sodann aber erschien noch unmittelbar vor 

') Das vormalige Küstengewässer (Strand) und die Rechtsverhältnisse in 
der Travemünder Bucht. Ohne Jahr (1925). Schwerin, Druck der Bären- 
sprungschen Hofbuchdruckerei, Schwerin i. M. 
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der am 10. Ottober vor dem Staatsgerichtshof des Deutschen 
Reiches in Leipzig erfolgten Verhandlung über den Erlaß einer 
einstweiligen Verfügung ein von mecklenburgischer Seite an- 
geregtes und dem Staatsgerichtshof eingereichtes Rechtsgutachten 
des Universitätsprofessors Julius v. Gierte.') Endlich war noch 
Mitte September ein zweites maschinenschriftliches Gutachten des 
Staatsministers i. R. Dr. Langfeld, datiert oom 15. August, mir 
zur Kenntnis gekommen.') 

Bevor es möglich war, zu diesen zahlreichen Gegen- 
äußerungen Stellung zu nehmen, fand die bereits erwähnte 
Verhandlung vor dem Staatsgerichtshof statt. Sie hatte das 
Ergebnis, daß dem Antrag Lübecks auf Erlaß einer einstwei- 
ligen Verfügung zum Schutz seines namentlich durch die mecklen- 
burgische Verordnung vom 23. Februar 1925 gestörten Besitz- 
standes für das Gebiet des Fischereibezirks III des Lübecker 
Fischereigesetzes stattgegeben wurde.') 

Die Erwiderung auf diese Äußerungen von mecklenburgischer 
Seite ist aus einem äußerlichen Grunde nicht ganz leicht. Als 
der zweite Teil des Archivgutachtens erschien, lag bereits meine 
Entgegnung auf ihren ersten Teil in Maschinenschrift dem Staats- 
gerichtshof vor; sie wird erst jetzt im Druck wiedergegeben. Eben- 
falls geht dieser erste Teil meines jetzigen Gutachtens zeitlich dem 
Gutachten v. Gierkes voraus; v. Gierke hat ihn offenbar eingesehen, 
als er sein Gutachten in wesentlichen Teilen bereits fertig vorliegen 
hatte; nachträglich ist es auch hier und da von ihm benutzt 
worden. Bei der schnellen Aufeinanderfolge der in Teilen er- 
schienenen Gutachten verwischen sich also die Zeitpunkte der Auf- 

') Hoheitsrechte in der Travemünder Bucht. Ohne Jahr (1925). Hof- 
buchdruckerei W. Sandmeyer, Schwerin i. M. 33 Quartseiten. 

') Von mir nach v. Gierkes Vorgang zitiert als „Langfeld II". Ebenso 
zitiere ich jetzt nach v. Gierkes Vorgang das angedruckte erste Archivgutachten, 
gegen das sich meine Abhandlung: „Mecklenburgisches Küstengewässer und 
Travemünder Reede" richtete, als „Archiv I" (früher von mir zitiert als „MG" 
^ mecklenburgisches Gutachten), und das jetzt ganz gedruckt vorliegende, dessen 
ersten 70 Seiten ich als „Ib" — Jahrbuch zitiert hatte, als „Archiv II". — 
Über die eben jetzt im Erscheinen begriffene Abhandlung von M. Wenzel 
vgl. zunächst unten Anm. 5. 

H Der Wortlaut der Entscheidung des Staatsgerichtshofs ist zwischen 
dem I. und lll. Teile dieses Gutachtens abgedruckt. 

Ztschr. L. B. f. L. B. XXIV, 1. 4 
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einanderfolge, eine Tatsache, aus der sich bei der Bewer^ng 
des v. Gierkeschen Gutachtens, namentlich bei dessen einleiten- 
dem Teil, manches erklärt. 

Die Ausführungen v. Gierkes aus S. 4 sind verständlich, wenn 
man nur die Äußerungen meiner beiden ersten Gutachten (Ztschr. 
Bd. XXN) über die rechtlichen Grundlagen der strittigen Verhält- 
nisse heranzieht. Wenn ich in ihnen die Möglichkeit ablehnte, daß 
Normen des allgemeinen Völkerrechts für den gegebenen Fall so ^ 
ohne weiteres anwendbar seien, so sprach dabei sehr die Erfahrung 
mit, die ich beim Studium der älteren Vorgänge gemacht hatte. 
Ich will hier nicht näher ausführen, wie verwirrend es inner- 
halb der Lübecker Verwallung selbst gewirkt hat, als man seit 
den 70 er Jahren immer wieder mit allgemein völkerrechtlichen 
Vorstellungen, wie 1 und 3 Seemeilengrenzen und Ähnlichem 
gearbeitet hat, und wie die letzten gutachtlichen Äußerungen, 
die den meinen, ungedruckten, vom Jahre 1912 vorausgingen, 
noch ganz von solchen Vorstellungen beherrscht waren. Was 
allerdings in meinen bisherigen gedruckten Gutachten nicht zum 
Ausdruck kommt, ist die Tatsache, daß ich bereits 1912 in einem 
unveröffentlichten Archivbericht darauf hingewiesen hatte, daß » 
die Ergebnisse einer mit den Mitteln streng historischer Krittk 
erfolgten Feststellung der besonderen Rechtsentwicklung der Ge- 
wässer vor dem Ausfluß der Travemünder Reede nicht schlecht- 
hin im Widerspruch stehen zu den Lehren des allgemeinen 
Völkerrechts, sondern daß sie sich in seinen Begriffen ausdrücken 
lassen, wenn man sich nur erst im klaren darüber ist, welche Be- 
griffe des allgemeinen Völkerrechts für den gegebenen Fall 
überhaupt anwendbar sind. Denn auch das allgemeine 
Völkerrecht kennt nicht nur den Begriff des Küsten- 
gewässers, sondern auch den des Eigenmeeres. Es ist 
aber wiederum nur auf dem Umwege über die Untersuchung 
der besonderen Rechtsentwicklung möglich, ob und wieweit ' 
neben der Lehre vom Küstenmeer auch die vom Eigenmeer 
für die letzte juristische Formulierung der konkreten Taffächlich- 
keiten heranzuziehen ist. Schon aus diesem Grunde muß auch 
bei einer Heranziehung des allgemeinen Völkerrechts eine 
genaue rechtsgeschichtliche Untersuchung vorausgehen. Und das 
um so mehr, da ja die Normen des allgemeinen Völkerrechts 
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weder ohne weiteres rechtsverbindlich, noch nach den verschie- 
denen Lehren und Theorien in sich widerspruchslos und all- 
gemein anerkannt sind. Es bedarf ja nur eines Hinweises auf 
die mannigfachen Widersprüche, die in den mecklenburgischen Äuße- 
rungen (Langfeld, Archiogutachten, v. Gierke; neuerdings 
auch ) Wenzel) gerade über die völkerrechtlichen Voraussetzungen 
für den strittigen Fall begegnen, um einen Teil der gegensätzlichen 
Meinungen wiederzufinden, die in der wissenschaftlichen Völker- 
rechtsliteratur über die Rechtsverhältnisse an Meeresteilen vor- 
liegen; diese Gegensätzlichkeiten sind durch die mecklenburgischen 
Gutachten höchstens noch vermehrt worden, insofern sie von 
einem allgemeinen Regal des Landesherrn über das Gewässer 
vor den Küsten seines Territoriums schon im 13. Jahrhundert 
ausgehen.«) 

Weniger verständlich aber ist, daß v. Gierke seine 
Volennk gegen meine früheren Gutachten auftechterhiell, als 

) Der Streit zwischen Lübeck und Mecklenburg-Schwerin über die 
HoheUsttchte in der Lübecker Bucht. Erster Teil: Mecklenburgische Zeitschrift 

S° ?"'^?wissenschast. Verwaltung. 42. Jahrgang. Heft 7, 
-r» u ^ Wahrend des Druckes gehen mir noch die zwei nächsten Fortsetzungen aus Hest 8 und S zu. Ich werde aus diese schon jetzt hier 
und da einzugehen haben, behalte mir aber eine weitere Stellungnahme 
vor. wenn ^e Wenzelsche Abhandlung geschlossen vorliegt. Wenzel steht 
m seiner ..Grundlegung" Langseld nahe. z. B. Sp. 397. wo er die 
Behauptung ausstellt, daß in der Zeit nach Hugo Grotius „altere Recht, 
remder Staaten in den Kustengewässern zugunsten des Userstaates beseitigt 

nachprüsen. ob und wieweit dieser Satz sür andere 
vorliegenden jedensalls nicht zutrifft, ergibt 

die Tatsache, daß sich sur die gebietsrechtlichen Vorgänge aus dem Reedegebiet, 
namentlich aus seinem mecklenburgischen User. sür die Zeit des 16. Jahr- 

k Elle ^äteren. etwa das 18.. auch nicht der mindeste Unterschied 
^k^Estellen laßt: nach wie vor übt Lübeck hier dieselben Hoheitsrechte aus. 
Das Nähere in den Nachweisen meiner verschiedenen Gutachten. — Durchaus 
zustimmen muß ich der Meinung Wenzels, daß „die Entwicklung des Verkehrs" 
also ein Moment der Wirffchaft. sür die „Verdichtung wohlerworbener Hoheit-^ 
rechte zu einer einheitlichen Gebietshoheit" von Bedeutung war. Nur kommt 
im vorliegenden Falle diese Entwicklung nicht dem Userstaat Mecklenburg, 
sondern Lübeck allein zugute, aus dem einsachen Grunde, weil der mecklen. 
burgische Verkehr aus dem strittigen Wasser buchstäblich gleich Null war. der 
Lübecks aber der unbedingt herrschende. 

') So - im Gegensatz zu Langseld - dar Archivgutachten und 
v. Gierke. 

4* 
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sie sich durch die ihm bekannten Aussührungen im Abschnitt II 
des ersten Teiles dieses Gutachtens^) erledigt hatte. Ich 
habe doch selbst mit aller Deutlichkeit sestgestellt, daß es 
sich in dem vorliegenden Falle um die Feststellung parti- 
kularen Völkerrechts handelt; daß eben die Feststellung dieses ^ 
partikularen Völkerrechts eine ausgesprochen rechtsgeschicht- 
liche Ausgabe ist; daß partikulares Völkerrecht und zwischen- 
staatliches Gewohnheitsrecht dasselbe sind. Wozu da die Be- ^ 
lehrung, zwischenstaatliches Gewohnheitsrecht sei partikulares 
Völkerrecht? Ferner hatte ich mich dort ausdrücklich über das 
Verhältnis von partikularem und allgemeinem Völkerrecht aus- 
gesprochen. Ich kann sogar nur seststellen, daß v. Gierke ganz 
aus demselben Boden steht wie ich, wenn er betont, daß 
„partikulares Gewohnheitsrecht dem allgemeinen Völkerrecht 
vorgeht". Diese in der Anmerkung 18 enthaltene, mit meinen 
srüheren Aussührungen ganz übereinstimmende Feststellung ist 
jedenfalls für das Verständnis der ganzen Rechtslage weit 
wichtiger, als die im Fettdruck gebrachte Erklärung, daß Lübecks 
Ansprüche nach allgemeinem Völkerrecht völlig unbegründet 
seien. v. Gierke gibt ja dann auch weiter im Prinzip die » 
Möglichkeit zu, daß für Lübeck, soweit es einen solchen Nach- 
weis erbringe, auf Grund parükularen Völkerrechts eine Sonder- 

' entwicklung vorliegen könne, die mit den Lehren des allgemeinen 
Völkerrechts im Widerspruch stehe (S. 7). Im Gegensatz zu der 
Theorie des Archiogutachtens — denn in Wirklichkeit steht das 
v. Gierkesche Gutachten in seinem einleitenden grundsätzlichen 
Teile nicht, wie es nach seiner Polemik scheinen möchte, zu 
meinen Arbeiten, sondern zu den Anschauungen der Archiv- 
gutachten im Widerspruch — wird kiamit der bisher von 
Mecklenburg starr vertretene Standpunkt, daß der Uferstaat 
notwendigerweise an seinem Mstengewässer (im geographischen, ^ 

') Vgl. oben S. 6 ff. 
') v. Gierke, Sp. 6. — Ich muß sagen, daß hier und an anderen 

Stellen die äußere Aufmachung des Rechtsgutachtens etwas Verwirrendes 
hat. Da Lübeck auf Grund allgemeinen Völkerrechts gar keine Ansprüche 
erhoben hat, ist v. Gierkes Feststellung im Grunde genommen überflüssig, 
übrigens ist der angeführte Satz v. Gierkes nicht einmal sicher, da doch auch 
das allgemeine Völkerrecht für Eigenmeere besondere Rechtsverhältnisse im 
Gegensatz zum einfachen Küstengewässer kennt. 
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nicht rechtlichen Sinne gemeint) allein Hoheitsrechte besitzen 
könne, aufgegeben. Gewiß, v. Gierke kommt später zu dem 
Ergebnis, daß in dem vorliegenden Falle kein Ausnahmefall 
von der allgemeinen Regel zugunsten Lübecks vorliege; die 
Tatsache, daß hier von mecklenburgischer Seite zum ersten Mal 
die grundsätzliche Möglichkeit zugegeben ist, daß es auch anders 
sein könnte, betrachte ich aber als einen Fortschritt gegenüber 
dem bisherigen Zustande. Die Entscheidung des Staatsgerichts- 
hofs vom 10. Oktober 1925 hat denn ja auch ausdrücklich die 
bis zum Erscheinen des v. Gierkeschen Gutachtens von Mecklen- 
burg vertretene Ansicht, „daß nach zwingendem, auch für das 
Verhältnis deutscher Länder zueinander gültigem Völkerrecht 
kein Staat Hoheitsrechte an dem der Küste eines anderen 
Staates vorgelagerten Territorialgewässer erwerben könne", 
ausdrücklich zurückgewiesen. Damit ist also der von Lübeck 
seit 1911 vertretene Standpunkt grundsätzlich anerkannt. 

Im grundsätzlichen Ausgangspunkt besteht also zwischen 
der Entscheidung des Staatsgerichtshofs, dem v. Gierkeschen 
Gutachten und meinen Arbeiten kein wesentlicher Unterschied. 
Um so mehr tritt die Vedeutung der rechtsgeschichtlichen ilnter- 
suchung für den vorliegenden Streitfall als schließlich entscheidend 
in den Vordergrund; und das um so mehr, als durch die Ent- 
scheidung des Staatsgerichtshofs festgestellt ist, daß der Besitz- 
stand für den von Lübeck verfochtenen Standpunkt spricht; 
zunächst für die Gewässer bis zur Harkenbeck. 

Archivgutachten und Rechtsgutachten haben nun allerdings 
beide den Weg auch der rechtsgeschichtlichen Untersuchung 
beschritten. Ihr Ziel war dabei, die in meinen Arbeiten 
gegebene Darstellung als nicht beweiskräftig zu erweisen. 
Dem Archivgutachten fällt dabei bei weitem der Hauptteil 
der Arbeit zu. Das v. Gierkesche Rechtsgutachten hat 
die rechtsgeschichtlichen Ergebnisse des Archivgutachtens im 
wesentlichen als endgültig erwiesen übernommen und sie zum 
Teil, namentlich in der Verwendung des Analogieschlusses zu 
den Verhältnissen anderer Teile der Ostsee, im Anschluß an 
die Methoden des Archivgutachtens noch weiter ausgebaut. 
Archiogutachten und Rechtsgutachten sind beide der Überzeugung, 
mich gerade im rechtsgeschichtlichen Teile „in allen entscheidenden 
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Puntten widerlegt zu haben". Wenn ich im ersten Teile dieses 
Gutachtens sür die mir damals vorliegenden Teile des Archiv- 
gutachtens bereits nachweisen konnte, wie subjektiv diese Über- 
zeugung des Archivgutachtens war, so hat das Studium des 
ganzen Gutachtens in mir diese Erkenntnis nur verstärkt. Ich 
erkläre schon hier gegenüber den Untersuchungen von Archiv- 
und v. Gierkes Rechtsgutachten, 

1. daß die Beweissührung des gesamten neuen Archivgut- ^ 
achtens ebenso unzulänglich ist, wie es die des ersten war; 

2. daß das o. Gierkesche Rechtsgutachten, soweit es als 

Grundlage seiner juristischen Schlüsse die Ergebnisse des 
Archiogutachtens verwertet, von einem unzulänglichen 
Tatsachenmaterial für seine juristischen Folgerungen aus- 
geht und damit der Wert dieser Folgerungen von vorn- 
herein zweifelhaft ist»); daß aber auch seine eigenen Ver- 
suche, den Kreis der als Beweismaterial zu verwertenden 
rechtsgeschichtlichen Tatsachen zu vergrößern, als nicht 
gelungen abzulehnen sind; 

3. daß ich meine bisherigen Ausführungen in allem Wesent- 
lichen aufrechthalte und sie im Verlauf dieser Aus- ^ 
sthrungen bis zu einem Grade zu erhärten hoffe, daß 
ihre Beweiskraft zwingender ist, als sie es war, bevor 
die gegnerischen Einwände vorlagen. Ich beziehe mich 
also ausdrücklich auf die ftüher von mir gegebene und 
voll auftecht erhattene Darstellung, die ich nicht wiederholen 
möchte. Soweit in Einzelheiten, denn nur darum handelt 
es sich, nicht um irgendwelche wesentlichere Dinge, Berich- 
tigungen notwendig waren, sind sie im Text dieses Gut- 
achtens mitgeteilt, es sind wenig genug. 

Diese drei Sätze verlangen eine eingehende Begründung, 
die in erster Linie unter dem Gesichtspunkt zu erfolgen hat^ 
daß das erneut untersucht wird, was für das schwebende Ver- ' 
fahren wirklich von Bedeutung ist.'°) Bevor das geschieht, 
habe ich noch zu einem Satze der v. Gierkeschen Einleitung 

') Dasselbe gilt auch von dem Abschnitt III der Wenzelschen Abhandlung 
<a. a. O. Sp. 458 ss. und 497 sf.) Wenzel übernimmt hier im wesentlichen 
auch v. Gierkes Aussührungen, ohne sie weiter kritisch zu prüfen. 

") Vgl. oben S. 14 ff. 

5 
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Stellung zu nehmen. Er lautet: „Es ist ferner durchaus un- 
zulässig, sich bei einem Rechtsgutachten in der Weise von vom- 
herein festzulegen, daß hier ein örtliches Gewohnheitsrecht 
gellen muß." An der Tatsache, daß für den vorliegenden 
Streitfall wirklich partikulares Völkerrecht, also nach v. Gierkes 
eigenen Worten zwischenstaatliches Gewohnheitsrecht, zu gellen 
hat, kann nach der Entscheidung des Staatsgerichtshofs vom 
10. Ottober 1925 jedenfalls kein Zweifel mehr sein. Der 
weitere v. Gierke geäußerte Einwand: „Wie ist es denn, wenn 
es nicht gelingt, ein solches Gewohnheitsrecht nachzuweisen?" 
hat für den vorliegenden Fall nur theorettschen Wert. Denn 
es kann wohl sellen eine gewohnheitsrechtliche Entwicklung in 
so massiver Geschlossenheit nachgewiesen werden, wie das für 
die Gewässer vor dem Ausfluß der Trave der Fall ist. Im 
übrigen habe ich es nie als meine Aufgabe betrachtet, ein 
Rechtsgutachten im engeren Sinne des Wortes zu geben. Das 
kann nicht meine Aufgabe sein. Wohl aber war es eine 
eminent historische Aufgabe, das parttkulare Völkerrecht als 
solches aus einer Fülle höchst verschiedenarllger und verschiedene 
Methoden erfordernder Quellenzeugnisse herauszuarbeiten. Denn 
hier kommt es zunächst und vor allem auf einen einwand- 
freien Nachweis von Tatsachenreihen an, eine Aufgabe, 
welche nur mit allen Mitteln einer fortgeschrittenen 
historischen Quellenkritik und nicht, wie bei v. Gierke, 
gewissermaßen nebenher gelöst werden kann. Die so 
gewonnenen Ergebnisse in ihrer Bedeutung für den konkreten 
Fall juristisch auszuwerten, das ist dann Sache der gerichtlichen 
Entscheidung. 

Leweissükrung durch Knalogieschluh und Privilegienkritik. 
l. 

Das v. Gierkesche Gutachten hat in seinem rechtsge- 
schichtlichen Teil besonderen Nachdruck auf jenes Verfahren 
gelegt, mit Hilfe von Analogieschlüssen") über die Rechtsver- 
hältnisse anderer Mstengewässer (im geographischen Sinne) der 
Ostsee während des Mittelalters den Nachweis zu erbringen, daß 
denLandesherren, jedenfalls seit dem 13. Jahrhundert, ein Hoheits- 

") Dgl. oben S- 15. 
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recht an ihren Küstengewässern der Ostsee zustehe. Dann sährt 
das Gutachten sort: „Es ist hieraus der Schluß zu ziehen, daß 
auch an der Mecklenburger Seite der Lübecker Bucht und ins- 
besondere an der Strecke Priwall—Harkenbeck ein Hoheitsrecht 
des Mecklenburger Landesherrn am Küstengewässer seit dem 
13. Jahrhundert bestand. Hieraus folgt für unseren Streitfall: 
Lübeck kann durch Okkupation ein Hoheitsrecht an der Mecklen- 
burger Wste Priwall—Harkenbeck nicht erworben haben." 

Auf das Widerspruchsvolle diestr Beweisführung muß 
selbst dann hingewiesen werden, wenn, was ich nicht zugebe, 
der Beweis wirklich erbracht wäre, daß im Mittelalter generell 
ein landesherrliches Hoheitsrecht am Gewässer vor den Küsten 
des Territoriums nachgewiesen sei; daß also eine ent- 
sprechende Rechtsregel allgemeiner Art bestanden hätte. Borher 
gibt doch v. Gierke ausdrücklich die Möglichkeit eines partikularen 
Völkerrechts zu. Folglich muß doch auch die Möglichkeit 
bestehen, daß eine Abweichung von diesem von dem Archiv- 
gutachten und v. Gierke vermuteten Rechtssatz allgemeiner 
Art als sonderrechtliche Entwicklung bestanden haben kann. 
Nun liegen doch im vorliegenden Falle die Dinge so: Für die 
strittige Mstenstrecke können weder Archiv- noch Rechtsgut- 
achten auch nur einen Schein eines Beweises erbringen, daß 
im Mittelalter hier ein Hokstitsrecht des mecklenburgischen 
Landesherrn bestanden hätte. Vielmehr sprechen, wie weiter 
unten erneut und weit eingehender als bisher nachgewiesen 
wird, die ältesten Zeugnisse über Ausübung von Hoheits- 
rechten an ihr mit aller Deutlichkeit für Lübeck, nicht für 
Mecklenburg. Dazu kommt, daß auch das Rechtsgutachten 
weder die direkten Zeugnisse für das Vorhandensein eines 
mecklenburgischen Hoheitsrechts am Mstengewässer hat ver- 
mehren, noch jene über das überwiegen der Seestädte in 
Schiffahrt und Fischerei bis in die Jahrhunderte der Neuzeit 
hinein hat entkräften können. Schon aus diesem Grunde ist 
der Versuch, Lübeck auf diese Weise die Möglichkeit abschneiden 
zu wollen, Okkupation als Grundlage seines Rechts anzuführen, 
als verfehlt zu bezeichnen. Dazu aber kommt ein Weiteres. 
Nämlich die methodisch-quellenkritische Unterlage der ganzen 
Beweisführung. Vom Standpunkt historischer Quellenkritik wird 
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man es als ein sonderbares Verfahren betrachten müssen, 
einen Beweis durch Analogieschlüsse in der Weise zu führen, 
daß man „Belege für die richtige Ansicht aneinanderreiht".") 

v. Merke S. 9. Wie sehr v. Merke hierbei nach der von ihm 
gewünschten Richtung hin gleichmachend und die einzelnen Zeugnisse ihres 
besonderen Zusammenhangs entkleidend vorgegangen ist, zeigt ein Vergleich 
von dem, was er unter „Ostpreußen und Westpreußen" aus S. 9 bringt mit 
dem, was die von ihm zitierte Abhandlung v. Brünnecks, „Zur Geschichte 
des altpreußischen Jagd- und Fischereirechts" (Ztschr. d. Savignystiftung G.A. 
Bd. XXXIX S. 88 ff.), über denselben Gegenstand eingehend zu berichten weiß. 
Im Gegensatz zu v. Merke ist v. Brünneck weit davon entfernt, schon für den 
Anfang des 13. Jahrhunderts ein landesherrliches Fischereiregal am Küsten- 
gewässer anzunehmen. Erst später, so führt v. Brünneck aus (S. 120), hat 
der Orden ein solches Regal, das v. Brünneck als eine exzeptionelle Sonder- 
bildung empfindet, entwickelt. Auch das 1226 verliehene Privileg war nach 
v. Brünneck — ganz im Gegensatz zu v. Gierke! — an sich nicht geeignet, 
eine solche Entwicklung hervorzurufen Nach v. Brünneck ist die Entwicklung 
vielmehr so vor sich gegangen, daß der Orden sein Regal zunächst auf die 
Haffs, und dann von ihnen aus auf das Wasser vor den Haffs ausdehnte. 
Das enffpricht dem tatsächlichen Vorgang nach ganz dem, was ich in meinem 
zweiten gedruckten Gutachten ausgeführt hatte: Ausbildung von Hoheitsrechten 
an Meeresteilen erfolgt von den Flüssen und den gleichartig behandelten 
Haffs usw. aus. Nun ist aber der sehr wesentliche Unterschied zwischen öst- 
licher und westlicher Osffee der: im Osten haben wir es unter dem deutschen 
Orden mit einer ungemein früh und kräftig entwickelten Landeshoheit zu tun, 
die sich weit früher als andere Territorien auch wirffchaftlicher Aufgaben 
annimmt und im Zusammenhang damit neue Herrschaftsverhältnisse zu ent- 
wickeln versteht. Die Aufgaben, die im Osten der deuffche Orden übernahm, 
lagen aber im Westen in den Händen der so gut wie selbständigen, bei Lübeck 
sogar vollkommen selbständigen, Seestädte. Deshalb die von mir hervor- 
gehobene Tatsache, daß im Westen die Städte der eigentliche Träger der 
Entwicklung sind. Aus diesem Grunde war aber gerade ein Territorium 
wie Mecklenburg in derselben Frage besonders rückständig. Jedenfalls geht 
es nicht an, das, was im Ordenslande sich später entwickelt hat, einfach 
durch Analogieschluß für Mecklenburg im 13. Jahrhundert anzunehmen. — 
Wieweit das auch von v. Brünneck für die spätere Zeit angenommene Fischerei- 
regal ckls voll ausgebildetes Regal zu gelten hat, ist hier nebensächlich. — Zur 
Bewertung des Privilegs von 1226 vgl. neuerdings die eindringende Unter- 
suchung von E. Caspar, Hermann von Salza und die Gründung des 
Deutschordensstaates, 1924, S. 13 ff. Aus ihr ergibt sich, daß das Privileg 
von 1226 ein Zukunftsprogramm war, das alles das legalisierte, was Hermann 
von Salza mit Hilfe seines kaiserlichen Freundes erstrebte. Caspar stellt aber 
ausdrücklich fest (S. 18), daß das, was schließlich erreicht wurde, „nicht un- 
erheblich hinter dem Programm von 1226 zurückblieb". übrigens spricht die 
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Denn was ist in der Frage der Rechtsverhältnisse am Küsten- 
gewässer im geographischen Sinne die richtige Meinung? Es 
bedarf ja nur eines Blickes in das von Mecklenburg eingereichte 
Langfeldsche Gutachten, um sich zu überzeugen, daß man 
sich selbst im mecklenburgischen Lager über diese „richtige 
Meinung" durchaus nicht einig ist; von neuester völkerrechtlicher 
Literatur allgemeiner Art, aus die ich später zu sprechen komme, 
ganz zu schweigen. Es wirkt wenig beweiskräftig, wenn einzelne 
Urkundenzitate sehr verschiedener Provenienz und sehr ver- 
schiedenartiger Bedeutung als Belege für eine bereits fest- 
stehende richttge Meinung aneinandergereiht werden. Dazu 
wird in diesem Falle die Mißlichkeit, die Analogieschlüsse 
als Beweismittel ohnehin haben, noch dadurch erhöht, 
daß das herangezogene Quellenmaterial Privilegien, Ber- 
leihungen, also dispositiven, nicht Beweisurkunden, entnommen 
ist. Die historische Forschung hat gerade in neuester Zeit 
immer wieder auf die Gefahren hingewiesen, die sich aus der 
alleinigen Benutzung von Privilegien usw. als Erkenntnisquelle 
ergeben, wenn diese nicht durch anderes Quellenmaterial, 
Zeugnisse über tatsächliche Vorgänge, kontrolliert werden;") 

Urkunde an der Stelle, wo sie „die wichtigsten Regeln einzeln auszähü" 
(Caspar a. a. O. S. 13 in Anm. 55), nur von „clirecturs» per terrsm, in 
Numinibus et in msri, sicut utile vicierint, stsbilire". 

") Ich möchte zunächst aus die höchst bezeichnende Tatsache hinweisen, 
daß ein so ernster und ersolgreicher Forscher wie Hans Hirsch seine eindringliche 
und grundlegende Schilderung der Immunitätsgerichtsbarkeit unter bewußter 
Ignorierung der eigentlichen Immunitätsurkunden — also der dis- 
positiven Privilegien — gibt, eben weil er ihren nur relativen Quellenwert 
richtig einschätzt. (Die hohe Gerichtsbarkeit im deutschen Mittelalter, Prag 1922, 
S. 131 f.) Vgl. auch neuerdings Georg v. Below, Territorium und Stadt, 
2. Auflage, S. 31: „Es darf als Verdienst der Forschungen der letzten Jahre 
hervorgehoben werden, daß die Vorstellung beseitigt worden ist, als 
ob formelle Übertragung durch Immunitätsprivileg dar We- 
sentliche bei dem Erwerb staatlicher Rechte durch Privat? aus- 
mache ... Die Geschichte des Erwerbs staatlicher Rechte läßt sich keineswegs 
nur nach den Immunitätsprivilegien schreiben." Dasselbe gilt natürlich von 
dispositiven Urkunden (Privilegien) aller Art, auch von den v. Gierte heran- 
gezogenen. Ich habe mehrfach auf die schweren Fehler hingewiesen, die 
dann zutage treten, wenn verfassungsgeschichtliche Arbeiten als Quelle nur 
dispositive Urkunden benutzen und diese dann ohne weiteres als bare Münze 
nehmen. (Vgl. Histor. Vtjschr. Vd. 10. S. 411 ff. und Vd. 17 S. 523.) 
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denn die Spannung zwischen Verordnung und Wirklich- 
keit, für die uns die Vorgänge des letzten Jahrzehnts wieder 
die Augen geschärft haben, ist im Mittelalter oft eine sehr große 
gewesen. Ferner wirken auch die bekannten Tatsachen, daß man 
im Mttelalter oft die Form eines Privilegs wählte, wo es 
sich in Wirklichkeit nur um die Legalisierung und Anerkennung 
eines bestehenden Zustandes handelte, sowie das Itberwuchern 
des Formelhast-Schematischen in der äußeren Form der Ur- 
kunden in der Richtung, den Beweiswert dispositiver Urkunden 
zu verringern; zum mindesten wenn sie isoliert und aus ihrem 
konkreten Zusammenhang gelöst benutzt werden. Wenn v. Gierte 
mir bei der Behandlung des Vergleichmaterials aus dem 
übrigen Ostseegebiet „rechtshistorischen Irrtum" oorwirst, meine 
aus einer ganz anderen Einstellung zur Wertung disposiüver 
Urkunden im Gegensatz zu Zeugnissen einer tätsächlich einmal 
vorhandenen Entwicklung als „ganz unrichtig" kennzeichnet, 
und mit der Sicherheit des „rechtshistorisch geschulten Blicks" 
seine Schlüsse ziehen zu können glaubt, so muß ich ihn auf 
den zweifelhaften Wert des Unterbaues seiner Schlußfolgerungen 
aufmerksam machen.") Ich gehe auf die einzelnen Urkunden 

Erinnern möchte ich hier auch an den Spott, mit dem Werner Sombart 
(Der moderne Kapitalismus, Bd. 1, 4. Auflage S. 13S) jene Forscher bedenkt, 
für welche „die Verordnung das Leben schafft". Erinnern möchte ich endlich 
an das grundverschiedene Bild, das sich z. B. für die Entstehung einer Stadt 
wie Lübeck ergibt, wenn man erst von dem Gedanken abgekommen ist, sie 
aus Privilegien Heinrichs des Löwen entstehen zu lassen. Vgl. meinen 
„Markt von Lübeck" S. 19, Anm. 1 und meine Darstellung in dem Sammel- 
werk: „Geschichte der Stadt Lübeck" (1926) S. »0 ff. 

") Belehrungen, die mir v. Gierke über „schwere methodische Fehler" 
erteilt, die ich begangen haben soll, stehe ich aus diesem Grunde kühl gegen- 
über. An einem Beispiel möchte ich immerhin erörtern, wie schlecht es manch- 
mal mit der Behandlung der Urkunden bei v. Gierke bestellt ist: Der kate- 
gorischen Sicherheit gegenüber, mit der v. Gierke meine Übersetzung der 
stritttgen Worte des holsteinischen Privilegs von 1252 ablehnt — ich hatte 
übersetzt: „im ganzen Gebiete unserer zwingenden Gewalt an dem Meere 
(entlang)" —, verweise ich auf den Wortlaut der von ihm selbst angeführten 
(S. 11) Urkunde von 1265 für das Kloster Dargun in Pommern, laut deren 
der Landesherr dem Kloster ein abgabenfreies Schiff zum Schollenfang „in 
mari ssiso tcrre nostre ckominio sckjscenti" gewährt. Hier kann doch kein 
Zweifel sein, daß zu übersetzen ist: „in dem Salzmeere, das an das Herr- 
schaftsgebiet unseres Landes angrenzt;" das Salzmeer als solches ist eben in 
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nicht weiter ein,") da keine das strittige Gebiet selbst betrifft, 
und ich eingehend genug begründet habe, warum das von 
Archiv- und Rechtsgutachten angewandte Verfahren im Grunde 

der Urkunde mit aller Deutlichkeit als nicht zum Herrschaftsbereich des Landes- 
Herrn gehörig gekennzeichnet. Wenn v. Gierke statt dessen übersetzt: „in dem 
Salzmeere, das unserer Landesherrschaft zugehört", so ist das eine Willkür- 
liche Vergewaltigung des Textes, die eben nur dadurch zu erklären ist, daß 
v. Gierke bereits eine „richtige Ansicht" hatte, bevor er anfing, für sie Urkunden- 
zitate „aneinander zu reihen". Ebenso verfehlt ist die geschraubte Übersetzung, 
welche Archiv II S. 210 diesen Worten gibt: „in dem zu seiner Landesherr- 
schaft belegenen Meere". Auch hier ist der Wunsch der Vater des Gedankens. 
Man könnte in den Materialien, welche bei Archiv II und v. Gierke zur 
Stütze ihrer Theorie des landesherrlichen Regals am Küstengewässer anführen, 
noch mancherlei ähnliche kritische Spaziergänge machen. Ich bleibe dabei, daß 
es sich, namentlich bei den hier gestreiften Urkunden von 1252 und 1265 
durchaus nicht um ein landesherrliches Regal am Küstengewässer, sondern 
um die Erhebung von einer Abgabe — pensio, tiieloncum, exnctio — 
handelt, die von den Fahrzeugen erhoben wurde, wenn sie mit einem Fang 
in das landesherrliche Gebiet einliefen. Sehr deutlich spricht ja auch das 
Material, das vom Archiv II S. 27 ff. angeführt wird, für diese Deutung, 
wenn auch hier wieder der ganz ungerechtfertigte Versuch gemacht wird, diese 
„Zollabgaben" im Sinne eines Fischereiregals umzudeuten. 

'°) Insbesondere auch nicht näher auf die von v. Gierke besonders ein- 
gehend verwertete Urkunde von 1252 für die Ausübung lübeckischer Fischerei 
an den holsteinischen Küsten. Immerhin ist es nötig, hierzu folgendes hervor- 
zuheben: Es ist vollkommen irreführend, wenn v. Gierke Anm. 101 behauptet: 
„Die große Bedeutung der Urkunde von 1252 für den vorliegenden Streitfall 
wird auch von Rörig angenommen." Wie sich aus meinen Ausführungen 
ergibt (Ztschr. XXIl, S. 6 ff.), habe ich die Urkunde von 1252 überhaupt nicht 
für den „vorliegenden" Fall, sondern im Zusammenhang mit der Besprechung 
der Rechtsverhältnisse der Niendorfer Wiek und der sich an sie anschließenden 
Holsteiner Küste verwertet. Später (Zffchr. XXIl, S. 234) bin ich auf sie nur 
in aller Kürze zurückgekommen, um dem Versuch von Archiv I zu begegnen, 
diese Urkunde für ein allgemeines Regal des Landesherrn an seinem Küsten- 
gewässer zu verwerten. Obendrein habe ich mich in dem v. Gierke bereits 
bei Niederschrift seines Gutachtens bekannten ersten Teil dieser Abhandlung 
so eindeutig über die grundsätzliche Bedeutungslosigkeit von Analogieschlüssen 
aus der Urkunde von 1252 für „den vorliegenden Fall" ausgesprochen (siehe 
oben S. 18), daß ich mich über die Behauptung v. Gierkes nur wundern 
kann. Ich betone also nochmals ausdrücklich: Das Vorgehen v. Gierkes, 
(S. 16 unter Abs. 3), aus der Urkunde von 1252 „entsprechende Vermutungen 
auch für die Mecklenburger Seite, insbesondere die Strecke Priwall Harkenbeck, 
und für Lübecker Rechte an ihr zu ziehen," lehne ich aus den sattsam erörterten 
Gründen aufs enffchiedenste ab. Von Interesse ist dies Vorgehen nur insofern. 
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genommen zwecklos ist. Eine erschöpfende Rechtsgeschichte der 
Ostsee, die wirklichen Nutzen für den vorliegenden Fall haben 
würde, ist eben noch nicht geschrieben. Daß sie nicht geschrieben 
wurde, mag die Schwierigkeit dieser Aufgabe beleuchten. Soll 
sie wissenschaftlich brauchbar sein, so wird sie rein induktiv 
vorzugehen haben. Sie wird sich vor allem nicht an die 
Interpretation einzelner dispositiver Urkunden halten'") und 

als es ein stillschweigendes Zugeständnis bedeutet, daß man sür die Fülle 
landesherrlicher, d. h. mecklenburgischer Rechte, an der besagten Küstenstrecke 
für das Mittelalter auch nicht den Hauch eines Beweises hat, und des- 
halb zu so zweiselhaften Hilssmitteln greist, die durch die Selbstsicherheit, mit 
der sie vorgetragen werden, nicht gerade an Wert gewinnen. Mit der Inter- 
pretation der Urkunde von 1252, wie sie v. Gierte S. 16, Sp. 2 oben unter 
s und b gibt, kann ich mich nur einverstanden erklären, so lange man 
nicht zu ungerechtsertigten Schlüssen aus Gewässer übergeht, 
für die die Urkunde nicht bestimmt ist. Was v. Gierte hier ausführt, 
entspricht nur dem, was ich Ztschr. XXII, S. 6 unten und S. 7 oben aus- 
geführt habe. Insbesondere ist mir niemals eingefallen, aus der Urkunde 
von 1252 ein „ausschließliches Fischereirecht" der Lübecker zu folgern; viel- 
mehr habe ich mich a. a. O. deutlich gegen eine solche Annahme ausgesprochen. 
Ich muß es daher wieder als irreführende Aufmachung des v. Gierkeschen 
Gutachtens bezeichnen, wenn es auf S. 21, Sp. 2 in Fettdruck mitteilt, der 
holsteinische Amtmann habe Ende des 16. Jahrhunderts an der Küste des 
Amtes Cismar den Lübeckern weder Gebietshoheit noch ein ausschließliches 
Fischereirecht eingeräumt. Das ist natürlich richtig; nur wird durch den Fett- 
druck der Schein erweckt, als ob ich jemals etwas anderes erklärt hätte. 
Etwas ganz anderes ist es natürlich, wenn ich der Ansicht bin, daß die 
Lübecker Fischer an den holsteinischen Küsten bis ins 16. Jahrhundert hinein tat- 
sächlich — nicht rechtlich! — so gut wie ausschließlich die „große" Fischerei, nament- 
lich die Wadenfischerei, ausgeübt hätten. Wenn v. Gierke diese von mir 
wohlmotivierte Behauptung kurzerhand als „völlig unhaltbar" dekretiert 
(Anm. 101 s), so berührt das weder mich noch den Wert meiner Beweis- 
führung. v. Gierke beruft sich auch hier auf Archiv II, S. 137—141. Mir 
geben die dortigen Ausführungen keine Veranlassung zu einer eingehenden 
Widerlegung. Was der Schlußsatz der Anmerkung 101 s: „Also Zollabgaben 
kannte man an der holsteinischen Küste, aber keine Fischerei!" zu bedeuten 
hat, entzieht sich meiner Kenntnis. 

") Was würde z. B. dabei herauskommen, wenn man eine Geschichte 
des Strandrechts im Ostseegebiet auf Grund der im 13. Jahrhundert Lübeck 
und anderen Städten in großer Zahl erteilten Strandrechtsprivilegien schreiben 
wollte! Haben sich doch die Territorien späterhin, namentlich auch Mecklen- 
burg, durchaus nicht an die von früheren Territorialherren erteilten Privilegien 
gehatten. Vgl. den grundlegenden Aufsatz von Techen, Das Strandrecht an 
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die Mlle der übrigen Zeugnisse sowie den großen wirt- 
schastsgeschichtlichen Zusammenhang nicht vergessen dürsen, der 
eben immer wieder die führende Rolle der Städte im Ostseegebiet 
in Dingen der Schiffahrt und Fischerei unterstreicht. Sollte 
hier wirklich so gar kein Zusammenhang zwischen Wirt- 
schaft und Recht bestehen? Es ist merkwürdig: In der 
langen Reihe von Urkundenzitaten, die v. Gierke herbeischafft, 
sind wieder eine ganze Reihe, die von Verleihung von Rechten 
an Meeresteilen an einzelne Städte spricht, v. Gierke legt hier 
den Hauptwert darauf, daß der Landesherr solche Privilege 
erließ, und verwendet sie als Belege für das allgemeine landes- 
herrliche Regal an den Msten im Mittelalter: mir sind diese Zeug- 
nisse deshalb so wertvoll, weil sie meine Ansicht bestättgen, daß 
die Ausbildung bestimmter Rechtsbeziehungen zu Meeresteilen 
von den Städten an den Unterläufen der Flüsse ausging, und 
diese Träger von Rechten an jenen Meeresteilen wurden, die für 
ihre Wirffchaft unentbehrlich waren. v. Gierke legt den Wert 
auf die formale Fassung der Privilege; ich auf die Feststellung 
des taffächlichen Vorgangs. 

Ich führe einige Belege aus v. Gierke an: 
Kolberg, 1255. Die Stadt erhält „die fteie Fischerei in 

dem Persantefluß und in dem Salzmeer, soweit sie zu reichen 
vermögen".") 

Treptow an der Rega. 1309. Oeclimus ipsum llumen 
k-egbe liberum cum omni usu ex eo llumine provenienti sc 
suis nsvibus sscenttencio et clescenttencio usque scl 
spstium milisris unius in ipsum mure sulsum. 

Schleswig 1480 (Neuprivilegierung; vgl. oben S. 15 Anm.) 
Fischerei . . ., Schiffahrt . . . von . . . Schleswig an . . . bis 
an das offene Meer oder die Salzsee eine Meile weit außer 
von Schleimünde zu gebrauchen. 

Neustadt 1293 (1318) siehe v. Gierke S. 12: „Hier wird 

der mecklenburgischen Küste, H. Gesch. Bl. Iahrg. Xll, S. 271 ff. In Füllen 
des Etrandrechts verwerten ja auch Archiv- und Rechtsgutachten die Zeugniffe 
über tatsächliche Fälle, nicht die Privilegien. 

") Ich übernehme die von v. Gierke gegeben« Übersetzung, wenn 
auch die Übersetzung von: „in qusntum sttingcrc possunt," nicht gerade 
glücklich ist. 
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also ein Stück des offenen Meeres der Lübecker Bucht durch 
den Landesherrn der Stadt zugeeignet." 

Endlich ist an die bekannte Stelle der Rostocker Urkunde 
von 1252 zu erinnern, die ich hier auch noch einmal wiedergebe: 

Rostock 1252: Lt sie per slveum lluminis >S^srno>ve 
usque Vt^srnemuncte nee non extrs portum in msrinis 
ftuetitrus eo5 tsnto clotsmus beneticio piscsture, puontum 
pre intemperie seris et corporis suckesnt sttempsre.''') 

II. 

Es läge nun überaus nahe, diese Reihe von Urkunden- 
zeugnissen über Berechttgungen verschiedener Ostseestädte an 
dem vor der Mündung ihres Flusses liegenden Meeresteils 

") Zu dieser umstrittenen Rostocker Urkunde habe ich zunächst eine 
Berichtigung sormaler Art vorzunehmen, die sich auf meine Darstellung in 
meinem zweiten Gutachten S. 238 und 239 bezieht. Sein Manuskript ist 
in der Weise entstanden, daß es nach einem nicht immer leicht lesbaren 
Konzept in Schreibmaschine geschrieben, einige Teile aber auch direkt diktiert 
wurden. Mit dieser Entstehungsakt hängen zwei bedauerliche Fehler zu- 
sammen. Auf S. 238 und 239 ist natürlich statt „die benckcio piscature" 
zu lesen: „das beneücium piscature". Ebenso offensichtlich ist es, daß auf S. 239 
bei den Worten: „usque in marinis lluctibus" (auf der Mitte der Seite) die 
Punkte weggefallen sind, die zwischen „usquc" und „in" das Wegfallen 
jener Worte ausdrücken sollten, die unmittelbar davor (in dem Spalt- 
druck rechts) ausführlich wiedergegeben sind. Es stimmt also durchaus 
nicht, daß ich aus den Worten „in msrinis kluctibus" plötzlich ein „usque in 
morinis lluctibus" gemacht hätte, um so eine Parallele zum Lübecker Bar- 
barossaprivileg von 1188 „hervorzuzaubern", wie es v. Gierke Anm. 33 ver- 
mutet. Selbstverständlich hätten diese rein äußerlichen Fehler bei der 
Korrektur verschwinden müssen. Da ich die Korrekturen nicht mehr habe, ist 
es nicht mehr festzustellen, warum das unterblieb. Übrigens ist auf S. 239 
noch ein weiterer Druckfehler. Die Jahreszahl des Rostocker Privilegs ist 
1252, nicht 1256. — Zu den Ausführungen v. Gierkes am Ende seiner An- 
merkung 35 habe ich nur zu bemerken, daß ihm hier und auch sonst Fragen 
der Urkundenkritik doch offenbar recht fern liegen. Denn wenn ich die auf- 
fallende übereinsttmmung des Wortlautes der Rostocker Urkunde von 1252 
mit der Lübecker Fischereiordnung von 1585 durch die Annahme des Bor- 
handenseinr einer älteren Aufzeichnung in Lübeck mit Worten, ähnlich wie 
„qusatum pre intemperie aeris suckesnt sttemptsre" zu erklären suchte, so 
ist das nach den Gesichtspuntten historischer Quellenkritik eine so naheliegende 
und selbstverständliche Annahme, daß zu einem Scherze der Art, wie ihn 
v. Gierke dabei für angebracht hiett, jedenfalls kein Anlaß vorliegt. 
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mit dem ältesten Zeugnis dieser Art zu schließen; und das 
sind jene so hart befehdeten Worte des Lübecker Privilegs vom 
Jahre 1188: 

Insuper licebit ip5is civibu5 et eorum piscstoritrus 
pi5csri per omnis g suprsckicts vills Ociislo usque in 
msre . . . sieut temporit>us ciucis ileinrici con5ueverunt. 

Vergleicht man den Inhalt dieses Satzes mit dem der 
späteren Urkunden jüngerer Städte, so ergibt sich, daß er sehr 
bescheiden ist: von Oldesloe bis ins Meer — ich habe keinen 
Grund, diese Übersetzung aufzugeben — wird den Lübecker 
Fischern das alte, schon unter Herzog Heinrich geübte Gewohn- 
heitsrecht des Fischfangs auf der ganzen Trave urkundlich 
garantiert. Nun soll aber Lübeck im Gegensatz zu all den 
anderen Städten durchaus keinerlei Rechte erhalten haben, die 
über die Travemündung hinausgehen: usque in msre — so 
erklären Archiv- und besonders kategorisch Rechtsgutachten — 
bedeutet um keinen Preis bis ins Meer, sondern nur bis ans 
Meer. 

Demgegenüber beschränke ich mich auf folgendes: 
1. Es ist ganz unmöglich, zu beweistn, daß „usque in" 

nicht bis ins Meer bedeuten kann, was mir jeder Mitttellateiner 
ohne weiteres zugeben wird. Ebensowenig ist es möglich, aus 
der Stelle allein zu beweisen, daß „usque in msre" „bis 
ins Meer" hier bedeutet haben muß. „Stilkritik" solcher Art 
ist, wie wiederum jeder geschulte Diplomatiker weiß, eins der 
schwächsten Mittel der Urkundensorschung überhaupt. 

2. Unmittelbar vorher drückt das Privileg den Begriff: 
„bis an Oldesloe" mit den Worten „usque nck", nicht etwa 
„usque in", villnm Ockislo aus. 

3. Das v. Gierkesche Gutachten liefert — allerdings un- 
steiwilligerweise — einen Beitrag zu der Jnterpretaüon der 
Worte usque in mnre, die zu seinen kategorischen Erklärungen 
in seltsamem Widerspruch steht. In der oben angeführten 
Urkunde für Treptow an der Rega wird den Bürgern dieser 
Stadt verliehen die freie Verfügung über den Fluß: 

usque sci spsiium milinris unius in ipsum ssisum mnre. 
Heißt das etwas anderes, als daß den Einwohnern von Treptow 
die Nutzung verliehen wird, bis ins Meer, und zwar auf 
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einer Strecke von 1 Meile? Und bei der gleichfalls auch 
v. Gierke zitierten Urkundenstelle von Schleswig erfahren wir 
fogar, daß, selbft wenn man sagte: bis ans Meer, damit in 
Wirklichkeit eine Verleihung bis weit ins Meer gemeint sein 
kann, denn es heißt zwar in der Schleswiger Urkunde: „wenthe 
an dat gemeyne meer"; aber sofort hinterher: „enen wecke 
sees buthen Schlyes Muende.") Dazu kommt endlich 
die Rostocker Urkunde. Wenn es in ihr heißt, daß das bene- 
llcium pisesture sich erstrecken soll: „usque ^S^srnemuncke 
necnon extrs portum in msrinis lluctitius" so kommt das 
auf dasselbe hinaus, als wenn es auch für Rostock geheißen 
hätte: „usque in Die erfreuliche Ausführlichkeit der 

5ecs — etwa 7V« t<m! Vgl. W. Behrmann. Mitt. der 
geogr. Gesellschaft in Hamburg. Bd. XXI, S. 113. 

Die Behauptung, ich hätte künstlich eine Parallele zwischen der 
Rostocker Urkunde und der Lübecker hervorgezaubert, lehne ich ebenso bestimmt 
ab, wie die weiteren Äußerungen v. Gierkes in seiner Anm. 3S. Die nähere 
Begründung habe ich oben S. 63 Anm. 18 an ihrem Ende gegeben. Die 
übrigen Einwände v. Gierkes in Sachen der Kritik des Barbarossaprivilegs 
sind derart, daß sie einer besonderen Widerlegung kaum bedürfen. Wenn 
v. Gierke z. B. ganz genau weiß, daß die Worte usque in msre nicht bis 
ins Meer bedeuten könnten, weil in der Urkunde gleichzeitig die Ausnahme 
zugunsten der Lachswehr des Grafen gemacht sei, so frage ich als Urkunden- 
forscher nur, woher v. Gierke diese Kenntnis eigentlich besitzt? Ich werde 
unten nachweisen, wie vortrefflich sich diese Zusammenstellung aus der Ent- 
stehung des Privilegs erklärt. — Hier liegt ein Fall jener Überschätzung des 
Operierens mit Momenten der sogenannten inneren Kritik vor, wie sie z B. Sieg- 
fried Rietschel in der Behandlung der Freiburger Rechtsquellen verhängnisvoll 
wurde. (Neue Studien über die älteren Stadtrechte von Freiburg i. Br. 1SÜ6; 
vgl. dazu Rörig, Der Freiburger Stadtrodel, Ztschr. f. Gesch. d. Oberrheins 
N F. Bd. 26, S. 38 ff.) — Zurückweisen muß ich allerdings die sonderbaren 
Sätze v. Gierkes über die angeblich irreführende Art, wie ich die Reichs- 
gerichtsentscheidung des Jahres 1890 benutzt hätte. Bei v. Gierke ist zu 
lesen (S. 8): „Aufs schärfste zurückzuweisen ist schließlich noch die Behauptung 
Rörigs, daß das Reichsgerichtsurteil von 1890 eine Ausdehnung der 
Hoheitsrechte Lübecks bis über die eigentliche Mündung angenommen habe." 
Gemeint sein können nur meine Worte Ztschr. XXII S. 23 Anm. 41: „In dem 
bekannten Reichsgerichtsurteil von 1890 werden die Worte,usciue in msre' 
mit,bis ins Meer' wiedergegeben, also auch eine Ausdehnung bis über die 
eigentliche Mündung hinaus angenommen (Ztschr. Bd. VI. S. 299)." In 
dem Abdruck der Reichsgerichtsentscheidung an der angeführten Stelle heißt 
es: „Hiernach (nämlich nach dem Wortlaut des Privilegs von 1188) wurde 

Zlschr. d. B. f. L. B. XLlV. I. 5 
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Rostocker Urkunde weist höchstens auf ihre jüngere Entstehung 
gegenüber der Lübecker Urkunde hin. Wie man allen Ernstes, 
wie v. Gierke es tut, aus dem Vergleich der Rostocker und 
der Lübecker Urkunde folgern will: „In Wirklichkeit ergibt eine 
unbefangene Betrachtung gerade mit größter Deutlichkeit, 
daß Rostock eben ein Fischereirecht im Meere erhält, Lübeck 
aber nicht", das entzieht sich meinem Verständnis. 

4. Die vergleichende Sülkriük von Urkunden, die nicht nach 
der ganz zufälligen Anwendung der Worte „usque in" im Sinne 
von „usque nc!" zusammengesucht sind, sondern unter dem 
Gesichtspunkt, daß in ihnen dieselbe Materie zu ordnen war, 
spricht also durchaus für die Wahrscheinlichkeit, daß auch in der 
Lübecker Urkunde von 1188 an die Bestätigung eines Rechts 
über die eigentliche Mündung der Trave hinaus bis ins Meer 
gedacht war. Wenn aber jene Urkunden für andere Städte des 
Ostseegebietes, darunter so kleine, wie Treptow an der Rega, 
immer wieder von einer Berechtigung der Stadt auf dem 
Gewässer vor der Mündung ihres Flusses zu berichten haben, 
dann erweist sich der ohnehin schon unzureichend begründete 
Kampf gegen die Übersetzung der Worte usque in mnre 
mit „bis ins Meer" für den Fall der Lübecker Urkunde 
als eine faktische Unmöglichkeit. Man bedenke doch: 
gerade jene Ostseestadt, die an Bedeutung alle anderen um 
ein Vielfaches überragt, die in allen Fragen der Rechtsent- 
wicklung die schlechthin führende war, die eben auf diesem 
Gewässer auf der Hohe von Rosenhagen den wichtigsten Stütz- 
punkt der Ostseeschiffahrt unter ihrer alleinigen Herrschaft und 
Kontrolle entwickelle,°") soll allein sich nicht auf eine Privilegien- 
bestimmung berufen dürfen, die nur das enthält, was bei den 
anderen einige Zeit später in weit umfassenderem Maße das 
Selbstverständliche war? 

also ein Fischereirecht der Lübecker, welches sie bereits zu Herzog Heinrichs 
Zeiten ausgeübt hatten, von Oldesloe bis ins Meer ausrechterhalten." 
Es scheint mir — um in v. Gierkeschen Worten zu sprechen —, daß ein 
solches Verfahren, wie v. Gierke es hier für angemessen hält, „voll und 
ganz", ja „aufs schärfste" zurückzuweisen ist. 

") Vgl. darüber unten. 
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5. Schon jetzt verweise ich auf jene Karte aus dem Werke 
Waghenaers vom Jahre 1586, auf das später noch eingehend 
zurückzukommen sein wird; sie ist im Ausschnitt als erste der 
beigefügten Karten wiedergegeben. Auf der Höhe von Rosen- 
hagen, seewärts der deutlich auf ihr sichtbaren Plate, trägt 
sie die Worte: „De Trave". Also der niederländische Gelehrte 
kennt 1586 eine Trave „usque in msre"; „bis ins Meer". — 

Es hat demgegenüber wenig Bedeutung, auf die neuen 
Argumente des Archivgutachtens einzugehen, die angeblich 
die Deutung „bis ins Meer" ausschließen. Da wird jetzt jene 
bekannte, mit der Entstehung des echten Privilegs von 1188 
in Zusammenhang stehende Stelle aus Arnold von Lübeck ins 
Feld geführt. Es ist der Bericht über Streitigkeiten zwischen 
den Lübeckern und dem Grafen von Holstein über Nutzungen 
(U5U5 et commockitstes) in seinem Lande; der Graf hatte die 
Lübecker in ihnen gehindert, da sie sich weigerten, in Trave- 
münde Zoll zu zahlen. Es kommt durch Vermittlung des 
Kaisers ein Ausgleich zustande; der Graf erhält Geld und die 
Lübecker wieder ihre Weidegerechtigkeit im Lande des Grafen. 
Dann heißt es: „et sie s msri usque Iliocleslo (Olciesloe) 
libere ttuentur lluviis, psscuis silvis . . ." Es war also 
wieder Friede, ein Friede, der durch die Bestimmungen des 
Privilegs von 1188 gesichert wurde, und die Lübecker konnten 
wieder ihre alten Gerechtzame in des Grafen Lande ausüben. 
Das ist alles weiter nichts Besonderes. Etwas ganz Besonderes 
ist allerdings das, wozu das Archivgutachten diese Stelle ver- 
wendet.") Da liest man: „Also Fl«ßnutz«ng war es, was den 
Lübeckern zugesprochen wurde, und zwar vom Meere, d. h. 
von der Travemündung an bis Oldesloe, eine Nutzung, die 
sie schon vorher gehabt hatten. Damit ist denn alles gesagt. 
Das Barbarossaprivileg bietet im Hinblick auf die Fischerei 
nicht mehr, als Arnold angibt." — 

Diese Interpretation steht aber aus überaus schwachen Füßen. 

Das Archivgutachten übersieht vollkommen, daß der Bericht bei 
Arnold in der Hauptsache gar nicht auf den jetzt strittigen Satz 
über das Fischereirecht paßt, sondern den ihm vorhergehenden 

Archiv II, S. 95. 
5* 
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über Holz- und Weidenutzungen, die der Graf den Lübeckem 
innerhalb folgender „iermini" einräumt: civitste sursum 
usque sci villsm Ociislo, itci, quoci in utrsque psrie kluvii 
Irsvene sci ciuo miligris usum dsbetiunt nemoris tsm in 
lignis, qusm in prstis ei psscuis, excepto nemore quoci 
est n5signstum cenobio beste I^srie." Bei Arnold und im 
Privileg ift hier die wirkliche Parallele vorhanden, die fich 
in beiden Fällen bis auf die Ausnahme zugunften des 
Klosters Reinfeld erstreckt. Um „psscus", Weidegerechtig- 
keiten ging der Streit, das sagt auch Arnold, und da ist es nicht 
mehr als logisch, daß er als Unterlage dieser Rechte das Land 
um den Travelauf vom Meere bis Oldeslo nannte. Hier liegt 
nun der einzige wirkliche Unterschied zwischen Privileg und dem 
Bericht bei Arnold, indem das Privileg nur von dem Trave- 
gebiet von der Stadt bis Oldesloe spricht, während die Strecke 
von der Stadt bis ans Meer unerwähnt bleibt. Hier wird 
man in der Tat mit einer Lücke zu rechnen haben, die im 
Jahre 1226 bei der Umschrift des verlorenen Originals in seine 
jetzt vorliegende Form entstanden sein mag.") Verfehlt ist es 
jedenfalls, mit dem Archivgutachten den Schluß zu ziehen, daß 
wegen der Worte Arnolds das Fischereirecht der Lübecker nur 
bis ans Meer habe reichen können; diese Behauptung ist, trotz 
des aufgewendeten Fettdrucks, doch nur eine diplomatische Ent- 
gleisung. Nun hat man es im Privileg bei der Sühne zwischen 
dem Grafen und den Lübeckern aber noch für notwendig ge- 
halten, auch auf die Fischerei auf der Trave einzugehen, was 
Arnold entweder gar nicht, oder nur ganz nebenher bemerkt 
hat, indem er auch von Nutzungen „in Nuviis" spricht. Das 

") Nach der Niederschrift der sprachrhythmischen Untersuchung des Privilegs 
durch Eduard Sievers, die in meinen Händen ist, nimmt Sievers nach den 
Worten: „usque sct villsm Octislo" eine Lücke an. Hier hätte also eine 
Ortsbezeichnung für die Strecke von Lübeck bis ans Meer — hier natürlich 
entsprechend der behandelten Materie, urque sck msre — stehen können. 
Da aber Arnold, doch wohl nicht ohne Kenntnis des Wortlautes des zu 
seinen Lebzeiten noch unversehrten Urtextes des Privilegs von 1188, umgekehrt 
spricht von „s msri usque Oclislo" wäre die Vermutung nicht unangebracht, 
daß es im Original geheißen haben wird: msri usque civilstem: ct 
s civitate sursum usque sct Oclislo.^' Arnold hätte dann den Wortlaut 
gekürzt wiedergegeben. 
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ist der Zweck des jetzt strittigen Satzes. Er trägt ohnehin 
deutlich den Charakter eines Kompromisses an sich 
und wird erst von diesem Gesichtspunkte aus voll ver- 
ständlich. Die Lübecker sollen in Zukunft die „septs" des 
Grasen in der Trave respektieren. Der Graf aber wird sie nicht 
mehr im Genuß ihrer Fischereirechte, wie sie dieselben zur Zeit 
Herzog Heinrichs bereits genutzt haben, stören, und zwar bis 
ins Meer: „usque in msre". Was es damit auf sich hat, 
das wird wiederum durch die Vorgeschichte verständlich, die uns 
Arnold mitteilt. Graf Adolf hatte an der Travemündung ein 
csstrum erbaut und verlangte nun von den enttüsteten Bürgern 
Zoll bei der Ein- und Ausfahrt vom Meer zur Trave und um- 
gekehrt. Bon diesem tbeloneum wurden natürlich auch die 
Lübecker Fischer bettoffen; und deshalb ist es sehr verständlich, 
wenn ihnen jetzt, bei der Sühne, das Fischereirecht bis ins 
Meer in dem Umfange garantiert wird, wie sie es bereits unter 
Herzog Heinrich gehabt hatten: nämlich abgabefrei bis ins 
Meer hinein. Das und nichts anderes werden die Worte 
usque in msre bedeutet haben; die Störungen unmittelbar am 
Ausgang zur See haben die Veranlassung gegeben, daß ein 
altes Gewohnheitsrecht jetzt auch urkundlich festgelegt wurde; 
sie können unter diesen Umständen nicht nur „bis ins Meer" 
bedeutet haben, sie müssen es vielmehr. Und so kann ich aber- 
mals nur feststellen: Das vom Archivgutachten zur De- 
batte gestellte Material beweist bei gründlicher Inter- 
pretation genau das Gegenteil; es ist die beste Stütze für 
die Übersetzung: „bis ins Meer". 

Von den übrigen Argumenten des Archivgutachtens will 
ich nur noch eins herausgreifen; auf S. 99 heißt es: „Wo 
sollte der Kaiser auch Meeresfischerei verliehen haben? Der 
Sttand gehörte zu jener Zeit sicher schon den anliegenden 
Territorialherren ... Wo sind Beispiele einer Verleihung 
von Seefischerei durch den Kaiser?" Nun, die Verfasser des 
Archivgutachtens brauchen nicht lange zu suchen: Das Rechts- 
gutachten bringt ja auf S. 9 das Privileg Friedrichs I!. vom 
Jahre 1226, in welchem er dem deutschen Orden alles in 
Preußen erworbene Land verleiht, „velut veiu5 et ttebiinm 
ju5 imperii in montibus . . . lluminitrus . . . et in mari". 
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v. Gierte selbst hat ja von diesem Privileg in dem Sinne 
Gebrauch gemacht, daß der Kaiser über das Meer zu 
verfügen habe. Ferner: wo sind Belege erbracht, daß 
die Territorialherren schon im 12. Jahrhundert über den 
Strand in einem Umfange zu verfügen gehabt hätten, daß 
dadurch eine Anerkennung von städtischen Nutzungen, wie 
sie das Lübecker Privileg von 1188 enthält, berührt würden? 
Und endlich: Wer hätte Friedrich I. nach dem Sturze Heinrichs 
des Löwen, als er der Erbe der Macht des Herzogs im Norden 
war, daran hindern sollen, eine Bestimmung, wie die umstrittene, 
zu ertasten? Obendrein, wo es sich nach dem Wortlaut gerade 
dieses Satzes gar nicht um die Neuverleihung eines Rechts, 
sondern nur um Anerkennung dessen handelt, was die 
Lübecker zu des Herzogs Zeit bereits besaßen? Ich bemerke 
ausdrücklich, daß ich alle weiteren Argumente des Archivgut- 
achtens ebenso bewerte, wie die beiden hier behandelten; ich 
halte es für überflüssig, diese Auseinandersetzung weiter fort- 
zusetzen. 

Soweit sich für die Interpretation eines einzelnen Satzes 
eines Privilegs überhaupt etwas zwingend beweisen läßt, so ist 
es in diesem Falle das, daß mit den Worten „usque in 
msre" die Ausdehnung des Rechts bis ins Meer 
selbst vorgesehen war. 

Nun hat allerdings das Archivgutachten erneut recht ausgiebig 
von der längst bekannten Tastache Gebrauch gemacht, daß das 
Lübecker Privileg in der vorliegenden Form interpoliert ist; 
vermutlich um den Wert der Quellenstelle für alle Fälle zu 
entkräften, wenn seine Deutung „nur bis ans Meer" nicht 
durchdringt. Hier fasse ich mich ganz kurz. 

1. Das Privileg von 1188 ist 1226 in diplomatisch einwand- 
steier Form") von Friedrich II. bestätigt worden. Nach der 
maßgebenden Literatur ist damit der gesamte Inhalt des 1226 
überarbeiteten Privilegs rechtskräftig geworden; eine Tastache, 
die für den vorliegenden Fall der frühere Mecklenburg-Schwe- 

") Nach Ansicht des Archivgutachtens ist auch das zweiselhast. Reincke- 
Bloch und ich haben das Original des Privilegs von 1226 geprüst. Außer 
von den Versassern des Archivgutachtens wird unsere Qualifikation dazu wohl 
nicht bezweifelt werden. 
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rinsche Ministerpräsident ausdrücklich anerkannt hat.") Wenn 
die Versasser des Archivgutachtens mit diesem von mir nicht ge- 
schaffenen Stande der herrschenden Meinung in der Literatur, 
insbesondere auch sür den besonderen Fall nicht einverstanden 
sind, so wäre es ihre Sache, sich mit H. Breßlau und Reincke- 
Bloch auseinanderzusetzen. 

2. Nach den bisherigen kritischen Äußerungen, die über das 
Privileg aus einer Zeit vorliegen, wo es noch nicht wieder 
eine Rolle in einem Streitversahren spielte — die von Reincke- 
Bloch und mir aus den Jahren 1914 und 1915 —, ist es un- 
wahrscheinlich, daß andere Teile, als jene aus die innere Ver- 
fassung der Stadt bezüglichen Sätze interpoliert sind, weil 
erfahrungsgemäß bei Interpolationen eine bestimmte Tendenz, 
nicht mehrere gleichzeitig nebeneinander, wirksam sind. Eine kriüsche, 
Gesamtwürdigung des Privilegs steht noch aus. Diese Auf- 
gabe, eine der schwierigsten diplomatischen Aufgaben überhaupt, 
ist im Rahmen eines terminbefristeten Verfahrens nicht zu 
lösen."«) Wr den strittigen Satz ist aber gerade im Vergleich 
mit Arnold der Nachweis, daß er im echten Privileg gestanden 
haben wird, mit einem sehr hohen Grade von Wahrscheinlich- 
keit zu Mren. (Vgl. den Nachweis oben S. 67 ff.) 

") Ztschr. des Vereins für Lüb. Geschichte. Bd. XVI S. 4. Anm. 9. 
«) Ich muh hier ausdrücklich bemerken, daß ich die Ausführungen des 

Schönberger Lokalhistorikers H. Ploen über das Privileg von 1188 nicht 
als eine Lösung dieser Aufgabe, auch nicht als eine brauchbare Teillösung, 
anerkennen kann. Sie sind entstanden, um das vermeintliche Recht Mecklen- 
burgs am Dassower See, von dem der Verfasser leidenschaftlich überzeugt ist, zu 
erweisen. Als solche ist seine Untersuchung eine Tendenzschrist. Ihr Nachweis, 
daß bisher, auch vom Reichsgericht, der Satz von der innuckatio falsch verstanden 
sei und etwas ganz anderes bedeute, ist unschwer als unhaltbar nachzuweisen. 
Es ist bedauerlich, wie mit solchen Behauptungen, von einem angeblichen 
„Fehlspruch", den das Reichsgericht 1890 getroffen haben soll, die öffentliche 
Meinung in dem Grenzgebiet des Dassower Sees beunruhigt wird. (Vgl. 
z. B. Mitteilungen des Heimatbundes für das Fürstentum Ratzeburg, 7. Jahr- 
gang, Nr. 4, 192S, S. 63.) Dabei hat das Reichsgericht nicht auf Grund des 
Privilegs, sondern des Nachweises des Besitzstandes sein Urteil gesälltl 
Auch die übrigen Ausführungen Ploens geben mancherlei Angriffsflächen. 
Das Nähere behalte ich mir vor. Die erwähnten älteren Auffätze von Retncke- 
Bloch und mir zur Privilegienfrage sind abgedruckt in dieser Zffchr. Bd. XVI 
und Bd. XVII. 
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III. 
Das erste Mal, daß man von irgendeiner Betätigung von 

Mecklenburger Seite auf dem heute strittigen Gewässer hört, 
ist jene Nachricht des Jahres 1600, nach der Lübeck anordnete, 
daß dem Wadenmeister des Junkers auf charkensee Wade und 
Kahn genommen werden solle, wenn er sich nochmals auf der 
Reede sehen lasse. Dann erfahren wir, daß 1616 Lübeck eine 
bei der Harkenbeck von mecklenburgischer Seite aufgestellte Reuse 
von bewaffneter Mannschaft zerstören ließ, weil die Reuse aus 
seiner Reede aufgestellt worden sei. Derselbe Vorgang wieder- 
holt sich 1617 und 1638. Das sind die wirklich feststehenden 
Daten. 

Was war nun vorher? Ich habe an dieser Stelle nicht 
auf jene jetzt sehr vermehrten Zeugnisse einzugehen, die jeden- 
falls für das 16. Jahrhundert den eindeutigen Nachweis er- 
bringen: Lübeck übte hier allein wirtschastliche Nutzungen und 
hoheitliche Funktionen aus. Ich habe hier nur zusammenfassend 
auf den von Archiv I! und von v. Gierke unternommenen Ver- 
such zu antworten, für die Zeit vorher ein mecklenburgisches 
Hoheitsrecht im Sinne eines Fischereiregals an der strittigen 
Küste zu erweisen und Lübecker Handlungen, die damit unver- 
einbar sind, als unrechtmäßige Gewaltmaßnahmen zu brand- 
marken. 

Der erste Nachweis wurde mit Hilfe von Analogieschlüssen 
zu führen gesucht. Es wurde die Theorie verfochten, daß bereits 
im 13. Jahrhundert an den verschiedensten Küsten der Ostsee 
ein landesherrliches Recht am Mtengewässer, sogar im Sinne 
eines Fischereiregals, bestanden habe, und daß folglich derselbe 

Zustand auch für die Strecke Priwall—Harkenbeck bestanden 
haben müsse. Wenzel hat dieser von v. Gierke ausgebauten 
Theorie voll zugestimmt (Sp. 499 f.). Ja, Wenzel geht so 
weit, bei der Besprechung der Fischereiordnungen, deren Inter- 
pretation durch v. Gierke er sich wiederum zu eigen macht — 
ich werde dieser Interpretation noch entschieden entgegenzutreten 
haben —, den sehr vorsichtigen und zurückhaltenden Ausfüh- 
rungen der Entscheidung des Staatsgerichtshofs über die Un- 
wahrscheinlichkeit einer älteren Fischereihoheit Mecklenburgs an 
der strittigen Küste die Worte entgegenzusetzen: „Der Staats- 
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gerichtshof übersieht, daß Mecklenburg an seinen Küstengewässern 
laut urkundlicher Belege von jeher Gebietshoheit besessen hat, 
und nicht der geringste Anhalt dasür besteht, daß die streitigen 
Gewässer hiervon ausgenommen waren." (Sp. 503). Ich will 
nicht daraus zurückkommen, wie überaus dürftig es mit den 
angeblichen Belegen für ein Regal des mecklenburgischen 
Landesherrn an seinen Mstengewässern bestellt ist; ich will 
hier nur darauf verweisen, daß Archiv II und v. Gierte ja nur 
deshalb den ganzen komplizierten Kunstbau von Analogieschlüssen 
aufgeführt haben, um die Dürfügkeit der direkten Nachweise 
eines solchen Regals für die übrigen mecklenburgischen zu stützen, 
vor allem aber die Tatsache zu verhüllen, daß für die 
streitige Küste selbst auch nicht der Hauch eines der- 
artigen Beweises zu erbringen ist. Ich werde in den 
erneuten Erörterungen über die Reede den wohl endgültigen 
Nachweis erbringen, daß weit mehr als „der geringste Anhalt" 
vorliegt, daß „die streitigen Gewässer" von der Gebietshoheit 
des mecklenburgischen Landesherrn „ausgenommen waren"; 
ich beschränke mich hier v. Gierte gegenüber auf folgende 
Feststellungen: 

1. Der Analogiebeweis stützt sich auf unzureichendes und 
nicht einwandfrei interpretiertes Urkundenmaterial. 

2. Es ist ein Widerspruch in sich selbst, einmal die Möglich- 
keit einer Sonderentwicklung zuzugeben, dann aber diese Mög- 
lichkeit dadurch beseitigen zu wollen, daß man eine vermeintlich 
allgemein gültige Norm aufstellt, die das Entstehen einer 
Sonderentwicklung von vornherein ausgeschlossen haben soll. 
Denn das heißt es, wenn das mecklenburgische Hoheitsrecht an 
der streitigen Strecke als so alt angenommen wird — wohl- 
gemerkt angenommen; keineswegs erwiesen! —, daß eine 
Okkupation seitens Lübecks ausgeschlossen gewesen sei. 

3. Aus 2 ergibt sich, daß für den vorliegenden Fall nur 
die unmittelbaren Zeugnisse über die streitige Wasserstrecke 
selbst herangezogen werden können; daß also der Analogie- 
beweis hier überhaupt auszuschalten ist. 

4. Von Widersprüchen in den Darlegungen v. Gierkes selbst 
sei hier hervorgehoben: Nach S. 13 Sp. 1 soll das „Regal am 
Küstengewässer mit der Vorläufer des modernen Hoheitsrechts 
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am Küstengewässer gewesen sein"; das moderne Recht am 
Küstengewässer könne nicht so einfach „aus dem Nichts hervor- 
gezaubert" sein. Dagegen heißt es auf S. 30 Sp. 1: „Die 
mittelalterlichen Fischereiabgaben, welche Mecklenburg auf Grund 
des Fischereiregals zustanden, sind anscheinend frühzeitig in 
bezug auf das streitige Küstengewässer fortgefallen." Die ganze 
Künstlichkeit der Beweisführung tritt hier deutlich zutage. 
Die vermuteten Fischereiabgaben an der ganzen mecklen- 
burgischen Mste, insbesondere an der Strecke Priwall—Harken- 
beck, existieren überhaupt nur in der Theorie des Rechtsgut- 
achtens. Nach v. Gierke ergäbe sich für das streitige Gewässer 
folgendes Bild: Zunächst mecklenburgisches Fischereiregal mit 
Erhebung von Abgaben. (Beides vollkommen unbewiesen.) 
Dann: Wegfall der Abgaben und jedes Anzeichens für den 
Bestand des ehemaligen Regals. Endlich: trotzdem, also dies- 
mal „aus dem Nichts heraus", mecklenburgische Fischereihoheit 
an derselben Strecke, wo gleichzeitig den Lübeckern Gemeinbrauch 
an der streitigen Strecke „von Mecklenburg zugestanden" (!) 
gewesen sein soll. Daß eine solche Entwicklung nicht gerade 
den Schein der Wirklichkeit für sich hat, wird keiner näheren 
Ausführung bedürfen. 

Endlich bemerke ich zu den Ausführungen Wenzels, soweit 
sie nicht auf der Übernahme der Ansichten v. Gierkes beruhen, 
also der Einleitung von Abschnitt 1 (Sp. 497/498), daß ich das 
Gewässer der Travemünder Reede schon im Mittelalter durch- 
aus nicht für „herrenlos" halte; daß aber auf ihm, im Zu- 
sammenhang mit der wichtigen wirtschaftlichen Tatsache, daß 
hier der Ausgangspunkt der wichtigsten mittelalterlichen Schiff- 
fahrt Nordeuropas überhaupt gelegen hat, die Ausbildung von 
Hoheitsrechten sich von der Trave aus auf die nautische Reede, 
von hier aus auf die Ufer hin entwickelt hat, während die 
Küste Priwall—Harckenbeck für Mecklenburg ein vollkommen 
verkehrsloser, toter Raum gewesen ist, der nur für Rechtshand- 
lungen, die irgendwie im Zusammenhang mit dem festen Boden 
standen (Strandrecht im eigentlichen Sinne; Bergung grund- 
rühriger Leichen), irgendwelche Bedeutung hatte. 

Das wird im einzelnen bei Besprechung der Travemünder 
Reede neu zu erhärten sein. Das Gesagte genügt jeden- 
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falls, den Versuch, Lübeck Okkupation als Erwerbs- 
grund von Rechten abschneiden zu wollen, als voll- 
kommen gescheitert zu bezeichnen. 

Allerdings. Wenn Archivgutachten und v. Gierte recht 
hätten, so würden die Dinge ganz anders aussehen. Dann 
hätte bis zum Jahre 1616 Mecklenburg sich der ungestörten 
Fischereihoheit an der streitigen Strecke erfteut; dann erst hätte 
ein rechtswidriger übergriff seitens Lübecks diese Idylle gestört, 
und da der Lübecker Rat sonst nichts zur Beschönigung seiner Ge- 
walthandlung habe anführen können, so habe er sich plötzlich 
die Theorie ersonnen, diese Gewässer als „seine Reede" zu be- 
zeichnen. Bis dahin habe „kein Mensch" was von dieser an- 
geblichen Reede gewußt. Das ganze Unglück des augenblick- 
lichen Streites sei eigentlich nur dadurch entstanden, daß ich 
„die Behauptungen Lübecks über die Reede, die hier zum ersten 
Male auftreten, für bare Münze genommen habe", (v. Gierke 
S. 26, Sp. 2). Nun, ich hoffe, bereits im nächsten Absatz den 
bündigen Nachweis zu erbringen, daß ich jedenfalls in einen 
noch schwereren Irrtum geraten wäre, wenn ich die v. Gierkeschen 
Anschauungen über Reede und ihr mecklenburgisches Ufer für 
bare Münze genommen hätte. Davon später. Hier habe ich 
nur zusammenfassend dem Einwarf zu begegnen, als ob der 
Rat ganz ungerechtfertigterweise 1616 zur Stütze seiner Theorie 
von der Reede sich auf ältere Privilegien berufen habe, da die 
Worte des Privilegs von 1188 und seiner Bestätigung „usque 
in msi e" nur bis ans Meer bedeuten. „Schlagend", so bemerkt 
Wenzel (Sp. 500), haben Archiv II und v. Gierke die Unhalt- 
barkeit meiner Verwertung des Privilegs nachgewiesen. Unter 
Hinweis auf die oben unter II gegebene Einzeldarstellung kann 
ich nur feststellen, daß mir und meiner Interpretation der Ur- 
kunde von 1188 diese „Schläge" sehr gut bekommen sind. Mit 
einem bis an Gewißheit grenzenden Grad von Wahr- 
scheinlichkeit bedeuten die Worte „usque in msre" in 
der Tat hier: „bis ins Meer". Und gerade aus dem 
Vergleich der strittigen Stelle des Privilegs mit dem 
Bericht des bereits 1202 gestorbenen Arnolds von 
Lübeck folgt ebenso die fast gewisse Wahrscheinlichkeit, 
daß der angegriffene Satz so in der echten Vorlage 
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gestanden haben muh. Im übrigen habe ich ja selbst 
immer wieder (Ztschr. XXII, S. ^9; 240 ff.) darauf hingewiesen, 
daß das Privileg von 1188 nicht für den Nachweis der Rechte 
Lübecks ausreichend ist. Es kann es nicht sein, da die ganze 
Frage der Rechte Lübecks an dem Wasser vor dem Ausfluß 
der Trave in ihm nur beiläufig berührt wird, soweit es 
in dem Streit mit dem Grafen Adolf damals eine Rolle 
spielte. Der Hauptbeweis ist demnach nicht durch Privilegien, 
sondern durch die Prüfung des Besitzstands zu führen, 
genau so, wie das Reichsgericht 1890 vorging. Das 
wußte der Rat auch 1616 sehr wohl: denn er berief sich 
nicht nur auf die Privilegien, sondern auch auf die „satus 
po5sessorii", also den Besitzstand. Den gilt es jetzt erneut fest- 
zustellen, und dabei ist auch die Frage zu prüfen, ob denn die 
Angaben des Lübecker Rats von 1616 so unerhört willwrlich 
und unbegründet sind, wie das von Mecklenburger Seite immer 
wieder mit den stärksten Worten betont wird. Wie sah es 
also mit dieser Travemünder Reede in den verschiedenen 
Jahrhunderten wirklich aus? 

Die Travemünder Neede und ihre Grenzen. 

Im Nachtragsbericht zu dem ungedruckten ersten Archiv- 
gutachten war man von mecklenburgischer Seite soweit gegangen, 
das Borhandensein einer Reede vor Travemünde überhaupt 
zu leugnen und zu behaupten, die Bezeichnung Reede bezöge 
sich auf den Unterlauf der Trave. Diese absonderliche Vor- 
stellung, die eigentlich nur beweist, mit welcher Sachferne in 
Schwerin gearbeitet wurde, hat man meinem zweiten Gutachten 
gegenüber nicht mehr aufrechterhalten. Statt dessen gibt man 
jetzt zu, daß es eine Reede vor Travemünde gab, daß diese 
aber nur eine kleine Wasserfläche vor dem Ausfluß der Trave 
umfaßt habe, seewärts jedenfalls bei weitem nicht bis zu der 
Linie Harkenbeck—Gömnitzer Turm gereicht habe, und daß 
namentlich das Küstengewässer Priwall-Harkenbeck mit der 
Reede nichts zu tun habe. Wie bei allen anderen vom letzten 
Archivgutachten vorgebrachten örtlichen Angaben schließt sich 

v. Gierke auch hier mit großer Bestimmtheit dem Archiv- 
gutachten an, ohne etwas Neues und selbständig Beweisendes 
für seine Stellungnahme anzuführen. 
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I. 
s) Ich möchte sogleich auf das nach Ansicht meiner Gegner 

wichtigste und schlagendste Zeugnis gegen die von mir ange- 
gebenen Reedegrenzen eingehen, das ist der Bericht des Trave- 
münder Lotsenkommandeurs vom Jahre 1828. Ferner möchte 
ich gleich von vornherein feststellen: Dieser Bericht ist in der 
Tat nicht als Beweismaterial für die von mir 1922 vorge- 
schlagene Linie Harkenbeck -Steinrisstonne—Pohnsdorfer Mühle 
—Gömnitzer Turm zu verwerten. Vorwegnehmend stelle ich 
aber weiter hier fest: das Archivgutachten, das nun diesen 
Bericht zur Hauptgrundlage seiner Beweisführung macht, unter 
völliger Ausschaltung aller anderen Quellenzeugnisse, 
ist durch ihn zu einer solchen Verkennung der wirklichen Ver- 
hältnisse verleitet worden, daß sie der Theorie des handschrift- 
lichen Gutachtens von dem Nichtvorhandensein einer Reede 
auf der Ostsee vor Travemünde an Versehltheit kaum nachsteht. 

Wie ist der Bericht des Lotsenkommandeurs von 1828 zu- 
stande gekommen, wie ist er als Quelle zu verwerten? 

Da fällt zunächst auf, daß er ganz isoliert bei den Akten 
liegt, daß er weder auf Erfordern der dem Lotsen vorgesetzten 
Behörde - dem Lotsendepartement, an das er gerichtet ist — 
entstanden ist, noch irgendwelche schriftliche Stellungnahme dieser 
Behörde veranlaßt hat. 

Andererseits ist über den in dem Bericht des Lotsen- 
kommandeurs behandelten Gegenstand, die Frage nach dem 
Recht der Lotsen zum Fischfang in der See, ein überaus 
umfangreiches Aktenmaterial vorhanden; wie aber nach der 
Lübecker Behördenorganisation zu erwarten war, nicht 
beim Lotsendepartement, sondern im Archiv der Wette, der 
alten Aufsichtsbehörde für die Fischerei, und dem eigentlichen 
Senatsarchiv. Diese Akten in Verbindung mit den Akten des 
Amtes Travemünde geben erschöpfenden Aufschluß über den 
Sinn der Aussage des Lotsenkommandeurs Harmsen und ihren 
Wert als Quelle. 

Unter der Lotsenkommandantur Harmsens, die 1829 ihr 
wenig rühmliches Ende fand, waren allerlei schwere Mißstände 
eingerissen, die nach seinem Tode zu schweren Disziplinarstrafen 
gegen die ganz auffässig gewordenen Lotsen führten. Er selbst 
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«°r schwer °-r,chuId°t g°I'°rb-n; und hwr wird °°r Grund 
lieaen warum er gegen seine Untergebenen keine Dlszipun 
kMten konnte und sich zu ihrer Unterstützung auch dann 
veranlaßt sah, wo dienstliche Gesichtspunkte an sich eme andett 
Stelluna bedingt hätten. Zudem stand er in überaus gespanntem 
B-rhüwi- zu dem °°m°hm,,°u B-umt-u 
St°dchauptm°un.") Zu den emg-nss-n-n Mißstnud-n gchu 

NUN auch^ daß die Lotsen im Gegensatz zu ihrer alten Diens^ 
instruttion zum Fischen übergegangen waren, und zwar z>i 
Fischen mit stehenden Netzen M «"dtener User 
^t-inriffaebietÄier stießen sie nun aus den Widerstano oer 
?!nvemünder Fischer, die in der Wette und dem Travemunder 

wrM sie M daher gegen die Erteilung der Erlaubn,- an-. S,e 
qlaubte dab^i aus dem Boden des Vergleichs von 1610 zu stehen 
der den Travemündern das Setzen von Netzen „auf der ^zen 
Reede" untersagte.-«) Die Verhandlungen h'^ruber hatten 
5 Februar vor der Wette stattgefunden; am 2^ Februar 
erfolgte die Wetteverfügung, die den Lotsen das Fisch 
Netzen untersagte. Unmittelbar hinter den für dre Lotzen 

,ur Unterstützi^ng seiner Lotsen für angemessen hielt: fest- 
uMem as in Frage kommende Wasser gehöre mch 

rur Reede im Sinne des Vergleichs von 1616 und 

 nach den Akten des Amts Travemünde. alte Nr-^ " 
und Senatsakten. Vol. Travemünde. i'b^°i828 Juni 9. Mngabe der 

Travemünde. Vol. p I F°sz- 1 b. 1828. ^un, i 
Lotsen an den Senat.) ^ ^ enthaltenen 

... »n Li-i« >«<> b-.'.»' 
Ortsbestimmungen vgl. Ztschr. >v. o . 
sich nur aus die nautische Reede. 
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folglich stehe einer Erlaubniserteilung zum Netzfischen an die 
Lotsen nichts im Wege. Die Lotsen haben diese Parole dann 
aufgenommen: In ihrer Eingabe an den Senat erklären sie, 
daß sie nur „im Freiwasser in der wilden See fischten", und 
darauf ließ sich denn auch der Senat herbei, am 1. Oktober 
den Lotsen einen beschränkten Gebrauch der Netzfischerei „in 
der offenen wilden See" zuzulassen. 

Der Loffenkommandeur hatte also den Vergleich von 1610 
auf seiner Seite, wenn er in seiner Eingabe der Wette gegen- 
über das Wasser, wo die Loffen fischten, als nicht zur Reede 
gehörend bezeichnete; die Wassertiefe, bei der die Lotsen mit 
ihrer Stellnetzfischerei anfingen, hatte nichts zu tun mit den 
Wassertiefen der Reede im nauttschen Sinne. Was hat aber 
der Loffenkommandeur selbst gemeint, als er auf den Turm 
auf dem Gömnitzer Berg als geeignetes Mittel, um die Ab- 
grenzung der Reede zu erkennen, hinwies? 

Das Archivgutachten weiß sofort eine Antwort zu geben: ge- 
meint sei die in dem Vergleich von 1826 genannte Linie „bis der 
Major vor dem Brodtener Ufer kommt". Nun hat aber diese Er- 
klärung zunächst das Mißliche, daß es sich hier um eine erste 
Teilstrecke des ganzen bis zur Harkenbeck reichenden Reviers 
handelt, das die Fischer selbst als Ganzes als „das Ufer der 
Travemünder Reede" bezeichnen. Nach der Ansicht der Fischer 
vom Jahre 1827 ist eben die Reede erst an der Harkenbeck 
zu Ende; und die Wette ist im Jahre 1825 genau derselben 
Meinung, wenn sie den Fischern damals die Frage vorlegt: 
„Ob die Strecke auf der Travemünder Reede an der meck- 
lenburgischen Wste diesseits und jenseits Rosenhagen nicht 
die Wendseite genannt werde".'") Endlich steht auch hiermit 
die Äußerung in der Relation zum Urteil des Oberappellations- 
gerichts desselben Jahres in vollster Übereinstimmung, wenn 
sie „vom Ende der Reede spricht, wo die Harkenbeck sich 
ergießt".") Also Fischer, Auffichtsbehörde und oberstes Gericht 

">) Vgl. die Belege Ztschr. XXII, S. 246. 
") Das Zeugnis des Oberappellationsgerichts sollte in Schwerin besonders 

gewertet werden. Bei Langseld II wird doch zum Schluß rühmend die Iudi- 
katur dieses Gerichts gepriesen, und dem Staatsgerichtshos als Vorbild 
empsohlen: wehe doch aus ihr ein Geist „krästig und srisch wie die Seelust". 
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sind zur selben Zeit, als die Äußerung des Lotsenkommandeurs 
ersolgt, übereinstimmend derselben Meinung, daß die Trave- 
münder Reede erst an der Harkenbeck ihr Ende sindet. Wir 
werden noch sehen, wie wenig das neueste Mittel, das wiederum 
übereinstimmend Archivgutachten und v. Gierte anwenden, um 
Zeugnisse von solchem Gewicht unschädlich zu machen, ernster 
Prüfung Stich hält. Hier ist nur festzustellen: Aus der 
längst bekannten Tatsache,'^) daß der Gömnitzer Berg (— Major) 
auch im Fischereivergleich von 1826 eine Rolle als interne 
Grenzlinie für die Abgrenzung der Nutzungen Lübecker Fischer 
auf dem Mecklenburger Ufer der Travemünder Reede spielt, 
ist kein Schluß gestattet auf die Verwendung derfelben Linie 
im Bericht des Lotsenkommandeurs von 1827 als Grenze der 
Reede seewärts. Im Gegenteil steht der Fischereivergleich 
von 1826 in Verbindung mit anderen Quellenzeugnissen derselben 
Zeit einer solchen Lösung direkt entgegen. 

Dazu aber kommt ein anderes: Aus den Akten, die der 
Entstehung des Vergleichs von 1826 vorausgehen, ergibt sich, 
daß die Linie Gömnitzer Berg—Brodtener Ufer erst im Jahre 
1826 als Teilgrenze für die Fischerei aufgenommen wurde, 
während sie vorher und bis dahin in der Tat eine Bedeutung 
für die Abgrenzung der Reede gehabt hat; allerdings eine Be- 
deutung, welche den jüngsten Vermutungen von Mecklenburger 
Seite gegen die Linie Gömnitzer Berg—Brodtener Ufer als 
seewärtige Grenze der Reede ein überraschend schnelles und 
gründliches Ende bereitet. 

Bei diesen Akten befindet sich eine Eingabe der Schlutuper 
Fischer, die am 8. November 1825 bei der Wette einging'"), 
zu einer Zeit, als die Travemünder und Schlutuper sich unter 
dem Druck der Aufsichtsbehörde endlich zu ernsthaften Vor- 
schlägen, die ihren Streitigkeiten ein Ende bereiten sollten, 
herbeiließen. Hier führen die Schlutuper aus, daß im Be- 
sichtigungsprotokoll der strittigen Wasserstrecke seitens der Wette 

Hier haben wir eine Probe dieser also geseierten Iudikatur. Statt sie in ihrer 
Bedeutung anzuerkennen, versucht man sie mit sadenscheinigen Behauptungen 
hinwegzuinterpretieren. 

«) Ztschr. XXII S. 320. 
") Im Auszug als Anlage 1 abgedruckt. 
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die Reede als Abschnitt für die Begrenzung dieses Gebietes 
verwandt worden sei. Nun lasse sich aber nicht genau bestimmen, 
wo die Reede angehe. Die einzige vorhandene Bestimmung 
sei die folgende: „Wenn man von Travemünde ausführt, 
so gewahrt man bald zur linken Hand einen hohen Baum, ... 
den Major^H. ... Sobald nun dieser Major auf die 
bezeichnete Art hinter das hohe Brodtener Ufer zu 
stehen kommt, so ist man, nach der allgemeinen An- 
nahme, auf der Reede. Dieser Umstand bestimmt denn auch 
den Anfangspuntt für die eigentliche Wendseite. Dieselbe erstreckt 
sich nämlich von dem Punkte an, auf welchem den im Boote 
Fahrenden der Major gerade hinter dem Brodtener Ufer er- 
scheint, bis hinauf nach der Harkenbeck." 

Also: hier spielt in der Tat die Linie Gömnitzer Berg (Major) 
—Brodtener Ufer eine Rolle als Grenze der Reede; aber nicht 
als Ende der Reede seewärts, sondern nmgekehrt als 
Anfang der Reede von Travemünde aus seewärts ge- 
rechnet. Und ferner: Diese Linie, die vorher als Bestimmung 
des Anfangs der Reede vn Travemünde aus benutzt wurde, 
wird von den Schlutupern jetzt vorgeschlagen als Abgrenzungs- 
linie der eigentlichen „Wendseite", welche demnach das Meck- 
lenburgische Ufer von dem Punkte an, wo die Linie Major— 
BrodtenerUfer auf das Mecklenburger Ufer trifft, biszurHarkenbeck- 
mündung umfaßt. Diese „Wendseite" im engeren Sinne war nun 
der eigentliche Schauplatz der Stteitigkeiten zwischen Trave- 
münder und Schlutuper Fischern gewesen, die im Urteil des 
Oberappellationsgerichts vom 13. Mai 1825 ihre vorläufige 
Enffcheidung fanden. Die Wette aber, als Aufsichtsbehörde der 
Fischer, benutzte damals in sehr bemerkenswerter Umsicht die 
durch das Unterliegen der Schlutuper in dem Prozeß geschaffene 
Lage, indem sie die unterlegenen Schlutuper, die sich als die 
allein Berechtigten an der Fischerei auf der Wendseite be- 
ttachteten, zu so genauen Vereinbarungen mit ihren Jahrhunderte 
alten Travemünder Gegnem brachte, daß seitdem in der Tat 
den bis dahin nicht abreißenden Stteittgkeiten über die Aus- 

") Näheres über den Major usw. siehe unten S. 85 ff. 

Ztschr. d. B. s. L. S. XXIV. I. 6 
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legung des Vergleichs von 1610 ein Ende bereitet wurde. 
Dies sichtbare Ende ist der Vergleich von 1826"). 

Damals bestand nun bei der Wette, bei den Gerichten und 
bei den Fischern selbst nicht der geringste Zweifel, daß die 
Stelle, auf der am 4. Mai 1823 der Streit ausgebrochen war, 
— die Schlutuper hatten damals Stellnetze der Travemünder 
mit ihren Waden überfischt — „zwischen der Reede und Rosen- 
hagen" lag. Und ferner war ebensowenig ein Zweifel darüber, 
daß mit dieser Reede die Wasserfläche vor Rosenhagen selbst 
von einer gewissen Wasserttefe an gemeint") war, und nicht 
etwa jene von Mecklenburg vermutete angebliche Reede zwischen 
Travemünde und der Linie Gömnitzer Berg—Vrodtener Uftr. 
Auch darüber war kein Zweifel: mit dieser Bezeichnung „zwischen 
der Reede und Rosenhagen" ging man bewußt zurück auf die 
Ortsbestimmungen des damals ja noch in voller Gülttgkeit 
stehenden Vergleichs von 1610"). Die für den Vergleich von 
1610 maßgebenden Ortsbeftimmungen habe ich früher genau 
mitgeteilt"). Nun behauptet allerdings v. Gierke^b): „daß 
diefe Meeresftrecke eine Wafferfläche ist, ,zwischen der Reede 
(im nautischen Sinne nach Rörig) und der Mste', ergibt sich 
in keiner Weise aus dem Vergleich". Ich begnüge mich, dem- 
gegenüber aus dem Urteil des Oberappellationsgerichts vom 
13. Mai 1825 folgende Worte anzuMren: 

„Dies Verhältnis (wie es durch die Ordnung von 1585 
festgelegt war) ist aber durch den Vergleich vom 16. Oktober 
1610 dahin abgeändert worden, daß die Travemünder ihre 

-°) Abgedruckt Ztschr. XXII, S. 320 ff. 
Vgl. namentlich den Auszug aus dem Urteil des Oberappellations- 

gerichts: Anlage 2. 
") Abgedruckt Ztschr. XXII, S. 313. 
") Ztschr. XXII, S. 30. Wenn das Archiogutachten S. 135 f. meint, 

1823 habe man mit diesen Worten die Reede im Sinne des Ankerplatzes vor 
Travemünde genieint, so bedars diese Behauptung mit Rücksicht aus das, was 
oben im Text bereits gesagt ist und noch weiter solgt, keiner weiteren Er- 
örterung. Der unbedingte Glauben an die, isoliert genommen, allerdings 
irresührende Aussage des Lotsenkommandeurs charmsen von 1828 hat hier, 
wie auch sonst im Archivgutachten und bei v. Gierte eine hofsnungslose 
Verwirrung angerichtet. 

") v. Gierte, S. 17, Sp. 2. 
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Netze — welche in dem Travestrome und auf der Reede gar 
nicht geduldet werden — in der See auf beiden Seiten der 
Reede von der Trave bis zur Harkenbeck und bis zum 
Möwenftein alfo ausfetzen, daß . . 

Dies eine authentifche Zeugnis nehme ich aus vielen 
anderen hier heraus. An ihm allein fcheitert der Verfuch, die 
Bedeutung des Vergleichs von 1610 für die Ausdehnung der 
nautifchen Reede bis zur Höhe der Harkenbeck hinweginterpretieren 
zu wollen. Nur fei hier noch auf die Tätigkeit der Wette felbft 
in der Frage der Ortsbeftimmungen während der Vorbereitung 
des Vergleichs von 1826 eingegangen. 

Mit großer Sorgfalt bereitete die Wette ihren Entfcheid 
durch eine Ortsbefichtigung am 26. Auguft 1825 vor, an der 
auch Vertreter der beiden streitenden Fifcherkorporationen teil- 
nahmen^ ^). In deutlicher Ausübung der Lübecker Fischerei- 
hoheit fuhr die Kommission vom Möwenftein hinüber „bis zur 
äußersten Spitze des Harkenbecker Ufers und längs des Rosen- 
hagener Ufers auf die, in der von den Beklagten (d. h. den 
Schlutupern) am 21. Juni d. I. produzierten Charte") mit 
bezeichneten Stelle". 

Dabei kamen mehrere Punkte zur Sprache, von denen hier 
für die geographischen Fragen folgende von Interesse sind: 
„1. daß die eigentlich wegen der Befischung streitigen Wasser- 

strecke die auf der vorerwähnten Charte mit 6 Sternen 
bezeichnete, von der Travemünder Rhede, dem Möwenftein 
gegenüber, längs der Mecklenburgischen Küste biß Harkenbeke 

") Man beachte, daß es sich hier um ein Urteil eines so angesehenen 
Gerichts handelt, wie es das Oberappellationsgericht der vier freien Städte 
war. Vgl. auch oben Anm 31. Auch der Einwand ist nicht haltbar, daß nämlich 
das Oberappellationsgericht 182S keine genaue Kenntnis von dem 200 Jahre 
älteren Vergleich gehabt haben könne: War doch der Vergleich während der 
ganzen Zeit fortgesetzt der Gegenstand praktischer Diskussion vor Behörden 
und Gerichten. - Vgl. auch Anlage 2. 

St.A. Lübeck, Polizeiakten, »I 20, Nr. 30. 
Von dieser Charte ist leider nur noch der als Anlage abgedruckte 

Begleittext ihres Verfassers, des Navigationslehrers Sahn, vorhanden. Man 
beachte auch hier den Anfang: „Der Ort Harkenbeck liegt etwa 400 Klafter 
weit östlicher als das Dorf Rosenhagen an der Travemünder Rhede." 

6* 
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hinauf, und von da in der Mitte der Rhede") nach Trave- 
münde") zurück, sey". . . 

„5. Daß diese Mitbefischungsart den Travemündern unentbehr- 
lich sey, weil außerhalb der bezeichneten Stelle, in der 
Mitte der Rhede, Lehm und Sandgrund sey, auf welche 
keine Fische kämen; in der See aber über die j)arkenbeck 
hinaus es Wind und Wetter selten zuließen, ohne Lebens- 
gefahr Netze zu setzen." 
So sehr gerade hier der Verlust der Karte zu bedauern 

ist, so läßt sich doch aus den Worten des Wetteprotokolls in Ver- 
bindung mit dem Text zu der verlorenen Karte") ein deutliches 
Bild von dem machen, was die Wette 1825unterderReedeverstand. 

Zunächst ganz sicher nicht das, was das Archivgutachten 
vermutet: nämlich die Wasserfläche zwischen dem Ausfluß der 
Trave und der Linie Gömnitzer Berg — Brodtener Ufer.^') 
Diese Deutung scheitert nicht nur an dem bereits Vorgebrachten, 
sondern namentlich an der Ortsbezeichnung: „von der Harken- 
beck . . . in der Mitte der Reede nach Travemünde" (-- nach 
dem alten Blockhaus auf der Südermole). Denn diese „Mitte 
der Rhede" hat doch, wenn man alles in den Akten Vorgebrachte 
zusammenfaßt, höchstwahrscheinlich vor Rosenhagen, dem Schau- 
platz der Streitigkeiten, in der Richtung auf den nächst erreich- 
baren Teil der Reede, d. h. in der Mitte des Reedegewässers 
vor Rosenhagen gelegen.") Höchstens noch weiter hinaus in 
der Richtung seewärts; jedenfalls nicht in der Richtung nach 
Travemünde zu, weil sonst der Ort der Streitigkeiten 
durch eine solche Linie nicht abgegrenzt, sondern durch- 
schnitten worden wäre. 

Die Erörterung der Ortsangaben des Besichtigungsprotokolls 
der Wette war nach den klaren Ortsbezeichnungen der Eingabe der 

") Auf der verlorenen Karte war dieser Punkt („die Mitte der Rhede") 
mit b bezeichnet. Schon dieses einen Punktes wegen ist der Verlust der 
Karte ungemein bedauerlich 

Hier ergänzt die bereits behandelte Eingabe der Schlutuper die 
Worte: „oder richtiger: dem alten Blockhause". 

") Vgl. Anlage 3. 
'«) Archiv II, S. 135 f. Vgl. auch oben Anm. 38. 
") Ich verweise insbesondere noch auf den Auszug aus dem Urteil des 

Oberappellationsgerichts vom 13 Mai 1825 in der Anlage 2. 
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Schlutuper Fischer an sich sür die Beweissührung nicht mehr 
notwendig; sie hat aber insofern Bedeutung, daß nunmehr der 
Nachweis erbracht ist, daß die so überaus eingehenden 
Angaben über die Reede und insbesondere die Reede- 
gewässer bei Rosenhagen, wie sie Fischer, Ober- 
appellationsgericht und Wette in den zwanziger Jahren 
zu machen haben, unter sich durchaus übereinstimmen. 

b) Für die zwanziger Jahre steht aber noch weiteres authen- 
tisches Material zur Verfügung in den offiziellen Eingaben, 
und zwar aus den Akten des Lofiendepartements an den 
Senat. Es bezieht sich auf den Bau des Turmes auf dem 
Gömnitzer Berg. 

Das Archivgutachten glaubt meine Ansicht, daß der Göm- 
nitzer Berg der Ausgangspunkt einer „uralten" Peillinie gewesen 
sei, schlagend widerlegt zu haben. Denn: „Wichüger als die 
moderne Seekarte (welche die Linie Gömnitzer Berg —Pohns- 
dorfer Mühle enthält) ist hier die französische Seekarte der 
Lübecker Bucht von 1811, veröffentlicht 1815 . . .".^^) Diese 
Karte habe besondere Bedeutung, da an ihr der Lotsenkomman- 
deur Harmsen mitgearbeitet habe. Die Karte kenne wohl die 
Pohnsdorfer Mühle als Landmarke, nicht aber einen „Major" 
oder den Gömnitzer Berg. „Daraus folgt, daß A. H. Harmsen 
noch 1811 die angeblich uralte Peillinie Berg—Mühle nicht 
gekannt hat. Sie ist gewiß erst aufgekommen, seit sich der hohe 
Turm auf dem Gömnitzer Berge erhob, der frühestens 1828 
erbaut worden ist, und sie diente nur der Schiffahrt, nicht als 
Grenze." (Es folgen ähnliche Behauptungen.) 

Demgegenüber lasse ich die Akten reden. Am 24. Februar 
1825 machen die zum Loffenwesen Verordneten folgende Ein- 
gabe an den Senat: 

„Auf der Spitze des Gömnitzer Berges beym Dorfe 
gleichen Namens . . . stand seit undenklichen Zeiten 
eine vielleicht tausendjährige Eiche,^^) die unter dem 

Travemünde, Vol. t>I. 2. Fasz. I. cl. 
'») Archiv II, S. 124. 

Hoffentlich beginnt jetzt nicht eine neue Kontroverse, weil die Quellen 
den „Major" teils als Eiche, teils als Buche bezeichnen. 
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Namen „Major" allen Seefahrern bekannt und für fie 
ein fehr nützlicher Wegweifer war. Von der Travemünder 
Bucht ab konnte diefe Eiche in einer Entfernung von 4—5 
Meilen erkannt werden. Vor etwa 10—15 Jahren ftürzte 
diefe Eiche um. Auf die Vorftellung des Lotfenkomman- 
deurs zu Travemünde von der hohen Wichtigkeit eines auf 
dem Gömnitzer Verge zu errichtenden Merkmals geftattete 
der Wohlfelige Herr Senator Loht im Auguft 1816, daß 
der Lotfenkommandeur in seinem Namen ein Memoire an 
den Herzog in Oldenburg richtete (des Inhalts, daß auf 
dem Gömnitzer Berg ein Zeichen errichtet werden sollte. 
Bisher war es aber trotz freundlicher Behandlung der Ein- 
gabe nicht errichtet). ... Der Nutzen eines solchen Wahr- 
zeichens erstreckt sich übrigens nicht nur auf Travemünde, 
sondern noch mehrere Meilen jenseits Neustadt, und 
selbst an der Mecklenburgischen Küste wird es von den 
Seefahrenden erblickt werden können." 

Durch Vermittlung des oldenburgischen Konsuls v. Schlözer 
wurde der Großherzog für die Erbauung eines Turmes 
auf dem Gömnitzer Berge gewonnen, die dann von Olden- 
burg aus in sehr großzügiger Weise durchgeführt wurde. 
Bereits am 16. Oktober 1826 konnten die Lotsenherren dem 
Senat die Vollendung des Turmes berichten und diesem Vericht 
die Bemerkung hinzufügen, sie hätten selbst Gelegenheit gehabt, 
sich davon zu überzeugen, daß der Turm „auf unserer Rhede 
deutlich zu erkennen sei. Der Senat dankte dann in Oldenburg 
für die Vollendung des Turmes „zur Sicherstellung der Schiffahrt 
in diesem Teile der Ostsee". 

Das Archivgutachten ist hier, wie so oft, das offensichtliche 
Opfer von voreiligen Schlüssen aus unzulänglichem Material 
geworden. Die Schlüsse, die es aus dem Fehlen des „Majors" 
auf der ftanzösischen Karte von 1815 zieht, sind vollkommen 
Halllos. 1815 konnte der „Major" aus dem sehr einfachen 
Grunde nicht auf eine Karte eingetragen werden, weil er da- 
mals nicht mehr da war, der neue Turm aber noch nicht er- 
baut war.^^) Um so deutlicher ist jetzt die „uralte Bedeutung 

") Es hätte nun nahegelegen, statt des „Major" den Gömnitzer Berg 
jn die Karte aufzunehmen, wie es z. B. 1825 die Ältesten der Schlutuper 
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des Gömnitzer Berges als Landmarke erwiesen. Auf die 
Bedeutung dieser Tatsache ist noch später einzugehen. Hier hat 
uns noch die sonderbare Art, wie das Archivgutachten die 
französische Karte von 1815 benutzt hat, zu beschäftigen. 

Das Archivgutachten legt besonderen Wert auf die Mit- 
arbeit seines als Zeugen so geschätzten Lotsenkommandeurs 
A. H. Harmsen bei dem Entstehen der französischen Karte. Nun 
enthält diese Karte positive Angaben über die Lage der 
cie Irsvemunde". Diese Worte sind in ihr eingetragen, etwa 
so, daß sie in der Richtung des unteren Travelaufs in die Bucht 
hineingeschrieben sind. Das erste Wort beginnt jenseits (von 
Travemünde aus gesehen) der Linie Gömnitzer Berg—Brodtner 
Ufer, das letzte „e" steht noch über die Harkenbeck hinaus. 
Und weiter. Mit der Bezeichnung „s" ist auf der Reede eine 
Stelle vermerkt, von der aus sich ein für den auf der Reede 
ankernden Schiffer besonders charakteristisches Bild von Trave- 
münde bietet. Es ist als Profil auch am Rande der Karte als 
„vue cie Irgvemuncle, prise en rs6e su point g." ein- 
getragen. Selbstverständlich liegt auch dieser Punkt jenseits der 
Linie, die nach dem Archivgutachten auf Grund der vermeint- 
lichen Autorität desselben Harmsen die Reede von Travemünde 
aus seewärts abgrenzen soll! Dabei ist die Bezeichnung „rscte" 
nicht etwa willkürlich in die Karte von 1815 eingetragen; denn 
auf der Karte des Travemünder Hafens von 1848 enffpricht 
dem Eintrage „rucie cte Irsvemuncle" genau die Bezeichnung: 
„Guter Ankergrund"; entsprechend will auch die französische 
Karte von 1815 mit der Bezeichnung „krs6e" die Reede im 
nautischen Sinne, als geeigneten Ankerplatz für Seeschiffe vor 

Fischer taten, als sie im Auftrage der Wette die Strecke Blockhaus—Harken- 
beck ausmaßen. In ihre primittve Skizze zeichneten sie ein: „Den Berg, 
den man ,Major' nennt", und unter dem Berg steht das Wort: „Gähms". 
— Diese Unterlassung auf der Karte von 181S hat vielleicht einen rein 
äußerlichen Grund: Der Berg wäre ganz an den Rand der Karte gerückt. 
Vielleicht war auch auf dem Entwurf von 1811 der damals vielleicht noch 
stehende „Major" eingettagen, 181S aber, wo er sicher nicht mehr stand, 
beseitigt worden. — Übrigens ist 1815 der Gömnitzer Berg indirekt auf- 
genommen, insofern als der auf der Karte von 1815 stehenden Pohnrdorfer 
Mühle eine selbständige Bedeutung als Landmarke nicht zukommt, sondern 
nur in Verbindung mit dem Berge. 
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dem Travemünder ^afen, angeben. Zu dieser Reede gehörte 
aber gerade d-ie Wasserfläche, in der das Archivgutachten jetzt 
allein die Reede zu erblicken glaubt, nämlich vom Ausfluß der 
Trave bis zu der vom Archivgutachten entdeckten vermeintlichen 
Seegrenze der Reede eben nicht; und zwar aus dem sehr ein- 
fachen Grunde, weil diese Wasftrfläche zum guten Teil von der 
Plate, also der vor dem Traveausfluß liegenden Sandbank 
ausgefüllt ist, die eben das größte Hindernis für die Schiffahrt 
darstellt, und die letzten Endes die zwingende Ursache gewesen 
ist, daß es vor dem Traveausfluß jenseits der Plate zur Ent- 
wicklung einer Reede im nautischen Sinne gekommen ist. Um 
nun aber — fast zum Überfluß — noch einmal durch ein be- 
sonders authentisches Zeugnis klarzulegen, daß die Travemünder 
Reede erst jenseits des Platenreviers begann, sei auf den Ein- 
gang einer vom Lotsendepartement 1831 erlassenen „Nachricht 
für Seefahrer, sowie für die Looffen in Travemünde" ver- 
wiesen. Sie lautet: 

„Um den Schiffern und Looffen, welche sich auf der 
Travemünder Rhede befinden, jede Veränderung des Wasser- 
standes auf der Plate anzuzeigen, sind nachstehende Signale 
angeordnet, welche an der Baake in Travemünde gegeben 
werden sollen." (Es folgen 24 Signale, welche in Abstand 
von Vt m Wassertiefen auf der Plate von 8—13"/i Fuß 
angeben.) 
Wenn auch das Archivgutachten die ganze Fülle des 

Beweismaterials, die seine neue Reedetheorie über den Haufen 
wirst, nicht kannte, so hätte allein eine erschöpfende, und nicht 
tendenziös auswählendeVerwertung der stanzösischen Karte 
von 1815 genügt, um die kuriose Festlegung der „Alten Reede" 
(gemeint ist die Reede im Jahre 1828) auf das Plategewässer 
mit der gleichzeitigen Behauptung, die Reede habe sich seewärts 
nicht über die Linie Gömnitzer Berg—Brodtener Ufer ausgedehnt,, 
unmöglich zu machen. 

°') Im April 1846 wird diese Nachricht insofern erweitert, daß jetzt 
40 Signale für Wassertiefen von 8 bis 17'/« Fuß vorgesehen werden. 

") Ich muß ein solches Verfahren tendenziös nennen, obwohl ich damit 
in einem ähnlichen Falle den schärfsten Einspruch des Archivgutachtens her- 
vorgerufen habe. Dgl. Archiv ll S. 7 und dazu oben S. 29. 
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Schon bei der französischen Karte erwies sich deren Mit- 
arbeiter Lotsenkommandeur Harmsen als Zeuge gegen den Ver- 
such, aus seiner Erklärung von 1828 die „Alte Reede" des 
Archivgutachtens zu konstruieren. Harmsen hat aber noch ein 
zweites Mal sich über die Travemünder Reede in einer Form 
geäußert, die ihn zu einem recht ungeeigneten Zeugen für eine 
solche Annahme macht. 

In dem in Schwerin erscheinenden „Freimüthigen Abend- 
blatt" Nr. 396 vom 4. August 1826 war Harmsen in einem 
besonderen Artikel für die Errichtung eines Leuchtturmes an 
der mecklenburgischen Küste eingetteten. Hier heißt es mit 
Hinblick auf den Travemünder Hafen: „daß ... bei dunkler 
Nacht kein einigermaßen großes Schiff in den Hafen einläuft, 
sondern entweder bis zum Tagesanbruch vor Anker geht oder 
auf der Rhede kreuzt". Die Verfasser des Archivgutachtens 
werden wohl nicht behaupten wollen, daß das, was sie „Alte 
Reede" nennen, sich zum Kreuzen eines Schiffes während der 
Nacht geeignet hätte; ein solches Gewässer war nur seewärts 
der Linie Gömnitzer Berg—Brodtener Ufer zu finden. Aber 
gerade dieses Gewässer nennt nun Harmsen selbst 
„Reede", ganz entsprechend der auf seine Mitarbeit 
zurückgehenden „kucke cke Iruvemuncke" in der fran- 
zösischen Karte von 1815! 

c) Nach dieser Aufarbeitung des reichen Materials, das 
über die räumliche Ausdehnung der Travemünder Reede für 
die zwanziger Jahre des 19. Jahrhunderts zur Verfügung steht, 
ist es jetzt möglich, sowohl die Erklärung Harmsens vom Jahre 
1828, also die Hauptstütze des Archivgutachtens, kritisch zu 
werten, wie auch ein unbedingt sicheres Bild von den frag- 
lichen Verhältnissen zu geben. 

1. Die Interpretation des Archivgutachtens scheitert 
bereits an den eigenen Angaben von Harmsen. (1815: 
Seine Mitarbeit an der französischen Karte; 1826: Sein Arttkel 
im „Freimüthigen Beobachter") Sie erweist sich aber ferner 
als vollkommen haltlos, wenn man das reiche übrige, 
gleichzeitige authentische und in sich widerspruchslose 
Material zum kritischen Vergleich heranzieht. Hier fei 
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nur an die eingehenden Angaben der Schlutuper Fischer vom 
Jahre 1825 erinnert,") die ausdrücklich angibt, daß die Reede 
erst seewärts der Linie Gömnitzer Berg—Brodtener 
Ufer beginne?^) 

") Vgl. Anlage 1. 
°°) Nicht ohne weiteres festzustellen ist, was sich denn Harmsen eigent- 

lich 1828 bei seiner Angabe gedacht hat. Die für ihn günstigste Lösung wäre 
die, welche ich in meinen früheren Gutachten angenommen habe, nämlich die, 
daß er tatsächlich eine Linie Gömnitzer Berg—Harkenbeck dabei im Auge 
hatte. Damit stände er jedenfalls im Einklang mit den gleichzeitigen Quellen. 
Vgl. oben unter s). Dagegen spricht allerdings, daß seine Lotsen auf 
dem Steinriff Stellfischerei trieben; und daß doch offenbar nicht erst auf jenem 
Teil des Steinriffs, das seewärts der Linie Gömnitzer Berg—Harkenbeck 
(liegt; er erklärt ja selbst, daß seine Loffen bei ca. 2'/- m Wassertiese mit ihrer 
Netzfischerei anfingen. Ich habe bisher überhaupt keinen rechten Sinn in 
Harmsens Ortsangabe finden können; für das Gebiet, wo sich seine Loffen 
betätigten, ist mit dem Gömnitzer Berg als Grenzmarke kaum etwas anzu- 
fangen, da die Richtung der Stellnetzfischerei der Lotsen etwa im rechten 
Winkel zu jeder vom Gömnitzer Berg aus in das strittige Gebiet zu ziehen- 
den Linie verlief. Vielleicht wollte Harmsen damit sagen: Der Punkt am 
Brodtener Ufer, wo zuerst der Gömnitzer Berg sichtbar wird, ist die Stelle, 
von der aus seine Loffen in der Längsrichtung des Steinriffs Netze zu 
setzen berechtigt sind. Diese Lösung scheint mir die richtige und allein mög- 
liche. Vom Standpunkt des Loffenkommandeurs, der es ja nur mit der 
Reede im nautischen Sinne zu tun hatte, würde diese Lösung verständlich 
sein : denn wenn seine Lotsen auf dem Steinriff von diesem Punkte aus 
ungefähr parallel zum Fahrwasser vor Travemünde Netze aussetzten, so 
blieben sie ja in der Tat außerhalb der Reede im nautischen Sinne. — Die 
Wertung der Erklärung Harmsens von 1828 ist ein Schulbeispiel, wie 
vorsichttg man bei der Jnterpretatton einzelner isolierter Quellenstellen vor- 
zugehen hat. Ich hatte sie damals zu schnell als Zeugnis für das verwertet, 
was sich aus meiner Kenntnis der übrigen Quellen ergab. Dagegen zu 
opponieren wäre das gute Recht des Archivgutachtens gewesen. Indem es 
aber unter Mißachtung aller bereits bekannten Zeugnisse und 
ohne Kenntnis von dem Zusammenhang der Äußerung Harmsens 
ihr einen Sinn und eine Bedeutung unterschob, die ihr in keiner 
Weise zukommen, ist es zu jenem durch die Kartenskizze zu S. 126 
festgelegten völligen Mißverstehen der ganzen Frage gekommen, 
das etwa in der Weise zu korrigieren wäre, wenn man die Be- 
zeichnung „Alte Reede" auf der Karte ausradieren und wiederum 
in die Karte zwischen die beiden vom Gömnitzer Berge aus- 
gehenden Linien eintragen würde. — Vielleicht wird diese Erfahrung 
nun doch auch einigen Zweifel an dem vom Archivgutachten und auch von 
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2. Aus demselben Material ergibt sich serner zweifellos 
die Tatsache, daß man eine bis zur Höhe der Harkenbeck 
reichende nautische Reede kannte, die von den landwärts liegen- 
den Gewässern ungefähr so abgegrenzt wird: Nach Travemünde 
zu wird diese Grenze in der Linie Gömnitzer Berg-Brodtner 
Ufer gefunden (Schlutuper Eingabe): nach der Mecklenburger 
Seite gilt von der Stelle an, wo diese Linie die Küste trifft, 
bis zur Harkenbeck das eigentliche Fischereigebiet der „Wend- 
seite" in seiner ganzen Längerrausdehnung als an die 
nautische Reede angrenzend. (Z. B. Urteil des Oberappellations- 
gerichts; Anlage 2.) 

3. Es steht ferner einwandfrei fest, daß der Wasserstreifen 
zwischen der Reede im nautischen Sinn („eigentliche Reede" 
im Wortgebrauch des Oberappellationsgerichts) und dem mecklen- 
burgischen Ufer — die „Wendseite" — durchaus im gleichen 
Sinne als Lübecker Hoheitsgebiet ganz selbstverständlich be- 
handelt wurde, wie die eigentliche Reede. Über die auf ihm 
bei Rosenhagen ausgebrochenen Streiügkeiten entscheidet zunächst 
die Wette (1823), fällen sodann Urteile erst das Lübecker Ober- 
gericht (1824), sodann das Oberappellationsgericht (1825). Auf 
ihm nimmt ferner die Wette in Ausübung der Lübecker Fischerei- 
hoheit die für die von ihr geplante Neuregelung der gesamten 
Fischereiverhältnisse auf dieser Wasserfläche notwendige Lokal- 
besichtigung vor; für sie erläßt endlich die Wette 1826 den von 
ihr mit Verordnungsgewalt ausgestatteten, die gesamte Fischerei 
auf diesem Wasser regelnden „Vergleich" zwischen sämtlichen 
hier überhaupt vorhandenen Fischereiinteressenten;^H das waren 
die Schlutuper und Travemünder Fischer. Die Schlutuper 
Fischer, „welche bisher das ausschließliche Recht auf die 
ganze Strecke vom Blockhaus bis zur Harkenbeck in Anspruch 
genommen haben", °') erkennen damals unter dem Druck der 
Fischereiaufsichtsbehörde (der Wette) endlich die Travemünder 

v. Gierke betriebenen Verfahren erwecken, einzelne überall hergeholte isolierte 
Urkundenstellen als feststehende Zeugnisse ihrer natürlich „richttgen" Meinung 
aneinanderzureihen. Vgl. oben S. 56 ff. 

Abgedruckt Ztschr. XXII, S 320 ff. 
") Vgl. die eigenen Worte der Schlutuper Fischer am Schluß des in 

der Anlage 1 gegebenen Auszuges aus ihrer Eingabe an die Wette. 
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Fischer als mitberechtigt zum Fischen auf dieser Strecke an. 
Bei den minutiösen, alle, auch die kleinsten Einzelheiten der 
Fischerei auf dieser Strecke berührenden Verhandlungen ist 
weder von einer Hoheit Mecklenburgs, noch von einer mecklen- 
burgischen Mitfischerei auch nur im leisesten die Rede. Beide 
hätten aber notwendig erwähnt werden müssen, wenn sie über- 
haupt vorhanden gewesen wären; völkerrechtlich und materiell 
wäre sonst der „Vergleich" von 1826 ein unhaltbares Kuriosum. 
Wie wenig er das aber war, ergibt schlagend die Tatsache, daß 
er bis 1896 die unangefochtene Grundlage der Befischung der 
„Wendseite" gebildet hat. Die Wette betrachtet diese „Wend- 
seite" diesseits und jenseits von Rosenhagen an der mecklen- 
burgischen Wste als „auf der Travemünder Reede" liegend, 
unterscheidet also, genau wie das Oberappellationsgericht, 
nautische Reede und Reede als bis an die Ufer reichendes 
Lübecker Hoheitsgebiet. 

4. Endlich steht jetzt die Bedeutung des Gömnitzer Berges 
als ein Jahrhunderte alter Richtungspunkt für die Schiffahrt 
außer allem Zweifel;") mochte es sich nun vor etwa 1815 um 

") Der sonderbaren, von völliger Unkenntnis zeugenden Ansicht 
des Archivgutachtens gegenüber — daß nämlich die vom Gömnitzer Berg 
ausgehende Peillinie erst ganz jungen Datums sei —, verweise ich hier bereits 
auf die weiter unten benutzten älteren Seebücher als Quelle grundsätzlicher 
Art. Wie aus dem für die Benutzung der ältesten Seebücher und Seekarten- 
werke so grundlegenden Aufsatz von Walter Behrmann (Mitteilungen der 
geographischen Gesellschaft in Hamburg Bd. XXI) hervorgeht, gehen die nieder- 
deutschen Seebücher, aber auch die Seekarten, von der Angabe der Küsten- 
ausichten („Kennunge") aus (a. a. O. S. 67). In einem besonderen Abschnitt 
(S. 133 ff.) hat Behrmann überzeugend nachgewiesen, daß die ältesten nord- 
europäischen Seekartenansänge (die der sogenannten „routtiers" der Franzosen) 
aus der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts entstanden sind aus zunächst bild- 
artigen Darstellungen von Küstenansichten, einzelnen markanten Baulichkeiten usw. 
Auch die wesentlich fortgeschritteneren Karten der Werke Waghenaers aus dem 
Ende des 16. Jahrhunderts verraten noch deutlich ihre Entstehung aus 
Küstenansichten: die Karte 41 seines „Spiegels der Seefahrt", aus die unten 
noch näher eingegangen wird, weist gerade für die mecklenburgische Küste 
eine ganze Reihe solcher Profile auf, von denen eins — das Profil der 
mecklenburgischen Küste von Groß-Klütz bis zum Priwall — auf dem in der 
Anlage beigefügten Ausschnitt der Karte wiedergegeben ist. Profile solcher 
Art finden sich massenhaft in den Werken Waghenaers. Wie selbstverständlich 
es für die ältere Schiffahrt war, sich nach altbekannten Landmarken zu richten. 
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den auf dem Berge stehenden markanten Baum (Major) oder 
um den 1826 erbauten Turm handeln. Von diesem Richtungs- 
punkt steht fest, daß er „auf" der Reede zu sehen war (1826: 
Lotsenherren); daß er, sobald er dem von Travemünde kommen- 
den Seefahrer hinter dem Brodtener Ufer in Sicht kam, das 
Zeichen gab, daß er sich jetzt auf der Reede im nautischen 
Sinne befand. Fuhr er dann weiter auf der Reede seewärts, 
so schien der Berg neben dem Fahrzeug herzulaufen (Schlutuper 
Eingabe), bis dann an der Mündung der Harkenbeck mit dem 

mag man an der Entfernungsangabe der sogenannten „Kennunge" (franz.: 
veuc) sehen, die gerade den ältesten Seebüchern des 15. Jahrhunderts eigen 
ist, und Entfernungen von 17—34 km wiedergibt. (Behrmann S. 112.) Nun 
beträgt die Entfernung Gömnitzer Berg —Pohnsdorfer Mühle-Harkenbeck in 
der Luftlinie gerade 20 km; von der Reede aus sind es etwa 17,5 km. Das 
entspricht gerade einer „kleinen", also guten, Kennunge der 
mittelalterlichen Seebücher. Wenn es nicht ein unglücklicher Zufall 
wollte, daß in dem Werk von Waghenaer die holsteinische Küste von Trave- 
münde an nur angedeutet, und nicht mit der relativen Genauigkeit wie die 
mecklenburgische wiedergegeben ist (vgl. unten S. 107), so wäre m. E. zweifellos 
bereits auf dieser Karte der Gömnitzer Berg als Profil aufgezeichnet. Wie 
sehr gerade ein Mann wie Waghenaer von der Notwendigkeit durchdrungen 
war, daß der Seefahrer seinerzeit in erster Linie sich nach solchen Land- 
marken zu richten habe, lehrt in schöner Anschaulichkeit seine Einleitung zum 
Spiegel der Seefahrt, aus dessen deutscher Ausgabe vom Jahre 1589 (Commerz- 
bibliothek Hamburg) ich einige Worte von S. 1 der „Anweysung und underricht 
von gebrauch dieses buches" anführe. Da heißt es: . . . „Ein sulche landkennung 
wird ghefaßt und geurteilt / auß den hohen und nidrigen landern / walde / 
bergen / thurnen / stecken / capen etc. Wan nuhn das land erkannt ist / geburt 
einem erfahrnen steuerman alß bald zu wissen wie er dasselbe soll ansegeln, 
. . . und wan er nahe beykumpt welche capen / thurne / mulen / berg / 
bäume etc. er überein bringen mußte, das rechte tieff zu treffen ..." 
Auf S. 3 derselben „Anweysung" wird dann der junge Seemann noch ein- 
mal recht nachdrücklich auf die Beobachtung der Landmarken für die Ge- 
winnung der rechten Ein- und Ausfahrt hingewiesen. Für den speziellen Fall 
bedeutet diese allgemeine Jnsckuktion, Gömnitzer Berg und die Erhöhung der 
Pohnsdorfer Mühle als „übereingebrachte" Landmarken zu verwerten, um 
festzustellen, wann das Schiff auf der Travemünder Reede und damit auf 
dem rechten Ankergrund war. Ich verweise noch auf den beigefügten Exkurs 
über die Kartographie der Lübecker Bucht. Jedenfalls ist es nicht nur 
eine leere Redensart, sondern hat allen Wahrscheinlichkeitswert 
für sich, wenn 1825 die Lübecker Lotsenbehörde auf die Bedeutung 
des Gömnitzer Bergs mit seiner fast tausendjährigen Eiche als 
alte hervorragende Landmarke der Seefahrer hinwies. 
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Ende der „Wendseite", des „Ufers der Travemünder Reede" 
(1827), der Gömnitzer Berg aufhörte, den Schiffer auf der 
Reede zu begleiten, und von da an noch in einer Entfernung 
von 4—3 Meilen außerhalb der Reede") zu erkennen war. 
(Eingabe der zum Loffenwefen Verordneten von 1825). Bei 
Zufammenfaffung all diefer Nachrichten wird der Schluß als 
zwingend zu gelten haben: Wenn man auch in den zwanziger 
Jahren nicht von einer linearen Abgrenzung der Reede feewärts 
sprach — man hatte das nicht nötig, weil es keinem Menfchen 

einfiel, die Lübecker Reede- und Fifchereihoheit zu bezweifeln —, 
fo erweist fich trotzdem die Linie Gömnitzer Berg—Harken- 
beck als die Grenze, bis zu der die Travemünder Reede 
feewärts reichte. 

II. 

Es war nicht nur die Abwehr des vermeintlichen Haupt- 
fchlages des Archivgutachtens, die mich veranlaßt, die Unter- 
fuchung der Reedeverhältniffe der zwanziger Jahre an die Spitze 
zu stellen. Es gefchah zugleich aus Rückficht auf das für diefe 
Zeit fo reiche und auffchlußreiche Material. Denn die Fragen, 
die damals zur Entfcheidung standen, waren derart, daß alles, 
was heute interessiert, damals zur Sprache kommen mußte. 
Aber — und das macht diese Quellenzeugnisse so besonders 
wertvoll — nicht in polemischer Auseinandersetzung, wie heute, 
oder wie bei der letzten, über dreihundert Jahre zurückliegenden 
Fischereistreitigkeit der beiden Nachbarstaaten von 1616, sondern 
in jener schlichten Selbstverständlichkeit, mit der man 
Dinge behandelt, bei denen es niemandem einfällt, 
an ihrem Besitzstand oder gar an ihrer Existenz zu 
zweifeln. So gewinnt man für jene Zeit ein so klares und 
vollständig gesichertes Bild; und deshalb ist dies Ergebnis 

°°) In der Eingabe selbst heißt es an dieser Stelle nicht Reede, sondern 
„Travemünder Bucht". Es ist das m. W. das erstemal, daß in den Akten 
das Wort „Travemünder Bucht" vorkommt, während bis dahin nur von der 
„Reede" die Rede ist. Über die Berechtigung, „Travemünder Bucht" und 
„Reede" als gleichwertige Begrifse zu verwerten, verweise ich auf den Absatz I Vs 
dieses Kapitels, wo ich mich auch mit den Anschauungen des Archivgutachtens 
zu dieser Frage auseinandersetzen werde. 
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der beste Ausgangspuntt für die Untersuchung rückwärts und 
vorwärts. 

j)ier sei zunächst die Entwicklung bis zur Gegenwart in 
kurzen Strichen angedeutet. 

s) Da ist an erster Stelle hervorzuheben, daß beide Linien: 
die Gömnitzer Turm—Brodtener Ufer und die Gömnitzer Berg 
—Pohnsdorfer Mühle auch in dieser Zeit wiederholt belegt 
sind; und zwar beide im Zusammenhang mit der Tätigkeit der 
Lotsen. Von der Linie Gömnitzer Berg-Brodtener Ufer hören 
wir allerdings nur einmal; dafür aber in recht aufschlußreicher 
Weise. 

Im Jahre 1849 fragte der Hufner Borchert in Gömnitz, 
zu dessen Land der Grund und Boden beim Gömnitzer Turm 
gehörte, in Lübeck an, ob Bedenken dagegen vorlägen, wenn er 
auf dem Gömnitzer Berge eine Mühle erbaue. °°) Der zur 
Berichterstattung aufgeforderte Lotsenherr hob hervor, daß der 
Hufner angefragt habe, um den gemeinnützigen Zweck des den 
Schiffern für die Fahrt in die Trave zur Richtung dienenden 
Turmes ... in keiner Weise zu stören. Dann führt er eine 
Aussage des Lotsenkommandeurs an, die für unsere Zwecke 
aufschlußreich ist. Sie lautet: 

„Daß der Gömnitzer Turm nicht allein den Loffen, 
sondern auch allen ankommenden Schiffern als Signal 
beim Einsegeln diene. Er sei in allen Seekarten sowie 
in allen Beschreibungen unseres Hafens, unserer Küsten 
aufgenommen. Den Loffen diene er auch noch besonders, 
da er, in gerade Linie mit dem Brodtener Ufer 
gebracht, die Ankerplätze auf der Reede angäbe." 
Der Gömnitzer Turm, dessen hervorragende Bedeutung 

durch diesen ganzen Vorgang erneut unterstrichen wird, spielt 
hier als Richtungspunkt für die Navigation eine doppelte Rolle. 
Einmal dient er Loffen und Schiffern als Signal beim Ein- 
segeln in das Travegebiet. Was damit gemeint ist, erhellt aus 
dem, was für die zwanziger Jahre festzustellen war;«') es wird 

") Das Folgende nach Staatsarchiv Lübeck, Senatsakten, Travemünde 
Vol. 2. Fasz. 4. 

«') Bgl. oben S. 91 unter Absatz 4. 
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aber auch noch unten durch jüngeres Material bestätigt. Hier 
interessiert zunächst die zweite Verwendung des Gömnitzer 
Berges, weil sie neben jenem oben behandellen Zeugnis von 
1825") das einzige aktenmäßige Zeugnis für das Vorkommen 
einer Linie Gömnitzer Berg—Brodtener Ufer im Zusammenhang 
mit der Reede ist. 

Zum Bestimmen der Ankerplätze auf der Reede benutzen 
also 1849 die Lotsen diese Linie. Nach allem, was wir bereits 
bisher wissen,") wurde die Linie von den Lotsen in dem Sinne 
benutzt, daß sie als äußerste Linie in der Richtung nach 
Travemünde zu diente, wo überhaupt noch Schiffe verankert 
wurden. Das ergibt sich auch noch aus einer bei den Akten 
befindlichen Karte vom Jahre 1803,") auf der etwa in der 
Linie Gömnitzer Berg—Brodtener Ufer beim Fahrwasser der 
Außentrave zwei Anker eingezeichnet sind, während das Wort 
„Reede" auf ihr weiter seewärts eingetragen ist. Das ergibt 
sich aber vor allem daraus, daß während der ganzen neueren 
Jahrhunderte die Ankerplätze, wo Schiffe ohne Loffenhilfe 
ankern, weit mehr seewärts liegt. Es bedarf nur eines Blickes 
auf die Angaben über die Wassertiefe, wo Schiffe, die etwa 
nachts nicht eingebracht werden können, ankern sollen: 5—6 und 
mehr Faden (also 10—12 m) Wassertiefe zum Ankern auf der 
Reede geben alle Segelanweisungen seit dem 17. Jahrhundert 
und die jetzt noch in Kraft befindliche Lübeckische Hafen- und Re- 
vierordnung an;") Wassertiefen solcher Art finden sich aber 

°') Vgl. S. 81 und Anlage 1. 
") Vgl. oben S. 90. 
") St. A. Lübeck, Senatsakten, Travemünde, Vol. P I, Fasz. 2. 

Zunächst in der 1677 erschienenen schwedischen Segelanweisung von 
Johann Mansson, von der das in Betracht kommende Stück faksimiliert ist 
bei Franz Schulze. Segelanweisung für die Lübecker Bucht, Sonderabdruck 
aus der Festschrift Zur Begrüßung des XVII. Deutschen Geographentages 
(1909), S. 25. Die von Schulze gegebene Übersetzung: „Will man (Kurs) 
aus die Lybeske Reede zusetzen, kann man das tun auf 5, 7 oder 8 Faden" 
trifft nicht zu, sondern muß lauten: „Will man auf der Lübecker Reede vor 
Anker gehen". Das ergibt sich deutlich aus den sehr zahlreichen deuffchen 
Übersetzungen des Seebuches von Johann Mansson, von denen z. B. die 
vom Jahre 1735, S. 83, die Stelle wiedergibt mit den Worten: „Wil man 
setzen aus der Lübeckischen Reeden, so kann man das thun auf 5, 6 Faden ..." 
Don neueren amtlichen Darstellungen erwähne ich nur das 1878 zum 
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erst etwa in der Höhe von Rosenhagen. Zugleich der 
bündigste Beweis, daß das Wasser auf der Höhe von 
Rosenhagen in allen Jahrhunderten der Neuzeit zur 
Reede im nautischen Sinne gehört hat. Was für das 
Jahr 1825 mit kurzen Worten klipp und klar gesagt war, daß 
nämlich die Linie Gömnitzer Berg—Brodtener Ufer die Linie 
bedeutet, bei der die Reede seewärts überhaupt erst anfängt, 
das wird aufs deutlichste bestätigt durch die eben gemachten 
Feststellungen: Hier kommt die Linie nur in Betracht als die 
äußerste Grenze, bis zu der die Lotsen gehen können, wenn 
sie Fahrzeugen, die auf der Reede leichtern wollen, ihre Plätze 
anweisen; die normalen Ankerplätze liegen aber seewärts von 
ihr bei einer Wassertiefe von 5—6 Faden (10—12 m), etwa 
in der Höhe von Rosenhagen. 

ersten Male von der Kaiser!. Marine herausgegebene „Segelhandbuch sür 
die Ostsee." Dort wird auf S. 466 f. als die Reede sür solche Schiffe, 
„welche vermöge ihres Tiefganges mit voller Ladung nicht in die Trave 
einlaufen können, und deshalb Theile der Ladung in Leichterfahrzeuge . . . 
löschen müssen" das Waffer bei den Ansegelungstonnen auf 10 und 12 m 
Wassertiefe (also — S- 6 Faden) genannt. Außerdem kennt aber das Segel- 
handbuch für große Schiffe eine Reede von 17 Meter Wassertiefe, die auf 
den amtlichen Seekarten in der Gegend der Harkenbeck wiedergegeben ist. 
Das neueste vom Reichsmarineamt herausgegebene Osffeehandbuch, Südlicher 
Teil, vom Jahre 1911 erwähnt nur diesen „besten Ankerplatz der Reede": 
„bester" wegen des dort vorhandenen Grundes: Schlick und Ton. Von 
älteren amtlichen Angaben sei hier nur die am 15. Oktober 1855 herausgegebene 
„Nachricht sür Seefahrer" des Lübecker Lotsendepartements angeführt, welche 
in 8 6 Schiffen, die nachts nicht eingebracht werden können, anempfiehlt, 
„in 5 bis 6 Faden Wasser zu ankern". Im 8 ^ derselben „Nachricht" ist 
die Reede ausdrücklich als die Stelle erwähnt, auf der die Schiffe Loffen 
anzunehmen haben. Die 5 bis 6 Faden (10—12 m) Wassertiefe als den 
Platz „auf der Reede", wo Schiffe zu ankern haben, wenn ihnen die Einfahrt 
von Travemünde aus nicht gestattet werden kann, nennt auch noch die 
Lübecker „Hafen- und Revierordnung" vom 29. Juli 1893 in ihrem 8 
Diese Bestimmung ist in die Lübeckische Hafen- und Revierordnung vom 
17. Aug. 1904 (veröffentlicht: 23. Aug. 1904) übernommen und heute noch 
in Kraft — ^anz Schulze, a. a. O. S. 7, der verstorbene Direktor der 
Lübecker Navigationsschule, erwähnt 1909 neben der Reedefläche mit 17 m 
Tiefe auch die mit 10—12 m Vgl. noch die eingehenderen Ausführungen 
über ältere Seebücher und Seekarten unten im Text: insbesondere auch 
Anm. 81. 

Ztschr. d. «. f. L. «. XXIV, 1. 7 
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Wie bei der Bedeutung der Linie Gömnitzer Berg — 
Brodtener Ufer sich im Vergleich zu den zwanziger Jahren durch- 
aus die gleichen Verhältnisse auch noch Jahrzehnte später feststellen 
ließen, so auch bei der anderen vom Gömnitzer Turm aus- 
gehenden Abgrenzung, diesmal die wirkliche seewärtige Ab- 
grenzung in der Richtung auf die Harkenbeckmündung zu. 
Das amtliche Segechandbuch der Marine vom Jahre 1878 
bringt zunächst auf S. 465 mit großem Fettdruck den Gömnitzer 
Berg als Überschrift eines besonderen Abschnitts und dann im 
Text das Profil: Gömnitzer Berg—Pohnsdorfer Mühle. Dann 
heißt es im nächsten Abschnitt, der das Steinriff behandell: 
„Die Richtungslinie: Mühle zu Pohnsdorf in Gömnitz-Berg 
führt in 8,5 m Tiefe über das Riff". Franz Schulze hat 1909 
dann die Bedeutung der Linie im Anschluß an ein französisches 
nautisches Werk des Jahres 1852") dahin umschrieben: „Die 
Loffen brauchen noch heute die Deckpeilung der Mühle zu 
Pohnsdorf mit dem Gömnitzer Turm als gute Marke, die in 
8,5 m Tiefe frei vom Steinriff führt." Mit anderen Worten: 
Für die Lotsen bedeutet diese Linie nicht nur eine 
Peillinie allgemeiner Art, sondern den Anfangspunkt 
ihrer durch das Steinriff bedingten Tätigkeit im 
engeren Sinne: Mögen sie auch den ankommenden Schiffen, 
wie das oft geschah und geschieht, noch weit über diese Linie 
entgegengefahren sein; von hier an beginnt ihre Verantwortung 
für die Vermeidung der durch das Steinriff bedingten Gefahren. 
Der Teil des Steinriffs jenseits dieser Linie ist, wenn man 
von ganz großen, hier selten erscheinenden Schiffen absieht, 
keine Gefahr mehr für die Schiffahrt; dort erst ist für die 
Schiffahrt wirklich freie See, wo sie auch nordwärts in der 
Richtung Neustadt Kurs nehmen kann, ohne das Steinriff 
fürchten zu müssen. In neuester Zeit hat man denn, rein aus 
nautischen Interessen, gezwungen durch Erfahrungen der Praxis, 
die Bedeutung der Linie äußerlich dadurch unterstrichen, daß 

") I,es pksres et lsnsux s I'ussge ctcs nsvigsteurs, psris 1S52. 
Dort heißt es: „II existe s I'O clu villsge <1e >lienclorf lttolstein) ä 12 millcs 
et sur Is Kutte Oromnitrerberg une tour rvncle cle 1Z.5 m, excellente 
remsrque qu'on voll cle 20 milles." Schulze fügt hinzu: „Diese 
hervorragende Marke ist noch heute ein gutes Peilobjekt." 
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man 1915 die Steinrifftonne in ihr verankerte, und zwar an 
jenem für die Schiffahrt sehr wichtigen Punkte, wo die Linie 
Gömnitzer Berg—Pohnsdorfer Mühle geschnitten wird durch 
die Linie Leuchtturm Travemünde—Dahmeshöved. über den 
besonderen Anlaß zu dieser Verlegung berichtet der heuttge 
Loffenkommandeur von Travemünde, Westphal, in einem 
Schreiben vom 29. Oktober 1925 folgendes: 

Am 5. September 1915 lief der der Firma L. Possehl 
gehörende 9000 tons große Dampfer Lübeck, dessen Tiefgang 
7,50 betrug, bei der Steinrifstonne Brodten Ost, die damals 
auf 53° 59,5 10° 54,5 Ost auf knapp 8 m Wasser lag, 
auf Grund. Auf Grund dessen ist die betreffende Tonne 
kurz nachdem nach 54° 10° 55 Ost verlegt worden. 
Seitdem wird die Steinrifstonne, die im Winter eingezogen 

wird, jedes Frühjahr sorgsam genau an dieser wichtigen Stelle 
verankert: Nämlich an der Stelle, wo die Linie Gömnitzer.Verg— 
Pohnsdorfer Mühle und die Linie Travemünder Leuchtturm— 
Dahneshöved sich auf dem 54. Breitengrade schneiden. Hier 
geht auch gerade die 10 m Wassertiefenlinie am Steinriff 
vorbei. Beim Auslegen wird jedesmal genau Peilung in 
Richtung Pohnsdorfer Mühle—Gömnitzer Berg genommen. 
Schiffe, die diesseits der Steinrifstonne liegen, gelten 
als auf der Reede befindlich. Da aber für große Schiffe 
der Ankergrund in der Richtung auf das Mecklenburger Ufer 
zu jetzt sogar noch außerhalb der Linie Steinrifftonne—Harkenbeck 
liegt, gilt ein Schiff nach dem Sprachgebrauch der Lotsen jetzt 
bereits als auf der Reede befindlich, wenn es von der Steinriff- 
tonne aus gerechnet hinter dem 54. Breitengrad liegt.") 

Also auch hier erweffen sich die in den zwanziger Jahren 
gemachten Beobachtungen als konstant; die Linie, die vom Göm- 
nitzer Berg—Pohnsdorfer Mühle das Steinriff in einer Tiefe 
von 8,5 m überschneidet, hat mit gutem Grunde als die see- 
wärtige Reedegrenze zu gelten: es sind gerade die rein nautischen 
Verhältnisse, welche es nicht nur rechtferttgen, sondern sogar not- 
wendig machen, diese Linie für die seewärttge Begrenzung der 
Reede heranzuziehen. Es wäre höchstens festzustellen, daß in 

") Nach Mitteilung des jetzigen Lotsenkommandeurs in Travemünde. 
7* 
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der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts die Reede im 
nautischen Sinne sich noch weiter über die Linie Harkenbeck— 
Gömnitzer Turm hinaus ausdehnte; da aber für die jetzt stritttgen 
Fragen von Lübeck keine über die genannte Linie Hinaus- 
reichenden Ansprüche gestellt werden, kann diese Tatsache hier 
auf sich beruhen, Fest steht jedenfalls: Bis zu der an- 
gegebenen Linie hat die Reedehoheit Lübecks auch während des 
ganzen 19. Jahrhunderts zum mindesten gereicht. 

b) An dieser Tatsache, die vor allem durch die tägliche 
Praxis, durch die amtlichen Funktionen der Lübecker Lotsen, 
immer wieder neu erwiesen wird,") wird auch nichts dadurch 
geändert, daß im Laufe des 19. Jahrhunderts andere Linien in 
dem heute strittigen Gebiet genannt wurden. Wohlgemerkt: 

Um keine Irrtümer auflommen zu lassen, ist aber sestzustellen, daß 
sür alle Fragen, welche mit der Schiffahrt zusammenhängen, die Reede auch 
außerhalb der Linie charkenbeck—Gömnitzer Turm ebensogut Lübecker Hoheits- 
gebiet ist, als die Reede innerhalb dieser Grenze; nur Lübecker Aufsichts- 
behörden haben mit den hier ankernden Schiffen zu tun Ausdrücklich erwähnt 
ja das Ostseehandbuch, südlicher Teil, S. 211, den besten Ankergrund bei 17 m 
Tiefe als zur Travemünder Reede gehörig: und wenn dasselbe amtliche 
Werk des Reichsmarineamts die Travemünder Reede unter dem Abschnitt 
„Travemünder Hafen" behandelt, so drückt sich hier deutlich aus, daß die 
Zusammengehörigkeit der Travemünder Reede in dem weiten Umfang, wie 
er durch die Schiffahrtsverhältnisse der Gegenwart bedingt ist, mit dem Trave- 
münder Hafen und den von ihm aus sich auf die Reede erstreckenden obrig- 
keitlichen Funktionen Lübecks (Loffenwesen) ebenso sehr eine Selbstverständ- 
lichkeit ist, wie dasselbe Werk gar nicht auf den Gedanken kommt, irgendwie 
an die Möglichkeit Mecklenburger Funktionen auf dem Reedegebiet zu denken. 
Mecklenburg ist ja auch gar nicht in der Lage, den notwendigen Aufgaben, 
die eben nur durch das geschulle Travemünder Lotsenwesen gelöst werden 
können, gerecht zu werden 

Im einzelnen wird auf diese Hoheitshandlungen noch zurück- 
gekommen werden. 

Den täglich einfahrenden Schiffen gegenüber treten die Loffen in 
Ausübung ihrer amtlichen Funktionen auf der Reede in Tätigkeit; und das 
Ankern von Schiffen auf der Reede ist auch heute noch, trotz der Vertiefung 
des Fahrwassers auf der Plate, eine Selbstverständlichkeit. Z. B. ist am 
19. Oktober dieses Jahres (1925) „ein auf der Reede" (Angabe des amtlichen 
Berichtes des Loffenkommandeurs) liegendes Schiff wegen unzureichenden 
Ankerzeuges ins Treiben geraten und schließlich 120 m südlich des Süder- 
molenkopfes gesttandet. 
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nicht für die seewärtige Abgrenzung der Reede! Das wäre 
unmöglich gewesen, weil diese seewärtige Abgrenzung 
keiner Willkür ihre Entstehung verdankt, sondern durch 
die Lage des Steinriffs einerseits, des geeigneten 
Ankergrundes andererseits naturnotwendig bedingt ist. 
Den jetzt zu behandelnden Linien dagegen hastet durchaus etwas 
Willkürliches an; ganz entsprechend ihrer Entstehungsursache; 
immer wieder einen Kompromiß zu finden zwischen den wider- 
streitenden Interessen verschiedener Gruppen lübeckischer Fischer 
und Untertanen auf dem gesamten Reedegebiet. Deshalb habe 
ich hier von Grenzen interner Art gesprochen, eine Bezeichnung, 
die verschiedentlich den Unwillen, mehr vielleicht noch das Miß- 
verstehen des Archivgutachtens erweckt. Seit dem Anfang des 
19. Jahrhunderts ist der Senat, des ewigen Streites Trave- 
münder Einwohner gegen Travemünder und Schlutuper Fischer 
müde, bereit, den Travemünder Einwohnern gewisse Konzessionen 
auf dem bisher ausschließlich den beiden genannten Fischer- 
gruppen reservierten Gebiete der Reede einzuräumen. Hierher 
gehört das bereits erwähnte, gegen die unmittelbar vorher 
erfolgte und den alten Standpunkt wahrende Wetteverfügung 
erlassene Senatsdekret des Jahres 1828, das den Wünschen 
der Lotsen entgegenkam, und ihnen das Setzen von 
Netzen auf dem Steinriff gestattete.^') Hierher gehört aber 
vor allem die 1879 erfolgte Festsetzung der Linie Harkenbeck— 
Haffkruger Feld. Darüber habe ich das notwendigste bereits 
in meinem ersten gedruckten Gutachten mitgeteilt. Ergänzend 
sei hier folgendes hinzugefügt. Die Einführung der neuen Linie 
erfolgte auf Grund eines eingehenden Gutachtens des Senators 
C. Th. Overbeck vom 13. Juni 1879. Nach eingehender Erörterung 
der stüheren Vorgänge faßte Overbeck sein Urteil zunächst in 
folgenden Sätzen zusammen'"): 

„Aus vorstehenden Darlegungen ergibt sich, daß, 
wenn das Absehen der Bitffteller darauf gerichtet sein sollte, 
die Befugnis zur Fischerei in der See auch am See strande 

") Vgl oben S. 78 ff. 
") Ztschr. XXII, S. 27 ff. 
'h St A. Lübeck, Atten des Stadt- und Landamtes, Fasz. III, 34. — Overbeck 

hatte das Präsidium des Stadt- und Landamtes erst 1878 übernommen. 
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innerhalb des Bereiches der Travemünder Rehde 
und der Niendorfer Bucht zu erlangen, diese ihnen nicht 
zugestanden werden kann, indem hier die sestgeordneten Be- 
rechtigungen, weniger der Travemünder Fischer als der 
Stadt-, Gothmunder und Schlutuper und fürstlich Lübeckischen 
Fischer entgegenstehen. Anders liegt die Sache in Bezug 
auf die Fischerei in der offenen See." 

Es ist also zu beachten, daß Overbeck die Travemünder 
Reede, die ihm sehr wohl bekannt ist, in zwei Bestandteile auf- 
lösen will: einmal ihren Seestrand, sodann einen weiteren Teil, 
den er als offene See bezeichnet. In diesem letzteren Teile der 
Reede sollen die Travemünder Einwohner freie Fischerei er- 
hallen; diesem Zweck allein dient die von Overbeck ge- 
machte Unterscheidung. Wie sollte man nun aber auf der 
Reede diese Abgrenzung feststellen? Da griff Overbeck auf jene 
Sätze des allgemeinen Bölkerrechts zurück, die schon 1870 in 
Lübeck eine bedenkliche Rolle gespiell hatten. Nämlich: 

„Nach völkerrechtlichen Grundsätzen wird von der See 
nur derjenige Teil, welcher innerhalb Kanonenschußweite, 
also etwa eine Seemeile vom Ufer liegt, dem Gebiete des 
Staates hinzugerechnet." 
Und hieran knüpft nun Overbeck den Vorschlag, für Trave- 

münder Reede und Niendorfer Wiek als offene See zu bezeichnen: 
„das Wasser außerhalb einer Linie, welche von Harkenbek 

an der mecklenburgischen Seite nach dem Haffkruger Feld 
gezogen gedacht wird." 
Hier also sollten die Travemünder Nichtinnungsfischer 

fischereiberechttgt sein, und so entschied denn auch der Senat. 
Richtiges und Falsches ist bei Overbeck in merkwürdige 

Verbindung gebracht. Richtig — und hier vor allem wichtig — 
ist, daß nach seiner eigenen Ansicht die Travemünder Reede als 
solche nicht seewärts durch die Linie Harkenbeck—Haffkruger 
Feld abgegrenzt wird, sondern nur der Teil von ihr, der nach 
seiner Ansicht als ihr „Seestrand" zu gellen hat. Aber alles 
andere ist doch höchst unglücklich. Zunächst das Hereinziehen 
des Satzes des allgemeinen Völkerrechts über die Hoheit des 
Uferstaates an dem Wasser vor seiner Küste bis zu einer See- 
meile. Daß Lübeck auf der ganzen Rede Rechtstitel besonderer 
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Art, auch im völkerrechtlichen Sinne, zustanden, nämlich Rechte 
an seinem Eigenmeer, schien ganz vergessen zu sein. Die von 
ihm vorgeschlagene Linie steht obendrein mit seiner theoretischen 
Grundlage in Widerspruch, indem sie — hier wiederum den 
alten Rechtsgrundlagen folgend, ohne Rücksicht aus die ver- 
meintliche Einseemeilengrenze — bei der Harkenbeck ihren An- 
fang nimmt. Eigentümlich wirkt dann vor allem die Tatsache, 
daß nun durch eine Linie — allerdings immer nur für einen 
bestimmten Zweck der internen Ordnung innerhalb der eigenen 
Fischer! — Teile der Reede und der Niendorfer Wiek in eine 
zunächst räumliche Einheit gebracht wurden. 

Es ist denn kein Wunder, daß von dieser Entscheidung des 
Jahres 1879 an die Irrtümer über die Rechtsverhältnisse auf 
der Reede und der Niendorfer Wiek innerhalb der Lübecker 
Verwaltung selbst und in den Kreisen der Fischer sich häuften. 
Daß man, verfiihrt durch die neue Linie, ein Gegenseitigkeits- 
verhältnis, zunächst zwischen Lübecker und Niendorfer Fischern 
annahm, und daß dann in den Kreisen der Fischer vorüber- 
gehend der Gedanke austommen konnte, sie hätten ein Interesse 
daran, gegenüber gelegentlicher Fischerei Mecklenburger Fischer 
auch innerhalb der Linie ein Auge zuzudrücken, weil sie ja auch im 
mecklenburgischen Küstengewässer jenseits der Harkenbeck fischten; 
die einfache überttagung des — an sich schon falschen — Gegen- 
seittgkeitsstandpunttes den Niendorfer Fischern gegenüber auf 
die Mecklenburgischen! 

All das ist ja bereits in meinem zweiten Gutachten") ein- 
gehend behandelt. Für die Maßnahme des Jahres 1879 ist 
aber abschließend darauf hinzuweisen, daß es sich nur um eine 
interne Ordnung handelte, und daß die damals zuerst auf- 
tretende neue Linie nach Ansicht ihres geistigen Ur- 
hebers selbst die Travemünder Reede nicht seewärts 
abgrenzte, sondern durchschnitt.") 

") Ztschr. XXII, S. 305 f. 
") Die Schlüsse, die das Archivgutachten (S. 136) aus der Übernahme 

der Linie in das Gesetz von 1896 zieht, sind hinsällig. Sie beruhen aus der 
vermeintlichen Annahme des Archivgutachtens, daß unter der Wucht seines 
Angrisses die neue Abgrenzung der Reede — unter Heranziehung der Linie 
Gömnitzer Berg—Pohnsdorser Mühle — „zusammengebrochen" sei. Wie 
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III. 
Von den neu erschlossenen Quellen der späteren Zeit, die 

das früher von mir gezeichnete Bild vollkommen bestätigen, 
geht der sicherste Weg aus, um zu einer erneuten kritischen 
Nachprüfung der Reedeverhältnisse der früheren Jahrhunderte, 
namentlich des so heiß umstrittenen siebzehnten, zu kommen. 

Gerade für diese Zeit können Archivgutachten und das 
v. Gierkesche Rechtsgutachten sich nicht genug tun in der Ver- 
sicherung, daß es damals überhaupt keine Reede von nennens- 
werter Ausdehnung gegeben habe. Allerdings: 1616 beruft 
sich Lübeck mit aller Deutlichkeit auf seine Hoheitsrechte an der 
Reede, als es sich um Streitigkeiten mit Mecklenburg in der 
Gegend der Harkenbeck handelt.^°) Aber: „DieseRechtsbegründung 
sucht an Mhnheit ihresgleichen" — so urteilt das Archivgut- 
achten; „Plötzlich sollte also gegenüber Rosenhagen eine 
Lübecker Reede sein, wovon bisher noch kein Mensch etwas 
bemerkt hatte";„Lübeck berief sich 1616 auf seine Reede, weil 
es sich doch auf irgend etwas berufen mußte", Sodann hatte 
ich auf die Aussage des Travemünder Zöllners von 1547 und 
den Vergleich von 1610 hingewiesen. Aber hier sei, so meint 
das Archivgutachten, ja gar nicht von der Wasserfläche zwischen 
der Reede im nautischen Sinne und der Wasserfläche seitwärts 
bis zum Ufer Traveausfluß—Harkenbeck die Rede, sondern von 
der Wasserfläche vor der „wirklichen" Travemünder Reede — 
wirklich nach mecklenburgisch-v. Gierkescher Auffassung: vgl. die 
Kartenskizze auf S. 126 des Archivgutachtens - bis zur Harkenbeck 
hin, „in der Weise, daß die Reede nur die westliche, die Mündung 
der Harkenbeck die östliche Grenzbestimmung angeben."b°) 

wenig das der Fall ist, ergibt schon das bisher Mitgeteilte; die abschließende 
Widerlegung folgt oben im Text. Es könnte sich also höchstens darum handeln, 
ob durch die Tatsache, daß Lübeck im Fischereigesetz von 1896 nur einen Teil 
der Reede als Fischereibezirk III in Anspruch genommen hat, ältere weiter- 
gehende Ansprüche verlorengegangen seien. Vgl. dazu Ztschr. XXII, S. 27 ff. 
und 306 ff., insbesondere Anm. 140. 

") Vgl. Zffchr. XXII, S. 23, 24 ff. 
") Archiv II, S. 167. 

Ebenda, S. 151. 
") Ebenda, S. 135. 
'°) v. Gierte, S 17; Archiv II, S. 102, Anm. 188. 
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Ein genaueres Durchdenken der längst bekannten Quellen- 
zeugnisse hätte die vom Archivgutachten ausgestellten und vom 
Rechtsgutachten v. Gierkes sanktionierten Behauptungen ver- 
hindern sollen; ich weise hier nur daraus hin, daß sich weder 
Archivgutachten noch Rechtsgutachten die Frage vorgelegt haben, 
wie es denn bei ihrer Annahme überhaupt möglich ist, daß 
zwei so voneinander ganz unabhängige Quellenstellen wie das 
Zeugnis von 1547 und das von 1610 beide von Ausübung 
von Hoheitsrechten bis zur Harkenbeck sprechen oder eine 
solche voraussetzen,^') wenn die Reede wirklich nur die von 
Archiv und v. Gierke vermutete Ausdehnung gehabt hätte? 
Was hätten dann die Lübecker sür einen Anlaß gehabt, immer 
wieder die Harkenbeck zu erwähnen? 

Dazu hat sich ja, wenigstens sür die späteren Jahrhunderte, 
die ganze Anschauung der „alten Reede" im Sinne der Karte 
des Archivgutachtens als ein vollkommener, sachlich ganz unhalt- 
barer und unmöglicher Irrtum herausgestellt. Sollte in srüheren 
Jahrhunderten sür eine „Alte Reede" in diesem Sinne auch 
nur die Möglichkeit ihrer Existenz bestanden haben? 

s) Auch hier zerstört neues Quellenmaterial unbarmherzig die 
Illusionen von Archiv- und Rechtsgutachten. Nicht etwa 
Quellen Lübecker Provenienz, die, wenn man den Worten der 
gegnerischen Gutachten folgt, stets von vornherein verdächtig 
sind, sondern die Segelanweisungen schwedischer, nieder- 
ländischer und deutscher Zunge des 16., 17. und 18. Jahr- 
hunderts machen es über jeden Zweifel erhaben, wo auch 
in diesen früheren Jahrhunderten die Reede gelegen hat; wo 
sie, entsprechend der naturgegebenen und der menschlichen 
Willkür entrückten Bedingungen, nicht gelegen haben kann. 
Die schwedische Segelanweisung von 1677^^), die niederländische 

Zu 1547 vgl. Ztschr. XXII, S. 30; zu dem von 1610 ebenda, S. 30, 
269 und S 245, Anm. 44. 

") Die entscheidenden Worte der bereits oben S. 96, Anm. 65 angeführten 
Segelanweisung lauten: „VVil man ssttis ps l-vbeske k-eciaen, ksn man 
tket görs PS lem. siiv aller otts lsmpner." Wie bereits mitgeteilt, ist die 
Schulzesche Übersetzung falsch. Dies ergibt sich nicht nur aus den bereits er- 
wähnten deutschen Übersetzungen, sondern auch mit ganz besonderer Deutlich- 
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von 1749") und die deutschen Bearbeitungen Iohan Manssons 
der folgenden Jahrhunderte sind bereits erwähnt. In ihnen 
findet sich immer wieder die Angabe: der zum Ankern taug- 
liche Grund der Traoemünder Reede befindet sich bei einer 
Tiefe von 5—6 Faden und darüber. Das heißt aber mit 
anderen Worten: Die Reede im nautischen Sinne hat auch 
in diesen Jahrhunderten erst ungefähr auf der 5)öhe von 
Rosenhagen ihren Anfang genommen; denn erst hier findet 
sich die entsprechende Wassertiefe. Auch im 17. und 18. Jahr- 
hundert, geradeso wie in den späteren, scheidet der näher nach 
Travemünde zu gelegene Buchtteil als Reede im nautischen 
Sinne aus; denn hier sind Wassertiefe und Art des Grundes 
für das Ankern von Schiffen dieser Zeit ungeeignet. Damit 

kett aus der von Schulze selbst S. 22 angesührten niederländischen: „8e- 
»ciirijving vsn >Iicuwe vvssscncie Seekarte vsn cle Ost vom Jahre 
1749, die in Amsterdam erschien. Hier finden sich, offenbar in Anlehnung an 
die schwedische Segelanweisung von 1677, folgende Worte: „Op de Lubeckische 
Rhede kan men ten anker komen op 5 en 6 v." Das „sättis" der 
schwedischen Borlage ist hier also unzweideutig durch „Anker werfen" wieder- 
gegeben. Wie mir Herr magistor ptiilosoptiioe A. Peterson, Lektor der 
schwedischen Sprache an der Universität Kiel, nach eingehender sprachlicher 
Prüfung der Stelle mitteill, enffpricht es durchaus dem schwedischen Sprach- 
gebrauch des 17. Jahrhunderts, wenn hier „sättis" in laxerem Sprachgebrauch 
verwendet wird für die sonst damals übliche Verbindung: „sättis snksr" 
oder „sättis kör snl<sr". Herr Peterson weist weiter darauf hin, daß nur 
bei dieser Interpretatton des Wortes „sättis" im ersten Absatz des bei Schulze 
wiedergegebenen Auszuges aus der Anweisung von 1677 eine sinngemäße 
Übersetzung möglich ist, da das von Schulze gleichfalls falsch übersetzte „vttisn 
tär" nur Sinn gewinnt, wenn es sich um Ankern außerhalb des Mitteltief- 
Fahrwassers handelt. Endlich weist der Anfang des auf unsere Stelle folgen- 
den Satzes: „Vl^il msn ock löps ini Irsmvnä . . ." darauf hin, daß es sich 
hier um die in der Praxis für jeden Schiffer sich ergebende Alternative 
handelte: entweder auf der Reede Anker werfen, oder — falls die Berhält- 
niffe des Schiffes und des Wetters es zulaffen — in Travemünde einlaufen. 
Wie sich aus dem dem 14., spätestens dem 15. Jahrhundert angehörenden 
ältesten niederdeuffchen Seebuch ergibt, bedeutet auch hier das dem schwedischen 
„sättis" enffprechende „fetten": „Anker werfen, vor Anker gehen". (Vgl. 
K. Koppmann, Das Seebuch, 1876, S. 112 f.) Besonders deutlich und 
unserm Fall verwandt ist die dort angeführte Stelle von S. 13: „Item de 
wil fetten in de reyde to Musseloy (Mounts Bay) . . . unde fetten 
up 6 vaden". 

") Vgl. ihren Wortlaut in der vorigen Anmerkung. 
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allein ist den ganzen so selbstbewußt vorgetragenen 
Anschauungen der beiden Gutachten und den auf dieser 
Basis erhobenen Schlußfolgerungen der Boden ent- 
zogen. 

Die neue Quellengruppe der Segelbücher führt uns sogar 
bis ins 16. Jahrhundert zurück. Die Bedeutung der Werke 
des niederländischen Kartographen L. I. Waghenaer für die 
Entstehung einer wissenschaftlichen Meergeographie ist bekannt. 
Die Hauptstärke seiner Werke beruht, wie nach den eindringenden 
Untersuchungen von Walter Behrmann feststeht,") in den in 
Kupfer gestochenen Karten, die einen großen Fortschritt gegen- 
über den rohen Holzschnittkarten seiner Vorgänger darstellen. 
Das bekannteste ^dieser Werke, das speeuium nsutiaum, in 
seinen deutschen Ausgaben Spiegel der Seefartt genannt, 
enthält als eine der letzten Karten ein Blatt, das die See- 
Msten des Landes Mecklenburg wiedergibt, wie es sich von 
der See aus darstellt. Von dieser Karte ist der auf die Lübecker 
Bucht bezügliche Teil in Abbildung beigegeben. Zu seinem 
Verständnis bedarf es einiger Worte. Behrmann hebt hervor, 
daß auf dieser Karte die Förden und Buchten des Festlandes 
größtenteils unterdrückt seien.Das trifft zu für die holsteinische 
Seite, die von Lübeck bis Flensburg als flachgeschwungener 
Bogen ohne irgendwelche Einzeichnung der Kieler Förde, der 
Eckernförder Bucht oder der Flensburger Förde dargestellt ist. 
Anders steht es mit der mecklenburgischen Küste. Hier kommt 
das Kartenbild der Mstengliederung, wie sie in Wirklichkeit ist, 
weit näher. Der Grund ist, daß die Karte, enffprechend ihrer 
Überschrift, nur die mecklenburgische Küste darstellen will; die 
holsteinische, für die obendrein ausreichender Raum auf dem 

") über die niederdeutschen Seebücher des 1S. und 16. Jahrhunderts. 
Mitteilungen der geographischen Gesellschast in Hamburg. Bd. XXI, 1906, 
S. 7S und S. 144 f. 

") Über die Ausgaben vgl. Behrmann a. a. O. S. 164 ff. Ich habe 
die Exemplare der Hamburger Commerzbibliothek benutzt, der ich sür die 
Übersendung nach Kiel zu Dank verpflichtet bin. Es sind die Nummern 16, 
18 und 21 der Aufzählung bei Behrmann. 

") Es ist die Karte 41. Bgl. Behrmann S. 147. 
") A. a. O. S. 147. 
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Blatte fehlt, nur andeutet. Diese Beobachtung muß berücksichttgt 
werden, wenn man die Eintragungen für die Lübecker Bucht 
richtig deuten will. Denn in ihr stoßen ja mecklenburgische und 
holsteinische Küste zusammen. Was also auf der Karte vor der 
Travemündung sich an näheren Angaben findet, bezieht sich 
allein auf das Wasser vor der Trave selbst und das Wasser 
zum Mecklenburger Ufer hinüber; die gesamte, weit größere 
Wasserfläche zwischen dem Steinriff und dem holsteinischen Ufer 
hinüber, die eigentliche Neustädter Bucht, ist einfach fortgelassen, 
so daß es aussieht, als ob das holsteinische Ufer dort ansetzt, 
wo in Wirklichkeit das Steinriff liegt. 

Wenn man sich diese aus dem Zweck des Kartenbildes 
hervorgehenden Eigentümlichkeiten der Karte klar macht, und 
weiter berücksichtigt, daß bei den frühesten Karten das, was 
von besonderer Wichttgkeit war — wie z. B. hier der Lauf 
der Binnentrave —, in unverhältnismäßiger Größe dargestellt 
wurde, so stellt es sich heraus, daß sie für das, was sie wirklich 
darstellen will, so zuverlässig ist, wie das nur von einer Karte 
aus so früher Zeit überhaupt erwartet werden kann. Aus ihr 
geht hervor, daß vor dem Ausfluß der Trave eine Sandbank 
liegt, die so wesentlich ist, daß sie auf einer Karte so großen 
Maßstabes angegeben wurde; der beste Beweis, was für eine 
Rolle diese Sandbank für die nordeuropäische Schiffahrt spielte. 
Es ist selbstverständlich die Plate. Von der Plate aus weiter 
seewärts führt die Bucht den Namen: „De Trave"; eine Be- 
zeichnung, die aufs schlagendste beweist, wie richtig und den 
Zeitanschauungen entsprechend es ist, wenn ich in meinen 
früheren Gutachten auf die Einheit von Trave und Reede hin- 
gewiesen habe.bb) Von besonderem Interesse ist aber noch 

Ztschr. XXII S. 23 ff., 235 ff. Gerade wegen Feststellung der räum- 
lichen und rechtlichen Einheit von Reede und Trave hatte ich besonders 
hestige Angriffe zu ertragen. Diese Einheit sei nur eine ganz unannehmbare 
Konstruktton, so hieß es im ersten Archivgutachten. Im zweiten Archivgut- 
achten wird der räumliche Zusammenhang von Trave und Reede zugegeben 
(S. 89), aber in ironischer Form, die das Wesentliche außer Acht läßt und 
deshalb jede Möglichkeit einer rechtlichen Einheit als Folge der wirtschasts- 
geographischen erneut bestreitet. Vielleicht werden diesmal die Verfasser des 
Archivgutachtens doch vielleicht dieser Möglichkeit nähertreten und sie weder 
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folgendes: Neben dem Wort „Trave" ist zwischen den Zahlen 
4 und 6 ein Anker eingetragen. Da das Wort Trave mit 
seinen großen Buchstaben einigen Platz einnimmt, sind Anker 
und Zahlen etwas seitwärts gerückt; gemeint sind sie jedenfalls 
für das Wasser vor der Plate seewärts, wo es die durch die 
Zahlen angedeutete Tiese erhält. 

Über Bedeutung von Ankerbild und beigefügten Zahlen gibt 
die Einleitung (deutsche Ausgabe von 1589 nach S. 36 auf dem 
vorderen Rückblatt der Übersichtskarte von Europa) Auskunst. 
Dort heißt es: „Und da gutte rhede oder Ankergrund^^) jst, 
derogestalt:" (solgt die Abbildung des Ankers, der jedesmal 
die Reeden und Ankergrund darstellt). Dann heißt es weiter: 
„Die zifferzall / gestellet bey allen haven / rivieren / strömen / 
canalen / in und außerhalb der see / auch auff die untiesse und 
sande / bezeichnet wie vil vade dieselbe an dem orth tieff 
seind/es sey dann 1. 2. 3. 10. 12. etc. bis zur grosseste zahl 
zu / so man jafindet / alles mit halber vloet." 

Das Waghenaersche Kartenbild gibt also eine deutliche 
Vorstellung von den nautischen Verhältnissen vor dem Ausfluß 
der Trave; besser gesagt: der Binnentrave. Auf der Höhe 
zwischen Plate und Klützer Ort — also wieder bei Rosenhagen! 
— liegt bei einer Tiese von 4—6 Faden der Ankergrund der 
Reede, die hier als Außentrave behandelt und als Teil der 
ganzen Trave ausgesaßt wird. Es ist also dasselbe Bild, das 
auch die späteren, bereits erwähnten Seebücher schwedischer, 

als eine unhaltbare Konstruktion von mir, noch des Lübecker Rats vom 
Jahre 1616 erkennen lernen, über die Reededefinition von 1616 weiter unten 
im Text. 

Die Bezeichnung „Reede oder Ankergrund" weist auf die sprachlich 
richtige Ableitung des Wortes Reede von „riden" — reiten hin. Die Reede 
ist demnach ein Ort auf dem Wasser, wo die Schiffe reiten, d. h. vor Anker 
liegen und so, bildlich gespi ochen, auf den Wellen reiten können. Es leuchtet 
ein, daß dazu eine nicht zu geringe Wassertiefe (vgl. Koopmann, Das See- 
buch, 1876, S. 109) nötig war, um der Ankerkette genügenden Spielraum zu 
geben. Wie sich aus den Angaben des Seebuches des 15. Jahrhunderts 
(Koppmann) und den Eintragungen in den Waghenaerschen Karten ergibt, 
ist die Wassertiefe von 5 Faden als gering für diesen Zweck anzusprechen. 
Es kommen Reeden mit weit höheren Wassertiefen vor. So z. B. die Reede 
von Hela (bei Danzig), die nach den Angaben bei Waghenaer im Text 
(Deutsche Ausgabe von 1589) S. 36 und auf der Karte 25 Faden beträgt. 
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niederländischer und deutscher Provenienz geben: bei einer 
Tiefe von 5—6 Faden, also der modernen Seekarte nach auf 
der Höhe von Rosenhagen, befindet sich nach Ansicht der 
erfahrensten Seefahrer von intemationalem Ruf im 16. wie im 
17. und 18. Jahrhundert die Traoemünder Reede, oder, der 
Sprache Waghenaers folgend: die Außentrave seewärts 
der Plate ist die Traoemünder Reede. 

d°) Die Bezeichnung „auf die Traue" im Sinne von: „auf die Reede" 
begegnet in einer Relation über die Vorgänge im nordifchen fiebenjährigen 
Krieg, Staatsarchiv Lübeck Svecics V c>, relstio, l. 12b; 27b: 34: Meldung, „das 
der Schwede mit zwei und vierzigk schiffen auff die traue gelauffen sein 
soll". — Es ist ein sehr interessanter Beleg für die Tatsache, daß die ganzen 
südwestlichen Gewäffer der Ostsee ihr Gepräge von der Bedeutung der auf 
Lübeck zielenden Schiffahrt erhielten, daß die Waghenaersche Karte außer der 
Bezeichnung „Trave" für die Außentrave noch die Bezeichnung De Traue 
van Femeren für die gesamten Gewäffer zwischen den dänischen Inseln und 
der mecklenburgischen Küste trägt; dieser Name mag einmal illustrieren, wie 
berechtigt meine Ausführungen in meinem zweiten Gutachten über das Über- 
gewicht der Städte und der von ihnen ausgehenden Seeschiffahrt für die 
Verhältniffe der Meere waren. Was die Trave im Sinne von Außentrave war, 
wußte man ebenso gut, wie man von dem mecklenburgffchen Küstengewässer 
im Rechtssinne keine Ahnung hatte. Die Waghenaersche Karte in seinem 
Werke „Tkresoor ckcr ree-vscri" (1592; ich konnte das mir liebenswürdigst 
übersandte Exemplar der Göttinger Universitätsbibliothek benutzen) bezeichnet 
mit den Worten: „De Trave van Lübeck" das gesamte Gewässer der 
Lübecker Bucht bis nach Fehmarn hinauf, und mit den Worten „De Trave 
van Femeren" die Gewässer zwischen den dänischen Inseln und dem 
Festlande. 

") Wenn auch der Hauptwert des Waghenaerschen Werks in seinen Karten 
liegt (Behrmann, a. a. O. S. 75), so ist der Text doch nicht ganz wertlos, 
wenn er auch genauer gefaßt sein könnte. Ich stelle den Wortlaut des Textes 
für unsere Kartenstelle aus der lateinischen und deuffchen Ausgabe neben- 
einander: 
^sgiicnscr, Speculum nsuticum, Wagener, Spiegel der Seefartt, 

15Ü6 unci 1591. 1589. 
^ismaro »ucceciit I,ubcc:um, . . . 
ubi ct slveus prokuncius, nsvibus 
msgnls sptu5; bsbel cnim pulvinus 
ulnsrum sex sitiluciinem. kst ct 
ibi SINUS msgnus, sut insignis porlus, 
et quocumque spirsnie vento, borr- 
impeliote et ^quilone exceptis, sccu- 
rissimus . . . 

Von der Wismer gehn Lübeck . . . 
alda gehet auch eyn gutt tieff ein für 
große schiffe, und ist tieff auff der 
bancken sechs eelen Wassers. Eß ist 
auch da eyn große inwijk und gutte 
hauen, da man für allen winden, 
außgenommen eynen nordosten oder 
n. n. o. winde, sicher ligen mag . . . 
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Wie genau die Angaben der Karte von Waghenaer sind, 
wenn man nur erst auch diese Quelle aus ihrer eigenen Zweck- 
setzung — und das ist Darstellung der mecklenburgischen, nicht 
der holsteinischen Küste — zu verwerten gelernt hat, das ergibt 
ein Vergleich der Angaben bei Waghenaer mit einer hand- 
gezeichneten Kartenskizze der Lübecker Reede vom Jahre 1773, 
die sich in den Senatsakten des Lübecker Staatsarchivs (Trave- 
münde Vol. 4) vorfindet. Wenn auch bei ihr gar kein Zu- 
sammenhang mit Waghenaer der ganzen Art der Zeichnung 
nach anzunehmen ist, so erinnert sie noch insoweit an Waghenaer, 
besser gesagt: an die alte, mit ganz verschiedenen Maßstäben 
aus demselben Blatt arbeitenden Art einer Darstellungsweise, 
die das, worauf es ihr gerade ankommt, in ganz unverhältnis- 
mäßig großem Maßstabe wiedergibt, anderes einfach fortläßt, 
als sie zunächst den Ausfluß der Trave ungemein breit und mit 
allerlei Details wiedergibt. Für die Ufer hat diese Karte so gut 
wie gar kein Interesse; sie sind nur schematisch angedeutet. Die 
ganze Niendorfer Wiek bis nach Neustadt hin fällt fort; dafür 
hat man, mit Andeutung einer Lücke in der Wiedergabe der 
Küste, ein isoliertes Stück der holsteinischen Küste, von Kelling- 
husen bis Damshöst, immerhin noch angedeutet. Sehr breit ist 
dann wieder das Steinriff und die Plate wiedergegeben: an 
der Spitze des Steinriffs liegt eine Tonne; das Steinriff ist von 
der Plate durch das 8V2 Fuß tiefe „Norder gat", die Plate von 

Mit dem ersten Satze (slveus prokunctus — gutt tieff) ist die über die 
Plate führende Fahrtrinne gemeint. Die Tiefenangabe (6 Ellen) ist nach 
allem, was wir sonst über sie wiflen, viel zu hoch gegriffen; wenigstens bei 
normalem Wasserstand. 1769 galt als der seit undenklichen Jahren höchste 
Wafferstand ein solcher von 15 Fuß- (Vgl. unten im Text S. 117; auch S. 88.) 
Mit den Worten des zweiten Satzes (sinus msgnus sut insignis portus — 
eyn große inwyjk und gute haven) ist zweifellos die Reede bei Rosenhagen 
gemeint. Das ergibt sich deutlich aus der Warnung vor Nordost und Nord- 
Nord-Ost, weil bei diesen Winden die Gefahr besteht, bei Losreißen des 
Ankertaus aus die Plate oder das mecklenburgische User bei Rosenhagen 
getrieben zu werden. — Die Bezeichnung „Hafen" und „portus" für die 
Reede ist nichts ungewöhnliches. Vgl. Zffchr. XXll, S. 288, Anm. 116. — 
Daß mit Hasen nicht der Travemünder Hasen selbst gemeint sein kann, ergibt 
sich ohne weiteres aus der besonderen Angabe der Gefährdung durch den Nordost- 
wind, eine Angabe, die für den Travemünder Hafen sinnlos wäre; auch kann 
man den Travemünder Hafen unmöglich als „große inwijk" bezeichnen. 
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dem Mecklenburger Ufer durch das 9 Fuß tiefe „Zuyder gat" 
getrennt. Seewärts der Plate aber, und darauf kommt es nun 
aber hier an, liegt die „Reede vor Travemunde oder Lübeck". 
Die geographifche und karthographifche Beftimmung diefer Reede 
erfolgt ausfchließlich durch Wiedergabe der auf ihr vorhandenen 
Wasfertiefen. Diefe find in die angegebenen Worte in der Art 
eingezeichnet, daß die Worte felbft fich quer über das Wasfer 
feewärts der Plate hinziehen, und fie nach der Plate zu fünfmal 
von der Zahl 4, feewärts zu zunächft sechsmal von der Zahl 5, 
noch etwas weiter seewärts Mfmal von der Zahl 6 begleitet 
werden. Das heißt aber mit anderen Worten: Die 1773 in 
Lübeck hergestellte Skizze des Reedegewässers ver- 
steht unter Reede jene Wasserfläche feewärts der 
Plate, welche eine Tiefe von 4 bis 6 Faden (8—12 m) 
ausweist. Damit drückt sie aber genau dasselbe aus, was 
Waghenaer Ende des 16. Jahrhunderts dadurch wiedergab, daß 
er zwischen die Zahlen 4 und 6 den Anker, nach seinen eigenen 
Angaben das Symbol der Reeden, einzeichnete. Die gesamten 
zeichnerischen und textlichen Angaben, die vom Ausgang des 
16. Jahrhunderts bis 1800 zur Verfügung stehen, fixieren ein- 
mütig das Reedegewässer seewärts der Plate in einer Tiefe 
von (8) 10 bis 12 m Wassertiefe; sie verlegen die Reede 
also zweifellos auf die j)öhe von Rosenhagen. 

b) Es ist eigentlich überflüssig, noch weitere Angaben der 
Quellen zu häufen, um diese Tatsache, die obendrein eine natur- 
gegebene, der menschlichen Willkür entzogene Tatsache war, 
noch weiter zu belegen. Aber ich möchte doch zunächst 
auf eine bisher noch nicht zu Worte gekommene Quellengruppe 
hinweisen: nämlich Berichte über Seetreffen und militärische 
j)andlungen, die sich auf der Reede abgespielt haben; soweit 
aus ihnen etwas über die Örtlichkeit der Reede zu entnehmen 
ist. Da ist zunächst zu nennen der Bericht, den der Lübecker 
Chronist Reimar Kock über die Kämpfe Lübecks mit König 
Hans von Dänemark im Jahre 1511 gibt. Die Stelle lautet:"°^) 

„Darna lepen des königes schepe wedder in de sehe. 
De koninck hadde up sinen engel einen denschen eddelman. 

") Ztschr. d. V. f. Lüb. G.. Bd. I. S. 96. 
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Jans j)olgesen, einen tyrannen, gefettet, welcker sick ock ge- 
dachte tho bewisen, undt quam mit den 20 schepen des 
sondags vor Pfingsten vor Lübeck up de reyde und dorste 
da sin ancker thogahn taten. Averst de van Tra- 
munde undt de boßlude wurden balde wach. De Denen 
tögen to lande an der Meklenborger syde, in meinunge, 
der Lubschen schantzen, welck vorfallen waß, anthostriken. 
Averst de Lubschen hadden datsulvige geschutte, so darinne 
lag, gebrütet undt de Denen affgewiset, dat se gade dancke- 
den, dat se wedder in de böde quemen, ahne de dar thor 
stede beliggen bleven." 
Es bedarf nach dem früher Festgestellten keiner besonderen 

Worte mehr, daß die hier genannte Reede „vor Lübeck", auf 
der 20 dänische Schiffe vor Anker gehen wollen, nur jene 
Reede sein kann, die für größere Schiffe überhaupt allein als 
Ankergrund in Frage kommt: die Reede auf der Höhe von 
Rosenhagen. Dem enffpricht ja auch alles übrige: An der 
Mecklenburger Seite gehen die Dänen an Land, um die 
lübischen Schanzen auf dem Priwall anzugreifen; müssen sich 
aber mit blutigen Köpfen zurückziehen. Schon wegen dieser 
mit Geschützen besetzten Schanzen war es natürlich unmöglich, 
die Reede, auf der die feindlichen Schiffe ankerten, näher bei 
Travemünde zu denken, weil sie dann im Bereiche der Geschütze 
der Landbatterie gelegen hätten. Wie der weitere Bericht 
lehrt, haben dann die Lübecker auf einem Floß eine schwim- 
mende Batterie von gegossenen und geschmiedeten Geschützen 
aufgebaut, und dieses Fahrzeug, genannt der „Eiserne Heinrich", 
an die dänischen Schiffe herangebracht. 

Die nächsten eingehenderen Nachrichten stehen für die Zeit 
des nordischen siebenjährigen Krieges, also die Zeit von 1563 
bis 1570 zur Verfügung. Aus dem Rechnungsbuch, das der 
Lübecker Ratsherr Benedikt Schlicker führte, sind verschiedene 
Nottzen zu nennen, die erwähnen, daß irgendwelche Vorgänge 
sich „up der reyde" abspielen. So z. B. wird zum 1. Juni 
1565 eine Ausgabe für das Lübecker Kriegsoolk erwähnt, „also 
der Suede up de reyde quem".") Was damit gemeint ist. 

Staatsarchiv Lübeck, Kriegsstube I Vc»I. t.. k. 40 b. 
Atschr. d. f. L. G. XXIV, 1, 8 
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erfahren wir eingehend aus der Chronik Rehbeins, der zum 
1. Juni 1563 berichtet: 

„Bald hirnha up gemeldeten Schaden, den 1. Juni, 
kumpt de Schwede mit 36 orlogschepen up de reide vor 
Travemünde, (und hat sich darselbst mit greulichem schießen 
hören und sehen laßen) in genßlyker meynung und un- 
getwifelder höpenung, der von Lübeck ehr gröteste schip, de 
Morian genant, darsülvest wech tho nehmen." 
Es wird dann weiter geschildert, wie die wachsame Mann- 

schaft des „Morian", vom Lande her unterstützt, den Überfall 
abgeschlagen hat. 

Wenn an anderer Stelle des Schlickerschen Rechnungs- 
buches ein Betrag gebucht wird, der in Travemünde den 
„pramluden" gezahlt wurde, die die am 17. Juni 1567 nach 
Travemünde marschierten Mannschaften „tho schepe forden", 
so erinnert das lebhaft an die Pramordnung des Jahres 1580; 
nur sind es diesmal nicht Waren, sondern Mannschaften, die 
von Travemünde aus auf die auf der Reede liegenden Schiffe 
gebracht werden. Nur noch ein Beispiel des Rechnungsbuches 
möchte ich hier anführen: b») „Item anno 1569 23. augusti 
quemen de orlochschep wedder up de reyde;" ähnliche Notizen 
sind in dem Buche häufig, 

Um nun auch hier jeden Zweifel auszuschließen, daß mit 
der damals so oft genannten Reede wirklich das Wasser in der 
Höhe von Rosenhagen gemeint ist, sei auf die Ergebnisse der 
jüngst veröffentlichten Arbeit von Herbert Kloth verwiesen, 
Schon im Jahre 1532 hatte ein schwedisches Kriegsschiff bei 
einer Länge von 153 Fuß einen Tiefgang von 11 Fuß 
(—5'/» Ellen); der Tiefgang des bekannten Lübecker Kriegs- 
schiffes aus der Zeit des nordischen siebenjährigen Krieges, des 
„Adlers", betrug 9 Ellen, was bei seiner Länge von 112 Ellen 

") A. a. O. s. 70 b. 
") A. a O. f. 78 s. 
") „alse de up de reyde quem" 156S. k. 40 b. „ume de sczepe up de 

reyde tho bringen" 1570 f. 81 b. — „Item anno 1570 26. Julius, alse de schepe 
chom ersten malle wedder up de reyde quemen." k. 83 s. — „Item anno 70 
29. Augusti quenien de ersten 5 schepe wedder up de reigde mit den fenlin" 
k. 83 s. 

") Ztschr. d. B. f. Lüb. G., Bd. XXI und XXII. 
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als geringer Tiefgang anzusprechen ist. Jedoch hatten die ihrem 
Rauminhalt nach weit bescheideneren hansischen Handelsschiffe 
des ausgehenden Mittelalters, wenn sie befrachtet waren, bereits 
6 Ellen Tiefgang auszuweisen. Wir kommen also schon für 
die Zeiten des 15. und 16. Jahrhunderts auf Tiefgänge von 
12—20 Fuß. Damit vergleiche man die Taffache, daß man in 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts auf der Plate mit einem 
Wasserstande von 8—13°/^ Fuß rechnete,^^ und es ist ohne 
weiteres klar, daß Schiffe solcher Art, zum mindesten wenn sie 
beladen, oder, bei Lkriegsschiffen, armiert waren, nur weit 
jenseits der Plate sich überhaupt aufhatten oder gar ankern 
konnten. 

Auch noch aus dem Anfang des 17. Jahrhunderts liegt 
die nähere Schilderung eines Seegefechts auf der Travemünder 
Reede vor, und zwar von der Hand des Lübecker Bürger- 
meisters Heinrich Brakes. Die Lübecker Stadtbibliothek besitzt 
das von ihm eigenhändig geführte Tagebuch, von dem wesent- 
liche Teile veröffentlicht sind.^°°) In ihm wird für den 6. Oktober 
1612 geschildert, wie eine dänische Flotte den Versuch macht, 
8 lübischeSchiffe, die auf derReede ankerten, wegzunehmen. 
Die überraschten und unzureichend bemannten Schiffe lichten 
die Anker, und drohen bei südöstlichem Winde „an den Sttand 
und Plate" zu tteiben. Es kommt von Lübeck Hilfe, und die 
dänischen Schiffe sehen sich genötigt abzuziehen, und „wohl 
eine halbe Meile zurück auf die Rehde sich zu legen". 
Am folgenden Tage gehen die Lübecker zum Angriff vor, und 
nun ziehen sich die dänischen Schiffe bis „unter Klützer Ort" 
zurück. Aber verftärtt durch weitere Schiffe, erscheinen die Dänen 
am 11. Ottober mit 24 Fahrzeugen wieder „auf der Rhede". 
Sie erklärten, so lange „auf der Rehde" zu bleiben, bis 
Lübeck auf die Fahrt nach dem mit Dänemark im Kriegszuftand 
befindlichen Schweden verzichtet habe. Nach Abschluß von 
Verhandlungen segeln dann die Dänen „von der Rehde" ab. 

") Ztschr. d. V. f. Lüb. G., Bd. XXI, S. 208; S. 210 und Anm. 230. 
Zu letzterer vgl. W. Vogel, Gesch. d- deutsch. Seeschiffahrt, Bd. I, S. 472. 

") Vgl. oben S. 88. 
Zffchr. d. V. f. Lüb. G., Bd. I und II. 

'") lkbd. Bd. II, S. 1S f. 
8* 
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Dieser Bericht ist sür die räumliche Ausdehnung der Reede 
ungemein auffchlußreich. Jenseits von der Plate lagen die 
Lübecker Schisse vor Anker, denn der Südostwind drohte sie 
aus die Plate zuzutreiben. Die Ausdehnung der Reede seewärts 
war jedensalls so groß, daß die angreifenden dänischen Schisse, 
als sie sich zurückziehen müssen, von ihrem Ausgangs- 
punkt seewärts noch eine halbe Meile zurückgehen konnten, ohne 
damit die Reede zu verlassen. Als sie allerdings noch weiter 
bis Klützer Ort zurückgingen, waren sie außerhalb der Reede. 
Die neuen Repressalien üben sie dann aus der Reede selbst aus, 
und zwar in Stärke von 24 Schiffen. 

Noch einige Beispiele sür das Ankern von Handelsschiffen 
aus der Reede in der Höhe von Rosenhagen seien hier an- 
gereiht. Da ist zunächst aus die Pramordnung des Jahres 
1580 zu verweisen, die eben von der Taffache ausgeht, daß 
tiefergehende Schiffe überhaupt erst in ziemlicher Enffernung 
von Travemünde löschen und laden konnten, und eben deshalb 
eine besondere Organisation von Fahrzeugen nötig war, die die 
Verbindung zwischen den auf der Reede ankernden Schiffen 
und dem Travemünder Hafen herzustellen hatte. Einzelnach- 
richten darüber sind natürlich nur durch besondere Zufälle, mehr 
nebenher, auf uns gekommen. So einer des Jahres 1746. 
Damals geriet ein am 2. September auf der Reede eingetroffenes 
Schiff beim Salutschießen in Brand. Der Kapitän sagte aus: 
„Er wäre am 2. September auf der Rehde vor Travemünde 
mit seinem Schiff in gutem Stande von Bordeaux angekommen, 
allda sein Schiff verankert und sogleich in Travemünde ein 
Boht angenommen, um sein Schiff zu löschen." Ein russisches 
Schiff ankerte in ziemlicher Nähe: es leistete Hilfe bei dem 
Unglücksfall. Als nach dem Unglücksfall den Schiffsleuten vor- 
geworfen wurde, sie hätten die Ankertaue kappen müssen und 
versuchen, das Schiff in seichtem Wasser in Grund zu bohren, 
damit dann wenigstens ein Teil der Ladung aus dem durch 
das Wasser gelöschten Wrak hätte gerettet werden können, sagte 
einer von ihnen, das Jngrundbohren sei zwecklos gewesen, „weil 
das Schiff mitten im Fahrwasser auf 8 Faden Tiefe gelegen 
(d. h.: vor Anker gelegen) sei.""') Das Schiff lag also auf der 

Staatsarchiv Lübeck, Senatsakten Travemünde Vol. t>I 4. 
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Reede neben einem anderen in einer Wassertiefe vor Anker, 
wie sie nach Ausweis der modernen Seekarte von Rosenhagen 
aus gerechnet nur in der Richtung auf die Harkenbeck anzu- 
treffen ist. Hier war es, wo das bei dem flachen Wasserstand 
derPlate notwendigeLöschen — zum mindesten teilweise Löschen — 
der einlaufenden Schiffe und das Laden der ausfahrenden statt- 
fand, wie ja gerade das eben genannte Schiff dabei war, seine 
Ladung auf ein von Travemünde kommendes Leichterboot zu 
löschen — ein Verfahren, wie es bereits die oben mitgeteilte 
Ordnung des Rates für die Prähme in Travemünde des näheren 
ausführt.'»») Auf der Reede lagen täglich mehrere Schiffe, 
z. V. am 29. November 1732 acht. Der natürliche Grund, 
daß die Reede täglich zum Ankern benutzt werden mußte, war 
eben die Unmöglichkeit, mit einigermaßen tiefgehenden Schiffen, 
wenn sie beladen waren, die Plate zu passieren. So erklärt 
ausdrücklich der Travemünder Stadthauptmann unter dem 
26. Juni 1769: 

„Ich sehe aber gar nicht ein, wie es möglich, daß das 
Kriegsschiff biß Travemünde oder hiesigen kleinen Rhede'°H 
einlaufen kann, indem der höchste Wasserstand auf der 
Plate bei fast undenklichen Jahren nicht mehr als 15 Fuß 
gewesen."'»») 

'»') v. Gierke (S. 17 Anm. 4) ist allerdings der Ansicht, daß diese Ord- 
nung keine Bedeutung habe, nachdem das Archivgutachten 11 die Annahme 
von Archiv 1, daß die Reede in der Trave gelegen habe, ausgegeben habe. 
Diese Ansicht verrät eigentlich nur die unzureichende Kenntnis der örtlichen 
Gegebenheiten, aus denen das v. Gierkesche Gutachten sich ausbaut. Denn selbst- 
verständlich handelt es sich auch bei dieser Verordnung von 1580 um die erst 
jenseits der Plate beginnende Reede. In Wirklichkeit ist die Verordnung 
von 1580 ein ungemein wichtiges und massives Zeugnis sür die Bedeutung 
der Reede schon im 16. Jahrhundert; einmal im Sinne ihrer Verwendung 
als Ankerplatz der löschenden und ladenden Schisse; sodann als räumliche 
Unterlage lübeckischer see- und verkehrspolizeilicher Verordnungen. 

"') Unter „kleiner Reede" verstand man im 18. und beginnenden 
19. Jahrhundert jene Wasserfläche, die im Travelauf selbst jenseits des den 
eigentlichen Hasen von Travemünde abschließenden „Baumes", der nachts ge- 
schlössen werden konnte, seewärts bis zum Ausfluß der Trave liegt. Im 
Gegensatz zu ihr nannte man die eigentliche, sür die schwebenden Streitfragen 
allein in Betracht kommende wirkliche Seereede die „große Reede". Zwischen 
beiden lag die Plate, das große Verkehrshindernis. 

'"H Staatsarchiv Lübeck, Senatsakten, Travemünde Vol. 4, Fasz. 2. 
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Bei dieser Wassertiefe ist noch zu beachten, daß es sich bei 
19 Fuß um einen ganz ungewöhnlich hohen Wasserstand handelte: 
1831 rechnete man mit Wassertiefen auf der Plate von 8 bis 
13'/« Fußl'-b) Es muß dabei besonders betont werden, daß 
im 16., ja auch im 15. Jahrhundert die Notwendigkeit für be- 
ladene größere Schiffe, auf der Reede zu ankern und zu löschen, 
ganz die gleiche war wie 1677, für welches Jahr die schwedische 
Segelanweisung ein so unzweideutiges Zeugnis für Lage und ^ 
Wassertiefe der Reede gibt. Schon 1466 versuchte man, dem 
Hindernis der Schiffahrt, der Plate, durch Stromkorrektion ^ 
beizukommen; vergebens.Es blieb bei einem Zustand, den 
ich mit den Worten des besten Kenners der deuffchen See- 
schiffahrtsgeschichte hier wiedergebe: „Nach wie vor mußten alle 
größeren Schiffe einen Teil ihrer Ladung auf der offenen Reede 
in Leichter, die sogenannten Bordings, die Bullen- und Schauer- 
prähme, abgeben, um über die Plate wegzukommen.""") Das 
heißt natürlich mit anderen Worten: Die Reede lag auch zu 
dieser Zeit, also schon im 15. Jahrhundert, jenseits der 
Plate; sie lag dort, wo auch im 17. Jahrhundert Wassertiefe 
und Art des Ankergrundes das Ankern allein möglich machten: > 
auf der Höhe von Rosenhagen, jedenfalls aber jenseits 
der vermeintlichen Reedegrenze des Archivgutachtens: 
der Linie Gömnitzer Berg—Brodtener Ufer. 

c) Das ganze erdrückende Gewicht dieser Tatsache ist stets zu 
beachten, wenn man die von Archiv- und Rechtsgutachten ver- 
suchten Einwände gegen meine älteren Ausführungen über die 
Verhältnisse der Travemünder Reede in den früheren Jahr- 
hunderten und das von ihm selbst neu mitgeteille Quellenmaterial 
kitisch würdigen will. Denn das Archivgutachten hat, allerdings 
ohne sich der Tragweite bewußt zu sein, bereits für das Jahr 
1516 einen höchst wertvollen Beitrag nicht nur zur Frage der ^ 
Ausdehnung der Reede zu dieser Zeit, sondern auch für ihren 
gebietsrechtlichen Eharakter geliefert. Auf Seite 104 erwähnt ^ 

"") Dgl. oben S. 88. 
"h F. Siewert, Geschichte und Urkunden der Rigafahrer in Lübeck. 

1897. S. 202. 
»«>) WaUer Vogel, Geschichte der deutschen Seeschiffahrt, Bd. I, S. 533. 
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das Archivgutachten ein Lübecker Schreiben an die Mecklenburger 
Herzöge. Auch dieses Schreiben soll „zum mindesten höchst 
mißverständlich" sein; wie ja kaum ein Zeugnis Lübecker Pro- 
venienz Gnade vor den krittschen Augen in Schwerin findet. 
Inzwischen hat das Lübecker Staatsarchiv eine Abschrist dieses 
Schreibens aus Schwerin erhalten; aus ihr beruhen die folgenden 
Ausführungen. 

Der Tatbestand war der. Nach den Mitteilungen, die das 
Archivgutachten über den Inhalt des ersten Schreibens der 
Herzöge von Lübeck macht, hatten sich die Herzöge bei Lübeck 
darüber beschwert, daß der Travemünder Vogt zwei Schuten, 
von denen die eine bei Rosenhagen, die andere am Priwall 
gesunken war, mit energischem Zugriff geborgen habe. Die 
Herzöge verlangten das geborgene Gut zurück. Die Antwort 
ist nun das erwähnte Schreiben. Die hier in Betracht kommenden 
Sätze sind folgende: 

„wy ... syn lofflick berichtet, dat beyde schuten in unde 
up unßer stadt ströme unde gebede schipbrokich ge- 
worden; eyne harde by deme bolwerke unser stadt havene 
unde deme Prywalke; de andere äff gensydt bolwerks up 
der reyde unßer vorschreven havene. So sye ock de guder 
mit sampt den schuten den unßen unde anders nemande 
tobehorich unde van one sulves geberget." 
Die Interpretation, welche das Archivgutachten diesem Vor- 

gang von 1516 in Verbindung mit der bekannten Aussage des 
Zöllners vom Holstentor vom Jahre 1547 gegeben hat, ist 
überhaupt nicht zu verstehen, wenn man nicht die unbedingte 
überzeugtheit seiner Verfasser in Betracht zieht, daß nämlich 
vor Rosenhagen niemals ernsthafterweise von einer Lübecker 
Reede gesprochen werden konnte. Deswegen die Behauptung. 
„Ernstlich war ja auch das mecklenburgische Strandregal nicht 
in Zweifel zu ziehen"; deswegen auch hier, wo Lübeck zweifels- 
ohne das Bergerecht ausgeübt hat, sofort wieder die immer 
zur Verfügung stehende billige Erklärung, es handle sich um 
„Übergriffe in das mecklenburgische Bergerecht."Dabei erklärt 
sich alles ganz einfach und ungezwungen, wenn man nur der 

'») Archiv II, S. 106. 
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jetzt doch wohl endgültig klar zu erkennenden Ausdehnung der 
Reede gerecht wird. Diese erstreckte sich gerade auch in den 
srüheren Jahrhunderten über die ganze Wasserfläche vor Rosen- 
hagen bis hinüber zum Steinriff; gerade hier vor Rosenhagen 
war der eigentliche Ankergrund der Reede; eine Tatsache, die 
sich auch in der beachtenswert großen Zahl von Strandungs- 
fällen in der Nähe von Rosenhagen ausdrückt."") Lübeck be- 
streitet 1516 durchaus nicht, daß die Strandung in derRosenhagener 
Gegend erfolgt sei; nur lehnt es den Tatbestand einer Stran- 
dung aus mecklenburgischem Strande ab und erklärt, die Stran- 
dung sei „up der reyde", „in unde up unser stadt ströme unde 
gebede" erfolgt; genau wie es 1660 in einem ganz ähnlichen 
Falle verfuhr m) und wie auch 1750 von einem in der Nähe 
des Priwalls gesunkenen Ballastboot bei Rosenhagen antreiben- 
des Holz"^) von Travemünde aus unter militärischer 
Bedeckung geborgen wird. Zur Reede gehörte ja nicht nur 
das tiese Wasser, das sich zum Ankern eignete, sondern auch 
das Wasser zwischen der Reede im nautischen Sinne und dem 
User, eine Taffache, die vom Archivgutachten mit ganz unzu- 
länglichen Gründen bestritten wird. So fügt sich die Nachricht 
von 1516 ganz ungezwungen in die Nachrichten über die Aus- 
dehnung der Reede, die wir ohnehin bereits für das 16. und 
17. Jahrhundert haben; es ergänzt diese aber aus das glücklichste, 
indem diese Quelle ausdrücklich die Reede nicht nur als eine 
geographische Taffache hervortreten läßt, sondern mit allem 
Nachdruck den Gebietscharakter dieser Wassersläche 
betont: „unser stadt ströme und gebede".'") Darin steht sie der 

Wr folgende Strandungsfälle ist der Strand bei Rosenhagen die 
Srtlichkeit, soweit sie in den Akten erwähnt wird: 1516 (siehe oben im 
Text: Ballastbootel): 1660 (z. B. Ztschr. XXII, S. 266; Prahmbootl): 1756, 
(Holz von gestrandetem Prahm angetrieben; s. Anlage Nr. 4); 1792 (Boot 
eines auf der Reede ankernden Schiffes gekentert; Insasse rettet sich auf den 
Rosenhagener Strand; Zffchr. XX». S. 267, Anm. 75s); 1799 (Wadeschiff bei 
Rosenhagen auf der Reede liegend; ebenda S. 267, Anm. 75s); 1804 
(Kaoelmachersches Schiff zwischen Priwall und Rosenhagen bei Pötnitz; ebenda 
S. 267, Anm. 75s). 

"') Dgl. Ztschr. XXII, S. 266 f. 
"') Siehe Anlage 4. 
"') Es ist auch diese Stelle ein sehr gewichtiges Zeugnis für die von 

mir wiederholt nachgewiesene Tatsache, daß das Wort Strom gerne im Sinne 
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Aussage des Zöllners von 1547 am nächsten: dort ist die Rede 
von einem Rechte Lübecks, bis zur Harkenbeck ein Verbotsrecht 
auszuüben, hier ist die Wasserfläche bei Rosenhagen als dem 
Gebiete der Stadt zugehörig bezeichnet. Soweit es sich dabei 
um Reede im nautischen Sinne handelt, spielt sich auf derselben 
Wasserfläche das Leichtern der Seeschiffe ab, wie es auch schon 
im 16. Jahrhundert durch obrigkeitliche Verfügung, die Ord- 
nung vom Jahre 1580, geregelt ist; es ist kein Zufall, daß es 
sich 1516 wiederum nicht um Seeschiffe handelt, die gestrandet 
sind, sondern um Schuten, d. h. um Leichterboote und Prähme. 
Ebensowenig ist es ein Zufall, daß die Verordnung von 1610 
über die Fischerei der lübeckischen und Travemünder Fischer sich 
bis zur Harkenbeck erstreckt. Im Gegensatz zu den Ansichten 
von Archiv- und Rechtsgutachten, daß die Harkenbeck nur 
als „eine interne Lübecker Fischereigrenze" zu gelten, mit der 
Abgrenzung der Reede aber gar nichts zu tun habe, ist hier 
zunächst abermals auf die Aussage von 1547 zu verweisen; 
es ist jetzt auch nicht der mindeste Anlaß mehr gegeben, ihre 
Bedeutung auf irgendeine Weise entkräften zu wollen"^). Denn 
es enffpricht ja nur allem, was jetzt aus anderen Quellen bereits 
fürs 16. Jahrhundert fesffteht, daß die Reede sich bis zur 
Gegend der Harkenbeck erstreckte. Der neueste Versuch von 
mecklenburgischer Seite, die Worte des Zöllners von 1547: 
„dath ein erbar radt tho Lübeck je und allewege ström und 
strant van der reyde an beth in die Harkenbeke tho verbiddende 
gehett hebben" dahin zu verstehen, daß es sich um die un- 
mittelbar vor dem Traveausfluß gelegene alte Reede gehandelt 
habe, ist ja als gänzlich unhaltbar nachgewiesen; ist doch diese 
vermeintliche „alte Reede" selbst nur eine ganz unmögliche 
Konstruktion des Archivgutachtens. Was die Aussage zu be- 
deuten hat, ist und bleibt trotz aller Widersprüche von mecklen- 

von Hoheitsgewässer eines Staates verwandt wird, auch dann, wenn von 
fließendem Gewässer nicht die Rede sein kann. Vgl. Ztschr. XXII, S. 25, 
Anm. 45, und S- 296 Anm. 125. 

Wenn hier sogar von einer Herrschaft Lübecks über „den strand" 
bis zur Harkenbeck die Rede ist, so ist das nach dem, was wir für die Stellung 
der Seestädte im 16. Jahrhundert wissen (Ztschr. XXII, S. 258, Anm. 60, u. 
S. 226 ff.), nichts Unwahrscheinliches. 
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burgischer Seite dies: Die Wasserfläche zwischen der Reede im 
nautischen Sinne und dem User selbst steht unter lübeckischer 
Gebietshoheit, und zwar bis zur Harkenbeck, weil eben die 
Reede im nautischen Sinne sich bis zur Höhe der 
Harkenbeck erstreckte. 

Diese Interpretation findet jetzt noch eine weitere, bisher 
nicht von mir verwertete Stütze in einer Tagebuchnotiz des 
Lübecker Bürgermeisters Heinrich Brockes vom Jahre 1616, der 
sich ja auch für die kriegerischen Vorgänge, die sich 1612 auf 
der Reede abspielten, als ein örtlich ganz genau unterrichteter 
Beobachter erwiesen hatte. Als er hier — natürlich nur für 
sich, nicht um irgend jemand irrezuführen — Nottzen über den 
Fischreusenstreit eintrug, bemerkte er: Die Reusen seien gesetzt 
„etliche vile klafters auf die reide. . . beim Harkensehe".'") 
Auch hier ist also, genau wie bei der Aussage des Zöllners 
von 1547, die Harkenbeck mit der Reede als solcher in Be- 
ziehung gebracht, und nicht etwa als ein willkürlich von Lübeck 

festgesetzterGrenzpunktfürNutzungenLübeckerFischerbehandelt.Es 
wäre ja auch zu sonderbar, wenn man für eine solche „interne" 
Lübecker Fischereigrenze einen Punkt an einer fremden Küste 
gewählt hätte, wo man nichts zu suchen hatte, und dann hinter- 
her auf Grund eines solch merkwürdigen Verfahrens nachttäglich 
behauptet hätte, die Lübecker Reede reiche just ebenso weit, und 
ebensoweit reiche die Lübecker Gebietshoheit! Es bedarf wohl 
kaum noch weiterer Ausführungen, um festzustellen, daß Archiv- 
und Rechtsgutachten hier das Verhältnis von Ursache und Wir- 
kung auf den Kopf gestellt haben. 

Die Dinge liegen eben genau umgekehrt: Schon um 1500 
besaß man längst Gebietshoheit über die Reede, deren als 
Ankerplatz zu benutzender Teil gerade vor Rosenhagen lag, 
über die sich aber die Lübecker Gebietshoheit bis zum Ufer selbst 
erstreckte. Das ergibt sich bereits für das 16. Jahrhundert zu- 
nächst aus dem Lübecker Schreiben von 1516. Denn es gibt 
den Ort der Strandung, der im Schreiben der Mecklenburger 
Herzöge „an Rosenhagen" lautete — nach der Wiedergabe in 

Nach dem Wortlaut des Originals auf der Lübecker Stadtbliothek 
S. S79. Der Harkensee ist der kleine Landsee, dessen Auslauf nach dem 
Meere die Harkenbeck bildet. 
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der Einleitung des Lübecker Schreibens — wieder mit „up der 
reyde" unter starker Betonung der aus der Reede auszuübenden 
Gebietshoheit Lübecks; sodann aus der Aussage von 1547. 
Das ergibt sich serner aus der späteren authentischen Inter- 
pretation des Vergleichs von 1610 zu einer Zeit, als er noch 
in Krast war, durch das höchste hansische Gericht, das Ober- 
appellationsgericht zu Lübeck:man faßte den Vergleich von 
1610 als eine Verordnung auf über die Befischung der Wasser- 
fläche zwischen der Reede im nautischen Sinne und dem Mecklen- 
burger User und bezeichnete zugleich die Harkenbeck als das 
Ende der Reede im weiteren Sinne. Gewiß haben Archiv- 
gutachten und Rechtsgutachten all diese Zeugnisse zu entkräften 
gesucht; aber mit unzulänglichen Mitteln, unter grundsätzlicher 
Verkennung der geographischen und gebietsrechtlichen Verhält- 
nisse der Reede. Jedenfalls steht das eine fest: Die Gesamtheit 
der älteren Nachrichten über Reede und Reedehoheit fügen 
sich ganz zwanglos zu einem widerspruchslosen Ganzen, wenn 
man sie so nimmt, wie sie lauten; sie ergeben einen Rattenkönig 
von Schwierigkeiten, wenn man aus jeder einzelnen von ihnen 
das nun einmal Naturgegebene, die Bedingungen für die Schiff- 
fahrt, mit noch so viel Aufwand von Scharffinn herauszuinter- 
pretieren sich bemüht. Und ebenso ist es mit dem Verhältnis 
von den Nachrichten über Reede und Fischereiverordnungen. 
Die letzteren bleiben letzten Endes unverständlich, sowohl nach 
der Seite des Rechts Lübecks, solche zu erlassen, wie auch nach 
der Abgrenzung mit der Harkenbeck. Sie werden sofort ver- 
ständlich, wenn man die nunmehr erwiesene Priorität der Hoheit 
Lübecks auf der ganzen Reede bis zur Harkentreck im Auge behält. 

Und nun noch ein kurzes Wort zu der so hestig befehdeten 
Reededefinition des Lübecker Rates vom Jahre 1616. Ich 
habe am Eingang dieses Abschnitts"") die ungemein scharfen 
und wegwerfenden Bemerkungen des Archiogutachtens über die 
Berechtigung des Lübecker Rats, eine solche Erklärung abzu- 

"') Dgl. oben S. 82 f. 
Nicht nur die in dieser Abhandlung verwerteten Quellenstellen, son- 

dern auch die meiner beiden ersten Gutachten! 
"«) Ihr Wortlaut: Ztschr. XXII, S. 23. 

Vgl. oben S. 104. 
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geben, zusammengestellt. Wer zu solch scharfen Worten greift, 
sollte sich vorher überlegen, ob er sie auch vertreten kann. Und 
da ist hier doch festzustellen: es besteht ein außerordentliches 
Mißverhältnis zwischen den scharfen Worten und den wirklichen 
Tatsachen. Will das Archivgutachten etwa jetzt noch behaupten, 
daß der Lübecker Rat sich 1616 die Existenz einer Reede in der 
Gegend von Rosenhagen-Harkenbeck aus den Fingern gesogen 
habe; daß vorher kein Mensch etwas davon bemerkt habe? - 
Ich habe schon einmal die Lübecker Reededefinition von 1616 
den großen Worten gegenüber, die man in Schwerin über sie 
für angebracht hielt, in Schutz genommen;"") zu seinem eigenen 
Schaden hat man in Schwerin nicht darauf gehört. Ich beschränke 
mich auf die Feststellung, daß die Definition von 1616 durch 
reichliche Quellenzeugnisse als den Tatsachen entsprechend belegt 
ist. Zunächst ist die Einheit von Trave und Reede bereits für 
das 16. Jahrhundert bezeugt: die Waghenaersche Karte von 
1586 führt auf dem Reedegebiet seewärts von der Plate die 
Bezeichnung „die Trave", und an sctus possessorii hat es ja 
auch nicht gefehlt. (1516: Bergen von Wrak bei Rosenhagen 
sowie die früher von mir bereits erörterten Fälle über Bergen 
von schiffbrüchigem Gut, von Leichen und Akten der Fischerei- 
hoheit.) Es bleibt nur die an sich unwesentliche Frage offen, 
ob diestr für 1616 zweifellos bestehende Zustand auf Privilegien 
zurückgeht oder anderweitig entstanden ist, worauf nochmals 
später eingegangen wird. Was 1616 zutraf, war die Anschauung 
des Lübecker Rats; was nur den Wert einer momentanen 
Parteibehauptung hatte, waren die mecklenburgischen Ein- 
würfe des Jahres 1616. Es war deshalb auch vollkommen in 
der Ordnung, daß die ersteren sich behaupteten und auch weiter 
durchsetzten, während die letzteren, ich erinnere namentlich an 
dieVorgänge bei der Zerstörung der Fischreuse im Jahre 1658, 
von Mecklenburger Seite nicht einmal wiederholt wurden. Das 
alles sollte, so meine ich, für einen krittschen, aber unbefangenen 
Bearbeiter des gesamten Quellenmaterials jetzt selbstverständlich 
sein, wie es meines Erachtens auch vorher hätte selbstverständ- 
lich sein können. Jetzt stellt es sich so recht heraus, von welcher 

"°) Vgl. Ztschr. XXII, S. 243. 
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Bedeutung für die Bewertung der gesamten strittigen Fragen 
es ist, eine rechte Vorstellung von der Travemünder Reede 
nach ihrer räumlichen Ausdehnung, nach ihrer wirtschaftlichen 
und, im engen Zusammenhang damit, auch ihrer gebietsrecht- 
lichen Bedeutung schon für das 16. Jahrhundert zu haben. 
Die gesamten Ausführungen des Archivgutachtens über die 
Reede haben mit einer unzulänglichen Hyperkritik gegen das 
bisher von mir Mitgeteilte in diesem so entscheidenden Punkte 
nur Abwegiges und Verwirrendes hervorgebracht. Diese so 
überlegen vorgetragenen Anschauungen haben, wie das 
v. Gierkesche Gutachten zeigt. Schule gemacht und drohen zudem, 
zu einer ernsthaften Verdunklung des Tatbestandes zu führen. 
Man lese nur im Rechtsgutachten auf S. 26 Sp. 2: 

Der Irrtum Rörigs aber beruht ... vor allem darauf, 
daß er von dem wirklichen Vorhandensein einer von lübischen 
Hoheitsrechten erfüllten Reede im weiteren Sinne ausgeht, 
und die Behauptungen Lübecks über sie, die hier (Reede- 
definition von 1616) zum erstenmal (I I) auftreten, für bare 
Münze hält. 

Wo in Wirklichkeit der Irrtum steckt, wird jetzt ja nicht mehr 
zu verwischen sein; wenn etwas in massiver Gründlichkeit er- 
wiesen werden konnte, so war es eben das Vorhandensein der 
Travemünder Reede in der Höhe von Rosenhagen schon vor 
1616. Und es gereicht dem Archivgutachten gerade nicht zu 
besonderem Ruhme, daß das jetzt neu von mir herangezogene 
Beweismaterial zum guten Teil aus gedruckten Werken älterer 
Jahrhunderte stammt, die in Schwerin ebensogut hätten benutzt 
werden können.'") Unverständlich allerdings bleibt mir, daß 
die auf so unzureichender Basis gewonnenen Scheinergebnisse 
des Archivgutachtens von v. Gierke einfach übernommen wurden; 
noch unverständlicher, daß v. Gierke den offenkundigen Zwiespalt 
zwischen dem Beßinde der Quellen und den eigenen Schluß- 
folgerungen durch folgende, zunächst für das Verhalten Lübecks 
im Jahre 1616 bestimmte, in Fettdruck wiedergegebene Schluß- 
folgerung glaubt aus der Welt schaffen zu können: 

Bisher hatte ich keinen Anlaß die Untersuchung auf das neue 
Material auszudehnen, da das in den früheren Gutachten von mir benutzte 
m. E. allein schon völlig ausreichend und in sich beweiskräftig ist. 
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Das Vorgehen Lübecks ist eine unrechtmäßige Gewalttat, 
die als Anmaßung eines Rechtes erschien und als solche 
zurückgewiesen und gebrandmarkt wurde. 

Ich will nicht untersuchen, wieweit gerade die letzten, besonders 
schroffen Worte zutreffen; ich will hier nur unterstreichen, daß 
auch v. Gierte immer wieder — natürlich auch z. B. bei der 
Zerstörung der Fischreuse von 1638 — zu dem Erklärungs- 
mittel greifen muß, daß es sich um eine Lübecker Gewalttat 
gegen Mecklenburg handele. Es ist ja schon seit dem ersten 
Schweriner Archivgutachten Brauch geworden, alles, was man 
sonst nicht erklären kann, als „Gewalthandlung" Lübecks zu 
brandmarken;»") bei Erzeugnissen Mecklenburger Provenienz ist 

es wenigstens zu verstehen, wenn man zu diesem Erklärungs- 
mittel greist. Schwerer zu verstehen ist immerhin, wenn ein 
Forscher, der früher einmal für hansische Dinge und Wesensart 
Interesse gezeigt hat»") und den Stteitftagen gegenüber doch 
eine gewisse Distanz halten könnte, zu einem Erklärungsmittel 
greist, das allem widerspricht, was wir von dem überaus vor- 
sichttgen Verhalten Lübecks in auswärtigen Fragen den Machbaren 
gegenüber im 17. Jahrhundert wissen, und obendrein zu dem 
kuriosen Ergebnis führt, daß der notorisch Schwächere fortgesetzt 
mit Erfolg Gewalttaten gegen einen stärkeren Nachbarn aus- 
führt, und dieser Nachbar nicht daran denkt, die Konsequenzen 
aus seinem angeblichen Recht zu ziehen. Alle Versuche, die 
für Lübeck sprechenden Quellen — und das ist nun einmal die 
erdrückende Mehrheit des Materials — durch Erklärungsversuche 
besonderer Art entkräften zu wollen, führen immer wieder zu 

in sich unmöglichen Ergebnissen und bestätigen damit nur das 
Gegenteil von dem, was sie beabsichttgten. 

Als Ergebnis der Untersuchungen über die Reede vor dem 
19. Jahrhundert ist festzustellen: Jene natürlichen Ursachen, 
welche die Ausdehnung der Reede im 19. Jahrhundert be- 
stimmten, waren in den ftüheren, quellenmäßig näher belegbar 
seit rund 1500, in demselben Maße gegeben. Die technischen 

Rechtsgutachten S. 28, Sp. 1. 
'") Dgl. Ztschr. XX», S. 296 f. und S. 292, Anm. 120. 
'") Dgl. die Königsberger Universitätsrede Julius v. Gierkes: Die 

deutsche Hanse. Stuttgart 1918. 
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Verhältnisse der Schiffahrt ersorderten notwendigerweise einen 
Ankerplatz zum Löschen und zum Laden seewärts der Plate; 
er besand sich, wie sich aus den Wassertiefen ergibt, auf der 
Höhe von Rosenhagen. Die intensiven wirffchaftlichen und recht- 
lichen Beziehungen, welche Travemünde mit diesem Ankerplatz 
verbanden, machen sich bereits im 16. Jahrhundert als Lübecker 
Gebietshoheit bemerkbar; als „Trave" begegnet die Reede in 
den ältesten niederländischen Seekarten. Soweit sich diese Reede 
erstreckte, bis zur Harkenbeck auf mecklenburgischer Seite, hatte 
sich von ihr aus auch Gebietshoheit an dem Wasserstreifen 
zwischen ihr und dem Ufer gebildet. 

IV. 
s) Die Darstellung der Travemünder Reede, zunächst ihrer 

räumlichen Ausdehnung in den verschiedenen Jahrhunderten, 
wirkt monoton und entbehrt wesentlicher Wandlungen. Der 
Grund ist der: ihre Entstehung ist nicht zufällig, nicht willkür- 
lich, sondern an natürliche Gegebenheiten gebunden. Tiefe des 
Wassers und Beschaffenheit des Ankergrundes einerseits, die 
Lage des sie in ihrer ganzen Länge von Südwesten nach Nord- 
osten begleitenden Steinriffs und der Plate vor dem Ausfluß 
der Trave andrerseits, sind die unveränderlichen Tatsachen, mit 
denen die Schiffahrt hier in allen Jahrhunderten, über die über- 
haupt Zeugnisse vorliegen, zu rechnen hatte. Gewiß. Für die 
frühesten Jahrhunderte sind die Nachrichten über die Vorgänge 
auf dem Reedegebiet spärlich Aber die großen historischen 
Zusammenhänge, daß nämlich Lübeck bereits zu Zeiten Heinrichs 

H erhin rechne ich nach wie vor den Bries König Hakons von 
Norwegen an Lübeck aus der Zeit zwischen 1247 und 1250. Dgl. Ztschr. XXII 
S. 230 Anm. 20. Was Archiv II dagegen vorbringt (S. 87 ff.), gibt mir 
keinen Anlaß zu besonderer Widerlegung. Irrig ist es, die portus dieser 
Urkunde mit „de havene" derZn Anm. 150 zitierten Chronikenstellen zu ver- 
gleichen: de havene ist ebensogut Accusativ singulsris. Aus eine Urkunden- 
stelle des 15. Jahrhunderts (1455), welche Archiv II S. 88 bringt, gehe ich 
hier noch ein. Hier liegt sehlerhaste Interpretation vor. Lübeck hatte Wismar 
beschuldigt, ein Wismar seindliches Schiff, das aus der Travemünder Reede 
lag, mit Gewalt sortgesührt zu haben. Lübeck verlangte deshalb Rücksührung 
des Schiffes aus die Reede. Wismar erklärt, keine Gewalt getan zu haben, 
und will die Sache vor die Hansestädte bringen: „de schollen irkennen, efft 
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des Löwen der erste große Ausgangspunkt deutscher Ostsee- 
schiffahrt gewesen ist, und das zu einer Zeit, als die Kolopisa- 
tion der mecklenburgischen Lande erst im Werden war'°^"), 
wollen hier beachtet werden. Wenn wir es nicht ohnehin 
aus den späteren Zuständen im Reedegebiet wüßten: die ersten 
Träger wirtschaftlicher Nutzungen und damit auch Träger der 
zu ihrem Schutz notwendigen Hoheitsrechte waren hier die 
Bürger Lübecks, zunächst unter Hoheit Heinrichs des Löwen, 
von 1226 an als selbständige Reichsstadt. Als dann seit Beginn 
des 16. Jahrhunderts reichlichere Zeugnisse einsetzen, tritt die 
Reede, einschließlich der Wasserfläche bis zur mecklenburgischen 
Küste hinüber, als lübeckisches Hoheitsgewässer auf; und zwar 
reicht die lübische Gebietshoheit an der mecklenburgischen Seite 
ebenso weit, wie die Reede im nautischen Sinne sich seewärts 
erstreckt, und das ist die Höhe der Harkenbeck; eine Entwicklung, 
wie sie in ihren Einzelheiten von mir in meinen früheren Gut- 
achten dargestellt ist, und wie sie sich gegenüber den neuen Ein- 
wänden von mecklenburgischer Seite vollkommen behauptet hat. 

Soweit die Nachrichten zurückzuverfolgen sind — und das 
ist für diesen Fall bis zum Jahre 1453 —, soweit ist auch die Tat- 
sache belegt, daß die Lübecker Schiffahrt aus technischen Gründen 
die Reede als Ankerplatz seewärts des Travemünder Hafens 

wii dar wald ane dan hebben effte nicht". Archiv II stellt die Frage: 
„Ist hiernach anzunehmen, daß Wismar eine Gebietshoheit und Jurisdiktion 
Lübecks auf der Reede anerkannte?" Ich sage: zweifellos. Denn Wismar 
will nicht etwa von den Hansestädten sich bestätigen lassen, daß es zur 
Fortführung des Schiffes berechtigt gewesen sei, sondern daß keine Gewalt- 
handlung seinerseits vorgelegen habe. Das bedeutet aber, daß auch nach 
Wismars Ansicht die Stadt nicht berechtigt gewesen wäre, auf der Trave- 
münder Reede eine Gewalthandlung zu begehen, natürlich deshalb nicht, 
weil dadurch die Hoheitsrechte des Herrn der Reede, Lübecks, verletzt worden 
wären. Würden die Hansestädte entschieden haben, Wismar habe eine 
Gewalthandlung begangen, so würde es nach seiner eigenen Ansicht zur 
Zurückführung des Schiffes verpflichtet gewesen sein. Ob sich Lübeck mit der 
Ansicht Wismars einverstanden erklärt hat, daß es nur bei Anwendung von 
Gewalttat ein Eingriffsrecht gegen Wismar gehabt hätte, oder ob Lübeck 
weitere Rechte auf der Reede in Anspruch nahm, bleibt unbestimmt. 

Für die spätere Besiedelung Mecklenburgs vgl. kurz K. Hampe, 
Der Zug nach dem Osten. (Aus Natur und Geisteswelt, Bd. 731) 1921 S. 50 f. 

Archiv II Anm.193: „die reyde vor juwer havene". Vgl. obenAnm. 125. 
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nicht entbehren konnte; für die folgenden Jahrhunderte ift dann 
in breiter Anfchaulicheit der Nachweis zu führen, daß die Reede 
ftändig, täglich der Ankerplatz der vor der Plate feewärts 
ankernden Schiffe war und fein mußte. Und zwar immer war 
es der gleiche dafür in Frage kommende Raum: die Waffer- 
fläche etwa auf der Höhe von Rofenhagen, wegen ihrer Tiefe 
und ihres Ankergrundes. Erst die neueste Zeit hat im Zu- 
sammenhang mit technischen Forffchritten einige Änderungen 
hervorgerufen. Da ist einmal zu nennen die Vertiefung des 
Fahrwassers auf der Plate, die es jetzt Schiffen von beträcht- 
lichem Tiefgang ermöglicht, die Trave zu gewinnen. Seit dem 
Jahre 1879, so Mrt eine lLingabe der Travemünder Einwohner 
an den Senat aus, sei die Erwerbsmöglichkeit für Travemünder 
Arbeitsleute sehr gesunken, da infolge der Travenkorrektion das 
Ballastnehmen und das Leichtern von Schiffen auf der Reede 
sehr zurückgegangen sei'"). Damit war aber nur ein Teil der 
wirffchastlichen Funküon der Reede mehr zurückgetreten. Die 
Verordnungsgewalt des Staates Lübeck für die sich auf der 
Reede abspielende Schiffahrt blieb dieselbe. Nach wie vor lag 
die ganze Aufficht über sie in den Händen der Loffenbehörde; 
Sache Lübecker Verordnungen ist es bis zur Gegenwart, fest- 
zustellen, welche Schiffe Lotsenhilfe auf der Reede in Anspruch 
zu nehmen haben, und welche nicht; im Prinzip aber besteht 
auf der Reede „die Verpflichtung zur Benutzung eines im Staats- 
dienste angestellten Lotsen"'"). Noch heute hat der Loffen- 
kommandeur darüber zu entscheiden, ob bei Sturm Schiffe ein- 
laufen dürfen, oder „auf der Rhede in 10 bis 12 m (5 bis 
6 Faden) Wassertiefe" zu ankern haben""). Noch heute 
hat der Loffe die Befugnis, quarantänepflichtige Schiffe zum 
Ankern auf der Reede zu veranlassen"»). Nach wie vor ist 

»") St.-Archiv Lübeck, Stadt- und Landamt, Fasz. III, 34 (1892). 
'") Lübeckische Hasen- und Revierordnung, 1904, 8 3. 

Ebd. 8 Man beachte: noch immer ist es dieselbe Wassertiese und 
damit auch dieselbe Wasserfläche wie schon zu Ende des 16. Jahrhunderts! 
Vgl. oben Abs. III s. 

"') Ebd. 85. Die Quarantäneordnung von 1805 (Lüb. VerordnungenBd. 14, 
148) bestimmte sogar, daß verdächtige Schiffe überhaupt nicht aus der großen 
Reede, sondern vor derselben eine Viertelmeile nordwärts abgesondert hin- 

Ztschr. d. «. s. L. G. XXIV, 1. g 
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dem Lotsenkommandeur die Aufsicht „über alle staatlichen An- 
stalten" auch auf der Reede zugewiesen'"). Wenn auch das 
Leichtern von Schiffen auf der Reede seltener geworden ist, so 
hat es darum nicht aufgehört. Das jetzt gültige „Regulativ für 
die Zollbehandlung des Ein- und Ausgangs seewärts nach und 
von der Trave betreffend" sieht in seinen §§ 39—41 diesen 
Fall vor'"). 

Wenn das Ankern von Schiffen auf der Reede sellener 
geworden ist, so hat sich andererseits die Reede im nautischen 
Sinne seewärts erweitert, da jetzt außer dem Ankergrund auf 
der Höhe von Rosenhagen der etwa nördlich der Harkenbeck- 
mündung in der Tiefe von 17 m eine Rolle spielt'"); die auf 
der Linie Gömnitzer Berg—Pohnsdorfer Mühle verankerte 
Steinrifftonne gilt aber auch heute noch den Loffen als der 
Punkt, von wo an ein Schiff als auf der Reede befindlich gilt 
und damit ihrer Sorgfalt und ihrer Aufficht unterstellt ist. 
Denn hier führt eben die Peilung Mühle-Turm „in 8,3 m Tiefe 
frei vom Steinriff": hier, so konnte oben näher ausgeführt 
werden, ist für die Schiffahrt keine freie See mehr, sondern 
eine durch das Steinriff sehr gefährlich begrenzte Bucht; nämlich 
von da an, wo das Steinriff nur noch eine Wasserbedeckung 
von 8'/r m hat. Es zeugt nur von dem völligen Verkennen 
der naÄrlichen Voraussetzungen der ganzen Rechtsverhältnisse 
auf der Travemünder Reede, wenn das Archivgutachten auch 
dies nicht anerkennen will '") und die entscheidende Rolle des 
Steinriffs einfach nicht versteht. Dabei liegt auf der Linie 

gelegt werden müssen. — Die Quarantäneordnung vom 22. Juni 1832 kennt 
eine „Quarantäne-Reede". 

Gesetz betr. das Lotsenwesen, verössentlicht 5. X. 1909. 8 3. 
Veröffentlicht 9. Juli 1909. 
Vgl. oben S. 100. — Das „Ostseehandbuch" des Reichsmarine- 

amts, Südlicher Teil, S. Auflage 1911, S. 211, behandelt die Trave- 
münder Reede, einschließlich dieses Ankergrundes, unter dem Abschnitt: „Hasen 
von Travemünde". Damit drückt es die sür jeden Seekundigen bekannte Tat- 
sache aus, daß Hasen und Reede von Travemünde eine Einheit bilden, was 
allerdings Archiv II und v. Gierke mir gegenüber durchaus nicht wahr haben 
wollen. 

'") Archiv II. S. 116. 
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Steinrifstonne— Pohnsdorfer Mühle—Gömnitzer Berg fast gleich 
hinter der Tonne eine Stelle von nur 6 m Wassertiefe, und die 
10 m Wassergrenze wird gerade am Steinriff in der Richtung 
auf Travemünde zu von der 5 m Wassergrenze in verhängsvoller 
Nähe begleitet, wie ein Blick auf die amtliche Seekarte ergibt. 
„Offene Bucht" ist so ein Gewässer jedenfalls nur für 
den an der Oberfläche haftenden Blick. Jedes von Trave- 
münde aus bis zur Steinrifftonne'") hinausfahrende Loffenboot 
bringt es nachdrücklich in Erinnerung, wie wenig „offen" gerade 
diese Bucht ist, und was aus der Schiffahrt werden würde, wenn 
hier nicht die Sorge für die Schiffahrt, damit aber auch die 
zur Ausübung dieser Sorge notwendigen Hoheitsrechte, 
wie seit Jahrhunderten so auch noch heute von dem Staat aus- 
geübt würden, der, zwar nicht seiner Küstenlage nach, wohl aber 
der Intensität seiner Beziehungen zu diesem Gewässer der zur 
Ausübung dieser Herrschaft prädestinierte Staat war und sein 
wird. In der Taffache, daß noch heute alle auf dem Reedegebiet 
in Dienst befindlichen Staatsfahrzeuge (Fahrzeuge der Lösten, 
der Zollbeamten und des Fischereiaufsehers) eine besondere 
Dienstflagge führen, die in der Reichsdienstflagge den lübschen 
Schild zeigt""), ist symbolisch zum Ausdruck gebracht, daß seit 
allen Zeiten nur und ausschließlich staatliche Organe Lübecks 
hier überhaupt tättg gewesen sind. Mit der „Travemünder 
Bucht" hat es eben doch seine besondere Bewandtnis. Wenn 
das Archivgutachten dem Steinriff seine Bedeutung dadurch zu 
nehmen glaubt, daß es ausführt, die Wassertiefe auf dem Steinriff 
betrüge bis zu 10 m'"), so übersieht es dabei, daß das Stein- 
riff, solange es die Travemünder Reede begleitet, also bis zur 
Linie Gömnitzer Berg—Harkenbeck, nirgendwo solche Tiefen 
ausweist; daß der Sinn jener Linie vielmehr der ist: hier hat 
man in Richtung auf Gömnitzer Berg 8'/, m tiefes Wasser. 
Von dieser Stelle an seewärts ist wirklich freies Meer; bis 
dahin aber nicht; und deshalb ist auch die Strecke der mecklen- 
burgischen Küste vom Priwall bis zur Harkenbeck nicht, wie das 

Die Steinrifftonne wird, wie alle Seezeichen im Reedegebiet, natür- 
lich von Lübeck ausgelegt und unterhalten. 

"') Dgl. G. Fink, diese Ztschr. XXIII S. 160 ff. und Tafel 10. 
"°) Archiv II S. 116, Anm. 212. 

g* 
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Archivgutachten behauptet, offene Küste, sondern Buchtküste im 
engeren Sinne; und zwar an einer Bucht, die lübeckisches 
Eigenmeer und Hoheitsgewässer ist. Es zeugt deshalb auch nur 
von dem Nichtverstehen der natürlichen Gegebenheiten und ihrer 
rechtlichen Konsequenzen, wenn das Archivgutachten jene nicht- 
wegzuleugnenden Quellenstellen, die von einer Reede im weiteren 
Sinne, Reede als Hoheitsgebiet sprechen, dadurch zu be- 
seitigen meint, daß es erklärt, man habe damit nichts anderes 
gemeint, als die rechtlich ganz belanglose Bezeichnung Trave- 
münder Bucht. Auf diese Weise soll namentlich die doch wohl 
wenig angenehm empfundene Ortsbestimmung aus der Relation 
des Oberappellationsgerichts des Jahres 1825 ihrer Bedeutung 
entkleidet werden'"), nämlich daß die Harkenbeckmündung das 
Ende der Reede bedeutet. Ich habe im Abschnitt Is dieses 
Kapitels mich sehr eingehend über die Vorgänge der Jahre 
1823-1826 geäußert: ich habe namentlich nachgewiesen, wie 
falsch und unhattbar die Anschauungen von Archiv- und Rechts- 
gutachten über die örtlichen und gebietsrechtlichen Unterlagen 
jener Stteitigkeiten waren, die durch den von der Wette mit 
Verordnungsgewalt ausgestatteten Vergleich vom 7. Februar 
1826 beendigt wurden"'); hier möchte ich nur hervorheben: 
es ist in der Tat so, daß seit dem Anfang des 19. Jahrhunderts 
auch die Worte: „Travemünder Bucht" verwendet werden für 
den Begriff „Reede im weiteren Sinne"'^^). Das konnte aus 
dem Grunde sehr wohl geschehen, weil diese Travemünder Bucht 
durchaus nicht jene „offene" Bucht ist, für die sie das Archiv- 

"h Dgl. darüber Ztschr. XXII. S. 29 ff. 
Archiv II S. 135 — o. Gierte S. 17 macht sich auch hier die Aus- 

sührungen des Archivgutachtens zu eigen. 
über die ganze verfehlte Behandlung dieser ungemein wichtigen 

Urkunde — sie ist die unmittelbare Unterlage des Gesetzes von 1896 für die 
strittige Sttecke gewesen, nicht etwa die ganz anderen Zwecken dienende Ver- 
ordnung von 1881 — bei o. Gierte habe ich mich später zu äußern. Will 
v. Gierte nach Kenntnis des in diesem Abschnitt unter ls Ausgeführten wirk- 
lich noch die Behauptung aufrecht hallen, daß es sich bei dieser und anderen 
Verordnungen nur um Regelung von Uschereiberechttgungen Lübecks in fremd- 
herrlichen Küstengewässern handelt? Wenzel übernimmt hier den Standpuntt 
v. Gierkes. 

"h Vgl. z. B. oben S. 94 Anm. 59. 
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gutachten hält, sondern mit dem Begriff „Reede im weiteren 
Sinne" identisch ist. Durch die Interpratation, welche das Archiv- 
gutachten der Ortsbestimmung des Oberappellationsgerichts von 
1825 gegeben hat, besteht ja glücklicherweise darüber Einigkeit, 
daß diese „Travemünder Bucht" an der Harkenbeck ihr Ende 
hat. Meine Auffassung ist die: Die j)arkenbeck ist einmal jener 
Punkt, auf welche die am Steinriff vorübergehende Peillinie 
ungefähr die mecklenburgische Küste trifft."'So war es nach 
den Angaben der Quelle über die seewärtige Ausdehnung der 
Reede bereits im 16. Jahrhundert. Schon zu dieser Zeit war 
die Uferfläche zwischen Reede im nautischen Sinne (ca. 8—10 m 
Wassertiefen-Grenze) und Ufer lübeckischer Gebietshoheit unter- 
worfen, wie die Nachrichten von 1516 und 1547 und die Reede- 
definition von 1616 erweisen"^). Im Zusammenhang damit er- 
folgten 1610 und dann 1826 Verordnungen, welche der Lübecker 
Rat gerade für die Strecke bis zur Harkenbeck erließ'"). Wäh- 
rend man bis etwa 1800 das weitere Reedegebiet auch als 
Reede bezeichnet, kommt im 19. daneben auch die Bezeichnung 
Travemünder Bucht für dasselbe Gewässer auf. 

Man wird dieser Lösung zunächst zugeben müssen, daß sie 
die Tatsache, daß die Harkenbeck immer wieder als Grenzpuntt 
begegnet, wirklich erklärt. Ganz anders bei Archiv- und Rechts- 
gutachten. Da wird zunächst die — jetzt wohl nicht mehr zu 
leugnende — Ausdehnung der Reede im nautischen Sinne bis 
zur Höhe von Rosenhagen mit ungemeiner Heftigkeit bestritten. 
Soweit die Harkenbeck im Zusammenhang mit lübischen Fischerei- 
verordnungen genannt wird, hat sie nur den Wert einer internen 
Fischereigrenze; es habe sich dabei nur um „eine hergebrachte 
Nutzung" gehandelt. Nun habe allerdings schon 1547 der 
Zöllner vor dem Holstentor ausgesagt, Lübeck übe Verbotsrechte 
bis zur Harkenbeck aus; aber da habe er sich offenbar geirrt, 
und Nutzung der Fischerei mit Gebietshoheit verwechselt. Nur 
als Grenze der Travemünder Bucht komme die Harkenbeck in 
Frage; und da die Travemünder Bucht eine offene Bucht sei, 
so habe das weiter keinerlei juristische Bedeutung. Soweit 

Vgl. oben S. 118 ff. 
Über die Verordnungen später. Vgl. einstweilen Ztschr. XXII. S. 268 ff. 
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vom Ende der Reede bei der Harkenbeck die Rede sei, handle 
es sich dabei nur um diese Travemünder Bucht. 

Es ist hierbei schon mißlich, daß sich der Zeuge des Jahres 
1547 wieder geirrt haben muß; Mecklenburg unerwünschte 
Ouellenzeugnisse beruhen ja nun einmal entweder aus Irrtum 
oder auf Gewaltmaßnahmen. Die Rolle der Harkenbeck wird 
aber in dieser Beweisführung ganz unverständlich. Denn wenn 
es sich bei ihr nur um Regelung Lübecker Nutzungen handelte, 
warum nennt man sie denn überhaupt, da solche Nutzungen 
an der weiteren Mecklenburger Küste nachweisbar"^) immer 
bestanden haben, bis man 1925 auf den Gedanken kam, die 
Lübecker Fischer auf dem Verordnungswege aus ihren altge- 
wohnten Rechten ausschließen zu wollen. Warum soll, wenn 
die Mste vor und hinter der Harkenbeck in gleicher Weise 
offene Küste im Sinne des Archivgutachtens ist, die Harkenbeck 
das Ende der Travemünder Bucht bezeichnen? 

Es ist str das Archivgutachten und die von ihm aus- 
gehenden juristischen Folgerungen verhängnisvoll geworden, 
daß seine Verfasser zwar nach dem Erscheinen meines zweiten 
Gutachtens ihre sonderbare Hypothese, daß es nur eine Reede 
im Unterlauf der Trave gegeben habe, aufgaben, aber doch im 
Grunde genommen bei ihrer vorgefaßten Meinung blieben, daß 
auch eine Reede vor dem Ausfluß der Trave keine Bedeutung 
für die Entwicklung der Rechtsverhältnisse in der Lübecker Bucht 
habe gewinnen können. Mit Genugtuung erklären sie noch 
jetzt:'") 

„Die Bezeichnung der Wasserfläche vor der Trave- 
mündung (d. h. der ganzen Bucht) als ,Reede' und die 
erstaunliche These, daß diese ,Reede' zum Flusse gehöre, 
das waren die obzwar untauglichen Notanker, vor denen 
das gebrechliche Schiff des Lübecker Hoheitsrechtes in der 
Travemünder Bucht trieb. So haben wir 1923 gesagt. 
Rörig (II, S. 243) will das natürlich nicht gelten 
lassen. Aber es ist ein gutes Bild, und wir halten 
daran fest." 

'») Vgl. Ztschr. XXII S. 21 f. 
"') Archiv II S. 168. 
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Mit diesem Festhalten haben aber die Versasser des Gut- 
achtens nur erreicht, daß nicht „das gebrechliche Schiff des 
Lübecker Hoheitsrechts" mit seinen „obzwar untauglichen Not- 
ankern", sondern sie selbst einen unheilbaren Schifsbruch erlitten 
haben. Und das deshalb, weil sie in ihrer Voreingenommen- 
heit sich der zwingenden Bedeutung der nawrlichen Gegeben- 
heiten verschlossen. Nur aus einer sorgfältigen Verar- 
beitung dieser naturgegebenen Tatsachen in ihrer Aus- 
wertung durch den auf sie angewiesenen Menschen ist 
das Geheimnis des Entstehens von Hoheitsrechten auf 
dem Reedegebiet zu verstehen. Es war ein Zwang, der 
in den Dingen selbst lag, daß eben an dieser Stelle der Bucht 
und an keiner anderen, eine Reede im nautischen Sinne ent- 
stehen mußte; es war weiter eine innere Notwendigkeit, daß 
diese Reede zum Hoheitsgebiet des sie wirtschaftlich beherrschen- 
den Staates wurde; es war endlich eine Folge derselben Ge- 
gebenheiten, daß die Ausbildung von Hoheitsrechten an dem 
Meeresstreifen zwischen dieser Reede und ihrer Landseite 
Priwall-Harkenbeck eben von dieser Reede ihren Ausgang nahm, 
nicht aber von dem so gut wie toten Mecklenburger Ufer an 
ihr. Räumlich — ich verweise auf die Kartenbeilage 1 vom 
Jahre 1586 —, wirtschaftlich und rechtlich ist die Reede als ein 
Bestandteil der Trave anzusehen; denn ohne die Einbeziehung 
der Reede in die auf der Trave selbst ausgeübte Herrschaft 
wäre die wirtschaftliche Nutzung der Trave als Schiffahrtsstraße 
wegen der Plate nur begrenzt möglich gewesen und wäre es noch. 
Im übrigen beziehe ich mich hier auf meine früheren Dar- 
stellungen. 

b) Man kann es nur begrüßen, daß das Archivgutachten 
auch eine Kartenskizze der Lübecker Bucht beigefügt hat, und 
so ein schneller Vergleich mit meiner Kartenskizze 2 des ersten 
Gutachtens ermöglicht wird. 

Hier sei zunächst die Lage der Reede im nautischen Sinne in 
beiden Kartenskizzen miteinander verglichen. Da kann ich fest- 
stellen, daß die 1923 von mir gegebene Darstellung der Reede 
im nautischen Sinne sich jetzt, wo das gesamte erreichbare 
Material an Karten und geographischen Angaben (Segelan- 
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Weisungen usw.) ausgearbeitet ist, als vollkommen zutreffend 
herausgestellt hat. Zunächst ihre Abgrenzung nach dem Lande 
hin in einer Linie, welche der 10-m-Wassertiese entspricht: Ich 
erinnere daran, daß in allen Jahrhunderten seit dem 16. eine 
Wassertiese von 5—6 Faden und darüber auf der Reede 
als das Normale angegeben wird. Wenn ich diese nautische Reede 
bis zur Linie Gömnitzer Turm—Pohnsdorfer Mühle eingetragen 
habe, so verweise ich hier nur für die Berechtigung dazu auf 
die Angabe des verstorbenen Direktors der Lübecker Navigations- 
schule, daß diese Linie „in 8,5 m frei vom Steinriff führt". 

Demgegenüber die Karte des Archivgutachtens. Die „alte 
Reede" ist in ihr eingetragen zwischen dem Ausfluß der Trave 
und der Linie Gömnitzer Berg—Brodtener Ufer. Wie aus dem 
Text hervorgeht"'), soll noch im Jahre 1823 diese „alte nauttsche 
Reede, der Ankerplatz vor der Travemündung" bestanden 
haben. Sie hat, daß ließ sich zwingend nachweisen, weder 
damals noch überhaupt je bestanden. Vielmehr ist sie 
eine groteske Unmöglichkeit. Denn das Archivgutachten 
versetzt die Reede als „Ankerplatz" ausgerechnet auf 
die Plate, also auf jenes gefährliche Hindernis 
der Schiffahrt, wegen dessen die nautische Reede 
vor Travemünde in erster Linie entstehen mußte! 
Man fragt sich, wie so etwas überhaupt möglich war, ferner, 
wie so etwas einfach kritiklos übernommen und zur Grundlage 
kategorisch vorgetragener juristischer Schlüsse gemacht werden 
konnte. Alles, was ich über die Reede an überreichem Quellen- 
material vorzubringen hatte, bildet eine vernichtende Kritik dieser 
Art zu arbeiten, die in einem höchst peinlichen Mißverhältnis 
steht zu den Angriffen und Zurechtweisungen, mit denen sie ihre 
siegesbewußt vorgetragenen Verfehltheiten zu verbinden für 
richtig hielt. Ich erinnere nur an eine Quellenstelle: in der 
Anlage 1 ist jene Eingabe der Schlutuper Fischer vom Jahre 
1825 abgedruckt, laut deren man von Travemünde aus „nach 
allgemeiner Annahme" auf die Reede kam, wenn man jene 
Linie hinter sich hatte, die nach Anschauung des Archivgutachtens 
die Reede seewärts begrenzen soll! — Jedes weitere Wort ist 
überflüssig. Die „Alte Reede" der Karte des Archivgut- 
achtens ist eine Karikatur der wirkliche» Gegebenheiten. 

"') Archiv II S. 135. 
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Insbesondere ist noch ein Wort notwendig zu der Linie 
j)arkenbeck—Gömnitzer Berg als wirklicher Grenze der Reede 

seewärts. Gewiß, darin hat das Archivgutachten recht: Die 
Eingabe des Lotsenkommandeurs von 1828 hat als Unterlage 
sür diese Linie auszuscheiden. Bis in die neueste Zeit war die 
Reedegrenze seewärts als bestimmte, in den Karten eingetragene 
Linie überhaupt nicht festgelegt. Es lag dafür kein besonderer 
Anlaß vor. Für die auf der Reede diensttuenden Aufsichts- 
organe, insbesondere die Lotsen, ebenso aber auch für die 
Seefahrer, genügten Peillinie und Steinrifftonne, um zu wissen 
wo die Reede seewärts ihr Ende hatte. Konflikte mit den 
Nachbarstaaten über die Ausdehnung der Reede sind aber seit 
300 Jahren nicht vorgekommen: der einzige Konflikt solcher 
Art, der von 1616, hat zu einer linearen Festlegung nicht 
gefiihrt. 

Anders steht es heute. Nachdem es zu den bekannten 
Konflikten gekommen war, war auch hier der Übergang zu einer 
linearen Grenze notwendig geworden. Die Ungeeignetheit der 
Linie Harkenbeck—Haffkruger Feld als seewärttge Begrenzung 
des Fischereibezirks IN hatte sich eben damals herausgestellt. 
Aus den hinreichend erörterten Gründen kam aber nur die 
Reede im weiteren Sinne als Grundlage des Fischereibezirks III 
in Frage. Es galt also jetzt zu einer linearen Abgrenzung see- 
wärts zu kommen. Diese wurde durch den Nachtrag zum Fischerei- 
gesetz vom 10. Januar 1923 in der Linie Harkenbeck—Steinriff- 
tonne—Pohnsdorfer Mühle- Gömnitzer Berg festgelegt. Gewiß, 
auf die Ergebniffe meiner Untersuchungen hin hat Lübeck sich 
sür diese Linie enffchieden; insofern kann das Archiv-Gutachten 
sagen, daß ich diese Grenze „entdeckte"'"). Nun, ich bekenne 
mich gern und freudig zu dieser meiner „Entdeckung" und über- 
nehme die volle Verantwortung dafür, daß ich diesen Vorschlag 
gemacht habe. Denn ich habe zunächst gar nichts „Neues" dabei 
„entdeckt"; hätte ich die allerneueste Entwicklung der Reede im 
nautischen Sinne herangezogen, so müßte diese Linie noch weiter. 
reichen'"). Ich habe mich darauf beschränkt, als Grundlage 

"«) Archiv II S. 137. 
Vgl. oben S. 130. 
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der seewärtigen Abgrenzung des Fischereibezirks lli den Umsang 
der Reede so vorzuschlagen, wie er durch die Jahrhunderte 
konstant gewesen ist; insbesondere zu der Zeit, als die für die 
räumliche Begrenzung der lübischen Fischereihoheit an der um- 
strittenen Strecke und die ganze Reede maßgebende Verord- 
nungen — das sind in der Hauptsache, in rückwärttger Auf- 
zählung, die von 1826, 1610 und 1585'^°) — entstanden waren. 
Nun bin ich aber nicht so unvorsichttg gewesen, wie das Archiv- 
Gutachten meint; ich habe meine Erkenntnis über die seewärtige 
Abgrenzung der Reede durchaus nicht allein aus dem Bericht 
des Lotsenkommandeurs gewonnen. An diesem Zeugen, der sich 
unter den Händen der Verfasser des Archiv-Gutachtens aus 
„einem Lübecker Zeugen in einen mecklenburgischen ver- 
wandelte"'^'), wird man in Schwerin jetzt sehr wenig Freude 
mehr haben; denn indem man seine Angaben isoliert und unter 
Mißachtung aller anderen Zeugnisse, sie obendrein mißverstehend, 
zur alleinigen Grundlage seiner Auffassung der räumlichen 
Verhältnisse machte, hat man für die juristische Beurteilung des 
Streites jene Unmöglichkeiten geschaffen, die jetzt offen zutage 
liegen. Die Begründung, die ich für die Linie des Nachtrages 
vom 10. Januar 1923 geben kann, ist weit sicherer fundiert. Sie 
beruht auf der genauen Kenntnis der in der Praxis nachweis- 
baren Übung, die ihrerseits wieder ihre naturgegebenen Ursachen 
hat. Ich verweise hier zunächst auf das, was ich für die zwan- 
ziger Jahre feststellen konnte'^^); ich verweise vor allem auf die 
bis zur Stunde bestehende Bedeutung der Linie, da sie bei 
8,5 m Tiefe „frei vom Steinriff führt"'"), ich verweise darauf, 
daß ganz unabhängig von meinen Untersuchungen die Steinriff- 
tonne auf dieser Linie aus nautischen Gründen verankert werden 
mußte "'H. Andererseits war die Harkenbeck die unter allen Um- 
ständen gegebene Landgrenze, schon seit 1547 und dann immer 
wieder nachweisbar; auch noch im Gesetz von 1896. Ich stelle 

über sie das Nähere in Teil IV (Schlußteil) dieses Gutachtens. 
Archiv II S. 128. 

'") Vgl. oben S. 92 ff. 
"h Vgl. S. 98. 
'") Vgl. S. 99. 
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fest: Da nun einmal, nach Erkenntnis der Fehlerhaftig- 
keit der Begrenzung des Bezirks lll vom Jahre 1896 
seewärts eine neue Festsetzung der Grenze notwendig 
war, konnte überhaupt keine andere Linie genannt 
werden, die so sachlich begründet gewesen wäre, wie 
mein damaliger Vorschlag. Praktisch völlig unwesentlich ist 
dabei, daß auf der Karte die Linie Gömnitzer Berg—Pohns- 
dorfer Mühle—Steinrifstonne nicht ganz genau, linear gedacht, 
auf die Harkenbeck stößt; es liegt im Wesen der Peilung, zumal 
wenn, wie hier, die beiden Peilpunkte (Berg und Mühle) soweit 
entfernt liegen, daß für den praktischen Gebrauch ein gewisser 
Spielraum bleibt. Wenn nicht die Steinrifstonne genau in der 
Peilung Gömnitzer Berg—Pohnsdorfer Mühle verankert wäre, 
würde ich vorschlagen, einfach zu sagen: Harkenbeck—Gömnitzer 
Berg. Das um so mehr, weil die Jahrhunderte alte Bedeutung 
des Gömnitzer Berges als der unbedingt wichtigere der beiden 
Peilpunkte feststeht. Da aber die Steinrifstonne weder verlegt 
werden darf, noch als Grenzpunkt zu übergehen ist, so sage 
man statt „Linie" „stumpfer Winkel"; sein Scheitel würde dann 
die Steinrifftonne bilden, die beiden Schenkelenden die Harkenbeck- 
mündung und der Gömnitzer Turm. Für die Praxis ist das 
vollkommen gleichgülttg. 

Auch die nordwestliche Abgrenzung der Reede wird 
vom Archivgutachten abgelehnt. Ich will mU ihm nicht 
darüber rechten, wie es hier mit der Ausdehnung der Reede im 
weiteren Sinne bestellt war, bevor Brodten lübeckisch wurde 
(1804); ebensowenig, wie ich Veranlassung habe, mich auf die 
Ausführungen des Archivgutachtens über den Niendorfer Ver- 
gleich von 1817 einzulassenNur bleibe ich bei der Fest- 
stellung, daß sich aus dem Vergleich von Ortsangaben des Ver- 

Archiv II, Anm. 335 auf S. 184. Diese Anmerkung ist besonders 
reich an falschen Vorstellungen. Hier will ich nur auf eins hinweisen: Wenn 
es hier heißt: „Niemals aber hat man das Gewässer vor Rosenhagen — über 
I V, Seemeilen vor Travemünde — oder die ganze Bucht tatsächlich ,Trave' 
genannt", so genügt jetzt vielleicht ein Blick auf die Kartenbeilage I, um sich 
vom Gegenteil zu überzeugen. 
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gleichs und der einen Teil des Vergleichs bildenden Karte'") ein- 
wandfrei ergibt, daß 1817 der Grenzpfahl bei Niendorf als 
Ende der Landgrenze der Reede auf der holsteinifchen Seite 
behandelt wurde; natürlich der Reede im weiteren Sinne, gleich 
Travemünder Bucht. Dieselbe Auffassung liegt dem Gesetz von 
1896 zugrundeDaran hatte ich mich bei meinem Vor- 
schlag zu halten, wie ich mich ebenso an die Harkenbeck als 
Grenzpunkt zu halten hatte. Es galt also diesen Punkt mit der 
Linie Gömnitzer Turm—Harkenbeck in Verbindung zu bringen, 
was auf Anraten des Lotsenkommandeurs durch das Lot geschah, 
einmal, weil es die kürzeste Verbindung ist, sodann, weil die 
Stelle, wo die beiden Linien aufeinander stoßen, aus See durch 
die doppelte Peilung: Pohnsdorfer Mühle - Gömnitzer Berg 
einerseits, katholisches Kinderheim andrerseits erkennbar ist. Rein 
geographisch betrachtet hat diese Linie Mängel: eine Linie, welche 
über die Mitte des Steinriffrückens vom Brodtener Ufer aus 
die Linie Gömnitzer Berg—Harkenbeckmündung treffen würde, 
wäre als eine ideale Grenze zu bezeichnen'"); denn diese 
Linie würde am besten der gegenüberliegenden Uferlinie 
der Reede (Priwall—Harkenbeck) entsprechen. Da auf dem 
Steinriff keine Wadenfischerei, sondern nur Stellnetzfischerei 
betrieben wird, ist diese Abgrenzung an sich von geringer Be- 
deutung. Das Archivgutachten hat allerdings am wenigsten 
Ursache, diese Abgrenzung zu krittsieren: liegt doch das ganze 
Gewässer auf dem Steinriff, worum es sich hier 
handelt, vor lübeckischer Küste. Nach der Theorie des 
Archivgutachtens würden Lübeck doch in diesem seinen 
„Mstengewässer" jedenfalls die Rechte zustehen, die Mecklenburg 
mU seiner Verordnung vom 23. Februar 1925 für die Strecke 
Priwall—Harkenbeck in Anspruch nahm! Sollten sich aus der 
Abgrenzung, wie sie jetzt vom Brodten—Niendorfer Grenzpfahl 

Beide sind als Anlagen meinem ersten Aussatz (Ztschr. XXII, S. 62 sf. 
und Kartenskizze 3) beigegeben. 

"') Vgl. Ztschr. XXII, S. 27 s. 
'°°) Von dem Punkte an, wo eine Linie solcher Art aus das Brodtener 

User ausstoßen würde, hätte dann das Gewässer westlich bis zum Brodtener 
Grenzpsahl als Lübecker „Küstengewässer" zu gelten, dem von dort an das 
oldenburgische Küstengewässer der Niendorser Wiek folgen würde. Bei der 
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besteht, Mißstände ergeben, wovon mir nichts bekannt ist, dann 
werden Lübeck und Oldenburg Fragen solcher Art auch ohne 
mecklenburgische Ratschläge lösen können. Mit den zur Zeit 
strittigen Fragen hat diese Abgrenzung nichts zu tun; für sie 
kommt nur die — allerdings weit wichtigere — Abgrenzung 
Harkenbeck—Gömnitzer Turm in Frage. 

c) Ich stehe am Ende der Erörterungen über die Reede. 
Sie waren nötig geworden, weil das Archivgutachten mit einer 
überlauten Siegesgewißheit eigentlich alles, was meine bis- 
herigen Arbeiten an Ergebnissen gebracht hatten, als hinfällig 
erwiesen und ein vollkommen anderes Bild von den Verhält- 
nissen der umstrittenen Gewässer gegeben zu haben glaubte. 
Sie waren notwendig vor allem deshalb, weil das v. Gierkesche 
Rechtsgutachten sie zur Grundlage seiner juristischen Folgerungen 
gemacht hatte. Wenn ich damit zum dritten Male auf dieselben 
Fragen zurückkommen mußte, so hat dieser Zwang das eine 
gute gehabt: mir Gelegenheit zu geben, durch umfangreiche 
Heranziehung neuen Materials vorwiegend geographischen Cha- 
ratters eine nun wohl endgülttg gesicherte und nicht mehr 
ernsthast angreifbare Darstellung zunächst der örtlichen Gege- 
benheiten, um die es sich bei diesem Verfahren handelt, hier 
vorzuttagen. Darüber hinaus kann ich aber auch feststellen, daß 
diese jetzt auf denkbar breitester Grundlage gegebene Dar- 
stellung die Ergebnisse meiner früheren Untersuchungen in allen 
wesentlichen Puntten sichert und bestättgt. Es ist wohl kaum 
zu viel gesagt, wenn ich demgegenüber von einem Fiasko der 
Darstellung des Archivgutachtens spreche. Und ferner habe ich 
darauf hinzuweisen, daß damit die ganzen „Folgerungen 
für das streitige Küstengewässer", die v. Gierke Seite 18 f. 
als Grundlage seiner weiteren Ausführungen zusammengestellt 
hat, rettungslos in sich zusammengebrochen sind."^ 

Schmalheit dieses Streifens ist es verständlich, wenn man das Wasser bis 
zum Niendorfer Grenzpsahl einheitlich als Reedegewässer behandelt. 

'») Einzugehen ist nur noch auf die dort enthaltene Behauptung. Lübeck 
habe 1896 Fischereihoheit erst in Anspruch genommen. 
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Gewiß, damit ist nur erst die Grundlage geschaffen. Es ist 
noch nachzuprüfen, ob die weiteren Folgerungen, die Archiv- 
und Rechtsgutachten gezogen haben, namentlich die Beurteilung 
der an der strittigen Küste erlassenen Gesetze und Verordnungen 
und anderes, aufrechtzuerhalten sind, nachdem die ganzen Vor- 
aussetzungen, aus denen sie gemacht wurden, sich als hinfällig 
erwiesen haben. 

Kiel, den 24. Juni 1926. gez. Fr. Rörig. 
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Nnlagen. 

Anlage 1 

Aus der Eingabe der Schlutuper Fischer, verlesen vor der Wette 
am 8. November 1825. 

Beklagte sehen sich jedoch genöthigt, ihren Vergleichsvor- 
schlägen auch noch folgende Bemerkungen voranzuschicken: 

s) die Zahl der Slutupper Fischer beläust sich auf sechszig; 
die Stadt- und Gothmunder-Fischer sind acht und vierzig 
an der Zahl. Es stehen mithin den jetzt vorhandenen nur 
zwanzig Travemünder Fischern auf Seiten der Beklagten, 
hundert und acht Männer und Familienväter gegen- 
über, welche auf die Fischerey als einzigen Nahrungszweig 
angewiesen sind. Auch die Travemünder zwanzig Fischer 
aber sind nicht sämmtlich Männer der Art, wie die alten 
Ordnungen nur zu den Fischern im eigentlichen Sinne 
rechnen; Männer nämlich, die ein eignes Haus besitzen 
und Nachbarenrecht thun; zum Theil sind es vielmehr 
Knechte und Arbeitsleute, welche fischen; und so mögte die 
Zahl der Bekl. weit mehr als fünfmal so groß seyn, wie 
die der Kläger — ein Umstand, welcher bey Abmeßung 
der Billigkeit eines etwa vermittelten Bergleichs nicht 
außer Acht zu laßen isti 

b) Eben so wichtig ist dafür die Art, wie die Fische ihre Züge 
haben. Gegen das Frühjahr hin nämlich kommen die 
Seefische, um zu laichen, in die Trave heraus; gegen den 
Herbst kehren sie abermals aus der See in die Trave 
zurück. Werden diese Züge der Fische gehindert, so ist 
die Fischerey der Beklagten so gut wie über den Haufen 
geworfen. Da nun aber diese Züge hauptsächlich an der 
Wendseite ihren Lauf haben: so würde jener zerstörende 
Erfolg nicht zu vermeiden seyn, falls die Travemünder 
um die Zeit jener Züge ihre Netze überhaupt nur, vollends 
aber allnächtlich an der Wendseite sollten aufstellen dürfen. 
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Die ganze Fischerey der Binnentrave erlitte den gefähr- 
lichsten Stoß, und zum Besten von allerhöchstens zwanzig 
Travemündern müßten hundert und acht andere Fischer- 
familien ihr Gewerbe aufgeben. 

c) Beklagte halten endlich für nöthig genau zu bestimmen, 
wo die im eigentlichen Sinne so genannte Wendseite 
ihren Anfang nehme, und wo sie aufhöre. Schon das 
Besichttgungs-Protocoll vom 26 ten August theitt die ganze 
Strecke vom Blockhause bis Harkenbeck in zwey Theile, 
wofür die Rhede den Abschnitt macht; von ihr an näm- 
lich bis Harkenbeck, und wieder von ihr an bis zum Block- 
hause. Nun läßt sich aber nicht genau bestimmen, wo die 
Rhede angehe. Die einzige vorhandene Bestimmung hier- 
für ist die folgende: Wenn man aus Travemünde aus- 
führt, so gewahrt man bald zur linken Hand einen hohen 
Baum, welcher auf dem Süseler Felde steht. Dieser Baum 
heißt allgemein: der Major. Im Weiterfahren nun 
scheint dieser Major, nach der gewöhnlichen opttschen 
Täuschung, fortwährend neben dem Boote herzulaufen. 
Sobald nun dieser Major, auf die bezeichnete Art, 
hinter das hohe Brodtner Ufer zu stehn kömmt, 
so ist man, nach der allgemeinen Annahme, auf der Rhede. 
Dieser Umstand bestimmt denn auch, den Anfangspunkt 
für die eigentlich so genannte Wendseite. Dieselbe erstreckt 
sich nämlich von dem Punkte an, auf welchem den im 
Boote Fahrenden der Major grade hinter dem Brodtner 
Ufer erscheint, bis hinauf nach der Harkenbeck. 

Nach diesen vorangeschickten Bemerkungen machen nun- 
mehr Beklagte, welche bisher das ausschließliche Recht, 
auf die ganze Strecke vom alten Blockhause bis 
zur Harkenbeck in Anspruch genommen haben, 
folgenden Vergleichsvorschlag: 

Staatsarchiv Lübeck, Polizeiakten III, 20. 
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Anlage 2. 
Aus den Entscheidungsgründen des Oberappellationsgerichts 

vom 13. Mai 1825. 

Die jetzt von den Beklagten vertheidigte, dem vorigen Urtheile 
zum Grunde liegende Auslegung jener Vorschrift, nämlich daß 
die Travemünder ihre Netze nur in dem Raume ausstellen 
dürfen, welcher zwischen der Rhede und derjenigen Entfernung 
vom Ufer, worin die Schlutupper nach dem Herkommen ihre 
Waden auswerfen, übrig bleibt, ist eben so wenig anzunehmen. 
Der Vergleich von 1610 berechügt dazu überall nicht, vielmehr 
steht derselbe dieser Auslegung entgegen, indem er den Trave- 
Mündern nicht blos ganz allgemein das Recht giebt, ihre Netze 
außerhalb der Rhede zwischen dem Blockhause und der Harkenbek 
oder Mevensteine zu setzen, sondern ihnen auch gestattet, hinter 
den Schlutuppern her zu fischen, also ihnen zu folgen, welches 
ganz unmöglich wäre, wenn die Travemünder schuldig seyn 
sollten, sich auf einen ausschließlich für sie bestimmten Raum 
zu beschränken. Es kommt auch sonst in den Acten nichts vor, 
woraus sich abnehmen ließe, daß durch den Gebrauch der Raum 
zwischen der vom Blockhause nach der Harkenbeck gehenden 
Linie und dem Ufer in zwey Theile getheilt worden wäre, in 
deren einem, dem Ufer zunächst liegenden, nur die Schlu- 
tupper ihre Waden auswerfen, in dem anderen an die Rhede 
gränzenden Theile aber nur die Travemünder ihre Netze 
setzen dürften. Und ein solcher Gebrauch ist um so mehr un- 
wahrscheinlich, da es unmöglich fallen würde, hier die Gränze 
für jeden Teil genau auszumitteln, und insbesondere das richtige 
Auswerfen der Waden zu controlliren. 

Staatsarchiv Hamburg; Abschrift Staatsarchiv Lübeck, Polizei- 
akten III, 20. 

Anlage 3. 
Bemerkungen des Navigationslehrers Sahn zu seiner für die 
Schlutupper Fischer angefertigten Kartenskizze über den Vorfall 

des 4. Mai 1823. 
Der Ort Harkenbeck liegt etwa vierhundert Klafter weit 

östlicher als das Dorf Rosenhagen an der Travemünder 
Ztschr. d. B. s. L. G. XXIV. 1. 10 



146 

Rhede. Die Beck kommt aus der Landsee Harkensee, der etwa 
eine große halbe Meile südöstlich von obiges Dorf Rosenhagen 
liegt; diese Beck ist aus der Seecharte auch genau verzeichnet; 
der Name aber ist von mir in der Charte eingetragen. 

Der Ort aus der See, wo der Travemünde Leuchten, mit 
den Kirchenthurm 2—3 Wagenlänge aus ein ander stehen, ist 
auf der Charte mit ^ bezeichnet; daselbst siehet man den Trave- 
münder Leuchtenthurm. Süd 31 grad. West; Wolcksdorff-Mühle 
Süd 30 grad. West. und Harkenbeck Süd 26 grad. Östlich. Die 
Mitte (der) Rhede auf der Charte mit k bezeichnet. Den 
Berg Major genannt, eine Handspecksbreite außer der Südecke 
von Broden, und den Leuchtenthurm von Travemünde Süd 
54 gr. West gebracht; so sieht man Rosenhagen Süd 59 °, Öst- 
lich. d>IV. Alle diese Beobachtungen sind die wahren Welt- 
gegenden. Der Mevensteen, ist ein großer Stein, liegt etwa 
90 Klafter weit, westlich von die Südecke von Broden, nahe 
am Ufer. Der Ort ist mit den Namen Mevensteen von mir 
auf der Charte verzeichnet. 

Lübeck 1823. Oct. 15. I. G. Sahn. 

Staatsarchiv Lübeck, Polizeiakten IN, 20. 

Anlage 4. 
Bericht des Leuntnants Hinzpeter (Travemünde) an den Senat. 

1750, Oktober 13. 

Hochedelgebohrne hochehrende Herren. 

Es hat sich alhier bey den gestrig entstandenen orcan zu- 
getragen, daß ein ballastboht mit stoffholtz, so an den hiesigen 
auf der rehde liegenden schiffer Nettscher nacher Bordeaux 
gehend bestimmet gewesen öberspöhlet und gesunken, darauf 
sothanes holtz mit den damahls stehenden nordwesten winde in 
der hiesigen sogenanten cunckel am prywalde angetrieben; ich 
habe darauf gestern abend einen gefreiten und 4 mann zur 
observirung dahin detachiret, welche den auch diese nacht mit 
patrolliren soweit die obrigkeitliche jurisdiction gehet, ^) solches 
wohl beobachtet haben. Gegen morgen aber ist daß übrige, was 

h D. H-: auf dem Lande bis zum Priwallende. 
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man so bald nicht auffangen und in sicherheit bringen können, 
mit mehrentheils westen winde unter Rosenhagen an der meck- 
lenburgischen feiten angeschlagen. Der Herr haubtmann Mollwo 
hat zu dem ende alle arbeiter und tagelöhner mit ihren so- 
genanten wadeschifsen zur salvirung dieses holtzes aufbringen, 
und ich habe zur bedeckung dieser arbeit die an der schantze 
gehörigen 4 lootzen mit ihrem boht benebst einer wache von 
einen corporal und 6 mann behuffigermaßen commandieren 
laßen: Nachdem also daß gesunckene ballastboht (wovon die 
böhter sich noch allesamt glücklich geborgen) wieder über wasser 
gebracht; so hoffet man den mehreren und größten theil dieses 
holtzes wieder in ssivo und ans schiff zu bringen. 

(Folgen Mitteilungen nicht hierher gehörigen Inhalts.) 

Ew. hochedelgebohren meinen hochgefreunden Herren 
Travemünde d: 13. Octbr. 1750 

verbundener Diener 
Hinzpeter 

Staatsarchiv Lübeck. Senatsakten Travemünde, Vol. 4. 

10* 
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Lkkuk5. 

Zur Kartographie der Lübecker Bucht. 

Wenn es nun auch nicht meine Aufgabe sein kann, eine 
vollständige Behandlung der die Lübecker Bucht wiedergebenden 
Karten zu geben, so möchte ich doch einige Beobachtungen von 
allgemeinerem Interesse, die sich mir bei der Durchsicht solcher 
Karten — ich bin hier namentlich der Commerzbibliothek in 
Hamburg zu Dank verpflichtet — ergaben, hier mitteilen. 
Der Wert der Waghenaeilchen Karte wurde bekanntlich 
dadurch sehr beeinträchügt, daß sie für die Lübecker Bucht nur 
für deren mecklenburgischen Seite genauere Angaben erhält, die 
holsteinische aber bewußt nur ganz oberflächlich andeutet. 
Trotzdem steht sie weit über den kartographischen Leistungen 
der folgenden Jahrhunderte; man sieht auch auf diesem Teil- 
gebiete menschlichen Könnens, welch hohe Stufe hier im 16. Jahr- 
hundert erreicht war. Wie es so oft geht: gerade das, worin 
der Fehler einer sonst guten Leistung besteht, wird am sichersten 
übernommen; so war es auch hier. Was bei der Waghenaerschen 
Karte verständlich war — nämlich daß die „Plate" auf die ja 
gar nicht genauer ausgeführte holsteinische Küste traf —, wurde 
in dem Augenblick zu Hellem Unsinn, als man das holsteinische 
Ufer nicht nur andeutete, sondern seine Buchten, zunächst einmal 
die Niendorfer Wiek, ebenso behandelte wie das Mecklenburger 
Ufer. Auf diese Weise erklärt sich die zunächst unverständliche 
Tatsache, daß eine ganze Serie von späteren Kartenwerken über 
die ganze Bucht hinüber den von der Waghenaerschen Karte 
her bekannten Halbbogen der Plate zieht, aber in einer ober- 
flächlich mißverstandenen Weise, so daß er jetzt, weit aus- 
holend, die Lübecker Bucht von der Gegend bei Klein- 
Klützort bis Cismar durchzieht! So ist es der Fall bei 
der bei Pieter Goos verlegten Seekarte des Namens: „Lerste 
(ieel der nieuvve groote ree-spiegel 1670".°°) So sinnlos 
diese Berzeichnung der Plate ist, so hat auch diese Karte aus 
Waghenaer etwas Richtiges herübergerettet: seewärts der 

') Bgl. die Abbildung Kartenbeilage 1 und dazu im Text oben S. 107 
bis 110, auch S. 92 Anm. 58. 

') Ich benutze das Exemplar der Hamburger Commerzbibliother, das 
einen Almanach auf das Jahr 1677 enthält. Auch für das Folgende bin ich 
der Commerzbibliothek und dem Entgegenkommen ihrer Beamten zu beson- 
derem Danke verpflichtet. 
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Plate sind Tiefen von 4 und 5 Faden eingetragen; kurz vor 
der Plate eine von 2 und hinter der Plate landwärts eine 
von 3 Faden; man wußte gerade noch so viel, daß in dem 
Gewässer vor der Trave ein solches Verkehrshindemis lag, 
hielt es aber bei diesen rein buchhändlerischen Unternehmungen 
nicht mehr für nötig, die Dinge genauer zu sixieren. Der Unsinn 
der bei P. Goos verlegten Karte hat dann Schule gemacht: 
Ganz ähnlich ist die Wiedergabe auf der Seekarte von van Keulen 
vom Jahre 1706 (Amsterdam) und dem cte Is nsvigstion 
et (tu commerce von Louis Renard vom Jahre 1715 und bei 
Jan van den Bosch, Amsterdam 1745, Karte zu S. 29. Der- 
selbe Unsinn ist dann übernommen worden in das englische 
Werk: lüe Lngli5ii Pilot, 2 Port, l.on(ton 175Z vvitti 17 plotes, 
wie ich auf Grund einer mir vom Institut für Meereskunde in 
Berlin freundlichst zur Verfügung gestellten Kartenskizze feststellen 
konnte.') Auch auf deutschen Karten der späteren Zeit ist noch 
der alte Fehler mitgeschleppt; als besonders bedauerlich für die 
Qualität dieses Elaborats mag hier angeführt sein, daß die 
„Carte von der Lübecker Reede in der Ostsee bey Travemünde etc.", 
entworfen durch Captein Cornelius Marttn Wohlers, erschienen 
1781, das „pvk c»f p!ot>k" als breites Band von der Gegend 
zwischen Rosenhagen und Klütz auf der mecklenburgischen Seite 
hinüber bis nach Haffkrug—Sierksdorf auf der holsteinischen 
Seite zieht! Beachtenswert ist aber, daß Wohlers trotzdem 
das Wort „Rehde" noch ostwärts dieses Bandes setzt, 
so daß es in der Höhe von Klütz—Elmenhoifft zu stehen kommt. 

Weit größeren Wert als diese Machwerke haben Karten, 
die sich als selbständigere Leistungen schon dadurch erweisen, 
daß sie den Mißbrauch der Waghenaerschen Karte nicht mit- 
machen. Da wäre zunächst zu erwähnen, daß auf dem berühmten 
Blaeuwschen Atlas ^) zwischen Pötnitz und Klütz die Zahlen 4 
und 6 eingetragen sind; also der Hinweis auf geeignete Anker- 
gründe mit Tiefenangabe. Dann ist hier vor allem die in 

y Die unmittelbare Abhängigkeit dieser Karte von Waghenaer verrät sich 
auch in dem ihr beigegebenen Text. Er ist wiedergegeben bei F. Schulze 
(vgl. oben S. 96 Anm. 65) S. 24. Man vgl. damit den Text bei Waghenaer: 
S. oben S. 110 Anm. 91. — Wie bereits erwähnt, habe ich durchaus nicht 
alle älteren Werke heranziehen können. Wie stark und allgemein die Ab- 
hängigkeit der folgenden Jahrhunderte von Waghenaer war, ergibt sich dar- 
aus, daß auch bei andern Kartenwerken, von denen Angaben vorliegen, auch 
derselbe Fehler in bezug auf die Plate übernommen ist. So bei der Karte 
des t4eptune krunl^ms von 1693. Vgl. Schulze a. a. O. S. 24. — Wie mir 
Herr Professor Stahlberg liebenswürdig mitteilte, hat eine von ihm vor- 
genommene Durchsicht von etwa 20 älteren Kartenwerken der Kartensamm- 
lung der Staatsbibliothek in Berlin auch immer wieder den ominösen Bogen 
der mißverstandenen Plate ergeben. 

y Ich benutze die Ausgabe der Hamburger Commerzbibliothek vom 
Jahre 1662. 
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ausgezeichneter moderner Reproduktion vorliegende dänische 
Seekarte von Jens Ssrensen (1646—1723) zu nennen°:) Die 
erste Übersichtskarte dieses Werkes gibt für das Wasser vor dem 
Ausfluß der Trave und jenseits der Plate bis Klein-Klütz folgende 
Tiefenangaben wieder: 3. 3. 5. 7. 8. 8. Die Zahl 7. 8. steht 
auf der Höhe von Rosenhagen. Von ihr aus gehen auf Rosen- 
hagen zu noch die Zahlen: 6. 3. Durch die Anordnung der 
Tiefenzahlen ist die Höhe vor Rosenhagen als der 
üblichste Ankergrund hier also deutlich hervorgehoben. 
Zu beachten ist noch, daß der 1804 in London erschienene 
Luropesn msritime ^tlss, von Steels, auf einer Karte, welche 
die ganze Ostsee bis nach Finnland hinauf umfaßt, Rosenhagen 
angibt und davor eine Wassertiefe von 7 angibt. Die 1818 
erschienene Kssrt over kelterne og Zündet. . . (dänischer 
Seeatlas) grenzt sogar, ganz wie es meine Kartenskizze 2 
(Ztschr. XXII, S. 64) tut, die 5 Fadenlinie (ungefährmeiner 
10 m Wassergrenze) gegen die flacheren Seitengewässer ab! 

Zweifellos die beste Karte der Lübecker Bucht seit den 
Tagen Waghenaers ist die bereits oben im TextH eingehend 
besprochene Karte von Kec>utemp5-Kesupre vom Jahre 1815, 
an der auch der Lotsenkommandeur Harmsen mitarbeitete. Von 
ihr ist ein Teil in der zweiten Kartenskizze wiedergegeben. Sie 
erweist einwandfrei, daß die Travemünder Reede auf der Höhe 
von Rosenhagen lag. Das Nähere enthält der Text. Ganz 
entsprechend mit der Angabe der französischen Karte trägt die 
Behrensche von 1827 das Wort „Rhede" in der Weise ein- 
getragen, daß das in der Höhe zwischen Pötnitz und Rosen- 
hagen, daß letzte „e" bei der Harkenbeck steht. An derselben 
Stelle steht auf der Karte des Hafens von Travemünde vom 
Jahre 1848 die Bezeichnung „Guter Ankergrund". ^) 

Von Kartenwerken größeren Maßstabes bringt die „Spezial- 
karte von Deutschland und Niederlande und Belgien", bearbeitet 
von L. Holle, aus der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts auf 
dem hierher gehörenden Blatt sowohl den Gömnitzer Turm 
wie auch die Pohnsdorfer Mühle. Dasselbe gilt von der 
dänischen Karte der „Neustadt Bugten" vom Jahre 1838.^) Sie 
bringt aber noch eine Profilzeichnung: „Gömnitzer Berg—Byen 
Roge." Das Dorf Roge liegt in der Nähe vom Gömnitzer Berg 
seewärts; eine Peilung Gömnitzer Berg—Roge belegt also die 

y Ioh. Knudsen, Osnske sskort sk Isns 5srenscn 1646—1723, 
Kopenhagen 1916. 

°) Vgl. oben S. 87. 
0 Ich benutze die beiden letzten Karten aus den Beständen der Lübecker 

Stadtbibliothek. 
°) Auch diese beiden Karten habe ich in der Lübecker Stadtbibliothek 

eingesehen. 
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oben (S. 86) erwähnte Verwendung des Berges als Landmarke 
auch noch außerhalb der Travemünder Reede. Auf die Be- 
nutzung der letztgenannten Karte ist es zurückzuführen, wenn 
F. Geerz auf feiner „Generalkarte von den Herzogtümern 
Schleswig-Holftein" außer dem Gömnitzer Turm zwar nicht die 
Pohnsdorfer Mühle und Pohnsdorf felbft, wohl aber das Dorf 
Roge aufführt. Den wichtigen Abfchluß endlich bildet die See- 
karte des Reichsmarineamts „Lübecker Bucht", die in ihren ver- 
fchiedenen Ausgaben die Linie Gömnitzer Turm—Pohnsdorfer 
Mühle als Peillinie enthält und ihre Bedeutung durch zwei 
Profile unterstreicht, wie sich das Bild von Mühle und Turm 
in einer Linie in verschiedenen Entfernungen von See her ge- 
staltet. Außerdem bringt dieselbe Karte noch drei weitere Pro- 
file (t1—l<) mit Blickpunkten vom eigentlichen Reedsgebiet aus. 

Handaezeichnete Spezialkarten aus Aktenbeständen des 
Lübecker Staatsarchivs (der Jahre 1773 und 1803) habe ich 
oben im Text S. 96 und 111 f. behandelt. 
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Kartenbeilage 1. 

Ausschnitt und Karte 41 von Waghenaer, Speculum nsuticum 1S86. 



Kartenbeilage 2 s. 

Ausschnitt aus der Karte von Beautemps-Beaupre. 1815. 



Kartenbeilage 2tr 
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Luc Lesckickte des Flejsc!)ecgewecbe5 der 

Ltadt Lübeck im Mittelaltec. 

Von Franz Lffinger. 

8 l. Die äußere Leschichte der Lunft und ikr Derk8Itni5 
nach außen. 

9) Entstehung, Alter, Name und Bedeutung der Zunft. 

Seit wann die Handwerker in Lübeck angefangen haben, sich 
zu Korporationen zu vereinigen, darüber geben Urkunden keinen 
Aufschluß, aber alles weist darauf hin, daß es sehr früh geschehen 
ist. Es ist als wahrscheinlich anzusehen, daß die Entstehung eines 
Teiles der Handwerkerzünfte in Lübeck in die früheste Zeit des 
Bestehens der Stadt hinaufreicht^). Jedenfalls kennt das Stadt- 
recht von 1270 schon ein ausgebildetes Zunftwesen in dem Artikel 
„van der lüde morghensprake"^), worunter nur die Amtsver- 
sammlungen von Handwerkern gemeint sein können^). Erst all- 
mählich, nachdem sie schon eine Zeitlang bestanden haben, finden 
die Handwerkerkorporationen in den schriftlichen Zeugnissen eine 
reichlichere Erwähnung, und so mag es auch nicht befremden, 
wenn die erste Erwähnung einer Fleischerzunft in Lübeck nicht 
in heimischen Quellen selbst geschieht, sondern diese anderwärts 
zu finden ist; im Jahre 1225 verleiht nämlich der Fürst Borwin 
von Mecklenburg der Stadt Gadebusch mehrere Freiheiten der 
Stadt Lübeck, worunter auch diejenigen der eurnifices genannt 

') E. Wehrmann, Die älteren Lübeckischen Zunstrollen. Lübeck. 1872. 
S. 14. Einleitung. 

") Hoch, Das alte lübische Recht. Lübeck. 1839. Cod. II. Art. LXVIil. 
's Wehrmann, S. 72. Einleitung. 
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werden^). Unser Gewerbe muß also damals schon eine längere 
Zeit der Entwicklung hinter sich gehabt haben, so daß sein Ur- 
sprung in viel ältere Zeit hinauszusetzen ist°). Dies beweist auch 
schon der Umstand, daß die lübeckischen Fleischer bereits Ende 
des 13. Jahrhunderts in einer eigenen Straße beisammenwohnend 
erscheinen. Eine pisies csrniäcum wird schon 1289 erwähnt^). 
Sie wird von da ab häufiger genannt^). 

Die Zahl der Schlächter in Lübeck war ursprünglich sehr groß. 
So sind von 1323 bis 1332 35 Schlächter Bürger geworden, und 
in der Mitte des 14. Jahrhunderts muß man ihre Gesamtzahl un- 
gesähr auf 100 schätzenb). 1385 wurde aber die Zahl der Kochen- 
hauer auf 50 beschräntt^), und gegen Ende des 16. Jahrhunderts 
hat sie sich noch weiter verringert. So waren 1594 nur noch 
48 und 1596 gar nur 46 Knochenhauer vorhanden^"). 

Die Bezeichnungen, die für den gewerblichen Verband unseres 
Handwerks gebraucht werden, sind folgende: Zunächst findet sich 
dafür das Wort Amt (ampt^^), ambacht^^)). Das Geschäft des 
einzelnen, das er auf Grund der Zugehörigkeit zum Amt aus- 

h Meckl. U.B. l, S. 302. Vgl. auch I. Hohler, Die Anfänge des 
Gewerbes in Lübeck, Archiv für Kulturgefchichte I. (1903) S. 152; dazu 
ferner H. Bloch, Der Freibrief Friedrichs l. für Lübeck und der Ursprung der 
Ratsverfassung. Zeitschrift des Vereins für Lübeckische Geschichte und Alter- 
tumskunde 16. S. 8 f. 

°) überhaupt zählt das Handwerk der Fleischer zu den ältesten Gewerben 
in den Städten des Mittelalters. Vgl. v. Below, Entstehung des Handwerks 
in Deutschland, Zeitschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 5. S. 152, 
S. 153, Anm. 80. 

H P. Nehme, Das Lübecker Oberstadtbuch, Hannover 1895. S. 281; 
Nr. 44. 

H Z. B. P. Nehme, a.a.O. S.289,Rr.80(1301); S.297,Nr.115(1322);Lüb. 
U.B. (herausgegeben von dem Verein für Lübeckische Geschichte und Altertums- 
kunde. Lübeck 1871 ff.) ll. S. 150, Nr. 173. (1302.) Seit 1355 kommt für sie auch die 
deutsche Bezeichnung „vleschower strate" vor. Lüb. U.B. IV. S. 57, Nr. 57. 

H Wehrmann, a. a. O. Einleitung S. 7, vgl. auch F. Rörig, Der 
Markt von Lübeck. Leipzig 1922, S. 38; Rörig zählt allerdings noch die 
später zu erwähnenden Kawaunenoerkäufer mit. 

H Wehrmann, a.a.O. S. 259. 
") F. Rörig, a. a. O. S. 44. 
") Wehrmann, S. 259. Rolle der Knochenhauer von 1358. Chroniken 

der deutschen Städte: 28, ll. S. 258. 
") Wehrmann, S. 205. (Rolle der Garbrater von 1376.) 
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zuüben allein berechtigt war, wird mit lateinisch opus bezeichnete^). 
Neben dem Wort Amt finden sich für den gewerblichen Verband 
auch andere, synonyme Ausdrücke wie „consortium"^») und 
,,kumpanie"e°). Mr das Geschäft des einzelnen wird ferner 
bei unserem Gewerbe auch manchmal das Wort „lehen" gebraucht, 
weil der Rat in späterer Zeit die Gewall inne hatte, die Befugnis 
zur Ausübung des Fleischergewerbebetriebs ausschließlich selbst 
zu erteilen und die vakant gewordenen Stellen selbst wieder zu 
besetzen. Ebenso wird auch das ganze Amt manchmal „Lehen" 
genannt, ein Ausdruck, der sich bis in die neuere Zeit erhalten 
hat^b) und sich aus der allgemeinen lehensrechüichen Auffassung 
der allen Zeit erklärt. 

d) Das Verhältnis der Zunft zur städtischen Obrigkeit. 

Die Zunft war um der Stadt willen und um ihrer selbst willen 
da. Aus dem Umstand, daß die Zunft um der Stadt willen 
da war und ein von der Stadt anvertrautes Amt innehatte, 
ergab sich von selbst ein gewisses Abhängigkeitsverhältnis der- 
selben von der Stadt bzw. von deren Obrigkeit. Werdings können' 
wir annehmen, daß die Zünfte in Lübeck früher eine größere 
Autonomie besaßen als in späterer Zeit nach den Aufftänden 
gegen den Rat, durch welche gerade die Fleischerzunst einen 
bedeutenden Teil ihrer Rechte einbüßte. 

Die Abhängigkeit der Zunft von der städtischen Obrigkeit 
äußerte sich in verschiedenen Momenten. Zunächft bedurfte das 
neugebildete Amt zur Durchführung seiner Zwecke der obrigkett- 
lichen Bestättgung^'). Eine dirette Nachricht darüber ist uns zwar 
für unser Amt nicht erhalten; aber wir können aus dem Arttkel 

") Lüb. U.B. ll, S. 23. (Bürgerverzeichnis von 1259.) 
'y Lüb. U.B. ll. S. 1046 Anm. 7. (Kämmereibuch von 1316—1338.) 
") Wehrmann, S. 203 und S. 207. (Rolle der Garbrater von 1376.) 
") Wehrmann, Einleitung S. 23. Die gleiche Bezeichnung wird in 

Lübeck auch für das Amt der Kerzengießer verwendet. Ähnliche Verhältnisse 
liegen auch für die Fleischerzunft in Lüneburg vor, die bisweilen „des rades 
lehenware" genannt wurde Vgl. E. Bodemann, Die älteren Zunfturkunden 
der Stadt Lüneburg (Quellen und Forschungen zur Geschichte Niedersachsens 
Bd. 1. Hannover 1883). S. 126. (1581.) 

") Vgl. darüber G. v. Below, Probleme der Wirtschaftsgeschichte, Tüb. 
1920. S. 274. 
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des deutschen Lübecker Stadtrechts von ca. 1270, der über die 
Morgensprachen handelt^«), schließen, daß das Amt von jeher 
der obrigkeitlichen Anerkennung nicht entbehrte. Aus diesem 
Arttkel geht nämlich hervor, daß das Recht, Morgensprache halten 
zu dürfen, jedem Amt durch den Rat der Stadt besonders verliehen 
wurde, und zwar geschah die Verleihung summarisch, d. h. sie 
wurde ein für allemal gegeben, und es bedurfte in Zukunft 
nicht mehr einer jeweiligen besonderen Erlaubnis von Fall zu 
FaMb^. Aus diesem Vorgang kann wohl geschlossen werden, daß 
durch die obrigkeitliche Erteilung eines der wichtigsten Korpora- 
üonsrechte, wie es die Morgensprache darstelll, ein neugebildetes 
Amt die obrigkeitliche Sanktion und Vestätigung erhallen hat. 
Da aber zur Zeit der Abfassung des genannten Stadtrechts die 
Knochenhauerzunft auch schon bestand^"), so dürfen wir gewiß 
annehmen, daß auch auf sie der erwähnte Artikel und damit die 
obrigkeiüiche Anerkennung Anwendung gefunden hat, und da 
das Amt ohne die obrigkeitliche Sanktion schlechthin keinen seiner 

.Zwecke durchzuführen in der Lage war, so stellen wir zugleich 
fest, daß die Bestätigung der Zunft durch die Obrigkeit an den 
Anfang ihrer Entstehung zu setzen ist. 

Wie der Rat ein neugebildetes Amt beställgen konnte, hatte 
er auch das Recht, ein bestehendes Amt wieder aufzulösen. 
Dieses geschah im Jahre 1384 nach dem sogen. Knochenhauer- 
aufftand, an welchem die Knochenhauer in hervorragendem 
Maße beteiligt waren. Damals wurde den „fleschouwern dat 
ampt vorbaden und de boden vor den thormale neder gebroken," 
wie der Chronist erzähll^^). Freilich „begenadygde de rath 
1385 de fleschhouwer und makeden dat ampt wedder"^^). Von 
nun an aber war es mit der Selbständigkeit des Amtes bei- 
nahe vorbei, und es trat an deren Stelle ein ziemlich starkes 
Abhängigkeitsverhältnis vom Rat. Das machte sich hauptsächlich 
bei der Aufnahme neuer Genossen geltend. Müssen wir annehmen. 

'«) Hach, Das alte lübische Recht II. Nr. 188; III. Nr. 197. 
") Vgl. I. Höhler, a. a. O. S. 155 f. 
'°) Dgl. oben S. 153 f. 
") Chroniken der deutschen Städte 28. Lübeck II. S. 349 f. 
") Chronik von Lübeck ll. S 350; Wehrmann (Rolle der Knochen- 

hauer), S. 259: „yn dem jare 1385, also der knokenhowere ampt vornyet was," 
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daß es ursprünglich ganz dem Ermessen des Amtes anheim- 
gestellt war, selbst über die Ausnahme neuerGenossen zubestimmen, 
so wurde ihm nach dem Ausstand gerade dieses Recht genommen. 
Der Rat setzte damals die Zahl der von ihm zu bestimmenden 
Mitglieder-») auf 50 fest-''). Er behielt sich ausdrücklich das 
Recht vor, die vakant gewordenen Stellen selbst wieder zu besetzen 
und die damit verbundene Erlaubnis zur Ausübung der Ge- 
werbebefugnisse nach eigenem Ermessen zu erteilen-»). Daß die 
Knochenhauer das Übergewicht des Rates nach dieser Seite hin 
gerade als sehr drückend empfanden, beweist ein Artikel einer von 
der Bürgerschaft Lübecks im Jahre 1406 an den Rat gerichteten 
Beschwerdeschrist, der die Überschrist trug: „Umme der knoken- 
hower lede tho vorlenende", und in welchem die Herstellung 
des früheren Zustandes gefordert wurde. Wir wissen aber, daß 
der Rat die Beschwerde damals abschlägig beantwortete, und 
daß er bei der seit 1385 geübten „herlicheid" blieb-«). Auch 
noch 1461, in einem Streit zwischen dem Rat von Kiel und den 
dortigen Knochenhauern in der gleichen Sache als Schiedsrichter 
angerufen, entschied der Rat von Lübeck dahin, daß seine Rats- 
kollegen in Kiel das Amt eines Knochenhauers nach Willkür zu 
verleihen berechtigt wären, da sie ihren Knochenhauern das 
gleiche Recht verliehen hätten, das ihre Standesgenossen von 
Lübeck von ihm selbst erhalten haben-^). 

Aber nicht nur neue Genossen ins Amt aufzunehmen hielt 
sich der Rat von Lübeck für befugt, er behielt sich auch sogar 
das Recht vor, Gewerbebefugnisse der Knochenhauer einzelnen, 
die nicht dem Amte angehörten, in mehr oder weniger beschränkter 
Weise zu erteilen, d. h. er ernannte sogen. Freimeister. Diese 
Einrichtung gehörte steilich der späteren Zeit an und entsprang 

") „Unde weme de raet tostedet an das ampt." Wehrmann, S. 260 
(Rolle der Knochenhauer von 1385); „Und nemen dar uth, de ene behageden" 
Lüb. Chronik II. S. 350. 

") Wehrmann, S. 259. (Rolle der Knochenhauer von 1385.) 
") Wehrmann, S. 260. „also dat se neuen sulvesheren fetten schalen": 

„vortmer man dar lede loes sint, de schal de raet besetten unde vorlenen, 
man se willen unde weme se willen." 

") Lüb. Chronik II. S. 401, Art. 39. 
'') Lüb. U.B. X. Nr. 26. S. 25 f.; 29. März 1461. 
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dem Wunsche, Mißständen, unter denen das konsumierende 
Publikum zu leiden hatte, wirksam entgegenzutreten. Vielsache 
Klage der Bürgerschaft über die Knochenhauer nämlich, namentlich 
in bezug auf den Preis des Ochsenfleisches, wurde 1648 die 
Veranlassung, daß der Rat vier Freischlachter einsetzte, die dem 
großen Amt der Bäcker untergeordnet wurden^). 

Aber auch in Beziehung auf die Wahl der Älterleute, die 
jeweils an der Spitze der Zunft standen, wird die Abhängigkett 
der Knochenhauer vom Rat deutlich. Die Rolle von 1385 be- 
richtet darüber, daß der Rat jährlich die neuen Älterleute für 
das kommende Jahr selbst bezeichnete, denen dann das Amt 
gehorsam sein mußte^). Die Ällerleute hatten ferner dem Rat 
einen Eid abzulegen^«). Doch auch hier haben wir es sicher 
mit einer Sttafmaßregel zu tun, die erst nach dem Aufftand 
erlassen wurde. Ursprünglich dürfte die Wahl der Zunftvorsteher 
auch bei den Knochenhauern unabhängig vom Rat durch die 
Amtsmitglieder selbst gettoffen worden sein, und es war höchstens 
die obrigkeiüiche Bestätigung der so Gewählten notwendig. 

Auch bei den Zunftversammlungen, in denen das genossen- 
schaftliche Leben eines Amtes seinen vorzüglichsten Ausdruck fand, 
machte sich bei unserem Gewerbe der Einfluß des Rates gellend. 
Wir haben schon gesehen, daß früher die Erlaubnis, Morgen- 
sprachen halten zu dürfen, von dem Rat ein für allemal gegeben 
wurde und daß es dann keiner besonderen Erlaubnis mehr von 
Fall zu Fall bedurfte. Später ist auch das anders geworden. 
Wie die Rolle von 1385 nämlich berichtet, war von dieser Zett 
ab zur Abhaltung einer Morgensprache die jeweilige Erlaubnis 
des Rates einzuholend^). 

Die Wirksamkeit der Ratsgewalt gegenüber dem Amt offen- 
barte sich ferner namentlich auch bei Aufftellung der Zunffftatuten. 
Darüber berichtet die Knochenhauerrolle folgendes: Die Kochen- 
hauer „schollen ere rechttgkeit des amtes holden, also hier na 
gescreven steit, van gnaden wegen des rades und up des rades 

Wehrmann, S. 65 s. Einleitung. 
Wehrmann, S. 260. (Rolle der Knochenhauer.) 

") Wehrmann, S. 266. (Rolle der Knochenhauer) „by erem eede". 
") Wehrmann, S. 260. „vortmer so wil der raet, dat se nenerleie 

ghesterie noch samelinge hebben scholen, se en doen dat mit orlove des rades." 
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behach, also lange alse it deme rade behagelik und der 
Chronist erzählt darüber, der Rat habe nach Wiederausrichtung 
des Amtes imIahre1385 denKnochenhauern „enenygerechtycheyt" 
gegeben, „wo se ere dynk holden scholden in erem ampte"^). 
Der Rat erließ also hier die Zunststatuten selbst, die er nach seinem 
Ermessen abzuändern sich vorbehielt. Doch auch in diesem Falle 
ist anzunehmen, daß nicht die ursprünglichen Verhältnisse vor- 
liegen, da die Rolle von 1385 ja einen poliüschen Hintergrund 
hat und deshalb eher als Anomalie zu betrachten ist. Es ist 
vielmehr wahrscheinlich, daß auch bei den Knochenhauern, wenn 
überhaupt eine Kodifikaüon ihrer Rechte schon srüher vorlag, sie 
hauptsächlich aus dem von ihnen selbst gekorenen und nieder- 
geschriebenen Recht bestand, das dann dem Rat zur Bestättgung 
und Sanktionierung vorgelegt wurde. Aber auch dann, wenn 
der Rat, wie im vorliegenden Fall, von sich aus neue Zunst- 
gesetze erließ, wird man anzunehmen geneigt sein, daß sich die 
obrigkeitlichen Verordnungen in den wesentlichen Punkten doch 
aus Wiedererneuerung des seit altem gebildeten, genossenschaftlichen 
Rechtes beschränkte^^). Daß tatsächlich aber das Amt srüher aus 
eigener Jnitiattoe ein Statut erlassen konnte, eine sogenannte 
Willkür, die dann vom Rat bestättgt wurde, beweist eine Ver- 
einbarung zwischen Knochenhauern und Garbratern, deren Ansang 
lautet: „In dem jähre 1369 wart myt der Herren vulbort 
gemaket twischen den knokenhowere unde den garbrederen desse 
wilkore unde upsat"^°). Am ehesten wird der Rat da stelbständig 
Verordnungen erlassen haben, wo es sich um die Regelung des 
Gewerbebetriebs handelte, da er hier Dr das Wohl der All- 

") Wehrmann, S. 259. 
'') Lüb. Chronik II. S. 350. 
") Dgl. O. v. Gierte, Das deutsche Genossenschaftsrecht (Berlin 1868 ff.) l, 

S. 381 f. 
") Wehrmann, S. 206, und Lüb. U.B. Ili, Nr. 683. S. 741 f. Ebenso 

möchte ich auch die Urkunde von 1361 (Lüb. U.B. lU, S. 427), die vom 
Auswärtsschlafen der Küterknechte während der Nacht handelt und die mit 
den Worten beginnt: „den kutheren hebbet desse heren vor eyn recht gegeven", 
eher als eine auf Ansuchen erteilte obrigkeitliche Bestätigung eines alten 
Gewohnheitsrechtes oder eines dem Willen der Küter selbst entsprungenen 
Statuts ansehen, als eine vom Rat eigenmächtig erlasiene Verordnung, wie 
Höhler, S. 158. 
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gememheit zu sorgen hatte; und gerade die Nahrungsmittelgewerbe 
unterlagen im Interesse des konsumierenden Publikums einer 
dauernden Beaussichtigung und Konttollierung durch die städttsche 
Obrigkeit. In welchem Maße sich dieselbe auf unser (Bewerbe 
erstreckte, wird später zu zeigen sein. 

c) Der Zunftzwang. 

Das bedeutsamste Recht, das zum Wesen jeder Zunft gehörte, 
ja deren erste Voraussetzung bildete, ist der Zunftzwang. In 
ihm fand die öffentliche Anerkennung der Zunft durch die Obrigkeit 
ihren Ausdruck. Die Mitgliedschaft der Zunft bildete die Vor- 
aussetzung für die Ausübung des betreffenden lBewerbes innerhalb 
der Gemeinde, während Unzünftige von dieser, nur den Mitgliedern 
der Zunft zustehenden Arbeit ausgeschlossen wurden und das 
Arbeitsgebiet zugleich gegen das anderer, verwandter Zünfte 
streng abgeschlossen wurde^°). Wir müssen wohl annehmen, daß 
auch die Fleischerzunft zu Lübeck den Zunftzwang von Anfang 
an besaß, daß wir in ihm sogar das Hauptmotiv ihrer Enfftehung 
zu suchen haben. Leider sind uns aber aus dieser Zeit keine 
Quellen erhalten, welche diese Annahme bestätigen könnten. Für 
die Kenntnis der rechtlichen Verhältnisse der Zunft bleibt uns 
als Hauptquelle nur der Zunftbrief von 1385, von ihm wissen 
wir aber bereits, daß er nicht die ursprünglichen Verhältnisse 
wiedergibt, sondern einen Ausnahmefall bildet, da er die Antwort 
auf eine revolutionäre Erhebung gegen den Rat darstellt. Wir 
könnten vielleicht für das Bestehen des Zunftzwanges vor 1385 
die im Jahre 1369 mit Erlaubnis des Rats abgeschlossene Ver- 
einbarung über die Abgrenzung der Arbeitsgebiete zwischen 
Knochenhauern und Garbratern^') anführen. Denn eine solche 
Abgrenzung gegenüber einer möglichen Konkurrenz deutet ja auf 
den Zunftzwang hin, während die Teilnahme des Rates zeigt, 
daß sich dieser der Durchführung des Zunftzwanges widmete. 
Wir glauben aber, daß auch nach 1385 die Knochenhauer den 
Zunftzwang besaßen und er mit nachfolgendem zu beweisen 

") Dgl. o. Below, Probleme der Wirtschaftsgeschichte. S. 274 ff. 
v. Below, Artikel Zünfte im Wörterbuch der Bolkswirtschaft (herausgegeben 
von Elster) II. S. 1427. 

") Wehrmann, S. 2l)6 f. 
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ist: Wir erinnern uns, daß der Rat die Zahl der Knochenhauer 
nach dem Aufstand auf 50 feftfetzte; er ernannte die Mitglieder 
der Zunft und befetzte erledigte Stellen jeweils felbft. Er über- 
trug aber jedem fo ernannten Mitglied der Zunft zugleich die 
Berechtigung zur Ausübung des Gewerbes. Es hatte alfo nur 
die genau beftimmte Zahl von Mitgliedern infolge ihrer Zugehörig- 
keit zur Knochenhauerzunft das Recht, in Lübeck das Fleifcher- 
gewerbe auszuüben, das heißt: die Zunft befaß den Zunftzwang. 
Sollte daher jemand das Recht auf Ausübung des Fleifcher- 
handwerks erlangen, ohne der Fleifcherzunst anzugehören, fo 
mußte folgerichtig der Rat diefem die Befugnis dazu befonders 
verleihen, d. h. er mußte fogenannte Freimeifterftellen errichten. 
Wie wir fchon gehört haben, war diefes in Lübeck in fpäterer 
Zeit auch tatfächlich der Fall^^). 

Daß Zunftzwang in diefer Stadt allgemein beftand und der 
Rat für deffen Durchführung Sorge trug, geht aber auch aus 
einer Reihe von Mandaten hervor, die er gegen die unzünftige 
Arbeit und gegen die Beeinträchtigung der Ämter durch Unbefugte 
erließ. Das älteste noch vorhandene davon, welches jedoch auf 
frühere, ähnliche Bezug nimmt, ift vom Jahre 1569^»). Es wird 
darin verordnet, daß „Böhnhafen" nirgends in der Stadt geduldet, 
fondern aufgefucht, geftrast und aus der Stadt verwiefen werden 
fällten; zugleich war diefen die verbotene Arbeit wegzunehmen 
und ihre Kunden wurden mit einer Strafe von 10 Mark Sllber 
bedroht. 1570 erfchien ein verfchärftes Mandat, und bei einer 
Wiederholung desfelben im Jahre 1584 wurde den einzelnen 
Ämtern ausdrücklich geftattet, „nach altem Gebrauch" die Böhn- 
hafen felbft aufzufuchen und zu diesem Zweck auch Bürgerhäuser 
zu betreten und Untersuchungen anzustellen. Bei einer so 
ausgesprochenen Fürsorge des Rats, unzünftige Arbeit auszu- 

«) Vgl. oben S. 158. 
") Vgl. für das Folgende: Wehrmann, S. 97. Einleitung. E. Fromm, 

Frankfurts Textilgewerbe im Mittelalter (Archiv für Frankfurts Gefchichte 
und Kunft, Band 6) S. 39, behauptet, der Zunftzwang in Lübeck begegne 
uns erft im XVI. Jahrhundert. Er überfieht aber, daß die von Wehrmann 
„erft von 1529 an angeführten Verordnungen gegen die Böhnhafen" auf 
ältere, ähnliche Verordnungen Bezug nehmen. Für unfer Gewerbe jedenfalls 
muh der Zunftzwang schon lange vorher existiert haben. 

Ztschr. d. «. f. L. G. XXIV, 1. 11 
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schließen, würde es verwundern, wenn nicht auch die Knochen- 
hauer den Zunftzwang besessen hätten. 

Und doch erlitt das ausschließliche Recht auf die der Zunft 
zustehende Arbeit gewisse Einschränkungen. Im Interesse einer 
ausreichenden Versorgung der Stadt mit Fleisch schien es nämlich 
oft nötig, neben dem zünftigen Handwerk in mäßigen Grenzen 
eine gewisse Konkurrenz zuzulassen. Diese Konkurrenz bestand 
in der Hauptsache einmal aus Bürgern, die keiner Zunft angehörten, 
dann aus Angehörigen anderer Zünfte, vor allem den Bäckern, 
und endlich aus stadtftemden Personen, den sogenannten Gästen^"). 
Darüber soll im folgenden die Rede sein. 

c!) Das Verhältnis zur Konkurrenz. 

Zunächst befaßte sich in Lübeck ein sehr großer Teil der Bürger 
mit Viehzucht. Lübeck unterschied sich darin in nichts von den 
übrigen Städten des Mittelalters, in denen „entsprechend der 
landwirtschaftlichen Atmosphäre, die über ihnen lagerte, fast alle, 
auch die kleinen Bürger, im Stall eine Kuh oder wenigstens eine 
Ziege hatten und ein oder mehrere Schweine mästeten"^^). An 
Beweisen dafür fehlt es nicht: Zunächst ist zu erwähnen, daß 
den Lübecker Bürgern schon frühzeitig für ein bequemes Weiden 
der Tiere genügend Weideland zur Verfügung stand^^). Wir 
hören deshalb auch schon im alten Stadtrecht, daß täglich Groß- 
vieh durch die Straßen der Stadt dorthin aus- und wieder zurück- 
getrieben wurde; dabei konnte es sogar vorkommen, daß ein 
Stück verloren ging^H. War ferner der Platz vor dem Hause 
eines Bürgers so schlecht beschaffen, und war die Ausbesserung 
trotzdem vernachlässigt worden, daß das Vieh des Nachbars 
dort zu Schaden kam und Hals und Bein brach, so war der 

^°) über das Verhältnis der Zünfte zur Konkurrenz vgl. v. Below, 
Probleme. S. 281 f. 

v. Below, Das ältere deutsche Städtewesen und Bürgertum, 
Mongraphien zur Weltgeschichte (herausgegeben von E. Heyck) VI, S. 37 f. 
M. Heyne, Deutsche Hausaltertümer, Bd. l (Wohnungswesen). S. 203. 
Ferner u. a. Schmoller, Die historische Entwicklung des Fleischkonsums (Ztschr- 
f. d. gesamte Staatswissenschast 27). S. 298 f. D. Schäser, Die Hansestädte 
und König Waldemar (Jena 1879). S. 219. 

") Lüb. U.B. I, Nr. X« (1204). 
") Hach, Das alte lübische Recht, Cod. II. S. 327, Art. 159 (1294). 



163 

Betreffende zum Schadenersatz verpflichtet"). Weiter möge als 
Beweis folgendes gelten: Im Lübecker Oberstadtbuch findet sich 
1309 eine Eintragung, nach welcher ein Bürger seinem Nachbar 
die Mitbenutzung seines Brunnens gestattete, dabei aberausdrücklich 
ausbedang, daß kein Vieh daraus getränkt werden dürste"). 
Sogar eine ganz ansehnliche Summe von Mhen wurde bis- 
weilen auf einer Hofftatt gehalten"). Wie Großvieh, so wurden 
noch mehr Schweine in der Stadt aufgezogen. Da diese, wie in 
den meisten mittelalterlichen Städten, ftei auf der Sttaße 
herumliefen, bildeten sie häufig den Gegenstand von Erlassen 
und Verordnungen. Schon im alten Stadtrecht fand sich ein 
Arttkel, demzufolge ein Schweinestall von der Sttaße und von 
einem Kirchhof 5 Fuß, von einem Nachbarhaus 3 Fuß enffernt 
sein mußte"). Die Aufzucht von Schweinen in der Stadt wurde 
den Bürgern, mit Ausnahme der Wohttätigkeitsanstalten, erst 
im Jahre 1583 untersagt; sie frei auf der Sttaße umherlaufen 
zu lassen, war allerdings schon im 15. Jahrhundert nicht mehr 
erlaubt. Doch scheinen sich die Eigentümer wenig darum 
gekümmert zu haben"), zumal noch Anstalten vorhanden waren, 
deren Schweine dauernd auf der Sttaße waren. So gestattete 
z. B. der Rat im Jahre 1465 dem Antoniusstift in Tempzin 
in Mecklenburg jährlich 20 Schweine, die „Thomves swine", in 
die Sttaßen der Stadt auf „die Weide" zu schicken und sie 
dort Tag und Nacht ohne Aufficht umherlaufen zu lassen. Damit 
aber die Schweine, die so „uppe der straten in sunte Anthonii 
ere" umherliefen, auch kenntlich wären, mußten sie eine Glocke 

") Hoch, Das alte lübische Recht, Cod. II. S. 224, Art. 154 (1294). 
C. W. Pauli, Lübeckische Zustände zu Anfang des 14. Jahrhunderts 

(Lübeck 1847) I. S. 41. Die betreffende Urkunde ebenda gedruckt im 
Anhang S. 200 Nr. 52. 

^") Dgl. Lüb. U.B. II, S. 825 Nr. 815 (1439): Eine Frau verpfändet 
für eine geschuldete Geldsumme „cluoclccim vsccss, qus; in sus clomo 
dabei". 

Hach, Cod. II, Art. 205, S. 354 (1249); vgl. auch M. Heyne, D.H.A. I. 
S. 179 (auch der Sachsenspiegel läßt Schweinekoben nur bis 3 Fuß vom 
Grenzzaun zu). 

") W. Brehmer, Das häusliche Leben in Lübeck zu Ende des 15. Jahr- 
hunderts (Hans. Gesch -Bk. 1886) S. 7. 

11* 
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im Ohr hängen haben, und man mußte ihnen das Antoniuskreuz 
— ein Tau — auf die Mße brennen^^). 

Der Zweck der bürgerlichen Viehhaltung war wohl in der 
Hauptsache die Erlangung von Milch und Butter sowie die 
Gewinnung von Fleisch für den eigenen Haushalt. Ganz all- 
gemein war es ja jedem Bürger gestattet, für den Gebrauch in 
der eigenen Wirtschaft soviel zu schlachten oder schlachten zu lassen, 
als ihm beliebte. Dieses Recht wird nirgends angefochten^o^. 
Wenn der Bürger aber das zu diesem Zweck notwendige Schlacht- 
vieh nicht selbst aufziehen konnte oder wollte, so war durch das 
ihm zustehende Einstandsrecht dafür gesorgt, daß er auf alle 
Fälle solches beschaffen konnte und er dabei nicht durch die 
Knochenhauer benachteiligt wurde°^). Schlachten ließen die Bürger, 
wenigstens teilweise, anscheinend in dem städtischen Schlachthaus^^). 
Ob die Bürger auch Fleisch von dem Vieh, das aus ihrer eigenen 
Wirffchaft stammte, verkauften, wie solches in anderen Städten 
vielfach der Fall war°^), ist für Lübeck nicht nachzuweisen. Viel 
eher dürfte anzunehmen sein, daß sie das Vieh, welches sie selbst 
nicht schlachten wollten, weiter verkauften; daraufhin deutet die 
schon früher und dann wieder in der Knochenhauerrolle von 

Lüb. U.B. X, Nr. 590. S. 601 (1465). Ganz dasselbe findet sich 
auch in andern Städten — sogar in Paris. Bgl. Berlepsch, Chronik vom 
ehrbaren Metzgergewerk (St. Gallen). S. 69. Auch in Nürnberg dursten 
z. B. Spital und Klöster beliebig viele Schweine halten. Dgl. L. Sachs, 
Metzgergewerbe und Fleischversorgung der Reichsstadt Nürnberg bis Ende des 
30jährigen Krieges (Mitteilungen des Vereins für Geschichte der Stadt Nürn- 
berg, 24. Heft, Nürnberg 1924). S. 43. 

°") Vgl. G. Adler, Die Fleischteuerungspolitik der deutschen Städte beim 
Ausgang des Mittelalters (Tübingen 1893) S. 59. 

°') Vgl. im 2. Teil der Arbeit im nächsten Hest. 
°') Wenigstens könnte so eine Stelle in der Rolle der Lohgerber v. 1454 

(Wehrmann, S. 315), gedeutet werden: „Soen schal nymand in unsem ampte 
jenigerley ledder kopen van den knakenhouwern uppe dem kuterhuse, ane dat 
were so, dat andere Lude dar uppe flachten leten", von denen dürfen sie 
kaufen. 

°') Z. B. in Lüneburg: Bodemann, S. 128. Vgl. ferner Drucker, Die 
Straßburger Zunft und Polizeiverordnungen des 14. und 15. Jahrhunderts, 
S. 348 (1435) für Straßburg; Berlepsch, S. 54 für Eßlingen; I. Bader, Die 
Nürnberger Polizeiverordnungen aus dem 13—15. Jahrhundert (Bibliothek 
des Lit. Vereins in Stuttgart 63, Stuttgart 1861), S. 200 und S. 235 für 
Nürnberg. 
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1385 festgesetzte Regelung des Schweineverkaufs, derzufolge der 
verkaufende Bürger zur Zurücknahme der Tiere verpflichtet war, 
falls sie finnig sein sollten^). 

Neben den anderen Bürgern beschäftigten sich in den mittel- 
allerlichen Städten vornehmlich die Bäcker mit Schweinezucht 
und Schweinemast im Nebenberuföb). Der Grund liegt wohl 
darin, weil sich die Abfälle gerade dieses Gewerbes für die Aufzucht 
von Schweinen ganz vorzüglich verwerten ließen^b). Auch in 
Lübeck läßt sich Schweinezucht durch die Bäcker konstatieren. In 
der Rolle von 1385 wird den Alterleuten der Knochenhauer 
zusammen mit denen der Bäcker die Entscheidung zugestanden 
für den Fall, daß jemand, der ein Schwein von einem Bäcker 
gekauft hatte, bestreitet, daß dieses gut gemästet sei°^). Das 
Halten von Schweinen durch die Bäcker war aber den Nachbarn 
nicht immer sehr angenehm. So beschwerten sich drei Bürger 
bei dem Rat über ihren Nachbar, einen Bäcker, weil dieser „jn 
zineme kelre swine liggende hebbe... da dorch se in eren husern 
gestenket worden . .." Der Rat befahl daraufhin dem Bäcker, 
diesen Mißstand abzustellen und verbot ihm, weiterhin Schweine 
im Keller zu halten^^). Daß die Bäcker die gemästeten Tiere 
selbst schlachteten und das Fleisch verkauften^H, ist für Lübeck 
nicht nachzuweisen. Es dürste eher anzunehmen sein, daß sie die 
Tiere verkauftenbv). 

Die Auffütterung von Schweinen betrieb außerdem die Stadt 
selbst. Die Schweine wurden am Müllendamm gehalten. Der 

") Hoch, Cod. II, Art. 239, S. 369; Wehrmann, S. 263 f. 
") Vgl. darüber vor allem Sachs, a. a. O. Kap. 4, S. 41 ff. für Nürn- 

berg, sowie die ebenda (Kap. 4, Anm. 1) zusammengestellte Literatur. 
Heyne, D.H.A. II (Das deutsche Nahrungswesen). S. 266 Anm. 23. 
Wehrmann, S. 264. 
Lüb. U.B. XI. S. 51, Nr. 49 (1466). Ein ganz ähnliches Beispiel 

gibt W. Brehmer, Lübeckische Häusernamen nebst Beiträgen zur Geschichte 
einzelner Häuser im Mittelalter (Mitteilungen des Vereins für Lübeckische 
Geschichte und Altertumskunde, Heft 4). S. 10. 

"') Wie z. B. in Nürnberg von 1527 an unter gewissen Voraussetzungen; 
vgl. Sachs, S. 44 f.; oder in Sttaßburg, vgl. Adler, S. 58. 

"") Ein blühender Schweinehandel ist z. B. bei den Bäckern in Ulm 
bezeugt. Vgl. Nübling, Ulms Handel und Gewerbe im Mittelalter, Heft 2r 
Ulms Fleischerwesen (Ulm 1892). S. 10 f. 
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Erlös, der aus dem Verkauf der gemästeten Tiere erzielt wurde, 
floß in die Stadtkasse°^). 

Die meiste Konkurrenz erwuchs aber den zünftigen Fleischern 
durch die fremden, von auswärts kommenden Fleischverkäufern, 
die sogenannten Gäste. Sie hatten das Recht, zwischen Ostern 
und Pfingsten und vom 17. September bis 25. November („von 
St. Lambertes daghe wente sunte katerinen daghe") Rind- und 
Schaffleisch in der Stadt zu verkaufenb^). 

Man könnte nun behaupten, daß diese Konkurrenz, namentlich 
das Recht des freien Fleischverkaufs durch Gäste, dem Zunftzwang 
widersprach. Demgegenüber ist folgendes festzustellen: Das Recht 
der Selbstversorgung mit Fleisch war im Mittelalter prinzipiell 
jedermann gestattet, ohne daß man darin eine Verletzung der 
den Fleischern zugestandenen Arbeitsbefugnisse erblickte. Wenn 
daher durch Vergrößerung des Angebots an Schlachttieren, wie 
es beispielshalber durch den Verkauf von gemästeten Bäcker- 
schweinen geschah, die Möglichkeit der Selbstversorgung den 
einzelnen Hauswirtschaften erleichtert wurde, so konnte solches 
nur erwünscht sein. Aber auch die Zulassung von Gästen 
auf dem Fleischmartt bedeutete höchstens eine Einschränkung, 
und keine völlige Durchbrechung oder gar Aufhebung des Zunft- 
monopols der städttschen Fleischer: denn ganz abgesehen davon, 
daß die einheimische der fremden Produttion noch immer durch 
Kenntnis der lokalen Verhältnisse, durch geringeren Aufwand 
der Produktionskosten, durch bereits erworbene Kundschaft im 
Vorteil war«»), unterlagen die Gäste überhaupt einem minderen 
Recht. Sie durften, wie oben gesagt, nur zu besttmmten Zeiten, 
in denen man viel Fleisch benötigte, in die Stadt hereinkommen. 
Dann durften sie nur bestimmte Sorten Fleisch und nur in größeren 

") In der Übersicht der Einnahmen und Ausgaben der Stadt Lübeck 
aus dem Jahre 1421—1430 (Lüb. U.B. VlI, S. 410 f.) findet er sich z. B. 
verzeichnet unter der Rubrik „van den swynen". Freilich stehen diesen Ein- 
nahmen auch Ausgaben für die bauliche Instandhaltung der Ställe („to dem 
stalle"), sowie für den Wärter der Tiere gegenüber. Vgl. Lüb. U.B. VII, S. 414. 

") Wehrmann, S. 261. 
") Schönberg, Zur wirtschaftlichen Bedeutung des deutschen Zunft. 

Wesens im Mittelalter (Hildebrands Jahrbücher für Nationalökonomie und 
Statistik 9, Jahrgang 1867). S. 34. Vgl. auch D. Schäfer, Die Hansestädte 
und König Waldemar von Dänemark. S. 203. 
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Quantitäten („dat rynt by verendeten vnde dat schap by buken") 
verkaufen. Eine besonders bedeutsame Einschränkung Überbestand 
darin, daß sie das Fleisch an einem Tag verkaufen mußten und 
den Rest nicht etwa wieder des anderen Tages auf den Markt 
bringen dursten. Ferner hatten sie der Stadt für die Erlaubnis 
des Fleischverkaufs eine Abgabe zu entrichten, die von einem 
Rind 16 Pfennig und von einem Schaf 4 Pfennig betrug. Daß 
nur Fleisch ausgezeichneter Qualität („dat nicht wandelbar is") 
durch sie zum Verkauf gelangen durfte, versteht sich von selbst«^). 

Man hatte aber nicht nur mit der eben besprochenen 
Konkurrenz zu rechnen, sondern es mußten auch die Gewerbe- 
berechtigungen innerhalb der eigenen Zunst und gegenüber ver- 
wandten Zünsten abgegrenzt werden. 

e) Die Abgrenzung des Gewerbegebiets innerhalb 
der Zunft selbst und das Verhältnis zu verwandten 

Gewerben. 
Das Fleischergewerbe wurde in seinen einzelnen Betriebs- 

zweigen in vielen Städten des Mittelalters von verschiedenen, 
gesonderten beruflichen Gruppen ausgeübt. Es herrschte auch 
hier die im Mittelalter überall zu beobachtende Arbeitsteilung 
im Sinne einer Berufsteilung; aus einem umfangreichen Produk- 
tionsgebiet wurden einzelne Teile ausgeschieden, um neue Berufs- 
arten zu bilden. Die mittelalterliche Arbeitsteilung war also 
Spezialisierung der Produktion; sie führte zur Vermehrung der 
Berufsarten innerhalb eines Produktionsgebietes«°). 

Wehrmann, S. 261. Beschränkung der Gäste gegenüber dem ein- 
heimischen Gewerbe sinden wir vielfach. In Augsburg (1276) dursten die 
auswärtigen Fleischer nur vom Herbst bis Fastnacht, wenn die Leute ihr 
Haus mit Fleisch versorgten, hereinkommen und durften nur verkaufen: Rinds- 
keulen („schlegel") ganz, halb oder viertel, ebenso Kälber und Lämmer nur 
ganz, das gleiche galt für Speckseiten. Ferner durften sie von Ostern bis 
Pfingsten verkaufen, aber auch nur ganze Lämmer und Kälber. In München 
mußten die nichtzünftigen Fleischer einen Kreuzer wohlfeiler geben als die 
Stadtmetzger. Berlepsch, S. 48, S. 51; vgl. darüber auch Adler, S. 55 ff. 

°°) Darüber v. Below, Die Motive der Zunftbildung im deutschen 
Mittelalter, H.Z. 109. S. 34. v. Below, Probleme, S. 282 f.; „Arbeits- 
teilung" im Artikel Zünfte bei Elster, Band 2, S. 1487. Ferner K. Bücher, 
Die Bevölkerung der Stadt Frankfurt a. M., S. 229, und Die Entstehung 
der Volkswirtschaft. S. 233. 
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In Lübeck finden wir innerhalb des Fleischergewerbes vor 
allem zwei gesonderte Gruppen, deren Arbeitsbefugnisse streng 
voneinander getrennt waren. Es waren dies die Knochenhauer 
und die Kuter^^^. Die Knochenhauer (knokenhowere, lat. csrnillces) 
waren die eigentlichen Fleischverkäufer; sie hatten mit dem 
Schlachtgeschäst nichts zu tun, sondern nur mit dem Einkauf des 
Biehs und dem Detailverkauf des Fleisches^^). Sie waren ver- 
pflichtet, alles Vieh bei den Kütern schlachten und zerlegen zu 
lassen. Sie nahmen allerdings für sich in Anspruch, soviel sie 
für ihren eigenen Haushalt benötigten, wöchentlich selbst schlachten 
zu dürfen. Jeder Knochenhauer ließ immer bei ein und demselben 
Küter schlachten. 

Die Küter (kutere, tclrtore5)b«) waren die eigenüichen 
Schlächter. Ihre Tätigkeit beschränkte sich hauptsächlich auf das 
Schachthaus, das sogenannte Küterhaus. Darin schlachteten sie 
das Vieh, zerlegten es nach einer vorgeschriebenen Ordnung und 
sandten es dann den Knochenhauern in die Fleischbuden. Als 
Entschädigung dafür beanspruchten sie von jedem geschlachteten 
Rind 4 Pfennig sowie gewisse Sorten von Gedärmen. Neben 
dem Schlachten beschäftigten sich die Küter hauptsächlich noch 
mit dem Handeln mit Gedärmen^H, die sie außer den als Ent- 
schädigung erhaltenen von denKnochenhauern nach einer bestimmten 
Preistaxe abkauften. Auch scheinen fte Schweinemast betrieben 
zu haben^o^ Veauffichtigt wurden die Küter durch die Zunst- 

Mit ihnen, den eigentlichen Vertretern des Fleischergewerbes, soll 
sich auch vornehmlich diese Arbeit besassen. 

") „houwen" bedeutet hier soviel wie „einzeln verlausen", ähnlich wie 
„snyden, sliten, entweihouwen". Vgl. Hamburger Zunstrollen, herausgegeben 
von O. Rüdiger. S. 325. 

°°) Name „ksrtvr" vorkommend z. B. bei P. Nehme, Das Lübecker 
Oberstadtbuch, S. 303, Nr. 137 (1341). über die „Küter" vgl. Schiller-Lübben, 
Mittel-Niederdeutsches Wörterbuch II, S. 606. Heyne, D.H.A. II, S. 286, 
S. 292. 

°°) Diese bildeten zusammen mit den übrigen Innen- und Kleinteilen 
des Schlachtviehs das Leibgericht der geringeren Klasse. Vgl. Heyne, D.H.A. II, 
S. 292. 

") 1357 wurde ihnen verboten, Schweine mit Blut zu mästen. Lüb. 
U.B. Ill, Nr. 283, S. 295. Ebenso Wehrmann (Rolle der Knochenhauer), 
S. 266. In Rostock, wo auch die Scheidung zwischen Knochenhauern und 
Kütern bestand, waren letztere nach einer Ratsverfügung von 1330 auch 
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Vorsteher der Knochenhauer^^). Etwaige Streitigkeiten zwischen 
den Kütern und ^ochenhauern mußten den Älterleuten der 
Knochenhauer angezeigt werden, die den Fall dann zur Ent- 
scheidung vor den Rat zu bringen hatten^^). Auch stand den 
Knochenhauern ein kleines Schlachthaus zur Verfügung, in dem 
sie bis zur Beilegung der Streitigkeiten selbst schlachten 
konnten^^). 

Ferner befanden sich in Lübeck, in eigener Zunft vereinigt, 
die Garbrater (auch koc, cocus genannt)"). Sie schlössen im 
Jahre 1369 mit Erlaubnis des Rates ein Übereinkommen mit 
den Knochenhauern, in dem gegenseitig das Gebiet ihrer gewerb- 
lichen Tätigkeit festgelegt wurde"). Danach kochten sie haupt- 
sächlich Fleisch, machten es eßbar oder verfertigten daraus 
„Metwurst". Sie waren gehalten, das Fleisch, wenn möglich, 
bei den ^ochenhauern zu kaufen"). Ferner beschafften sie sich 
auf dem Küterhause Gedärme („ynsthere"), die sie aber nur in 
gekochtem Zustand wieder verkaufen durften, da der Verkauf 
des rohen „Jnster" ein Vorrecht der Küter war. Dagegen war 
es ihnen gestattet, Spanferkel überall und Lämmer auf den 
Markt der Stadt zwischen Ostern und St. Johann einzukaufen 
und zum Genuß herzurichten"). Außerdem befaßten sich die 
Garbrater noch mit dem Verkauf von Wildbret^^^, mit den 
Verkauf bestimmter Fischsorten") und waren darin wieder 

berechtigt, mit Speck und in beschränktem Maße auch mit Fleisch zu handeln. 
Vgl. M. Genzmer, Das Fleischergewerbe in Mecklenburg vom 12. bis 14. Jahr- 
hundert (Jahrbuch des Vereins sür mecklenburgische Geschichte 1915). S 204. 

^') Wehrmann, S. 266. 
' ") Wehrmann, S. 267 ff. 

") Wehrmann, S. 263 Anm. 59. 
") Z. B. Lüb. U.B. lll, S. 741. 
") Wehrmann, S. 206 f., auch Lüb. U.B. III, Nr. 683, S. 741 f. 

Ebenso waren die Garbrater in Hildesheim gehalten, das Fleisch, 
das sie zum Genusse zubereiteten, von den Knochenhauern zu lausen. Vgl. 
W. Tuckermann, Die Gewerbe der Stadt Hildesheim bis zur Mitte des 
15. Jahrhunderts; Tüb. Diss. von 1906. S. 114. 

") Wehrmann, S. 206 s.; auch Rolle der Garbrater (1376), S. 204. 
In Hildesheim war es den Garbratern z. B. ebensalls erlaubt, an 4 Tagen 
des Jahres Schweine zu schlachten. Tuckermann, S. 115. 

Wehrmann, S. 204 (Rolle der Garbrater 1376). 
") Wehrmann, S. 203 und 204 (Rolle der Garbrater 1376). 
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geschieden von den „Hökern", die anderes Fischwerk und Käse 
auf dem Markt feil hielten««). Endlich hatten sie auch das aus- 
schließliche Recht, Hochzeits- und Gesellschastsessen in Gasthäusern 
zu kochen. Es wurde dafür Mitte des 15. Jahrhunderts, um 
übermäßigen Aufwand zu verhüten, ganz genau die dabei zu 
verrichtende Arbeit und die dafür zu bezahlende Entlohnung 
festgesetzt«^). Zum Schluß sei noch erwähnt, daß das gewöhnliche 
Garbraterzeichen ein auf einerTafel gemalterHirsch mit natürlichem 
Geweih war«^). 

Als letzte, dem Fleischergewerbe nahestehende Gruppe müssen 
noch die Speckverkäufer („qui Igrcium et intestins pecorum 
venctunt") genannt werden. Sie finden im Kämmereibuch von 
1316—1338 Erwähnung««), über ihre Befugniffe erfahren wir 
weiter nichts. Es wird von ihnen nur gesagt, daß sie „stsbunt 
in locis inlerioribus" und daß sie für ihre Verkaufsftellen eine 
gewifse Gebühr zu entrichten haben. Man könnte die Vermutung 
haben, daß mit ihnen Küter gemeint seien, wenn nicht an einer 
anderen Stelle«^ ausdrücklich hervorgehoben wäre, daß die 
Küter von ihnen zu scheiden sind. Ihre Zahl ist um 1340 
wahrscheinlich auf 8 zu fchätzen««). 

8 2. Die innere Ärganisation der Lunst. 

s) Die Zunftorgane. 
«) An der Spitze der Zunft ftanden die Zunftmeifter. Sie 

hießen gewöhnlich Meifter (meftere)««), aber auch Älterleute 
Wehrmann, S. 235 ff. (Rolle der Höker 1507). 
Wehrmann, S. 205 (Rolle der Garbrater 1376) und Luxusordnungen 

v. 1454 (Lüb. U.B. IX, S. 217, Nr. 208) u. v. 1467 (Lüb. U.B. XI, S. 328, Nr. 311). 
") Brehmer, Lüb. Häusernamen. S. 106. Es möge noch angemerkt 

sein, daß die lübischen Garbrater mit ihren Waren gelegentlich auch nach 
auswärts gingen. So sanden sich bisweilen einige von ihnen zur Zeit der 
Märkte auf der schonenschen Küste ein. Vgl. D. Schäfer, Die Hansastädte und 
König Waldemar. S. 216, 256. 

") Lüb. U.B. II. S. 1046, Nr. 1098. 
'0 Lüb. U.B. II. S. 1046, Anm. 7 (kleines Bürgermeisterbuch, 

14. Jahrhundert). Nach einer Rostocker Ratsverordnung von 1330 gab es in 
dieser Stadt ebenfalls Speckschneider (Isrckisciclse), die mit dem Verkauf von 
Speck beschäftigt waren. Sie haben dort augenscheinlich schon im 14. Jahr- 
hundert ein eigenes Gewerbe gebildet. M. Genzmer, S. 204. 

") F. Rörig, Der Markt zu Lübeck, Leipzig 1922. S. 38, Anm. 2. 
'") Z. B Wehrmann, S.260 (Rolle der Knochenhauer): Wehrmann, S.267. 
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(olderlude)b^) oder msgistri^b^ wurden sie genannt. Wir erinnern 
uns, daß ihre Wahl vor dem Aufstand wahrscheinlich durch die 
Zunft selbst geschah. Nach dem Jahre 1384 aber hatte die 
Knochenhauerzunft dieses Recht eingebüßt. Von da ab mußten 
jedes Jahr die gewesenen Älterleute mit den ältesten Meistern 
des Amtes vor den Rat treten und ihn um neue Zunftvorsteher 
bitten. Zuvor war am Dienstag nach Mitfasten eine Morgen- 
sprache abzuhalten, in der die abgehenden Zunftvorsteher vor 
den dazu bestellten Ratsverordneten ihr Amt niederzulegen 
hatten^»). Allerdings ist diese Anordnung nicht lange in ihrer 
ganzen Strenge in Kraft geblieben. Das persönliche Vortreten 
vor dem Rat hat fortgedauert, der Ursprung dieser Verpflichtung 
aber geriet allmählich so sehr in Vergessenheit, daß die Knochen- 
hauer das Vortreten vor den versammelten Rat später vielmehr 
als eine besondere, ihnen widerfahrene Ehre dargestellt haben. 
Ziemlich natürlich verband sich dann mit der Vitte um Wahl 
der Älterleute die Vitte, aus einigen namhaft Gemachten zu 
wählen,und es bestand später in dieser Beziehung kein Unterschied 
zwischen den Knochenhauern und den übrigen Ämtern^"). Die 
Ätterleute mußten dem Rat einen Eid leisten, ihre Amtspflichten 
getreu zu erfüllen^^). Die Formel, die dabei in älterer Zeit 
gebraucht wurde, war: „dat ik dat ampt truweliken vorstan wil 
na aller myner macht, dat my god so helpe unde alle syne 
hylgen"^^). Durch den Eid wurden die Vorsteher gewissermaßen 
zugleich Beamte des Rates, denen die Zunftmitglieder Gehorsam 
entgegenbringen mußten^^^. Andererseits hatten sie aber auch das 
Interesse des Aintes wahrzunehmen; sie waren also die Ver- 
mittlung zwischen Zunft und Behörde. 

Die Anzahl der Zunftvorsteher betrug bei den Knochen- 
hauern vierb^). 

Lüb. U.B. IX. S. 504, Nr. 509. 
Lüb. U.B. II, Nr. 1086, S. 1023; Lüb. U.B. IV, S. 1046, Nr. 1098. 
Wehrmann, S. 260 (Rolle der Knochenhauer). 

'") Wehrmann, Einleitung S. 69. 
Wehrmann, S. 266, „by erem eede". 

") Wehrmann, Einleitung S. 69. 
") Wehrmann, S. 260 (Rolle der Knochenhauer), „denen schalen se 

horsam Wesen". 
") Wehrmann, S. 267 (1484). 
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Eine der wichtigsten Funktionen der Älterleute war der 
Vorsitz in der Morgensprache. Ihr Einsluß darin ersuhr aber 
eine wesentliche Einschränkung dadurch, daß späterhin immer 
Ratsverordnete zugegen waren, wie wir noch hören werden. 
Eine weitere wichtige Befugnis und Pflicht war die Beaufsich- 
tigung der gewerblichen Tätigkeit der Zunftmitgliederb^). Die 
Zunftvorsteher waren in dieser Eigenschaft die Offizianten 
des Rates, der in Lübeck die Gewerbepolizei, namentlich 
die Aufsicht über den Verkehr mit Lebensrnitteln in seinen Händen 
hatte. Sie übten deshalb auch die Aufsicht über die.Küter 
ausbb) und wurden zur Entscheidung über Streitigkeiten, die 
wegen Verkauf von Schweinen zwischen Käufern und verkaufenden 
Bäckern ausgebrochen waren^^), hinzugezogen. Die Älterleute 
besaßen ferner eine gewisse richterliche Befugnis^^). Sie hatten 
auch die Beobachtung der sittlichen Forderungen, welche die Zunft 
an ihre Mitglieder stellte, zu überwachend^). Endlich hatten die 
Älterleute auch die verschiedenen Gefälle einzusammeln und an 
die Stadtverwaltung abzuliefern^o°). Genauer den Umfang der 
Amtsführung der Ällerleute anzugeben, ist nicht möglich, da unsere 
Quellen darüber weiter nichts berichten. 

Für ihre mühevolle und manchmal auch recht undankbare 
Tättgkeit^d^) erhielten die Älterleute der Knochenhauer gewisse 
Entschädigungen und Vergünstigungen. So fiel ihnen von jeder 
Geldstrafe, die gegen die Mitglieder des Amts ausgesprochen 
wurde, 6 Pfennig zu^°d). Von den Speckverkäufern erhielten sie 
jährlich eine gewisse Summe zum Verttinken („scl vjnum")^"^). 
Außerdem genossen sie die Vergünstigung, bei der jährlichen 
Verlosung der Fleischverkaufsstätten nicht teilnehmen zu müssen- 

Z. B. Wehrmann, S. 262 und S. 26S (Rolle der Knochenhauer). 
"°) Wehrmann, S. 266. Ebenda. 
") Wehrmann, S. 264. Ebenda. 
"h Vgl. den 2. Teil der Arbeit. 

Pauli, Lübische Zustände im Mittelalter lll, S. 144, Nr. 64. 
So z. B. den Zins für das Mterhaus, Lüb. U.B. II, S. 1023, 

Nr. 1686: Lüb. U.B. II, S. 1046 Anm. 7. 
'"tz „datt se arbeit und unlust des amptes halven hadden." Wehrmann, 

S. 267. 
'o») Wehrmann, S. 266. 
"') Lüb. U.B. II, S. 1046, Nr. 1098.^ 
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sie hatten vielmehr von vornherein in jeder Reihe den 3. Laden 
im Besitz^°^). Aber noch anderer Vergünstigungen erfreuten sie 
sich. So bekamen sie alle Vierteljahr je eine Mark, hatten ferner 
das Vorrecht, eine größere Menge Fleisch verkaufen zu dürfen 
als die übrigen Amtsgenossen. Es war deshalb auch 1484 
zwischen den jüngeren Meistern und den Älterleuten ein Streit 
ausgebrochen, da die ersteren forderten, man solle solche Vorteile 
„afstellen edder metigen". Der Rat, der um Entscheidung in 
dieser Sache angegangen wurde, entschied zugunsten der Äller- 
leute, und so blieben sie im Genuß der Vergünstigungen, die sie 
schon „boven dertich und vertich jar und van oldings gehabt 
hatten'""^). 

Andere Zunftbeamte werden nicht erwähnt; es sei denn, 
daß man aus dem Ausdruck, „dat amt vorboden"^°b), h h durch 
Boten laden, schließen möchte, daß die Zunst auch hier nicht 
eines ständigen Zunftboten in der Person des jüngsten Meisters 
entbehrte. 

b) Die Vollgenossen. 

Die Zunst bestand aus Vollgenossen und Schutzgenossen. 
Die Vollgenossen der Zunft waren die selbständigen Handwerks- 
meister. Der Name „Meister" war aber ursprünglich auf die 
Vorsteher der Zunft beschräntt. Die Vollgenossen benannte 
man einfach mit dem Namen ihres Handwerks knokenhouwer^»'), 
carnifex^ob), mactator^°y, vleschhowerU"), fartg,. Mer)^n) oder sie 
hießen sulvesherren^y, Meister wurde man durch beantragte 
und gewährte Aufnahme unter die Vollgenossen der Zunst. 
Voraussetzung dafür war die Erfüllung einer Reihe von Forde- 

"') Wehrmann, S. 260 (Rolle der Knochenhauer). 
'°°) Wehrmann, S. 266 f. (Rolle der Knochenhauer), 
l»«) Wehrmann, S. 262 (Rolle der Knochenhauer). 
">') So in der Rolle von 1385. 
"°) Z. B. Lüb. U.B. II, S. 23 ff. Nr. 31 (1259). 
"») Ebenda S. 25. 
"") Chroniken der deutschen Städte 28: Lübeck II, S.349; und Lüb. U.B. >ll, 

Nr. 186, S. 186 (1353). 
"') P. Nehme, Lüb. Oberstadtbuch, S. 203, Nr. 137 (1341), und Lüb. 

U.B. II, Seite 1023 (1283—98). 
"') Wehrmann, S. 260, Rolle der Knochenhauer. 
'") Wehrmann, S. 265, Rolle der Knochenhauer. 
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rungen und Vorschriften, die verschiedener Natur waren. Dabei 
lag den Zünften ursprünglich alles ferner, als die Zurückweisung 
eines Tüchtigen oder die Erschwerung des Eintritts aus bloßer 
Konkurrenzfurcht; vielmehr zielten die Erfordernisse, welche die 
Zünfte für die Erwerbung des vollen Genossenschaftsrechts 
aufftellten, anfänglich lediglich auf die Erhaltung der Macht, 
des Ansehens und der Ehre der Genossenschaft^^«). Für unser 
Gewerbe war in Lübeck die Erfüllung folgender Bedingungen 
erforderlich: Zunächst war mit dem Erwerb des Meisterrechts 
zugleich derjenige des Bürgerrechts obligatorisch verknüpft^^^). 
Für den Erwerb desselben hatte man eine bestimmte Summe 
Geldes zu enttichten, das sogenannte Bürgergeld. Wie groß 
es für die Fleischer war, können wir aus einigen Quellen- 
stellen feststellen. In dem Verzeichnis der EinMnfte der Stadt 
Lübeck vom Jahre 1262^^^) heißt es nämlich: „t>iotum sit, quocl 
cum sliquis pistorum scquirit civilstem, cksbit pro opere 
suo et civitste XVIII soliclos. si non est incols civitstis; 
5e<t si est incols, clsliit pro opere suo XII soliclos tsntum. 
Iklem tsciunt csrnilices; clsnt XII soliclos pro opere, secl 
pro civitste, secunclum quocl clivites sunt et dsbere possunt 
in grscis." Gemäß dieser billigen Auffassung finden wir auch 
in der Bürgermattikel von 1259 bei den verzeichneten Fleischern 
ein Bürgergeld von verschiedener Höhe angegeben^H. Später 
wurde dasselbe auch für die Fleischer auf eine bestimmte 
Summe festgesetzt. Es heißt nämlich in dem im Jahre 1318 
begonnenen sogenannten kleinen Bürgermeisterbuch: „cle csrni- 
ticibus: 5i civis sut tilius civis, ctstrit XII solicios pro opere 
scpuirenclo, si vero non est civis, cisbit pro civilitste et 
pro opere XVIII solittos^^^). Danach zahlten von nun an also 
die Fleischer die Summe von 6 Schillingen für den Erwerb 
des Bürgerrechts, wenn sie vorher nicht in der Stadt gewohnt 
ha^^»^ Ein Vürgersohn zahlte nach der gleichen Bestimmung 

Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht I, S. 365. 
über den Erwerb des Bürgerrechts in Lübeck und seine prattische 

Bedeutung vgl. Hohler, S. 141 ff. 
"') Lüb. U.B. I, Nr. 269, S. 252. 

Lüb. U.B. II, Nr. 31, S. 24 ff. 
"') Lüb. U.B. ll, S. 1046, Anm. 6 (ähnlich S. 1046, Anm. 7). 
"°) Die gleiche Summe, wie die Bäcker (Lüb. U.B. I, Nr. 269, S. 252). 
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nur XII Schillinge „pro opere occiuirencio", also kein Bürger- 
geld^^°). Ferner hatte man, wie aus der Bürgermattikel von 
1259 weiter ersichtlich ist, zur Erlangung des Bürgerrechts 
Bürgen zu stellen — in der Regel 2 —, und zwar auf die 
Dauer von 5 Iahren^^^). Für Bürgersöhne bürgte der Bater^^^). 
über weitere Voraussetzungen geben uns die Quellen keinen 
Aufschluß, besonders nicht darüber, ob etwa noch der Besitz 
eines Grundstücks zur Bedingung der Gemeindemitgliedschast 
gemacht, oder ob der Nachweis einer Rente von bestimmter 
Höhe verlangt wurde^^^^. 

Von dem Bürgergeld verschieden war das Meistergeld, es 
wurde „pro opere soquirencio" von jedem, der das Amt der 
Fleischer erwarb, an den Rat enttichtet und bettug 12 Schilling^^^). 

Vor dem Knochenhaueraufstand erfolgte die Aufnahme 
neuer Genossen wohl durch die Zunft selbst. Welche Anforde- 
rungen dabei an den Neueinttetenden von Zunft wegen gestellt 
wurden, wissen wir nicht. Vermutlich waren es dieselben, die 
auch noch später von den andern Zünften erhoben wurden. So 
verlangte man 1462, daß die neuen Zunftgenossen seien „echte 
unde rechte, vri, dudesch unde nicht wendesch, na ordeninge 
der hilgen kerken geborne van vadere unde van modere, erlike, 
bederve lüde, unberuchtet, also beschedenlike, dat se in allen 
wech ampte unde gilde werdich sin to besittende"^^^). Daneben 
wird man noch hauptsächlich daraus gesehen haben, daß der 
neueinttetende Zunftgenosse sein Handwerk verstand, um auch 
nach der gewerblichen Seite hin den Anforderungen des Amtes 
genügen zu können. 

Nach dem Aufstand wurden die neuen Mitglieder der 
Zunft, wie wir schon wissen, vom Rat ernannt. Es scheint 
aber, daß der Zunft ein Vorschlagsrecht zugestanden hat, und 

Das gleiche schon nach dem Bürgerverzeichnis v. 1259 (Lüb. U.B. II, 
S. 26, Nr. 31). 

"') Lüb. U.B. II, Nr. 31, S. 23 s. 
Ebenda S. 26. 

'") Vgl. Höhler, S. 138. 
'") Lüb. U.B. I, S. 252, Nr. 299 (1262) u. Lüb. U.B. II, S. 1046, 

Anm. 6 u. 7. 
"') C. W. Pauli, Lübeckische Zustände III, S. 26 s. 
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daß der Rat sich im wesentlichen daraus beschränkte, die von 
der Zunst vorgeschlagenen Personen zu bestätigen^^b). 

Die Ausnahmebedingungen, welche die Rolle von 1385 
außerdem noch an den Meisterkandidaten stellte, waren folgende: 
Er mußte eine Summe von 20 Mark eigenen Vermögens nach- 
weisen und das „war maken mit twen bederven luden"^^^). Durch 
dieses Betriebskapital sollte offenbar einer ungleichmäßigen 
Grundlage des Betriebs entgegengesteuert, andererseits auch 
verhindert werden, daß derselbe mit unzureichenden Mitteln 
eröffnet wurde. Ferner trat noch dazu eine Abgabe von 
5 Schillingen an das Amt für die Unterhaltung eines Altars in 
der Marienkirche („to den lichtem und to andern stucken, derme 
dar to bedarf") und von einem Pfennig für den Priester des 
Altars^^b) Weitere Abgaben von den Neueintretenden, haupt- 

sächlich Festlichkeiten und Gelage auf deren Kosten hin zu ver- 
langen, war ausdrücklich verboten^^o^. Damit sind die Aufnahme- 
bedingungen erschöpft, soweit sie uns aus den Quellen ersichtlich sind. 

c) Die Schutzgenossen, 

ük) Die Gesellen und Lehrlinge. 

Neben den Vollgenossen gab es in der Zunst auch Schutz- 
genossen. Dazu gehörten vor allem Lehrlinge und Gesellen. 
Eine Scheidung zwischen Lehrlingen und Gesellen ist in Lübeck 
für unser Gewerbe freilich nicht nachzuweisen. Man nannte den 
das Handwerk Erlemenden Knecht"") oder Knape^"). Die 
Bestimmungen, welche sich auf ihn beziehen, sind kurz folgende: 
Der Knecht wohnte im Hause des Herm, er gehörte zur Familie 
des Hausherrn und unterstand dessen Hausgewalt. Er durste 
deshalb nachts nicht außer dem Hause schlafen, und es wurde dem 
Meister zur Pflicht gemacht, genau auf diese Vorschrift zu 
achten"'^). Gegen seinen Herm hatte sich der Geselle anständig 
zu benehmen und sich gehorsam zu zeigen. Von etwas nach- 

"°) Lüb. Chronik II, S. 258. 
Wehrmann, S. 260, Rolle der Knochenhauer. 
Wehrmann, S. 265, Rolle der Knochenhauer. 

'") Wehrmann, S. 260, Rolle der Knochenhauer. 
Wehrmann, S. 261, 262, 265, Rolle der Knochenhauer. 
Lüb. U.B. III, S. 427 (1361). 

'") Wehrmann, S. 265 und Lüb. U.B. III, S. 427. 
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drücklichen Auseinandersetzungen zwischen Meister und Geselle 
spricht ein Artikel der Rolle, der lautet: Wird ein Handwerks- 
meister mit seinem Knecht „schelende, also dat de knecht synen 
heren sloghe, de schal des amptes entbehren sine levedaghe^"). 
Aber auch sonst hatte sich der Geselle anständig aufzuführen. 
Schlägereien in den Fleischbuden sowie üble Reden gegen Frauen 
und Männer waren bei Strafe von Vr Pfund verboten"^). Höher 
zu würfeln als um 6 Pfennig war den Gesellen untersagt, über- 
traten ein Meister und sein Geselle dieses Verbot, so wurde 
der Meister mit 3 Mark Silber, der Knecht mit der gleichen 
Summe bestraft; letzerer wurde außerdem auf ein Jahr aus 
dem Amt ausgestoßen^"). über die Tätigkeit der Gesellen erfahren 
wir nur weniges: Er war seinem Meister in den Fleischbuden 
behilflich. Er hatte beim Aushauen des Fleisches möglichste 
Sorgfalt wallen zu lassen und konnte bei grober Nachlässigkeit 
bestraft werden"«). Ferner wurde er in Lübeck auch mit dem 
Viehkauf betraut. Er hatte dabei natürlich genau so wie der 
Meister die ratsherrlichen Verordnungen über den Viehhandel 
zu beobachten und wurde bei deren Übertretung vielfach schwerer 
bestraft als ein Meister Weitere Auskunft über die Gesellen, 
insbesondere auch über die Kütergesellen, geben uns die vor- 
handenen Quellen nicht. 

jS) Die Stellung der Frau im Handwerk. 

Zu den Schutzgenossen der Zunft gehörten ferner auch die 
Frauen. Sie waren ebenfalls Mitglieder der Zunft, wenn ihre 
Mitgliedschaft auch nur lediglich passiv war. Auf Grund dieser 
Zugehörigkeit zum Amt genossen sie den Schutz der Zunft und 
hatten namentlich Anrecht auf ein Begräbnis durch sie. Man 
verlangte aber auch von ihnen, daß sie des Amtes würdig 
seien. In gewissen Fällen konnte die Frau sich auch am Gewerbe 

Wehrmann, S. 265, Rolle der Knochenhauer. 
Wehrmann, S. 264, Rolle der Knochenhauer. 
Wehrmann, S. 265. Mit Würfeln spielen nannte man „döbeln". 

Daneben gab es noch ein anderes Spiel, das mit Kugeln ausgeführt wurde. 
Es hieß „trendelen" und war z. B. bei den Garbratern untersagt. Vgl. Rolle 
der Garbrater von 1376 bei Wehrmann, S. 205. 

Wehrmann, S. 265 (Rolle der Knochenhauer). 
Wehrmann, S. 261 und 262. 

Ztschr. d. B. s. L. G. XXIV. 1. 12 



178 

persönlich beteiligen, und es stand ihr dann die Möglichkeit ossen, 
als aktives Mitglied ins Amt aufgenommen zu werden. Dieses 
war vornehmlich bei Witwen der Fall, welche das Geschäft ihres 
verstorbenen Mannes weiterführten. Sie mußten sich aber dann 
vorher in den Besitz des Bürgerrechtes setzen; die lieiden ällesten 
Bürgermatrikel nennen auch nicht weniger als 100 Namen von 
Frauen, die das Bürgerrecht erwarben'b«). Ein besonderes 
Verhältnis fand bei den Witwen unseres Gewerbes statt. Da 
die Knochenhauer ihr Amt 1385 unmittelbar vom Rat empfingen, 
konnte es nur als eine persönliche Konzession angesehen werden, 
die mit dem Tode des Inhabers erlosch und auf die Frau nicht 
überging. Es wurde daher Sitte, daß der Rat den Frauen 
im Amt ein Gnadenjahr gestattete, daß ferner das Amt bei der 
jährlichen Morgensprache jedesmal um die Verlängerung dieses 
Gnadenjahres nachsuchte und der Rat die Bitte erfüllte'"). 

Ob die Frau schon zu Lebzeiten ihres Mannes tättgen Anteil 
am Geschäft nahm, indem sie ihn während seiner Abwesenheit 
verttat oder beim Verkauf in den Fleischbuden half, vermögen 
wir nicht zu sagen""). 

(Fortsetzung und Schluß im nächsten Hefte.) 

'") Hähler, S. 172. 
Wehrmann, Einleitung S. 135. 

"°) Allgemein scheint dieses Recht den Frauen nicht zugestanden zu 
haben. So war Fleischverkaus durch sie in München (1427) und Passau (1432) 
verboten. Vgl. Stahl, Das altdeutsche Handwerk, S. 75. Ferner in Marburg 
(1410). Vgl. Küch, l^luellen zur Rechtsgeschichte der Stadt Marburg I, S. 133. 
Auch in Ulm war diese Arbeit 1490 den Frauen verboten. Sie wußten es 
aber durchzusetzen, daß der Rat sie ihnen schon im nächsten Jahr erlauben 
mußte. Nübling, S. 23 ff. Erlaubt war ihnen der Fleischverkauf z. B. in 
Leipzig (1466). Vgl. Kind, Die Fleischerei in Leipzig (Schriften des Vereins 
für Sozialpolitik 67, 1867), S. 28, oder in Köln. Vgl. I. Schmidt, Die 
Fleischerzunft in Köln. Bonn. Diss. 1917, S. 37. 
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iHkleine Mitteilungen. 

Line plavordnung dS5 i6anletage5 von 1619. 
Von vr. F. Bruns. 

Eine einzigartige Abbildung hat sich unter den Hanseakten 
)es Stadtarchivs zu Münster erhalten und ist von dessen Vor- 
teher Herrn Schuttes zur Veröffentlichung in dieser Zeiffchrist 
reundlichst zur Versügung gestellt. 

Das betreffende, 24 cm hohe und 18,5 cm breite Papier- 
blatt zeigt vorderseitig die hier nebenstehend wiedergegebene 
Federzeichnung; rückseitig trägt es die gleichzeitige Auffchrist: 
6snsee Zerrion 1619 in junio und darunter aus der 
Mitte des 19. Jahrhunderts den Vermerk „Ordnung der Sitze 
bei den Hansetagen". 

Auch ohne diese Bezeichnungen ist der Plan kenntlich als 
eine Platzordnung sür den ^nno 1619 mense sunio ab- 
gehaltenen Hansetag. Die Namen der aus ihm vertretenen Städte 
sind aus den Sitzen des im Rechteck angeordneten Gestühls 
vermerkt. Die Bedeutung der vor diesen Sitzen eingetragenen 
Buchstaben —O erläutert eine untere Schristtafel mit der 
Auffchrist: l,iters ^ signilicst votum primum, k secun- 
ckum, et its per orclinem seclentium in Istere sulne sinistro. 
Ubi K votum 5UUM cteckit, procectitur in vovencio sct Intus 
ctexterum, ntciue itn t. ectickit votum unctecimum, XI ctuo- 
ctecimum, ctecimum tertium. t.itern O ctenotnti, <;ui et 
primo mentem susm explicnrnnt, juxte» mnjore» pro clecisione 
eoneluctunt. In den vom Gestühl umhegten mittleren Raum 
ist ein mit Schreibgerät bedeckter Tisch und ein Stuhl sür den 
Zinrticus ttnnsentieus eingezeichnet. In der rechten unteren 
Ecke der Zeichnung erblickt man einen Kredenztisch mit Prunk- 
geschirren nebst der Angabe: Eine Schenkscheibe mitt Herlichen 
geschiern und confektschüßeln außstaffieret. 

Der Schauplatz des Hansetages, der nach dem vom 14. Juli 
1619 dauerten Rezeß') am Montag, dem 28. Juni, zu Lübeck 
„auff dem obern Rathhauß" zusammenttat und bis zum 13. Juli 

') Stadtarchiv Wismar, zu Lübeck nicht erhalten. 
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einschließlich seine Sitzungen abhielt, ist das nördliche Drittel 
des ehemaligen dortigen Hansesaales, von Süden nach Norden 
gesehen. 

Dieser große Saal bildete seit der Wiederherstellung des 
Rathauses nach einem Brande, der 1358 seinen am Marien- 
kirchhof belegenen Teil heimsuchte, das Obergeschoß des zwei- 
stöckigen Rathausbaues oberhalb des heutigen Audienzsaales 
und der Rathausdiele. Er hat um die Mitte des Jahres 1363 
erstmalig den Hansestädten als Versammlungsraum gedient^). 
1817—19 ist der Saal, nachdem er mehrere Jahrzehnte un- 
benutzt gestanden hatte, zu Schreibstuben umgebaut; seine Gestatt 
und Einrichtung ist jedoch aus einer Reihe damals aufgenom- 
mener und im Lübecker Staatsarchiv aufbewahrter farbiger 
Zeichnungen, Risse und Schnitte bekannt'). 

Man bettat den 38 m langen und 10,5 m breiten Raum 
zur Zeit des Hansetages von 1619 von dem Gange aus, der 
einen Teil des 1570 errichteten Renaissancevorbaues am Markt 
bildet, und zwar durch das in der dortigen ursprünglichen 
Südfassade des Rathauses noch vorhandene, aus glasierten 
Ziegeln gefertigte große Portal mittels einer in den Saal 
selbst eingebauten sechsstufigen Treppe. Der Fußboden des 
ganzen Raumes war, wie dies auch die vorstehende Abbildung 
zeigt, mit roten Estrichziegeln belegt; erst als 1754—60 der 
Audienzsaal umgebaut und seine Decke erhöht wurde, ist der 
von dieser Höherlegung mitbettoffene Teil des Hansesaales 
mit einer hölzernen Dielung versehen. An der östlichen, 14 Fenster 
breiten Langseite nach der Breiten Sttaße zu wie auch an der 
gegenüberliegenden fensterlosen Wand vermittelte ein gewölbtes, 
in quadratische Felder aufgeteiltes und abwechselnd mit doppel- 
köpsigen Adlern und lübischen Wappenschilden geschmücktes 
Zwischenstück den Übergang zu der ein flaches Tonnengewölbe 
mit mittlerer Einsenkung bildenden hölzernen Decke. Die nach 
der Marienkirche zu gelegene nördliche Schmalseite des Saales 
wies drei Fensterluchten auf. Diese waren mit je zwei kleinen 
Glasmalereien biblischen Inhalts, die ostseitigen Fenster mit 
größeren WappenscheibenH aus den Jahren 1578 und 1619 
geziert. 

Hanserezesse Abt. I, Band 1, Nr. 297. 
Ö Dgl. I. Warncke, Der ehemalige Hansesaal im Lübecker Rathause; 

Baterstädtische Blätter, Jahrgang 1916, Nr. 35, sowie in der „Denkmals- 
pslege", 18. Jahrgang (1916), S. 92 sf. Mit Abbildung des Saales als 
Abb 1 bzw. 6. 

H Zwei „Anno 1578" datterte Wappenscheiben (jetzt im St.-Annen- 
Museum) sind bei Warncke, a. a. O., als Abb. 3 und 4 bzw. 8 und 9 
wiedergegeben. 
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Diese Ausstattung des Saales ist auf dem hier vorliegen- 
den Plane als für seine Bestimmung unwesentlich nicht mit 
berücksichtigt; er beschränkt sich vielmehr in der j)auptsache auf 
eine Wiedergabe der Anordnung des alten gotischen Gestühls 
von etwa 1363, das unter Freilassung eines ostseitigen Ganges 
das nördliche Drittel des Hansesaales füllte. Am Ende des 
eben erwähnten Ganges erblickt man eine Tür, die allerdings 
zu weit nach links eingezeichnet ist; sie liegt noch heute, wenn- 
gleich in neuerer Form, ganz nahe der Nordostecke der Mauer 
und führte mittels einer noch vorhandenen steinernen Wendel- 
treppe aufwärts zum Dachboden des Rathauses, abwärts zu 
dem ihm nordwärts angeschlossenen Kanzleigebäude und weiter 
hinab in den Audienzsaal und den Ratskeller. 

Das Gestühl war nach Westen und Norden hin den Saal- 
wänden fest angeschlossen und hier etwa 2'/^ m hoch; eine 
geringere Höhe zeigte die Rücklehne der freistehenden ostseittgen 
Bank, die hinten mit schmalen Pullen versehen war, und ebenso 
die kürzere stdliche Bank, neben der zu beiden Seiten je ein 
Zugang zum Mittelraum freigelassen war. Die vier Stuhl- 
wangen sind auf dem Plane ganz willkürlich mit gekrönten 
Adlern versehen, deren einem noch die Angabe der Zeit des 
Hansetages beigefügt ist; sie waren nach Ausweis der 1818/19 
aufgenommenen Abbildung des Saales rein gotisch und ihm 
offenbar gleichalttig. 

Die westliche Stuhlwange H ist im St.-Annen-Museum er- 
halten. Ihre Außenfläche zeigt die Reliefdarstellung eines 
sitzenden Propheten, der mit der erhobenen Linken auf ein 
erloschenes Spruchband deutet; nach oben hin schließt sie mit 
einem dreiteiligen spitzgiebeligen Tabernakelwerk ab, darüber 
ragen drei hohe Fialen auf, von denen die beiden Hinteren 
gedrungener gehalten sind als die dritte; den vorderen Abschluß 
der Wange bildet ein zweigeschossiges, abgestumpftes Türmchen. 

Die freistehende Wange der ostseitigen Bank wies dem 
Schaubildevon 1818/19 zufolgeaußenseitig eine stehende Relieffigur 
mit Spruchband auf; diese war überhöht und flankiert von je 
einem spitzen Türmchen, außerdem war der Wange nach Westen 
zu ein niedriges, abgeflachtes Türmchen vorgesetzt. 

Die auf dem Plane von 1619 in der Perspektive gänzlich 
verzeichneten, etwas niedrigeren beiden WangensMcke der süd- 
lichen Bank waren nach der Abbildung des Saales von 1818/19, 
wo sie nur in der Längsrichtung sichtbar sind, ebenfalls von 
einem Fialenwerk bekrönt 

°) Abgebildet bei Warncke, a. a. O, Abb. 2 bzw. 7. 
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Die Sitzbänke sind für den Gebrauch der Teilnehmer am 
chansetage jedenfalls mit weichen Lederkissen belegt worden; 
wenigstens waren 1596 26 Stücke rotgegerbtes Leder oder 
Korduan zu Bankpfühlen für das Rathaus besorgt und diese 
mit Federn gestopft °), und ferner 1601 vierzig Stücke gleichen 
Leders zu den Kissen der Ratskanzlei angeschafft^). 

Ob auf eine gründliche Durchlüftung des Saales Bedacht 
genommen ift, erscheint bei den damaligen hygienischen An- 
schauungen fraglich; jedenfalls ift nicht unterlaffen worden, die 
dumpfe Luft des Raumes durch Verbrennung von Räucher- 
pulver zu würzen b). 

An dem Hansetage von 1619 nahmen nach Angabe des 
Rezesses als Vertreter Lübecks teil: die vier Bürgermeister 
Alexander Lüneburg, Heinrich Brakes, Dr. Laurentius Möller 
und Mattäus Kassen, die beiden Syndiker l)r. Martin Nordanus 
und Dr. Johann Faber sowie die Ratsherren Joachim Wibbe- 
king, Tomas von Wickede, Paul Kerckring und Alexander 
Lüneburg (d. Iüng.). Den fünf erfteren wird die aus dem 
Plane mit „Lübeck" bezeichnete linksseitige Hälfte der vorderen 
östlichen Bank vorbehalten gewesen sein, während der jüngere 
Syndikus, Or. Johann Faber, dem die Bewillkommnung der 
auswärtigen Bevollmächtigten und „die Proposition der auß- 
geschriebenen Articull committiert und aufgetragen" war, nach- 
dem der hansische Syndikus Or. Johann Domann am 20. Sep- 
tember 1618 auf einer Gesandschaftsreise im Haag gestorben war, 
den freistehenden Platz vor jenen eingenommen haben wird. 
Von den vier an letzter Stelle oben genannten Ratsherren 
nahmen Joachim Wibbeking und Tomas von Wickede als 
älteste Mitglieder des Rates und dessen Kämmereiherren an 
der Tagung teil; die beiden erst 1617 in den Rat berufenen 
damaligen Marstallherren Paul Kerckring und Alexander Lüne- 
burg d. Iüng. werden jedenfalls in ihrer Eigenschaft als un- 

„Anno 96 den 10. april vur 26 rotlosscherfelle ahn Härmen Gott. 
mlt 12 .K 3 Noch vur 13 breitte elen linnewandes zui 4 /ö, thut 3 .K 4 /ö. 
Den kussenmacken vur 3 poele zui verfertigende bezalt 3 ^ 1 -S 6 L,. Noch 
für poel afftonemen und 1 küssen daraus zui machen 4 /ö." St.-A. Lübeck, 
Kämmerei-Ausgabebuch von 1595—1603, Bl. 75. 

„Anno 76 den 3. juny vur 7 lisS feddern, so zui den banckpolen 
gekamen, bezalt vur ider lisT 3V> thut 24 ^ 8 /S. Einer fruwhen, die 
poele zui stoppende, bezalt 10 /S." Das. Bl. 83. 

0 „Anno 1601 den 3. december Cverdt Hagen dem rotloschern vur 
20 stucke rotlosches, so zui behufs der cantzelienkussen gekamen, bezalt vur 
das stuck 10 /ö, 12 ^ 8 /S. Eodem Härmen Bremern vor 20 stucke rottlossches 
zalt 12 ^ 8 /S." Das. Bl. 366. 

°) Vgl. unter S. 188 Anm. 28. 
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mittelbare Vorgesetzte der Reitenden Dienerb) mit hinzugezogen 
worden sein, denen neben den beiden Kämmereidienern ^°) die 
Aufwartung bei der Tagung und bei den mit ihr verbundenen 
Festlichkeiten oblag. Die Plätze dieser vier Herren sind auf der 
Hinteren östlichen Bank durch die Worte „Kemmerer, Stall- 
herrn vnd Secretarii" gekennzeichnet; wieweit die damaligen 
fünf Ratssekretäre") bei den Verhandlungen beschäfttgt worden 
sind, ist nicht ersichtlich. 

Von den auswärtigen Bevollmächttgten haben, dem Rezesse 
zufolge, „auff der rechten Seiten", d. h. vom freien Sitzplatz in 
der Mitte der nordseittgen Bank aus gerechnet"), Platz genom- 
men die Vertreter von Bremen: Gerlach Buxtorff, Doktor der 
Rechte, Syndikus, Hermann Möller, Ratsverwandter, Rostock: 
Hermann Schilling, Bürgermeister, Johann Luttermann, Stral- 
sund: Lambertus Steinwick, Doktor der Rechte, Bürgermeister, 
Johann Quilaw, Ratmann, Wismar: Martinus Tancke, Dottor 
der Rechte, Syndikus, Georg Gammelkern, Ratmann, Magde- 
burg: Johann Hinrich Westzihal, Ratmann, Johann Angelius 
Wordenhagen, Sekretarius, Braunschweig: Bartoldus Greve, 
Bürgermeister, Johann Camman, Consiliarius, Danzig: Jakob 
Kannert, Ratsoerwandter, Weßel Mittendorf, Sekretarius, Hil- 
desheim: Christian Kegel, Doktor der Rechte, Syndikus, Kon- 
rad Peine, Ritmeister und Ratmann, Osnabrück (mit Voll- 
macht von Dortmund, Soest und Lippstadt): Heinrich Schröder, 
Doktor der Rechte, Bürgermeister zu Osnabrück. „Auff der 
lincken Seiten" saßen die Vertteter von Hamburg: Peter Möller, 
Doktor der Rechte, Syndikus, Iochim Klar, Licenttat der 
Rechte, Ratmann, Johann Brandt, Licentiat der Rechte, Sekretär, 
Lüneburg: Theodor Haarsttick, Protonotar, Leonhard Tobing, 
Ratmann und Sodmeister, Münster: Johann Herde, Dottor 
der Rechte, Syndikus. 

Von den Geladenen hatten ihr Ausbleiben entschuldigt die 
Städte Köln, Greifswald, Stettin, Reval, Minden, Nymwegen 
und zehn weitere, meist kleine geldrische Städte, Herford, Lemgo, 
Bielefeld, Thorn „und andere Städte"; Köln und Greifswald 

°) „Anno 1619 den 15. Iuly wegen des gehaüenen Hansischen Dages den 
sambtlichen Stalbrudren ire geburende Tunne Hamburger Biers bezall, 10 ^ 
— -S": Kämmerei-Ausgabebuch von 1619—26, Bl. 16. 

") „Ditto (unter demselben Datum) Goderten und Jürgen, den Kemerie- 
dienern, wegen des Hansetages ir Gebuhrnis jedem 1 Th., thut zu 44 /ö, thun 
5^8 -S;" das. Bl. 16. 

") Bgl. die Wappen des Rates und seiner oberen Beamten in dem 
1618/19 eingerichteten ältesten Saal der Stadtbibliothek; die Bau- und ^nst- 
denkmäler der freien und Hansestadt Lübeck, 4. Band, S. 148 f. 

'y Auf dem Plane sind, abweichend vom Rezeß, die Bezeichnungen 
links und rechts vom Beschauer aus gerechnet. 
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wurden nach Verlesung ihrer Schreiben nicht für hinreichend 
entschuldigt erachtet und in Strafe genommen. 

Der obigen, in der Hauptsache auf altem Herkommen 
beruhenden Reihenfolge der zur Tagung erschienenen Städte ent- 
sprach die Reihenfolge der Abstimmung, wie sie auf dem Plane 
angegeben ist und auch durch eine im lübeckischen Staatsarchiv 
erhaltene protokollarische Auszeichnung bestätigt wird: nach An- 
hörung der Proposition gab zuerst Lübeck (/^). sein begründetes 
Votum ab, dann, von der Mitte der nördlichen Bank aus fort- 
schreitend, Bremen (b), Rostock (L) und die übrigen auf der 
westlichen Bank sitzenden Bevollmächtigten (V-K), hierauf, vom 
freien Sitzplatz in der Mitte der nördlichen Bank aus nach 
links hin, Hamburg (l.), Lüneburg (tvi) und Münster (I^), bis 
das nunmehr wieder an die Reihe kommende Lübeck (O) aus 
der Mehrheit der abgegebenen Voten den Beschluß der Ver- 
sammlung feststellte. 

Es würde zu weit führen, auf die einzelnen Arükel einzu- 
gehen, die den Gegenstand der Verhandlungen der Städte 
gebildet haben; dagegen erscheint es nicht abwegig, über den 
bei dieser Tagung gebrauchten Silberschatz des Rates aus- 
fihrlichere Angaben beizubringen. 

Auf dem Plane ist der an der Ostwand des Saales ein- 
gezeichnete Kredenztisch mit neun Prunkgeschirren und Konfekt- 
schüsseln besetzt, die in zwei Reihen, deren Hintere eine Stufe 
höher steht, aufgestellt sind. Diese Abbildung gibt jedoch nicht 
mehr als eine Andeutung des Bestandes und der üblichen Art 
der Aufstellung des Silberschatzes. 

Der damalige Ratssilberschatz war allmählich zusammen- 
gebracht. 

Im Jahre 1460 werden bereits als „dat dagelikes 
sulversmyde neddene up dem Hufe denende", aufgeführt: 
2 Kannen, 2 Weinschauer (klaretesschouwere), 2 Konfekt- 
schauer, 1 Konfektfaß, 2 Doppelköpfe, 2 Konfektschaufeln und 
2 große Becher zum Lübecker Bier für die Ratsdiener"). 1505 
ließ der Rat 2 silberne Stope mit Deckeln anferttgen, „anderß 
nemandt dan ime radtstole daruth to schenken'"^). Was 
unter dem täglichen Gebrauch zu verstehen ist, erhellt aus 
einem der Schrift nach in die erste Hälfte des 17. Jahrhunderts 
fallenden summarischen Verzeichnis, das außer dem Silber- 
geschirr, „so järlich auf Petri gebraucht wird", und dem- 
jenigen, „so auff der Reisen gebraucht wird", „daß Silber- 
geschier, so ausf Maytagk, Aller Heiligen und wan die 
Herren deß Nachmittagß zu Rathe gehen, gebraucht wird", 

") Ältestes Eidbuch, Bl. 21. 



185 

mit dem Gesamtgewicht der drei Rubriken aufführt"); in den 
Vormittagssitzungen ist also in der Regel kein Wein verabreicht 
worden. 

Aus den Jahren 1514 und 1515 liegen zwei Verzeichnisse") 
vor: das eine, 14 Stücke im Gesamtgewicht von 68 Mark löt. 
und 13^/4 Lot oder 16.103 Gramm umfassend, enthält das oben 
aufgezählte Geschirr für den täglichen Gebrauch mit Ausnahme 
eines „Kopfes", das zweite, 16 andere Stücke im Gesamt- 
gewicht von 88 Mark löt. 5 Lot oder 20.652 Gramm, muß, im 
Gegensatz hierzu, das nur bei besonderen Gelegenheiten 
benutzte Geschirr aufführen, u. a. jedenfalls auch einen silbernen 
Kopff den der am 15. Juni 1483 verstorbene Lübecker Bürger 
Tidemann Evinghusen letztwillig dem Rate überwiesen hatte 
mit der Bestimmung, „dat se darmede taten schenken to 
s. Peters Dage (also am 22. Februar, dem Tage der Rats- 
setzung) uppe deme radhuse, so id ene wiise is, uppe dat se 
miner darby denken'"^). 

Den Anlaß zu einer beträchtlichen Vermehrung des Silber- 
schatzes gab ein an sich unerfreuliches Ereignis, ein Aufftand, 
der zur Zeit der Grafenfehde auf der 1525 von König Fried- 
rich l. von Dänemark auf fünfzig Jahre an Lübeck verpfändeten 
Insel Bornholm ausbrach. Die Rädelsführer wurden mit 
harten Geldbußen belegt, und diese 1538 zur Anfertigung 
einer Anzahl Kleinodien verwandt. Es waren 

„3 verguldene Koppe, 
twe lange suverlyke sulveren krose, de men prouweste 
nenneth, mit decken (Deckeln); 
twe grate bekere, bynnen unde buten vorguldeth, unde 
8 sulveren gobletten (kleine Becher), stände in eynem 
vorgulden beker myth eynen decken". 

Die Auffchriften dieser Geräte") erinnerten an ihre Her- 
kunft, so z. B. die Verse: 

Hedde sich Bomholm bedacht na ftamen. 
Wer ick hierher nicht gekamen, 

oder 
Van Bornholm bin ick hier bracht, 
Dat mackt untruw unbedacht. Anno 1538. 

Dieser Zuwachs des Silberschatzes wurde dem Rat in 
seiner Sitzung am 14. Mai 1540 vom Bürgermeister Iochim 
Gercken feierlich überreicht und bei dem gut eine Woche später 

") Rathaus, Ratsstand, Fasz. 6. 
") Testament von 1483 Juni 6; St.-A., Testamente. 
^^) Becker, Umständliche Geschichte der Stadt Lübeck, 2. Band (1784), 

S. 113 Anm. 
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in Lübeck stattfindenden Hansetage erstmalig in Gebrauch 
genommen'^). 

über den ungesähren Bestand des Ratssilberzeugs zur 
Zeit des Hansetages von 1619 gibt zunächst ein nachstehend 
mitgeteiltes Verzeichnis aus dem Jahre 1559 von der Hand 
des damaligen neuen Ratsschenken Hermann Boytin Aus^nft. 
Es sührt sowohl die ihm von den Kämmereiherren dauernd in 
Verwahrung gegebenen, teils für den täglichen Gebrauch 
bestimmten, teils nur alljährlich zu Petri Stuhlfeier (22. Februar) 
und bei Hansetagen benutzten Stücke auf, die in zwei im unteren 
Stockwerk des Rathauses befindlichen Schränken verschlossen 
waren, wie auch die auf der Kämmerei verwahrten und ihm 
nur zeitweilig zum Gebrauch bei den vorerwähnten besonderen 
Anlässen ausgehändigten Stücke. Den betreffenden drei Ab- 
schnitten (l.^) des Verzeichnisses schließt sich eine Aufzeichnung 
über die Art der Ausstellung des Geschirres an (I L), aus der 
hervorgeht, daß es treppenartig in fünf Reihen verschiedener 
Höhe aufgebaut zu werden pflegte, über den damaligen 
Bestand liegt ferner eine gleichzeitige und nachmals um zwei 
neue Stücke erweiterte Niederschrist des Kämmereiherren Paul 
Wibbeking (18) vor, die nur geringfügige Abweichungen in der 
Bezeichnung der Geräte ausweist; sie ist hier neben den vor- 
erwähnten drei Abschnitten des Boytinschen Verzeichnisses 
abgedruckt. 

Das Gewicht der einzelnen Stücke ist durch zwei, gleich- 
falls weiter unten") mitgeteilte Jnventare aus den Jahren 1583 
und 1592 festgelegt; aus dem ersteren (ll) ergibt sich, daß die 
im Untergeschoß des Rathauses verwahrten Stücke 177 lötige 
Mark und 12 Lot oder 40.878 Gramm wogen, aus dem 
andern (III), daß das Gewicht des auf der Kämmerei in Ver- 
schluß befindlichen und bei den Hansetagen mitbenutzten Ge- 
schirrs 78 lötige Mark und 9V, Lot oder 18.362 Gramm aus- 
machte. Im folgenden Jahre sind dem Ratsschenken fünf 
weitere Stücke im Gesamtgewicht von 41 löt. Mark und 11 Lot 
oder 7.739 Gramm von den Kämmereiherren dauernd in Ver- 
wahrung gegeben worden (IV)'°). Das bei festlichen Anlässen 
gebrauchte Silber wog also nahezu 67 kg. 

Zur Zeit des Hansetages von 1619 war, nachdem in- 
zwischen das Amt des Ratsschenken eingegangen war, mit der 
Aufficht über das Ratssilber der Ratsschaffer Iochim Ismann 

") Wehrmann, Silbergerät des Raths von Lübeck, Hans. Gesch.-Bl., 
Iahrg. 1878, S. 181 f. 

S. 189-192. 
") S. 192 f. und S. 194. 
">) S. 195. 
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oder Eismann betraut, dem auch am 15. Juli, also gleich nach 
Schluß der Versammlung, nebst seinem Jungen „wegen des 
hansischen Dages sein Gebuhrnis" mit 1 ^ 8 st ausgekehrt ist, 
demselben Betrage, den er bei Festlichkeiten herkömmlicherweise 
für die Aufstellung und Abräumung des Ratssilbers bezog"). 
Daß der damalige Bestand der beiden Silberschränke in der 
Hörkammer sich im wesentlichen mit den Angaben der vor- 
erwähnten Verzeichnisse deckte, geht aus einer Niederschrift 
hervor, die alsbald nach dem Ableben Jochim Ismanns zu 
Anfang Februar 1624 über den Inhalt der ersteren auf- 
genommen wurde (V)"). 

Zur Erläuterung der weiter unten abgedruckten urkund- 
lichen Verzeichnisse sei solgendes bemerkt. 

Ein Stäbchen Wein umfaßte 4 Quarter oder Flaschen, daraus 
ergibt sich die ungefähre Größe der Stäbchen-, Halbstübchen- 
und Quartierkannen. Diese Weinkannen werden die Form von 
Abendmahlskannen gehabt haben, wenigstens werden in einem 
1782 aufgestellten Verzeichnis des dem Ratsschaffer in Ver- 
wahrung gegebenen Silbergerätes zwei kleinere Weinkannen 
„mit einem langen Gießer" und eine größere „mit dem Gießer" 
aufgeführt. 

Der Ausdruck Schauer bezeichnet in der Regel ein Trink- 
gefäß mit Fuß, das aber, wie auch die den Stücken beigefügten 
kürzen Beschreibungen erkennen lassen, von durchaus verschie- 
dener Form sein konnte. Mehrfach wird ausdrücklich angegeben, 
daß sie mit Klappdeckeln versehen waren. Die Stülpeschauer 
waren zueinander so abgepaßt, daß sie, wie es z. B. in den 
Jnventaren des Rostocker Ratssilberzeugs heißt"), „in einander 
gestulpet" oder „auff einander gesetzet" werden konnten, dem- 
entsprechend werden von vier oben aufgeführten Stülpeschauern 
einer als hoch, zwei als etwas niedriger und der vierte als noch 
kürzer bezeichnet"). Schauer oder „Schalen mit Füßen" dienten 
sowohl als Trinkschalen wie auch zum Herumreichen des Kon- 
fektes, müssen also in diesem Falle von weiter, flacher Form 

Z. B. sind am 14. Dezember 1619 „Joachim Isman dem Schaffer 
wegen Wiederaufflifferunge der güldenen und sylberen Drinckgeschir bezalt 
über Tractament der newlich (d. h. am 9. Dezember) erwehlten 6 Personen 
des Radts 1 .K 8 /ö"; Kämmerei-Ausgabebuch von 1619—26, Bl. 35. Den- 
selben Betrag erhielt er am 24. Februar (also zwei Tage nach der Rats- 
setzung) 1620 „wegen des auffgelifserten sylberen und güldenen Geschirs zui 
seinem gewoinlichen Dranckgelde"; das. Bl. 84. 

") S. 195 s. 
") K Koppmann, E. E. Raths Silberzeug und alte Präsente, in Bei- 

träge zur Geschichte der Stadt Rostock, Band IV, Heft 3, S. 13. 
") Dgl. unten S. 189. 
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gewesen sein^E>^, während das zum gleichen Zwecke bestimmte 
große „Krutvat" offenbar als niedriges Becken ohne Fuß auf- 
zusassen ist. 

Köpfe waren pokalartige Geschirre, die meist hohe verzierte 
Deckel trugen und in hölzernen Futteralen aufbewahrt wurden. 
Ihren Deckelschmuck bildeten in mehreren Fällen vergoldete 
Fähnlein, in einem anderen Falle nach dem Verzeichnis von 
1782 „die Fortuna mit dem Adler". Gleich den Schauern 
ließen sich auch die Köpfe zum Teil paarweise ineinander 
schieben. 

Stope waren eimerförmige Gefäße mit oder ohne abnehm- 
barem Deckel; nach Angabe von 1782 zierten den Deckel zweier 
Bierstope von 1540 „ein Lamm, welches den Adler auf den 
Rücken trägt", den eines anderen ein Adler. 

Krose, Kroßkannen oder Proweste zum Bierschenken hatten 
eine zylindrische Grundform mit Henkeln. 

Von allem damaligen Silbergerät ist nichts erhalten: es 
ist nebst den jüngeren Zugängen im Jahre 1811 in der Not der 
Franzosenzeit veräußert und wahrscheinlich eingeschmolzen 
worden. 

Was auf dem Hansetage von 1619 aus den Beständen 
des Ratskellers an Wein und Hamburger Bier vertilgt ist, ent- 
zieht sich unserer Kenntnis, da die Abrechnungen des Rats- 
kellermeisters für dieses Jahr nicht erhalten sind. An sonstigem 
Getränk sind l'K Stäbchen Lautertrank oder Klaret, ein mit 
Honig und Zucker gemischter und über Gewürzen abgeklärter 
Wein, aus der Ratsapotheke bezogen'") und ferner zwei halbe 
Fässer Zerbster Biergekauft'^^). Erstaunlich hoch ist der Bedarf 
an Konfekt gewesen: nicht weniger als 972 ^ 4 st sind hierfür 
in Rechnung geftellt"). 

In dem Verzeichnis von 1782 werden „eine hohe weiße silberne 
Schaale mit dem Fuße, aus welcher Hippocras (Gewürzwein) getrunken 
wird", sowie eine zweite gleiche ausgeführt. 

") „Anno 1619 den 11. Iuly aufs die Apotheken bezalt vuc 5 Quarter 
Lutterdranck, so zui Behufs der srombden Gesandten abgeholt, 2 8 -L"; 
Kämmerei-Ausgabebuch von 1619—26, Bl. 35. 

") „Anno 1619 den 5. Octob. Wendel Muskop vur V» Vas Servissen 
Bier aufs dem Hansischen Tage vordruncken bezalt 14 ^ — ,ö." „Noch für 
V- Vas von Hern Tomas von Wickeden empf. 14 — -ö"; das. Bl. 35. 

") (1620:) „Den 31. Ianu. Baltazar Lisbarger, dem Apothekern, lautt 
ubergegebner Rechnunge für allerlay Conffect und Marsellen, so Anno 1619 
in dem Iunio und Iulio aufs dem werendem Ansaetage den ehrbaren ahn- 
wesen Siebten auffgetragen, erstlichen mit der Apoteken jarliche Huir bezall, 
650 und an Gelde 322 ^ 4 /ö, thut zuisamen 972 ^ 4 

Adi dito dem Apotheker bezalt, so dis vurgangen Iar an Reuchpuloer 
bei ime abgeholet worden, 14 ^ 6 )Z". Das. Bl. 35. 
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Wir lassen nunmehr die oben erwähnten urkundlichen 
Nachrichten über den Bestand des Silbergerätes im Zeitraum 
von 1559—1624 folgen. 

I. 

Nufzeicknungen über den Gestand de5 Kat5kilbergerät5 
und die Nrt seiner Nusstellung. 1559. 

Anno 1559 ultima julii 
hebben her Albrecht Klever und 
her Pawll Wybkint als de tidt 
kemerherrn myt HermanBoytin 
dith nhabeschreven sulver 
beneven den slotelln thome 
schenckampte gehorich gelevert 
und averandwortet. 

Erstlich welchs yn datt 
grote schapp benedden up 
den rathhuse gehöret und 
man nicht plecht tho ge- 
bruken sunder up Petri") 
und wen de gemeynen 
stede by eynander synt: 

Eineb") g^gte stoveken wien- 
kanne. 

Twe halvestooeken wienkannen, 
eyne na gemeyner wise, de 
ander dikke. 

Twe qwarter wienkannen, de 
eyne myth eynem langen 
halse, de ander buketh. 

Twe grote schalen myth foten. 

Twe grote glese myth foten, 
eyn hoch, it ander sieth. 

4 stulpeschower, darunder eyn 
hoch, 2 etwas syder, de verde 
noch körtter. 

Dat sulfer bii dem 
scencken anno 1559, wel- 
ches in dat grote scap 
gehört und nicht gebrukt 
wäret sunder up Petri^b^ 
und wan de hanßestede bi 
einander sindt: 

Eine halve'') stoveken wein- 
kanne. 

Twe halvestooeken winkannen, 
de eine na gemeiner weiße, 
de ander is kordt unde dicke. 

Twe quarter winkannen, de eine 
mydt 1 langen halße, de 
ander buketh. 

Twe scower osfte grote sulveren 
scallen midt voten. 

Twe grote kristallinen gleßer 
midt voten, dat eine hoch, 
dat ander is seidt. 

Ver stulpescower, darunder ein 
hoch, twe etwas sider, de 
verde is noch sider. 

») Petri Stuhlfeier (22. Februar). ^ 
'°) Das jeder Zeile vorgesetzte „Item" ist im obigen Abdruck weggelassen. 
") Offenbar Schreibfehler für „grote". 
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1 verguldede waterkanne vam 
quarter. 

1 verguldede wienkanne fast 
van dersulven grote. 

3 verguldete schouwers, de erste 
dekke und hoch, de ander 
nedden smal, bauen wider, 
de durde in der midde dille 
und up beiden enden sehr 
schmall. 

Int ander schapp, dath 
man daeglichs gebrütet: 
Twe halvstoveken wienkannen. 
Twe grote behrstope myth losen 

leben. 

1 grot sulveren kruthfat. 

2 credentzschoewer myth foeten 
thom krude. 

2 schalen mych foeten. 
2 verguldede fote wyth glesen. 

2 kortte behrbekere. 

2 krutschuffeln"). 

Van der kemerie ent- 
fangen, welk men") nha 
afftage der fremden heren 
up de kemerie plecht wedder 
to leveren: 

Es folgt 
im Boytinschen Verzeichnis: 

»2 stooeken tynnen können. 
2 dischlaken, baven gehörende. 
2 dischlaken, under gehörende. 
1 missings ketel." 

") „men" fehlt. 
'h Es folgt „men'". 

Eine vorgulde waterkanne vam 
quarter grodt. 

Eine vorgulde weinkanne van 
dersulven grote. 

Dre vorgulde schowers midt 
leiden, de erste dicke unde 
hoch, de ander nedden smal, 
baven wider, de dorde 
midden dicke unde up beiden 
enden ser smal. 

Im anderen scappe 
levert: 
Twe halvestoveken weinkannen. 
Twe grote sulveren stope midt 

leben to dem Hamborger 
bere. 

Ein sulveren vaidt, so men 
tom krude umbtodregen ge- 
brucketh. 

Twe credentzeschower ofst 
schalen midt voten. 

Twe scallen midt voten. 
Twe vorgulde vote midt wein- 

gleßeren. 
Twe körte sulveren beker, den 

deneren to Hamb. bere. 
Twe krutschuffelen"). 

Nagescreven sulfer- 
cher steidt up der kemerie, 
o") up Petri unde wan 
)e gesanten der ainzee- 
tede ankommen, dem 
cencken warbt togestelleth 

unde geleverth to brütende 
unde darna wedderumb 
uptobringende: 

im Wibbekingschen Verzeichnis: 
„Twe stooeken tinnen können. 
Ein misiinges ketel. 
Mer? dischlacken, baven gehörende. 
Mer2 dischlaken. nedden gehörende." 
Liierauf folgt der S. 192 Anm. 38 

abgedruikte Satz. 
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2 verguldede grote koppe. 
2 verguldede koppe, kleiner. 

2 grote verguldede havestope. 

2 Embsche behrkrose van sulver. 

2 grote bherkannen myth 
lheden. 

Twe vorguldene koppe. 
Twe vorguldene koppe kleiner 

dan de anderen undt voriigen. 
Twe grothe verguldene have- 

beckers. 
Twe grothe berkannen mit leden 

to Hamborger bere. 
Twe sulveren kroße offte pro- 

weste genomet to Emesschen 
bere to scencken. 

Anno") 64 up Petri noch ehm 
gelevert den grote gülden 
kop, so uth den lothe ge- 
kamen, mit koffer. 

Summa 11 stuck. 
Noch") eynen vorgulden koep, 

so van selyghen her Hinrick 
Bromsen") herkamen is. 

Summa 12 stucke, 
d. 

Ordnung des sulvers, wo man dath 
tosetten. 

Up de bovenste banck: 
De grote vergulde schower myth der deckte, 
de beiden stulpestope, 
de ander schower myth der deckte, 
de lange schmale stoep myt der deckte, 
de durde schower myth der dekke, 
de ander stoep, 
de vergulde kopp, 
de durde lange stop. 

Up de ander banck: 
De halvestovekenkanne, 
de vorgulde waterkanne, 
de lange stoop myt der dekke, 
de vorgulde stoop myt der dekke, 
de beyden stulpestope, 
dat sulveren fat, 
de vergulde quarterkanne, 
de bukede sulvern kanne, 
de halsstovekenkanne. 

plecht up- 

") „Anno ... 11 stuck" von anderer Hand nachgetragen. 
„Noch ... 12 stucke" oom Kämmeretherrn Beneditt Slicker nach- 

getragen. 
''s Der Ratsherr (1543—63) Heinrich Brömse. 
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Up de durde banck: 
De beyden stulpeschower, 
de slichte vergulde stoepp, 
de beyden graten schalen, 
de qwarterkanne, 
de grate schale, 
nach 1 quarterkanne, 
noch de grate schale. 

Nedden in de verde rege: 
De kortte wide stoep, 
de grate schale, * 
de vergulde schower myt der dekke, 
de slichte vergulde stoepp myth der dekke, 
de sulveren Embsche kanne, 
de grate stovekenkanne. 

Up de veffte rege: 
De runde wide stoep, 
de grate schale, 
de golden schower myth der dekke, 
de slichte schower myth der dekke, 
de ander Embsche kanne, 
de halvestovekenkanne. 

Summa der porcele der stukke, de upgesettet werden, synt 
in all 38. 

Summa disser vorgeschreven stukke myth den dekken und ^ 
stuelpen is in alle 67 stuckke. 

II. 

Lewirkt de5 in der Ihörkammer verwahrten Kat5silbergeräte5. 
1583. 

Inventarium, wat von sulverwardes Iochim Meiger, eins 
erb. rades schenke, vormals^^) in beiden schappen im neddersten 
radthuse gelevertt und vorhanden, welchs anno 83 den 22. may 
gewogen worden, und sindt de stucke nevenst dem gewichte 
nemlich: 

In einem schappe, so altidt gebruckett: Aloed.ladt 
Erstlich twe sulvern halsstovekenwinkannen, wicht ider 

7 marck loedich 13 loedt, thosamen iß 15 10 ' 

'y Im Wibbekingschen Verzeichnis (vgl. S. 190 Anm. 32) heißt es: „Item 
anno 1575 adi 18. julyus is in beywesende her Iohan Brotes borgermeister 
unde my Benedictus Slicker, nu thor tydt kemerheren, Iochim Meygher dem 
schenken dyt bavenschreven sulversmyde in beyden schappen lut dem inventario 
aoerantwerdet unde ghelevert." Iochim Meyer war am 16. April 1575 als 
Ratsschenke vereidigt worden; Llt. Eidebuch, Bl. 10. 
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Twe grote sulvem halfftovekenstoepe, wicht ider 6 marck^loed.lodt 
loedich 12 todt, iß   . 13 8 

Twe credentzstoepe ahne decke!, wegen thosamen iß . 5 14 
Beehr sulvers schalen up Hagen voeten oder schouwers, 

2 eines Musters wegen 13 marck loedich, 
2slechtsmunsters wegen lOmarckloedich lOloedt,iß 23 10 

Ein groth sulvern vath, wicht 6 3 
Twe vergulden voethe, wegen 3 10 

hirtho 2 glese und 2 holten deckels. 
Summa 13 stucke. 

Hirumme sindt ock twe dischdoecke sambt einer 
siden dwelen umb dat krudt. 

Im andern schappe, so nicht stedes gebruckett: 
Eine grotte sulvern stoevekenkanne, wicht 15 6 
Twe sulvern halsfftoevekenkannen, wegen 

eine") 8 marck loedich 1 loedt, 
de anner 7 marck loedich 6 ladt, thosamen . . 15 7 

Dre kwarterß weinkannen, darvon de eine vorguldet. 
wegen 
de erste mit dem krantze wicht 5 marck loedich 
4 ladt, de ander") wicht 3 ^ loedich 11V« ladt, 
de 3. verguldet 3 ^ loedich, iß thosamen ... 11 15 V» 

Eine quarterß vergulden waterkanne, wicht .... 3 7 
Twe vergulde koppe mit deckeln, 

einer wicht 7 ^ loedich minus V» loedt, 
de ander 5 ^ loedich 7 ladt, iß thosamen . . 12 6V- 

Veehr sulvern koeppe, wahr twe in einander geschlaten, 
mit hengen, wegen 

einer 8 ^ loedich 12 loedt, 
de ander 5 ^ loedich 11 loedt, 
de drudde 5 ^ loedich 9 loedt, 
de veehrde 3 ^ loedich 10 V» loedt, iß thosamen 23 10 V» 

Twe sulvern schalen mit voethen oder schouwerß, wegen 7 13 V» 
Einen vergulden kop, twe in einander, wicht ... 3 2 
Twe kristallinen gleser mit voethen, wegen mit dem glase 

dat eine 6 ^ loedich 12 loedt, 
dat ander 7 ^ loedich minus 1 loedt, iß thosamen 13 11 

Twe sulvern schuffeln thom krude, wegen — 6Vt 
Summa 20 stucke. 

In disem schappe twe dischdwelen von siden. 

") Ein weiteres, sonst sachlich mit dem obigen übereinstimmendes Ver- 
zeichnis. in das beim Wägen am 22. Mai 1583 die Gewichtsbeträge ein- 
gefügt sind, besagt hier: „Nr. 1 mit stenen 8 ^ loedich 1 lodt." 

Das.: „2. eine kortte 3 ^ loedich 11V, lodt." 
Ztschr. d. «. s. L. «. XXIV. 1. 13 
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m. 

Lewickt ds5 in der Kämmerei verwaiirten Kat5silbergeräte5. 
l592. 

Vorzeichnus des Silbersmiedes und Cleinodien uff der 
Kemerei Anno 1592. 

Oben uff dem groffen Schappe in holtzeren Kopffern 
ftehett: 

1. Erftlich ein groß vorguldeter Kopff, wicht 14 mr. lodigs 
9 Lodt, hat 2 kleine Waffen und oben deß Radts zu Lübeck 
Waffen. 

2. Item ein vorguldeter Kopff oben mit einem silbern Fen- 
lein, wicht 6 mr. lotigs 11 Lodt. 

3. Ein vorguldet Kopff mit Brombsen und Luneborges Waffen, 
wicht 7 mr. lotigs 12 Lodt. 

4. Item ein vorguldeter Kopff mit einen gülden Fenlein, wicht 
6 mr. lotigs 2 Lodt. 

5. Ein vorguldeter Kopff auch mit den gülden Fenlein, wicht 
5 mr. lotigs 8 Lodt. 

6. Ein vorguldeter Kopff mit dem gülden Fenlein, des vorigen 
Gegengatunge, wicht 5 mr. lotigs 8 Lodt. 

7. Item ein vorgulder Becher mit einer oberen Decke, wicht 
4 mr. lotiges 6 Loth. 

8. Noch ein Becher oder Kopff von 4 mr. lotiges 6 Lodt. 
9. Item ein filbern Stopkanne, wicht 5 mr. lotigs 11 Lodt. 

10. Noch eine filbern Stopkanne, wicht 5 mr. lotiges 11 Lodt. 
11. Item eine filbern lange Kroßkanne, wicht 6 mr. lotiges 2 Lodt. 
12. Item eine filbern Kroßkanne, wicht 6 mr. lodich 3V, Lodt. 

Liefe zwelff Parcele pflegen ordinarie deß Radts Schencken 
uff Petri und Erb. Stette Zusammenkunfft gefolgett werden. 

Anno 1593 den 11. Ianuarii haben die Teftamentarien 
seligen H. Benedicti Shlickers^') uff die Kemerei einen legerten 
vorgulden Kopff von 140 Loth geliebert mit Begeren denselben 
nebenst andern Rats ordinari Silbersmide zu vorwaren und 
uffzusetzen"). 

Diser vorguldede Kop is Friderich Knevell, dem Schencken, 
anno 93 thoghesteketh worden.^') 

Gestorben 1591 Noo. 18. 
„Anno . . . uffzusetzen" von anderer Hand. 
„Dieser . . . worden" wieder von anderer Hand 
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IV. 

Nu5kändigung einige5 weiteren LiIbergerSte5 von den 
Kämmereikerren in die dauernde Verwalirung de5 Nat5lckenlren. 

1593. 

Anno 1593 den 19. Februa(rii) sein von den Vorordneten 
der Kemerei D. Herman Warmböcken B(urgermeister) und 
Jasper Wilden R(atmann) dem Weinschencken Frederich Knevel 
etzlich Silbergesmidt, welchs ein Zeit hero uff der Kemerei in 
Schuppen gestanden^^) und er vorigem seinem Jnventario und 
Enffang zusetzen soll, uberliebert. 
1. Erstlich eine große Halbstubichenweinkanne mit Brombßen 

Wapen, wicht 8 ^ lotigs. 
2. Noch ein silbern Stoff mit einem Lede, wicht 5 Loth und 

6 ^ lodigs. 
3. Item noch ein silbern Ledestoff, wicht 4 ^ lot. 8 Loth. 
4. Item chern Benedicti Shlickers vorgulden und einem Radt 

im Testament vorehreten gülden Kopff, wicht 140 Lodt"). 
5. Item ein silbern Gießbecken, wicht 14 mr. lodig 2 Lodt. 

V. 

Lesund in den beiden Liiderschräniren der unteren KatZstube. 
t624. 

Anno 1624 den 7. February sein durch des gewesenen 
Schaffers Iochim Eißmans seligen Magtt im Rahthause in der 
untersten Rahfftube in Gegenwartt des Hausschließers Hanß 
Stoffregens zwey Schöpfe eröffnett, und ist darin befunden, 
wie folgett: 

In dem ersten Schappfe: 
Zwe silbern verguldete Römerfüße. 
Zwe weiße silbern Schalen oder Näppe. 

In demselben Jnventarbuche Bl. 4 werden die oben unter den Ziffern 
1—3 und 5 aufgeführten, 1592 „in dem obern eisern Geldtschappe" verwahrten 
Stücke bezeichnet als 

„eine große Weinkanne mit Brombsen Wapen, wicht 8 mr. lotigs 0 Lodt, 
ein großer silbern Ledeßstopff, wicht 6 mr. lotigs 5 Lodt, 
ein silbern Stopff mit einem Deckels, wicht 4 mr. lotiges 5 Lodt, 
1 silbern lNießbecken, wicht 14 mr. lodig 2 Lodt". 

Ferner wurden in diesem Schranke verwahrt ein am Rande als „Kemerei» 
stop" benannter „silbern Stopff mit einem Deckels, wlcht 5 mr. lodiges 4 Lodt", 
und „ein groß silbern Handtbecken, wicht 12 mr. lotiges 14 Lodt", sowie 
zwei später durchstrichene „vorguldede Kelcke mit 2 Pathenen, wegen 2 mr. 
lodich 15'/> Lodt", und 6 silberne Botenbüchsen ohne Gewichtsangabe. 

Vgl. oben S. 194. 
13* 
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Ein silbern Becken. 
Zwo hohe weiße Schalen mit Füßen. 
Zwe weiße silbern buckichte Kannen. 
Zwee silbern Stöpfe mit Deckeln. 

In dem andern Schapfe: 
Zwo silbern Confectschalen mit Fußen. 
Zwee in einander gehende bukichte silbern Becher mit Fußen. 
Zwee etwas kleinere der Artt Becher. 
Eine große hohe bukichte silbern Kanne oben mit einer 

Klocke. 
Zwo silberne Halbstubichenkannen. 
Zwo hohe bukichte silbern Halbstubichenkannen. 
Zwee silbern Stöpe mit Deckeln. 
Ein hoher gantz verguldeter Kopf. 
Eine silbern bukichte Gießkanne. 
Zwo weiße silbern bukichte Kannen. 
Eine silbern verguldete Gießkanne. 
Eine andere silbern verguldete bukichte Kanne. 
Zwo zusammengehende verguldete kleine Schalen mitt 

Fußen. 
Zwei cristlinen Gläser in Silber gefast. 
Zwo kleine silbern Schuffeln^"). 

Es folgt: 
.Zwo rote taffeten Binden, 
eine Decke von weiß und rohten Charteek, unten mit Leinwand 

gefuttert, 
noch ein leinen mitt Seide gefticketes Laken." 
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Gespreckungen. 

Dietrich Lchäser. Mein Leben. Berlin und Leipzig. K. F. 
Köchler. 1926. 

Dietrich Schäfer, der heute auf ein arbeitsreiches, aber auch 
selten erfolgreiches Leben zurückblicken darf, hat einen so un- 
gewöhnlichen Lebensweg hinter sich, daß alle, die ihn kennen 
und verehren, ihm Dank dafür wissen, daß er sich entschlossen 
hat, dieft zunächst nur für seine Familie bestimmten Aufzeich- 
nungen der Öffentlichkeit zu übergeben. Der heute weit über 
die Grenzen Deuffchlands, ja in allen Kulturstaaten wohlbekannte 
Gelehrte stammt aus den einfachsten Verhältnissen. Sein Vater 
war Mascopträger und Kornstecher in Bremen und bewohnte 
einen der Schankkeller an der Schlachte, die damals Treffpunkt 
und Börse für die Schlachtearbeiter waren. Das Bild, das 
Schäfer von dem Leben und Treiben dieser Kreise und dann 
von seiner Jugendzeit überhaupt entwirft, ist von ungemeinem 
Reiz, stellenweise geradezu von einer bildhaften Lebendigkeit. 
Die Kellerwohnung selbst, der Verkehr in ihr, später die Be- 
wohner der Landwehrstraße und ähnliches treten dem Leser 
leibhaftig vor die Augen. Besonders erfreulich ist, wie Schäfer 
den geraden und gesunden Sinn ihrer Bewohner zu rühmen 
weiß; Ordnungsliebe, Sauberkeit und Ehrlichkeit — wer die 
nicht übte, wurde nicht geachtet. Dietrich Schäfer verlor in 
seinem 10. Lebensjahre bereits seinen Vater; seine Mutter mußte 
als Arbeits- und Waschftau den Lebensunterhalt verdienen: 
keinen Augenblick hat sie geschwankt, daß ihre Kinder etwas 
Ordentliches lernen und werden müßten. So sehr man aufs 
Geldverdienen angewiesen war, Zeitungsjunge durfte er nicht 
werden, sie standen in keinem guten Rufe. Auch die Freischule 
duiffte er nicht besuchen. Sieben Jahre lang ist Schäfer, wäh- 
rend die Mutter auf Arbeit war, tagsüber allein in der Woh- 
nung gewesen, hat sich selbst gekocht und die Wohnung besorgt, 
so lange er nicht in der Schule war. Nicht ohne Rührung 

4 
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liest man, wenn er dann abends der Mutter entgegenging und 
glücklich war, wenn er an ihrem Arme hing. Den kargen Ver- 
dienst hat er getreu und gewissenhaft verwaltet. Als er noch 
als Schüler sich sein erstes Honorar sür eine Rechenarbeit ver- 
diente, läuft er spornstreichs zu seiner Mutter, um ihr von 
seinem unerwarteten Glück zu berichten und den Schatz (2 Vr Taler) 
zu übergeben. Von großem Interesse ist, was Schäser über 
das Bremer Volksschulwesen, insbesondere über seine eigene 
Schulzeit, und über das Seminar berichtet, und was er im 
Anschluß daran über die seminaristische und Hochschulbildung 
der Lehrer sagt: mit weniger Worten und klarer wird 
der Unterschied und der Wert der beiden verschiedenen Vor- 
bildungen kaum darzustellen sein. Man möchte wünschen, daß 
das Kapitel über die Jugendzeit einmal in die Lehrbücher über- 
ginge, die in den Schulen gebraucht werden. 

Schäfer hat dann mit Hilfe eines Stipendiums, das ihm 
H. H. Meyer gewährte, studieren können. In Jena, dann in 
Heidelberg, wo Heinrich v. Treitschke den nachhaltigsten Einfluß 
auf ihn ausübte, und zuletzt — nach dem Kriege 1870/71, an 
dem er als Freiwilliger teilgenommen hat — in Göttingen bei 
Waitz hat er erst Philologie, dann schließlich Geschichte studiert, 
die ihn, nachdem er die vom Hans. Gesch.-V. gestellte Preis- 
aufgabe „Die Hansestädte und König Waldemar" gelöst hatte, 
bald in die engste Verbindung mit dem Hans. Gesch.-V. brachte. 
Was er für die hansische Geschichtsforschung seitdem geleistet 
hat, ist allbekannt und bedarf hier keiner weiteren Erwähnung; 
der Verein hat seine Erkenntlichkeit und Dankbarkeit dadurch 
zum Ausdruck gebracht, daß er Dietrich Schäfer zu seinem 
80. Geburtstage zu seinem Ehrenvorsitzenden ernannt hat. 
Schäfers Ziel war damals, Direktor der Stadtbibliothek in Bremen 
zu werden, eine Stelle, die ihm die nöttge Muße gewähren 
sollte für seine wissenschaftlichen und anderen Arbeiten, zu denen 
sich damals schon solche aus politischem Gebiete gesellt hatten. 
Es sollte anders kommen. 1877 erhielt er einen Ruf an die 
Jenaer Universität, und damit begann seine hervorragende Wirk- 
samkeit als Hochschullehrer, die ihn bald darauf nach Breslau, 
Tübingen, Heidelberg und schließlich nach Berlin führte, überall 
mit seinem starken Temperament anregend wirksam, kann Schäfer 
heute mit Stolz auf eine große Anzahl vortrefflicher Schüler 
blicken, die sein Werk weiterführen. 

Interessieren diese Teile seiner Lebenserinnerungen zum 
großen Teile in besonderem Maße seine Fachgenossen, so dürfen 
die letzten Partten, die seine Tätigkeit während des Weltkrieges 
behandeln, in hohem Grade allgemeines Interesse in Anspruch 
nehmen. Schäfer hat das öffentliche Leben seit seiner Knaben- 

j 
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zeit ganz besonders lebhaft verfolgt; schon auf der Schule wußte 
er sich die beiden damaligen Bremer Zeitungen regelmäßig zu 
verschaffen. Heinrich von Treiffchke hat ihm dann den Weg 
gewiesen. Ein Artikel, den er im Juni 1870 in der Weserzeitung 
veröffentlichte: „Aus deuffch-ftanzösischen Grenzlanden" — Be- 
obachtungen auf einer Wanderung durch das damals noch ftan- 
zösische Elsaß — fand die Beachtung Bismarcks, der sich bei 
dem Vertreter Bremens im Bundesrate nach dem Verfasser 
erkundigte. Bald wurde er tätiges Mitglied der national-liberalen 
Partei, und nach und nach hat er an den Bestrebungen aller 
nationalen Vereinigungen lebhaften Anteil genommen. Für ihn 
stand der „Staat" im Mittelpunkte alles Geschehens und Lebens; 
das „Deutsche Reich" nach dem unerhörten Auffchwung, den es 
unter Bismarcks genialer Leitung genommen, zu stützen, den 
deuffchen Gedanken in der Welt auf allen Gebieten zu fördern 
und zur Geltung zu bringen, wurde mehr und mehr der Inhall 
seines Lebens. So gehört Dietrich Schäfer zu der Zahl der 
Geschichtsschreiber, die wie Heinrich von Treiffchke, Heinrich 
von Sybel u. a., zu den politischen Historikern zählen. Es war 
selbstverständlich, daß der neue Kurs nicht seinen Beifall fand, 
und seit dem Ausbruche des Weltkrieges stand er in energischster 
Opposition gegen die Leitung der Reichspolitik unter Bethmann- 
Hollweg. Die Schilderung seiner Tätigkeit im „Unabhängigen 
Ausschuß für einen deuffchen Frieden" und in der „Vcherlands- 
partei" ist ein wichtiges Kapitel unserer neuesten Geschichte. In 
Wort und Schrift hat er unermüdlich die unheilvollen Maß- 
regeln der Regierung bekämpft, niemals im Dienste einer Partei, 
stets für das ganze Vaterland. Erfolg ist ihm und seinen Mit- 
kämpfern nicht beschieden gewesen; sie brachten ihnen Haus- 
suchungen, Strafbefehle und zuletzt sogar ein nächtliches Hand- 
granaten-Attentat gegen sein Haus ein. Auch nach dem Zu- 
sammenbruche ist er sich und seiner Überzeugung treu geblieben. 
„Leitstern meines Lebens" — so lautet sein Nach- und Schluß- 
wort — „ist gewesen, daß der Deutsche seine Menschen- und 
Christenpflicht nur erfüllen kann im Dienste am Vaterland. Zu 
bestimmen, wie dieser Dienst sich zu gestalten hat, um dem 
Vaterlande zum Segen zu werden, sind Kenntnis staatlichen 
Lebens und Teilnahme an ihm erforderlich. Selbst die Vor- 
bedingungen zu erfüllen und bei den Volksgenossen ihre (Lr- 
füllung zu fördern, ist Inhall und Ziel meines Strebens im 
Ringen um Einsicht und im Mühen um ihre Verwertung 
gewesen." Man kann nur wünschen, daß die Lebenserinnerungen 
dieses anflechten Mannes weiteste Verbreitung finden. 

Kretzschmar. 
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Dietrirk Lrbäkec und seine Werke. Im Auftrage der Historischen 
Gesellschaft zu Berlin. Herausgegeben von Kurt Jagow. 
— Berlin, Otto Elsner, Verlagsgesellschast. 1925. 
Im Anschluß an Dietrich Schäfers eigeneLebenserinnerungen 

sei auch auf dieses Buch hingewiesen, in dem seine Schüler zu 
Worte kommen. Ihre Erinnerungen an den „Lehrer" und die 
Eindrücke, die sie von seiner Persönlichkeit empfangen haben, 
bilden den Gegenstand ihrer Ausführungen. Vorhin ist schon 
erwähnt worden, welch seltenes Lehrtalent Schäfer besitzt, und 
wie ihm der Lehrberuf innerste Angelegenheit ist. Er selbst 
erhärtet am besten die Richttgkeit des alten Satzes, daß das ganze 
Geheimnis des guten Lehrers in der Persönlichkeit liegt. Wie 
er seinen „Lehrern" Heinrich o. Treitschke und Georg Waitz noch 
im Aller gedankt hat, nicht nur für das, was sie ihm an Wissen 
und Wissenschaft vermittelt hatten, sondern auch für das Beispiel 
ihrer vorbildlichen Persönlichkeit und der unantastbaren Integrität 
ihres Charakters, so hat er selbst im gleichen Sinne auf die Jugend 
gewirkt. Mit dem Erfolge kann Schäfer zufrieden sein, die Zahl 
seiner Schüler ist außerordentlich groß und eine ganze Anzahl von 
ihnen sind heute selbst wieder Professoren und lehren in seinem 
Sinne. Eine Reihe von ihnen berichtet über seinen Lebensgang, 
über den Lehrer, den Forscher, Geschichtsschreiber, den Begründer 
der deutschen Seegeschichte und den deutschen Mann. Von 
^nz besonderem Werte ist das Verzeichnis der Schriften Dietrich 
Schäfers, das uns eine Übersicht über seine staunenswert fruchtbare 
schriftstellerische Arbeit, auf wissenschaftlichem, politischem und 
anderen Gebieten, gewährt. Den Schluß bildet ein Verzeichnis 
der von Dietrich Schäfer angeregten Dissertattonen. 

Kretzschmar. 

llkarl von Lcklözer. Menschen und Landschaften. Aus dem 
Skizzenbuch eines Diplomaten. Herausgegeben von seinem 
Bruder Leopold von Schlözer. — Deutsche Verlagsanstalt 
Stuttgart. 1926. 

Nach der Reihe von Bänden, die die Briefe Curd von 
Schlözers enthalten, folgt jetzt ein neuer Band, der dem Neffen 
Curds, Karl von Schlözer, gewidmet ist, einem Sohne Nestors, 
des älteren Bruders von Curd und russischen Generalkonsuls 
in Stettin. Karl ist in Stettin geboren, hat aber seine Jugendzeit 
in Rodensande, dem schönen Gute am Kellersee, verlebt, der 
damals noch „unentdeckt" in der ganzen Unberührtheit existierte, 
wie sie aus Boß' Luise bekannt ist. Aus diesen Briefen und 
Aufzeichnungen lernt man in Karl von Schlözer wiederum einen 
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Mann von hoher und vielseitiger Begabung kennen, deren dieses 
Geschlecht uns so viele geschenkt hat. So vielseitig war seine Be- 
gabung, daß es lange zweiselhast war, welchem Beruse er sich wid- 
men würde. Ganz besonders stark waren seine künstlerischen 
Neigungen, die sich ebenso auf dem Gebiete der Musik, der Malerei 
wie auf denen der Poesie und Schriftstellerei geltend machten. 
Schließlich aber zog auch er es doch vor, wie sein Vater und 
Oheim, sich dem Diplomatenberufe zu widmen, zu dem ihm seine 
großen geselligen Talente besonders befähigten. Auch er begann 
seine Laufbahn in Rußland, mit dem nun einmal die Schlözers 
aufs engste verbunden waren, dann führte ihn sein Beruf auf 
zwei Jahre nach Rio de Ianeiro, und auf abermals zwei Jahre nach 
Belgrad. Auf beiden Stellen hat er es sich angelegen sein lassen, 
Land und Leute kennen zu lernen, wofür ihm namentlich in 
Brasilien seine Landsleute dankbar waren. Dort hatte er auch 
als Geschäftsträger in Vertretung des Gesandten längere Zeit 
Gelegenheit zu selbständiger Tätigkeit. In Brasilien erlebte er 
die Zeit der Sklavenbefteiung und des Beginns der Bewegung, 
die zur Abschaffung der Monarchie führte; in Serbien waren 
es die Jahre der Abdankung Milans und der Verbannung 
Nataliens. Auch diese Briefe zeichnen sich durch große Form- 
vollendung, Leichttgkeit und Anschaulichkeit der Schilderung aus. 
Immer hat man das GeMl der überlegenen Sicherheit und 
der Vielseitigkeit der Interessen des Verfassers. Unwillwrlich 
drängt sich dabei der Vergleich seiner Briefe mit denen seines 
Oheims Curd von Schlözer auf, und da wird man doch sagen 
müssen, daß sie deren hinreißende Kraft nicht ganz erreichen. 
Karl von Schlözer scheint doch eine Mhlere Natur gewesen 
zu sein, der den Dingen objettiver gegenüberstand, sie waren 
ihm mehr Gegenstände der künstlerischen Betrachtung, die ihn 
nicht so innerlich berührten, wie man das bei den Äußerungen 
seines Oheims empsindet. Ein abschließendes Urteil wird man 
sich aber vorbehallen müssen, wenn erst — wie wir hoffen — 
auch die Briefe aus seiner späteren Zeit vorliegen, die das Bild 
abrunden werden. 

Kretzschmar. 

Lkoma5 Mann, Lübeck a>5 Leiste5sorm. Die Entstehung der 
Buddenbrooks in Lübeck. Otto Quitzow Verlag K-G. 
1926. 

Auch bedeutende Worte verklingen im Gedächtnis der Hörer. 
Willkommen zu heißen ist es also, daß Thomas Manns Vortrag 
vor diesem Los gesichert und in ein Büchlein eingesungen wurde. 
Er ward gehalten am 5. Juni 1926 inmitten hochschwingender 
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Iubiläumsstimmung; zwischen Entfaltungen, deren Auswirken 
Zeit haben muß, das Ereignis, dessen Bedeutung sogleich über- 

^ zeugte. Vor allem war er von historischem Gewicht durch den 
^ sehr merkwürdigen Augenblick, wo diese Bekenntnisse zum frei- 

städtischen Bürgertum gesprochen wurden, während der Boden 
von den Bemühungen bebte, die eben dies Bürgertum stürzen 
möchten. Hiervon noch ohne Kenntnis und ganz unpolitisch hatte 
sich dem Dichter die seelische Nöttgung aufgedrängt, von dem 
zu sprechen, was ihm aus dem Wissen der Geschichte der Hanse- 
stadt und ihren einzig möglichen Lebensbedingungen sicher 
geworden war: von der Würde und dem geistigen Gehalt 
hansischer Bürgerlichkeit. 

Doch die tiefften Erkenntnisse erwachsen den Schöpferischen 
immer aus ihren eigenen Werken. Diese psychologische Wahrheit 
offenbarte sich aus allem, was Thomas Mann von seinen 
Dichtungen erzählte. Er sprach von dem erst so mühseligen 
buchhändlerischen Weg der Buddenbrooks, der dann in steilem 
Aufstieg zum Gipfel des Erfolges führte. Er bekannte, in welcher 
Mnstlerischen Unfchuld er dem eigenen Werk gegenüberstand, 
seines kulturgeschichtlichen Wertes sich noch nicht bewußt. Er 
bekannte, daß er von Täuschung über sich selbst befangen war: 
künstlerisch, indem er seine Begabung auf die Form der knappen 
Erzählung gerichtet hielt; intellektuell, da er seine Verbundenheit 
mit der Heimat noch nicht in sich erspürte. Als er sie dann 
eines Tages begriff, entdeckte er sich als Lübecker. „Künstlertum 
ist etwas Symbolisches. Es ist die Wiederverwirklichung einer 
ererbten und blutsüberlieferten Existenz auf anderer Ebene," 
sagte er. Vom Eigenwillen des Werkes sprach er, das ideell 
schon da ist, aber bei der Verwirklichung dem Autor selbst die 
größten Überraschungen bereitet. Das hat wohl jeder, auch der 
bescheidener Schaffende, falls er kein Routinier oder Aftertalent 
ist, an sich erfahren, daß z. B. der sorgfam aufgebaute Entwurf 
einer Romanhandlung sich während der Arbeit eine andere als 
die geplante Entwicklung erzwingt. Jedes Werk hat seine 
geheimen Lebensgesetze in sich. — Der Vortrag spann Heimat- 
stimmung um verschiedene Schöpfungen des Dichters. Soweit 
dabei das in Venedig erfahrene Anklingen an Hansisches und 
Heimisches herangezogen ward, um auch die dort spielende Novelle 
in die Zusammenhänge hineinzuweben, empfand man einige 
Gewaltsamkeit in der Gedankenführung. Daß die Buddenbrooks 
und Tonio Kröger „Wiederverwirklichung" im obigen Sinn 
sind, weiß jedes Herz, das dem Dichter entgegenschlägt. 

Thomas Mann bekannte sich zum Europäertum und erklärte, 
weshalb er dem in allen Ländern aufgährenden Nationalismus 
widerstrebe. Hierin bin ich ganz anderer Meinung. „Ist nicht 
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vielleicht alles, was wir jetzt erleben, der Umweg nach Europa? 
In welchem Fall die Pflicht nur dringlicher erschiene, die 
Eigenschaften der Nation streng zu sichten und ihre Werte 
weiter auszubilden. In einer Amalgamation das edelste 
Metall zu sein, müßte immer der Wille einer auf ihre Eigen- 
art stolzen Nation bleiben." (Aus Germaine v. Stael von 
Boy-Ed.) 

Mit der scharfen Eindringlichkeit seiner Selbstbeobachtung 
gab der Dichter sich zu, daß er dem heimischen Dialekt, dem 
Nachhall des Plattdeutschen manche Farbe, manchen Klang seiner 
Sprache verdanke. Dies vom Meister der Sprache zu hören, 
war offenbarend. Im persönlichen Verkehr habe ich - vielleicht 
irrtümlich — wohl die Empfindung gehabt, als mache es ihn 
etwas nervös, scheinbar ausschließlich seine Sprache rühmen zu 
hören. Aber solches Rühmen schließt doch ganz von selbst die 
Anerkennung gedanklicher und psychologischer Höchstwerte in sich. 
Eine solche Sprachkunst wäre unmöglich, hätte ihr Inhalt nicht 
gleichen Rang. Zu diesem Thema noch zwei Bemerkungen: 
über die Kraft, mit der die Mannsche Sprache das eigentliche 
Wesen der Ironie (die eine tötende, keine belebende Macht ist) 
in einer überMe von scharfen oder zärtlichen, von überlegenen 
oder lächelnden, von streichelnden oder amüsanten Farben ins 
Schöpferische umkehrt. Und zum andern: die keusche Anmut 
der Darstellung. Diese Anmut, die sich selbst im morbiden 
Stoff vom „Tod in Venedig" nie verleugnet, ist in unserer Zeit, 
wo brutale Nacktheit des Wortes und des Geschehens die Leser 
verdirbt, künstlerische Höhenluft. 

Und von Anmut umspielt war auch der Vortrug, ln dem 
literarisch-persönliche Erinnerungen das Grundthema umrankten, 
eben die Würdigung des hanseatischen Bürgertums und seine 
Verbundenheit mit ihm. Schon das Goethe-Motto mit den 
Schlußversen „Wo käm' die schönste Bildung her, wenn sie nicht 
vom Bürger wär ", gibt dieses Leitmotiv an. Aus dem Wurzel- 
boden des Bürgertums erwuchs auch Manns berühmtestes 
Werk, das mehr ist als eines von nur lübeckischem Charatter 
— als welches ich es, trotz der vielen Lübecker Modelle nie so 
recht empfunden habe —, das Werk, das den Familienbürger 
von ganz Mittel- und Westeuropa lebendig hinstellt. Es gibt 
neben dem Familienbürger noch einen andern, der auch sehr 
wohl in dem ersteren einbeschlossen sein kann. Das vor allem 
in Deutschland oft verwunderliche Bürgerexemplar, das zugleich 
der Hauptträger der Kultur und der kleinlichsten Philistrosität ist. 
Mann bekennt sich in seinem Vortrage zur Mission, diesem 
Bürger geistige Freiheit zu schenken, die nur möglich ist, wenn 
sich ihr ein Begreifen wnstlerischer Werte zugesellt. Woraus man 
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schließen könnte, daß er hofft, den Bürger dem Schellingschen 
Ideal von der höchstmöglichen Erscheinungsform des Menschen 
ein wenig anzunähern. 

Jda Boy-Ed. 

Mahnungen zur Innerlichkeit. Eine Urschrift des Buchs von 
der Nachfolge Christi. Herausgegeben von Paul Hagen. 
Lübeck 1926. 

Der seit dem 17. Jahrhundert nicht zur Ruhe gekommene 
Streit um die Verfasse^chast des verbreitetsten und nächst der 
Bibel häufigst gedruckten Erbauungsbuches „Von der Nachfolge 
Christi" ist durch die überaus wertvollen Funde und Entdeckungen,^ 
die Dr. Paul Hagen unter den Handschriften der Lübecker Stadt- 
bibliothek gemacht hat, in ein neues und bedeutend klärendes 
und fördemdes Stadium geraten. Or. Hagen glaubt in einem 
mittelniederdeuffchen Traktat die Urform der berühmten Imitstio 
Lkristi gefunden zu haben. Sie und vermutlich noch einige 
andere Traktate, deren ursprüngliche Formen noch nicht entdeckt 
sind, haben dem gewandten Vielschreiber Thomas von Kempen 
vorgelegen, und er hat sie dann, wie es wohl überhaupt seine 
chriftstellerische Art war, mit eigenen Erweiterungen und Weit- 
chweifigkeiten versehen, zu den „Vier Büchern von der Nach- 
olge lLhristi" zusammengestellt. Die von Dr. Hagen aufgefundene 
Irform bildet das zweite und den Hauptgrundftock des dritten 

diefer „Vier Bücher". 
Ob l)r. Hagen mit feiner auf jeden Fall außerordentlich 

wertvollen Entdeckung Recht behält, kann erst geprüft werden, 
wenn die von ihm in Aussicht gestellte wissenschaftliche Ausgabe 
des aufgefundenen Textes und feine „hoffentlich auch bald zu 
veröffentlichenden Unterfuchungen" über die „lmitstio Lhristi" 
vorliegen. In dem vorliegenden Büchlein handelt es fich um eine 
nicht wiffenfchaftlich befchwerte, nur mit kurzer orientierender 
Einleitung verfehene Übertragung des aufgefundenen Textes in 
unsere Sprache. Diese mit feinem religiösen und sprachlichen 
Empfinden hergestellte Übertragung leistet ein Doppeltes. Ein- 
mal stärkt sie ganz bedeutend, und zwar ohne alle wiffenschaft- 
liche Kleinarbeit, lediglich durch den starken inneren Eindruck, 
die These Dr. Hagens: daß wir in der Imiistio eine verwässerte und 
verbreiterte Überarbeitung eines außerordentlich knappen inhalts- 
vollen gedrängten wundervoll geschlossenen Erbauungsschriftleins 
eines unbekannten Niederdeuffchen haben. Diese „Mahnungen 
Mr Innerlichkeit" wirken weit stärker und ergreifender als die 
Nachfolge Chrifti, ja dem einmal auf den Unterschied aufmerksam 
Gewordenen e^cheinen die eingeschobenen Gebete und Litaneien 
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des Thomas als unerträgliche Abschwächungen einer prachtvoll 
konzenMerten und gefestigten Frömmigkeit. Das andere, was 
mit diesem Büchlein erreicht wird, mag dies sein: daß es — 
vielleicht — der innerlich gerichteten Frömmigkeit neue Freunde 
wirbt. Es ist ja unsel^amerweise (aber die Frömmigkeit des 
Innentums kann es tragen!) durch die laut einherschreitende 
Theologie der Dialektiker die Mystik fas^t über Nacht stark in 
Mißkredit gekommen. Man schwört wieder mit Barth und 
Brunner aufs „Wort" und auf den „ganz anderen" Gott und 
entsetzt sich über den inwendigen Gott und das Einswerden mit 
dem Gott, der nicht ferner von einem jeglichen unter uns ist. 
Da mag dies Büchlein, auch darin ohne wissenschaftliche 
und theologische Belastung, lediglich als „Erbauungsbuch" im 
besten Sinne des Wortes, die Gewißheit festigen oder neu er- 
stehen lassen, daß in der Frömmigkeit zu allen Zeiten und auch 
in unsern Tagen alles, schlechthin alles auf die „Innerlichkeit" 
ankommt. 

Borby. Walter Lehmann. 

lßugo von Wa!dejjer-Oart). Der lhanstein. 4. Aufl., Berlin 
(Zillessen), 1925. 

Diese historische Erzählung soll hier gelegentlich ihrer vierten 
Auflage noch Erwähnung finden, weil die hansisch-lübische Geschichte 
hineinspielt und Lübeck gegen Ende noch Schauplatz der Handlung 
wird. Auf seiner Burg im Werratal bietet in den unruhigen 
Zeiten nach der Mainzer Stiftsfehde Ritter Werner von Hanstein 
einer Übermacht von Feinden Trutz. Um der Landschaft den 
Frieden wieder zu geben, überwindet er sich schließlich, die Burg 
seiner Bäter dem Bruder zu überlassen und dem Rufe des 
Bürgermeisters Hinrich Kastorp zu folgen, um als Stadthauptmann 
von Lübeck sein Leben zu beschließen. Der Verfasser bemüht 
sich bei Freiheit in Einzelheiten ehrlich um kulturhistorische Treue. 
Seinen Helden zeichnet er als echten Ritter ohne Furcht und 
Tadel, und um dieses prächtigen deutschen Mannesbildes willen 
wird man die Erzählung gerne der Jugend in die Hand geben. 
In seiner Eigenschaft als lübeckifcher Hauptmann ist Werner 
von Hanstein geschichtlich bezeugt. Die wenigen Nachrichten 
über ihn klingen zwar nicht ganz so ideal, weisen ihn aber als 
tapferen, lebenbejahenden Haudegen aus, dem nichts Menschliches 
fremd ist. Michaelis 1481 trat er in die Dienste der Stadt. 
Das Ltironicon Slsvicorum erwähnt ihn einmal, wie er den 
räuberischen Hartwich von Lützow nächtlicherweile aus dem Bette 
holt. Wemer hinterließ sterbend allerhand Schulden. Die 
Charakteristik des lateinischen Chronisten zu seinem Tode, Drei- 
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königstag 1484, übersetzt Rehbein: . . daß er anno 84 in 
Lübeck gestorben an der Wassersucht, so er doch leider gerne 
Wein getruncken, sonsten solle er ein strenger Ritter, daneben 
allezeit lustig und frölig gewesen." Das Staatsarchiv verwahrt 
noch einige Schriftstücke von seinen Hinterbliebenen, Witwe und 
Sohn. Der gleichnamige Sohn bot 1522 der Stadt seine Dienste 
mit 10 gerüsteten Pferden an. 

Der Verlag des Romans legt Wert darauf, daß auf eine 
Mappe farbiger Bilder der Burg Haustein aufmerksam gemacht 
wird, nach Originalen von Herbert Rothgaengel, der zusammen 
mit Wilhelm Thiele und H. Möpfel auch das Buch mit Schwarz- 
Weiß-Zeichnungen geschmückt hat. 

Georg Fink. 

llleuere Literatur zur lübeckiscden Plastik und Malerei 
des Mittelalter5. 

Im Lübecker Iubiläumssommer 1926 sind vier Publikationen 
umfassender Art zur lübeckischen Kunstgeschichte erschienen — eine 
davon im Rahmen dieser Zeitschrift —, deren Würdigung wir 
von auswärtigen Gelehrten erhofsen'). Alle diese Veröffent- 
lichungen indessen wären unmöglich gewesen ohne die vorbereitende 
Kleinarbeit der letzten anderthalb Jahrzehnte. Es muß zunächst 
der überwiegende Anteil der nordischen Kunstwissenschaft an 
diesen Fortschritten festgestellt werden, z. T. bedingt durch die 
größere innere und äußere Bewegungsfreiheit der neuttalen 
Nordländer während des Krieges, z. T. indessen zurückzuführen 
auf ein spätes, aber leidenschaftliches Erwachen des Interesses 
für die Kunst der eigenen Scholle, die ja dort zum großen Teil 
norddeutschen, speziell lübeckischen Ursprungs ist. In Schweden 
sind es Cornell, Lindblom, v. Ugglas, Wrangel und vor allem 
Roosval gewesen, die in Büchern und vielen Zeitschriften- 
Auffätzen unsere Kenntnis von Werk und Urkunde gefördert 
haben. In Dänemark ist Beckett's Schüler Thorlacius-Ussing 
durch den Lehrer mit großem Erfolg auf die lübeckische Kunst- 
geschichte gelenkt worden. Seit 1918 mehren sich wieder die 
deutschen Beittäge, obwohl zunächst — mit einziger Ausnahme 

') Lübecker Heimatbuch. Herausgegeben im Auftrage des Senates vom 
Denkmalrate. Lübeck 1926. 

Geschichte der Freien und Hansestadt Lübeck. Herausgegeben von 
l)r. Fritz Endres Lübeck 1926. 

Rudolf Struck: Materialien zur lübeckischen Kunstgeschichte. Ztschr. 
des Bereins für Lübeckische Gesch. und Altertumsk. Bd. 23, S. 207 ff. 

Carl Georg Helfe: Lübecker Plastik. Kunstbücher deutscher Land- 
schaften. Bonn 1926. 
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von Hartlaub — fast nur in Lübeck selbst über Lübecker Kunst 
gearbeitet wird: Bruns, v. Lütgendorff, Rahtgens, Schaefer, 
Paatz, Warncke und vor allem Struck haben viele neue Quellen 
und neues Material erschlossen. Ersteulicherweise ist es in letzter 
Zeit üblich geworden, daß Dottor-Dissertationen wieder in größerer 
Zahl über lübeckische kunstgeschichtliche Themen erscheinen: Bethe, 
Boerne, Burmeister, Deckert, Dexel-Brauckmann, Eimers, Holt- 
schmidt, Hoops, Pescatore haben Teilgebiete gründlich und z. T. 
sehr erfolgreich bearbeitet. Als die vielleicht ersteulichste Tat- 
sache ist es dann zu buchen, daß in Georg Dehios „Deutscher 
Kunstgeschichte" namentlich die Lübecker Architektur zu bedeutender 
Geltung gebracht wird, und daß in Wilhelm Pinders groß 
angelegten Übersichten über die deutsche Plastik des Mittelalters 
der Anteil Lübecks zum erstenmal ins rechte Licht gerückt wird, 
so sehr, daß die bisher allgemein anerkannte Überlegenheit der 
süddeutschen über die norddeutsche Kunst nunmehr zum mindesten 
als anfechtbar gelten muß. Vergleicht man, was heute an 
erforschtem Material zur Beurteilung der lübeckischen Plastik 
und Malerei zur Verfügung steht mit dem, was 1890, dem 
eigentlichen Geburtsjahr der neueren lübeckischen Kunstgeschichts- 
schreibung, von Adolph Goldschmidt veröffentlicht worden ist, 
so spürt man, was in den letzten Dezennien für die Erkenntnis 
unseres heimischen Kunstschaffens gewonnen worden ist. Es kann 
nicht die Aufgabe dieser Anzeige sein, ein vollständiges Literatur- 
Verzeichnis dieser langen Forschungsperiode zu geben, zumal der 
Verfasser das im „Lübecker Heimatbuch" wenigstens angestrebt 
hat. Es soll nur von den neueren Hauptwerken kurz das kritisch 
betrachtet werden, was seinem Umfang und seiner Bedeutung 
nach besondere Beachtung verdient. 

Leider nur langsam schreitet die Herausgabe der Jnventare 
der lübeckischen „Bau- und Kunstdenkmäler" vor, doch darf man 
behaupten, daß die Qualität der Bearbeitung von Band zu Band 
steigt. Namentlich die Darstellung der kirchlichen Architektur, 
die mit dem 1926 erschienenen Bande IV, I. Teil „Die Möster" 
ihren Abschluß gefunden hat, ist von Dr. Hugo Rahtgens muster- 
gültig besorgt. Die wie bisher von Dr. Friedrich Bruns bearbeiteten 
Kircheninventare sind unübertrefflich in der Exattheit ihrer quellen- 
mäßigen Belege, sie erschöpfen nicht immer die kunsthistorische 
Bedeutung der einzelnen Werke, geben aber die unentbehrliche 
Taffachen-Grundlage für ihre Beurteilung. Die urkundliche 

') Die deutsche Plastik des 14. Jahrhunderts. München 1925. 
Die deutsche Plastik des 15. Jahrhunderts. München 1924. 
Die deutsche Plastik I. Handbuch der Kunstwissenschaft. Berlin- 

Neubabelsberg, o. I. 
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Feststellung z. B., daß Henning von der Heide der Schöpfer des 
Fronleichnam-Altars von 1496 aus der Burgkirche gewesen ist, 
gab der Kunstwissenschaft überhaupt erst die Möglichkeit, diesen 
bisher nur durch seine St.-Iürgen-Gruppe von 1504 bekannten 
Bildschnitzer stilistisch richtig zu erfassen und ihm eine beträchtliche 
Anzahl weiterer Werke, namentlich in Schweden, mit großer 
Wahrscheinlichkeit zuzuschreiben. 

Ebenfalls mehr von archivalischer und vor allem auch von 
kulturhistorischer Bedeutung ist W. L. v. Lütgendorffs Buch über 
„Das Maleramt und die Innung der Maler in Lübeck" (Lübeck, 
1925), als Festschrift zur Fünfhundertjahrfeier der Maler-Innung 
erschienen. Ausgezeichnet ist die Zunftgeschichte, namentlich der 
alteren Zeit gegeben, wichtig, auch für die zukünfttge Forschung, 
die als Anhang veröffentlichte „Amtslinie der Meister". Es sei 
indessen angemerkt, daß gelegentlich urkundlich erwähnte Namen 
allzu sicher mit bekannten Meistern und ihren Werken verknüpft 
worden sind; die Angaben über Elaus Berg z. B. bedürfen der 
Nachprüfung. Das Todesjahr Bernt Notkes wird mit „um 1517" 
um 8 Jahre zu spät angegeben. 

Von größter Bedeutung hätte die Arbeit werden können, 
die V. E. Habicht unter dem Titel „Hanseatische Malerei und 
Plastik in Skandinavien" (Berlin, 1926) vorlegt. Das Thema 
lag in der Luft. Die vielen während des Kriegs gemachten 
Neuentdeckungen norddeutscher Kunst in den nordischen Ländern 
mußten gesammelt, vermehrt und geordnet werden. Es bleibt 
zu bedauern, daß dieser fruchtbare Gedanke durch Habichts ober- 
flächliche Arbeit unzulänglich, mehr verwirrend als fördernd 
durchgeführt worden ist und nunmehr auf diesen verfehüen 
Versuch kaum so leicht ein erneuter, gründlicher folgen wird. 
Vielleicht wird dafür auch die noch ferne Zeit des Abschlusses 
der schwedischen Kirchen-Jnventare abgewartet werden müssen, 
die fast in jedem Jahr neues norddeuffches Material zutage 
bringen. Roosval hat dem Buch in SchwedenH die leider nur 
allzu berechtigte, vernichtende Kritik geschrieben. Besonders 
unglücklich verwirrt Habicht durch unhaltbare Zuschreibungen 
(Figuren aus Ludgo) unsere Vorstellung von der Kunst des 
großen lübeckischen Steinbildhauers, der 1420 die Darssow- 
Madonna der Marienkirche geschaffen hat. Die Suche nach dem 
Holzschnittmeister der Lübecker Bibel von 1494 wird durch 
Zuschreibung des sicher niederländischen Altars in Söndresogn 
an diesen Künstler gänzlich irregeleitet. Alle brennenden Probleme 
werden angeschnitten, ohne daß Neues oder Brauchbares zu ihrer 
Lösung beigebracht werden kann. Schlimmer als die Irrtümer 

h l'iljskrikt for Konstvetensksp 1926, Heft 1. 



209 

aus stilkritischer Unsicherheit sind die vielen falschen Datierungen 
und Zitate, die durch ungenaue Benutzung der nordischen Literatur 
entstanden sind. Das Buch muß für die Weiterarbeit auf diesem 
Gebiet ganz ausgeschaltet werden. 

über die bedeutendste Bildhauerwerkstatt zur ersten Blütezeit 
der lübeckischen Plastik, aus der u. a. die berühmte Darssow- 
Madonna der Marienkirche hervorgegangen ist, hat bisher am 
eingehendsten G. F. Hartlaub geschrieben. Seine schon vor dem 
Kriege begonnenen „Studien zur hanseatischen Kunst des Mittel- 
alters" hat er in einem Bündchen der Reihe „Niedersächsische 
Kunst" unter dem Titel „Die schöne Maria und ihr Kreis" 
(Bremen, 1924) zusammengefaßt, ohne sie wesentlich zu erweitern. 
Es bleibt des Berfassers Verdienst, unterstützt durch Lindbloms 
Entdeckungen, zum ersten Mal richttg die Bedeutung dieses ganz 
großen Meisters erkannt und seine stilistische Besonderheit an 
einer großen Anzahl von Werken deutlich gemacht zu haben. 
Es mindert den Wert dieser Arbeit nicht, daß bei fortschreitender 
Forschung immer klarer zutage tritt, daß Hartlaub den Kreis 
d^er Werke, die er alle einem einzigen Meister zuschreiben möchte, 
entschieden zu weit gezogen hat. Abzustreichen sind vor allem 
der derbere und zeitlich spätere Neukirchner Altar im Kieler 
Thaulow-Museum und die vielleicht ebenfalls dem Neukirchner 
Meister zuzuschreibende, jedenfalls von der Darssow-Madonna 
erheblich abweichende großartige Brigitte der Klosterkirche in 
Vadstena. Noch ungeklärt sind auch die Beziehungen des Lübecker 
Hauptmeisters zu Bremen, zu den Rathausfiguren und zu den 
Aposteln der Domkrypta. Als Kernstücke indessen neben der 
Darssow-Madonna bleiben bestehen: die Bergenfahrer-Wostel 
der Marienkirche (heute im St.-Annen-Museum), die Figuren 
von Mönch und Abt (ebendort), der Triumphkruzifixus und die 
Heilige Anna selbdritt in Vadstena. Es sei hier angemerkt, 
daß durch die Entdeckung einer Anzahl weiterer Steinbildwerke 
dieses Kreises (u. a. in Niendorf, heute im St.-Annen-Museum, 
und in Roskilde) die Frage der Aufteilung der vorhandenen 
Skulpturen in verschiedene ausführende Meisterhände sich noch 
erheblich kompliziert hat, dafür aber die ebenfalls zuerst von 
Hartlaub aufgestellte Hypothese, daß als Meistername in erster 
Linie ein in Lübeck damals vielgenannter „msgister lspiscickarum" 
Johannes Junge in Bettacht komme, stark an Wahrscheinlichkeit 
gewinnt. Name und Werk lassen sich mit Hilfe der Urkunden 
noch stärker verbinden als Hartlaub das mit dem ihm bekannten 
Denkmälerbestand tun konnte. Junge wird als Künstlerpersönlichkeit 
greifbar, bleibt aber nicht der einzige große Meister des Kreises. 
Wir haben über die ganze Epoche demnächst eine zusammen- 
fassende Arbeit mit vielen neuen Forschungsergebnissen von 

Mschr. d. «. f. L. G. HIV. I. 14 
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Walter Paatz zu erwarten, der auf Hartlaub fußt, aber über 
ihn hinausgeht. 

Von Johnny Roosval, dem ausgezeichneten fchwedifchen 
Gelehrten, dem Lehrer Lindbloms, erwarten wir die Biographie 
der interefsantesten lübeckifchen Künstlerpersönlichkeit des Mittel- 
alters: des Bildschnitzers Bernt Notke. Seine bisher erschienenen 
Beiträge zu diesem Thema sind erst Vorarbeiten dazu, die beiden 
der St.-Iürgen-Gruppe in Stockholm gewidmeten Bücher 
(kicicisr 5t. Oörsn j 5tocI<boIm5 5tors eller 
Ztockbolm 1919. und dlvs St.Oörsns Stuctier, 5tocktioIm 1924) 
allerdings in sich abgeschlossene Werke, von denen namentlich 
das letztere weit über Lübeck und Notke hinausgreist. Es sind 
Bücher ganz seltener Art: aus der leidenschaftlichen Hingabe an 
die Probleme, die ein einziges Werk aufgibt, wachsen sie vom 
Besonderen ins Allgemeine, von der Enge der nordischen Msten- 
kunst in die Weite europäischer Kulturgeschichte. Der erste 
Band hat seine Stärke noch im rein beschreibenden Teil, doch 
ist diese Beschreibung keine trockene Aufzählung, es gibt jede 
kleine sachliche Angabe die sichere Grundlage für geistvolle 
Kombinationen über den ursprünglichen Zustand, über Bedeutung 
und Wirkung der ganzen Gruppe. Die Gedanken über die 
Rekonstruktion des Werkes finden in den Neuen St.-Iürgen- 
Studien ihre Fortsetzung. Kurz zusammenfassend läßt sich darüber 
etwa das Folgende referieren: Die St.-Iürgen-Gruppe ist 
Kultbild, Siegesdenkmal, Heldenehrung und Grabmonument in 
einem. Sten Sture hat sie bestellt zur Verherrlichung seines 
Sieges über die Dänen am Brunkeberg 1471. Reiter und Pferd 
tragen höchstwahrscheinlich andeutend Bildnischarakter. Die 
Aufftellung in der (heute abgerissenen) St.-Georgs-Kapelle am 
Chor der Nikolai-Kirche in Stockholm wird so gewesen sein, 
daß ein hoher durchbrochener Sockel die Möglichkeit zur 
Beherbergung von Reliquien gab. „In die Kapelle hinein in 
St. Georgs Altar" ist nach der Sture-Chronik des Helden Leiche 
gebracht — danach schließt Roosval, daß das Denkmal auch 
Stures Grabmal gewesen ist. Höhe des Sockels, Art und An- 
ordnung der Nebenfiguren und der Verzierungen, Veränderungen 
durch spätere Zerstörung und Restaurierung werden an Hand 
subtiler Einzelbeobachtung durch geistvolle Hypothesen erschlossen, 
ohne immer bis ins letzte Detail zu überzeugen, jedesmal 
aber tief hineinführend in Wesen und Bedeutung des Werkes. 
Einen wesentlichen Teil des zweiten Buches bilden die Beiträge 
zur St.-Georgs-Jkonographie. Roosval beschäftigt sich ausführlich 
mit den literarischen Quellen der Georgslegende, mit der Wechsel- 
wirkung zwischen Legende und Werken der bildenden Kunst, 
mit der Entwicklung des Georg-Typs überhaupt und mit der 
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Aufstellung großer St.-Jürgen-Gruppen im besonderen. Mt 
Geist und Takt wird dann die Beziehung zu italienischen Reiter- 
denkmälern erörtert und die Verleitung der Grundvorstellung 
des Notke'schen Werks aus Italien überzeugend erwiesen. Es 
ist das bedeutende Verdienst des Verfassers, die Haupttypen 
italienischer Reiterstatuen in ihrer Besonderheit klar charakterisiert 
und dem nordischen Werk so gegenübergestellt zu haben, daß 
)ie Berührungspunkte deutlich in die Eilcheinung treten, ohne 
)aß die Beziehungen zu einem bestimmten Vorbild gewaltsam 
ixiert werden. Der Geist der Renaissance wird lebendig unter 
pätgotischem Gewand. Einzig dann werden wir Roosval nicht 
olgen können, wenn er „uralte nordische Wurzeln" beim 

italienischen Reiterdenkmal glaubt auffinden zu können. Gewiß 
war Theuderichs Reiterstatue ein Grabmonument wie die 
Skaliger-Figuren — aus dem Norden aber kam nur der Held 
selber, die Kunstform dagegen ist antikes Erbgut. 

In die zweite Hälfte des 15. Iahrhundeüs führt Andreas 
Lindbloms „k<orcitv5k Skulptur oct^ l^äleri i Sverige trän 
<ten senure Kte6eltic1en" (Stockholm 1916), ein Musterbeispiel 
für solide schwedische Forschungsarbeit. Was Lindblom dem 
gemalten Werk des Hermen Rode hinzugefügt hat, das bereichert 
unsere Vorstellung von der Kunst dieses lübeckischen Hauptmeisters 
enficheidend, und wenn sich die Zuschreibung der Plastik des ehe- 
maligen Hauptaltars der Stockholmer Nikolaikirche an Bernt Notke 
selbst auch kaum wird halten lassen, so war die Hypothese doch inso- 
fern fruchtbar, als sie mitgeholfen hat, uns zu überzeugen, daß 
innerhalb der Notke-Werkstatt sehr verschiedene Künstler gearbeitet 
haben müssen und selbst manches von dem, was urkundlich als 
Auftrag an Notke festgelegt ist, dennoch kaum von ihm persönlich 
ausgeführt worden sein kann. (Hochaltar in Aarhus.) Sehr reich 
ist Lindbloms kleines Werk an Notierungen entfernt gelegenen 
lübeckischen Materials. In einer Anmerkung z. B. stellt er zuerst 
das Werk eines typischen Notke-Nachfolgers zusammen unter 
dem Namen „Jmperialissima-Meister", der dann später auf 
Grund der Lindblomschen Funde von Struck erneut bearbeitet 
worden ist. 

Obgleich hier in erster Linie Buchpublikationen angezeigt 
werden sollen, müssen doch an dieser Stelle zwei Auffätze genannt 
werden, die unsere Kenntnis der Spätzeit lübeckischer Plastik 
wesentlich gefördert haben. Walter Paatz hat in einem Beitrag 
zum 47. Bande des Jahrbuchs der Preußischen Kunstsammlungen 
(Berlin 1926) das Werk des „Meisters der Lübecker Stein- 
madonnen" erstmalig zusammengestellt und damit einen selb- 
ständigen, ganz anders gearteten Zeitgenossen Notkes von 
annähernd der gleichen Bedeutung als künstlerische Persönlichkeit 

14* 
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anschaulich gemacht. Dieser Meister arbeitet in Lübeck von ewa 
1460 bis ins erste Jahrzehnt des 16. Jahrhunderts. Neben 
den beiden, zeitlich weit auseinanderliegenden Madonnen im 
Dom und dem heiligen Antonius in St. Marien muß als sein 
Hauptwerk die bisher kaum beachtete Madonna der St.-Petri- 
Kirche in Hamburg gelten, eine der reifften lübeckischen Leistungen 
der sechziger Jahre. Ein entfernter Zusammenhang mit der Stem- 
hauerwerkstatt vom Anfang des Jahrhunderts bleibt noch spürbar, 
stärker aber der Einfluß niederländischer Skulptur. Ob dem 
Meister auch, wie Paatz will, die schöne Holzmadonna in Vadstena 
zugeschrieben werden kann, das läßt sich kaum mit Sicherheit 
entscheiden, wenn auch natürlich einem Meister dieses Ranges 
eine gewisse Wandlungsfähigkeit zugetraut werden da^. — 
Liegt der Wert der Paatzschen Arbeit wesentlich auf dem Gebiet 
der rein wissenschastlichen Erkenntnis, so hat sich Hermann Deckert 
in seinem Auffatz über Benedikt Dreyer im 1. Bande des Marburger 
Jahrbuchs für Kunstwissenschaft (1924, S. 155 ff.) vor allem 
die Aufgabe gestellt, die entwicklungsgeschichtliche Stellung fernes 
Meisters innerhalb der Kunst seiner Zeit zu klären und die 
gesicherten Werke stilkritisch zu analysieren. (Ls gelingt ihm, 
Dreyers eigentümlich persönlich gefärbte Spätgottk so eindrücklich 
zu charakterisieren, daß man sie neu und im Gegensatz zur älteren 
Kunsthistoriker-Generatton bedeutend positiver — als vielleicht 
qualitativ die Gipfelleistungen lübeckischer Plastik überhaupt — 
zu werten lernt. Weniger einleuchtend ist die Herleitung des 
Dreye^chen Stiles in Schwaben, wenn auch gewiß ganz allgemein 
EinMß von Süd- und Mittel-Deutschland nicht geleugnet 
werden soll. ^ ^ 

Von größter Bedeutung ist die erste zusammenfassende 
Biographie, die der Lübecker Bildhauer Claus Berg von dänischer 
Seite e^ahren hat. V. Thorlacius-Ussing hat in seinem umfang- 
reichen Buch (Kopenhagen 1922) sehr viel wertvolles neues 
Material erschlossen, das — selbst wenn man die unsicheren 
Zuschreibungen abrechnet — das bisher bekannte Lebenswerk des 
Meisters mehr als verdoppelt. Als Beispiel für solche erfolgreiche 
Entdeckungsarbeit sei das großartige Triumphkruzifix m Soro 
von 1527 genannt, etwa aus der Zeit der Güstrower Dom-Apostel, 
das den alternden Künstler auf einer Höhe reifer Meisterschast 
zeigt, die über den berühmten Allerheiligen-Altar in Odense 
noch weit hinausgeht. Sorgfälttg werden dann auch die ^s- 
wirkungen der Berg-Werkstatt in Dänemark über den persönlichen 
Anteil des Meisters hinaus verfolgt. Weniger gelungen scheint 
mir des Verfassers Versuch, die Jugendzeit Claus Bergs mit 
Werken in Dänemark zu belegen. Die Heiligenftguren aus 
Brenderup z. B. sind sicher nicht von der Hand des Künstlers. 
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Bei der Suche nach Frühwerken mag der Verfasser von vorn- 
herein irregeleitet sein durch seine Hypothese von der dänischen 
Herkunft des Meisters. Er mißtraut dem Bericht des Enkels, 
der gewiß ein wenig ausgeschmückt sein mag, die Geburt des 
Großvaters in Lübeck aber über jeden Zweifel erhebt. Im 
Verlauf weiterer Forschungen dürste es sich ergeben, daß auch 
die Wnstlerischen Vorbedingungen jur Bergs Werk in Lübeck 
und llmgebung durchaus aufzei^ar sind. Unbedingt zustimmen 
muß ich indessen dem — in der Form vielleicht etwas heftigen 
Protest des dänischen Forschers gegen die Zuschreibung des 
Sippen-Altars aus der Burgkirche (heute im St.-Annen-Museum), 
die nach Goldschmidts Vorgang vor allem Schaefer mit Nachdruck 
verteidigt hat. Dies ausgezeichnete Werk, das bisher als die 
einzige Arbeit Bergs in Lübeck gall, wird dadurch in seinem 
künstlerischen Wert nicht im geringsten herabgesetzt, und auch 
die Annahme Thorlacius-Ussings, daß nur ein niederländischer 
Meister als Verfertiger in Betracht kommen könne, schießt in 
dieser BeMmmtheit der Formulierung gewiß übers Ziel hinaus. 
Niederländischer Einfluß (stärker als bei Claus Berg) ist deutlich 
erkennbar, aber es kann sich dennoch sehr wohl um einen 
norddeutschen Meister handeln. Professor Strucks Hinweis auf 
einen sehr verwandten Altar in der Hamburger Iakobikirche 
macht die Ents^tehung auch des Lübecker Sippen-Altars in unserer 
Gegend noch wahrscheinlicher. Mit Recht, wenn auch mit allzu 
starkem Nachdruck und mit einer nicht ganz überzeugenden 
Ausschließlichkeitwird die entscheidende Wendung in derStilbildung 
der Claus Bergschen Kunst auf Anregungen durch Veit Stoss 
zurückgeführt. Trotz allem ein Buch, auf das die dänische Kunst- 
wissenschaft stolz stin darf. 

Eine Besprechung der neueren Arbeiten über lubecklsche 
Architektur und lübeckisches Kunstgewerbe soll im nächsten Bande 
dieser Zeitschrift folgen. 

Carl Georg Heise. . 

Ärtwin llfleier, Prachtstücke niedersächsischer Mittelalter- 
münzen. Niedersächsische Kunst in Einzeldarstellungen. 
II. Band. Bremen. Angelsachsenverlag 1925. 

Es ist höchst verdienstlich, wenn in dieser für weite Ver- 
breitung außerhalb der Fachkreise bestimmten Reihe auch den 
mittelallerlichen Münzen ein Hest gewidmet ist, deren Bedeutung 
für die kunst- und stilgeschichtliche Betrachtungsweise wohl längst 
erkannt, aber immer noch nicht genügend dur^edrungen ist. 
Der Verfasser beschränkt seine Auswahl auf die Brakteaten des 
12. und 13. Jahrhunderts, da er, wie der Titel sagt, Pracht- 
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stücke geben will. Die aus der überreichen Mlle des bekannten 
Materials gewählten Beispiele sind mit richttgem Gefühl für 
das Charakteristische dieser niedersächsischen Brakteatenkunst zu- 
sammengestellt. Heinrichs des Löwen prächtige Gepräge, die 
Brakteaten der Harzdynasten von Stolberg, Arnstein und Falken- 
stein, die kaiserlichen Pfennige von Goslar wie die geistlichen 
Münzen von Hildesheim, Halberstadt, Quedlinburg und Nord- 
hausen gehören in der Tat neben den thüringischen, magde- 
burgisch-anhaltinischen und den wetterauischen Bratteaten zu den 
Perlen mittelalterlicher deutscher Münzkunst. Die Abbildungen 
auf den 12 Tafeln sind nach den Originalen gemacht. Die 
Münzen gewinnen dadurch unbedingt an Leben, während nach 
Gipsabgüssen hergestellte Münzbilder wohl den Vorzug der 
größeren Deutlichkeit und Gleichmäßigkeit, aber auch den Nach- 
teil einer gewissen Starrheit haben. Über den Begriff „Nieder- 
sachsen", wie ihn der Verfasser in Anlehnung wohl an Peßlers 
Begrenzung nimmt, will ich hier nicht streiten. Jedenfalls 
hätten auch die Münzstätte Bremen und die Niederelbe mit 
Bardowiek, Stade, Hamburg und Lübeck (Fund von Bünstorff 
eine Berü^ichtigung verdient. Ferner wäre zu erwägen, ob 
nicht in einer Zusammenstellung, die unter dem Gesichtspunkt 
der künstlerischen Formgebung erfolgt, die zeitlich-stilistische An- 
ordnung der hier angewandten üblichen lokalen vorzuziehen 
gewesen wäre. Alle diese kleinen Wünsche sollen aber die 
Verdienstlichkeit der kleinen Veröffentlichung keineswegs herab- 
setzen, und wir möchten wünschen, daß das Büchlein eine recht 
große Verbreitung fände und vor allem auch kunsthistorische 
Kreise erneut auf diese Denkmäler mittelalterlicher Kunstübung 
aufmerksam würden. 

Braunschweig. W. Iesse. 

dreißig Dörfer de5 5ürstentum5 Datreburg, Geschichte der Bauern- 
schaft, nach amtlichen Quellen bearbeitet von Georg Krüger, 
Pastor in Schönberg. 2. Auflage, erweitert und bis zur 
Gegenwart fortgeführt von Pros. Dr. Heinrich Ploen. 
Schönberg i. Meckl. 1926. 

Im Jahre 1900 gab der heutige Oberkirchenrat in Neustrelitz 
Georg Krüger, derzeit Pastor in Schönberg, unter dem oben 
genannten Titel eine Schrift heraus, die infolge ihrer Zuver- 
lässigkeit und Einzigartigkeit bald vergriffen war. Ploen hat 
jetzt im Aufttage unseres rührigen Nachbarvereins, des Heimat- 
bundes für das Fürstentum Ratzeburg, nach jahrelanger emsiger 

Kleinarbeit das Buch neu erstehen lassen. Es ist dabei zu einem 
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stattlichen Band von 351 Seiten angewachsen, so daß Krüger 
selbst sein „schmächtiges Büchlein" kaum darin wiedererkennt 
(Mitt. d. Heimatbundes f.d. Fürstentum Ratzeburg, 8.Iahrg.s19261, 
S. 60). Behandett sind die um Schönberg herum getreuen 
Bauerndörfer Bechelsdorf, Blühen, Boitin-Resdorf, Groß-Büns- 
dorf, Falkenhagen, Grieben, Kleinfeld, Lindow, Lockwisch, Lüb- 
seerhagen, Malzow, Menzendorf, Niendorf, Ollndorf, Papen- 
husen, Petersberg, Rabensdorf, Raddingsdorf, Retelsdorf, Roden- 
berg, Rottensdor^, Rupensdorf, Rüschenbeck, Sabow, Schwan- 
beck, Groß-Siems, Klein-Siems, Törpt und Wahlsdorf. Bon 
diesen hat Ploen Menzendorf neu aufgenommen, während das 
von Krüger behandelte Torisdorf ausgeschieden ist, da es seit 
150 Jahren kein Bauerndorf mehr ist, sondern ein Gutshof. 
Die Dörfer folgen in alphabettscher Anordnung. Von jedem 
Dorf gibt Ploen zunächst eine kurze geschichtliche Zusammen- 
stellung. Darauf folgen die einzelnen Hofstellen und im Anschluß 
daran die Büdnereien, die Krüger durchweg nicht in seine Arbeit 
eingezogen hatte. Für jede Stelle ist ihre Größe und zum Teil 
auch ihre Hofmarke angegeben. Jede Stelle wird eingehend 
behandett. Im allgemeinen kann Ploen die Besitzerreihe von 
ungefähr 1600 an lückenlos angeben, teilweise geht er auch noch 
weiter zurück. Dabei berichtet er über die einzelnen Familien 
und ihre Schicksale. Wir erfahren, an wen die Stelle vererbt 
wird, oder wie durch Einheirat, „Tuschfrie" oder Kauf andere 
Familien als Besitzer eindringen. Wir tun einen Einblick in den 
Familienzusammenhang der einzelnen Dörfer oder die verwandt- 
schaftlichen Beziehungen zu Nachbardörfern. Kulturgeschichtliches 
Material ist reichlich vorhanden. Den Schluß bildet ein alpha- 
betisches Verzeichnis aller „Hauswirt- und Büdnerfamilien der 
30 Dörfer" von 50 Seiten mit den verschiedensten Angaben. 
Leider ersetzt diese dankenswerte Übersicht nicht ein Register aller 
im Buch enthaltenen Familiennamen. Im Text sind so unendlich 
viele Personen aufgeführt, die nicht zu den eigentlichen Hauswirt- 
und Büdnerfamilien gehören (auch nach Lübeck bringt das Buch 
reiche Beziehungen), daß ein Register den Band besonders für 
die Familiengeschichtsfo^chung sehr viel brauchbarer gemacht 
hätte. Im übrigen ist das Buch eine willkommene Bereicherung 
unserer heimatlichen Literatur. Trotz der aufgewendeten Liebe 
und Sorgfatt sind kleine Versehen unterlaufen; ich habe z. B. 
in den Mitt. d. Heimatbundes f. d. Fürstentum Ratzeburg, 
Iahrg. 8 (1926), S. 62, schon darauf hingewiesen, daß 
1 Talent nicht 2, sondern 8 Scheffel enthält. Die Aus- 
stattung ist gut. 

Warncke. 
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NIsred Sorn. „Zur Geschichte des Kirchspiels Selmsdorf im 
Fürstentum Ratzeburg." Bd. II. Schönberg i. M. 

Schon im Jahre 1909 erschien der erste Band dieser Arbeit. 
Im Anschluß daran entstand Druckbogen um Druckbogen des 
zweiten Bandes. Doch als der Versasser, der ehemalige Pastor 
zu Selmsdorf, 1912 starb, stockte plötzlich der Druck, und das 
bisher Geschaffene blieb ungenutzt liegen. Erst jetzt hat der 
Heimatbund für das Fürstentum Ratzeburg die fertigen Druck- 
bogen, kurz ergänzt durch F. Buddin, in dem vorliegenden 
Bande der Öffentlichkeit übergeben. Die ersten 119 Seiten sind 
eine direkte Forffetzung der kulturgeschichtlich reichen Erörterungen 
des ersten Bandes. Behandelt werden u. a. in diesem ersten 
Teil: das Landgedinge, der Weinkauf, der Bauernhof, das In- 
ventar einer Stelle, die Erbfolge, Leistungen an Kirche, Pfarre 
und Schule, der Schulze und seine Obliegenheiten, Gebräuche 
bei Festen und Fasten sowie bei der Ernte, die Tracht der 
Bewohner. Da die Druckbogen schon vor 15 oder 16 Jahren 
enfftanden sind, so ist es erklärlich, daß der Verfasser den Rund- 
ling noch den Slawen zuschreibt. Die Bezeichnung Hufe bringt 
er noch in Verbindung mit dem hebräischen „Ehub". Auch die 
Enfftehung des Zweiständerhauses ist nicht Üar erfaßt. Wenn 
auch im großen und ganzen eine Materialsammlung, so ist doch 
der erste Teil eine aufschlußreiche Zusammenstellung vom Leben 
und Treiben in unsern heimischen Dörfern durch die verschiedenen 
Zeiten. Die Seiten 119—249 sind dem Dorfe Selmsdorf ge- 
widmet, seiner Geschichte, seiner Feldmark und vor allem den 
einzelnen Bauernstellen und Büdnereien. Hier hat der Ver- 
fasser jedesmal die Besitzer zusammengestellt und eingehende 
Nachrichten über deren Familien mitgeteilt, eine Fundgrube für 
die Familiengeschichtsforschung. In ähnlicher Weise wird dann 
der Selmsdorfer Hof (S. 249—274) und der Forstort Hohe- 
meile (S. 274—284) behandelt. F. Buddin hat dankenswerter- 
weise ein Personen-, ein Sach- und ein Flurnamenregister bei- 
gefügt. Ein Anhang (64 Seiten) von Peter Möller ist den im 
Weltkiege gefallenen Mitgliedern der Selmsdorfer Kirchspiel- 
gemeinde gewidmet. Einige Abbildungen, von denen die beiden 
Trachtenbilder wohl am wichtigsten sind, sind dem Band bei- 
gegeben. Hoffentlich gibt der Heimatbund in absehbarer Zeit 
auch den geplanten dritten Band heraus, der die übrigen Dörfer 
der Gemeinde Selmsdorf umfassen soll: Bardowiek, Teschow, 
Lauen, Schwanbeck, Sülsdorf, Zarnewenz, Siechenhaus bei 
Dassow. 

I. Warncke. 
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vr. iüeinz Majjbaum, Die Entstehung der Gutsherrschaft 
im nordwestlichen Mecklenburg (Amt Gadebusch 
und Amt Grevesmühlen). 6. Heft der Beihefte zur 
Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte. 
Stuttgart, W. Kohlhammer 1926. XII, 269 S. 

Nach einer kurzen Auseinandersetzung über die Begriffe 
Grundherrschaft und Gutsherrschaft behandelt Maybaum in 
5 Kapiteln die Kolonisatton der beiden genannten Ämter und 
die durch sie geschaffenen Zustände, die Erwerbung der Gerichts- 
barkeit durch die Grundherren, den Übergang anderer staatlicher 
Hoheitsrechte auf sie, die Anfänge der Tutsherrschaft und chre 
Entwicklung bis an die Mitte des 16. Jahrhunderts, ihren Aus- 
bau bis zum Beginn des 30jährigen Krieges, um mit der Dar- 
legung zu schließen, daß vor jenem unheilvollen Kriege, durch 
den gerade Meklenburg besonders hart heimgesucht ward, sich 
Leibeigenschaft und Zwangsgesindedienst in dem behandeüen 
Gebiete nicht nachweisen lassen, und daß erst dieser Krieg den 
Grund zu dem völligen Niedergänge des Bauernstandes in 
Meklenburg gelegt hat. 

In drei Anhängen folgen eine Tabelle über den Erwerb 
der Gerichtsbarkeit und anderer staatlicher Hoheitsrechte durch 
die Grundherren, eine andere über die Preise von Getreide, 
Erbsen und Butter von 1431 bis 1621 und eine dritte iiber die 
Entwicklung des Hufenstandes in den Dörfern 1230 bis 1620 
mit Angaben über den Verbleib von hohem Gericht und Bede. 

Die an die Darstellung der Kolonisation angeschlossene Dar- 
legung der damaligen Rechtslage der Bauern, auf so sorgfältiger 
Forschung sie beruht, hat doch in ihrer Allgemeinheit ihre Be- 
denken. Denn einen so großen Raum auch die Urkunden ein- 
nehmen, so wenig geben sie zur Beantwortung der in dieser 
Hinsicht gestellten Fragen her. Es sind immer nur vereinzelte 
Auskünfte, die sie gewähren und die zu verallgemeinern mir 
waghalsig erscheint. 

Das ganze Buch beruht auf guter Forschung, ist wohl- 
durchdacht und liest sich gut. Löblich sind die stettgen Hinweise 
auf die enffprechenden Verhältnisse in den benachbarten Ge- 
bieten, die keineswegs zum Nachteile Meklenburgs ausfallen, 
nur daß dies unglücklicher war und durch die Verhältnisse zur 
llnterdrückung der Bauern herausgefordert, wenn nicht gezwungen 
ward. Daß das Land Ratzeburg in bezug auf die Bauern eine 
glücklichere Entwicklung hatte, zeigt das soeben in neuer Aus- 
gestaltung von Pros. Dr. Heinr. Ploen herausgegebene und 
fortgeführte Buch Georg Krügers, Dreißig Dörfer des Fürsten- 
tums Ratzeburg. 
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Wo die Grundherrschast keine Gelegenheit gehabt oder es 
versäumt hatte, Gerichtsbarkeit und Dienste an sich zu bringen, 
lies sie leicht Gefahr, ihren Besitz durch Überspannung der Dienste 
durch die Berechttgten entwertet zu sehen oder zu verlieren. 
Auf diese Weise hat die Pfarre von St. Georgen in Wismar 
Sauiwtorf und das j)ospital zum Heil. Geiste daselbst Metelstorf 
und Besitz in Dorf Martensdorf verloren. 

Wismar. Friedrich Techen. 

Leitsckrikt der Lesellschast fiir 5chle5wi'g-lholstelnische Geschichte. 
Bd. 56, H. 1. Kiel, Verl. der Gesellschaft. 1926. 460 S. 

Die Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte hat 
ihren Zeitschriften-Band diesmal früher als sonst üblich, er- 
scheinen lassen, um ihn den Teilnehmern der Tagung des Ge- 
samtvereins der deutschen Geschichtsvereine, die im August in 
Kiel stattfand, als Gastgeschenk zu überreichen. Es ist nur das 
1. Heft des 56. Bandes, aber alles Wichttge ist in diesem um- 
fangreichen Bande enthallen, der sich durchweg auf quter 
Höhe hält. 

Des Altmeisters R. Haupt Arbeit über Heinrich Rantzau 
macht den Anfang. Aus seiner weit zurückreichenden Beschäf- 
ttgung mit dem großen Sohn unserer Heimat gibt Haupt hier 
ttne Übersicht über dessen Beziehungen zu Kunst und Künstlern. 
Rantzau war ja selbst dichterisch tätig, und manche Proben weiß 
uns Haupt in flüssiger Übersetzung zu vermitteln; denn leider 
smd den meisten unter uns Rantzaus lateinische Dichtungen un- 
zugänglich*). Unmittelbar sprechen noch heute zu uns die Werke 
bildender Kunst, die Heinrich Rantzau in großem Stil bestellt 
oder angeregt hat; eine Anzahl von Bildnissen, Baulichkeiten u. a. 
Ist in guten Nachbildungen dem Aufsätze beigefügt. 

Bon besonderer Bedeutung für Lübeck ist die Abhandlung 
von Hofmeister über den l.ime5 Zsxonjge. Hier werden 
nicht nur die bisherigen Forschungsergebnisse zum ersten Mal 
zusammengefaßt, Hofmeister kommt auch zu überraschenden 
eigenen Schlüssen. In einem einleitenden Kapitel geht der Ver- 
fasser kurz aus die Geschichte der Erforschung dieses viel um- 
sttittenen Objetts ein. Mit Danckwerths Landesbeschreibung 

) Ob H. Rantzau ein Verhältnis zur Dichtung in deutscher Sprache 
hatte, darüber kann man bis jetzt nur Vermutungen haben. Die Tatsache, 
daß der Magdeburger Rektor G. Rollenhagen sein Gedicht „Der Froschmeuseler" 
Rantzau widmete, läßt doch wohl den Schluß zu, daß die heimische Dichtung 
für diesen kein leerer Schall war, mag auch Rollenhagen dem großen Huma- 
nisten zunächst als Gelehrter nahegetreten sein. 
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(1652) beginnt sie. In mühsamer Forscherarbeit wird, bis zur 
Jetztzeit hin, Stein auf Stein gesetzt, nicht ohne daß manches 
Stück wieder abgebröckelt ist. Auf dieser Grundlage sucht H. 
weiterzubauen. Unter sorgsamer und vorsichtiger Ausnutzung der 
gegebenen Kriterien, besonders philologischer und geographisch- 
topographischer, dann auch archäologischer, bemüht er sich, zu 
Resultaten zu gelangen, die eine gewisse Sicherheit verbürgen. 
Besonders in der Ausdeutung der Ortsnamen — hier unter 
sachkundigem Beistand Edw. Schröders — ist H. glücklich und 
versteht Schlüsse zu ziehen, die man gelten lassen muß, die 
freilich wesentlich anders ausfallen als die bisherigen Unter- 
suchungen. 

Adam von Bremen erwähnt zuerst den Limes in seiner 
Ausdehnung von der Elbe bis zur Ostsee. Aber der Verlauf 
im einzelnen war bisher durchaus ungeklärt. Es gelingt nun 
H., von den bei Adam genannten Punkten vierzehn genau fest- 
zulegen, nur bei vieren versagt die Deutung. Hier kommt auch 
die Schwenüne-Frage zu ihrem Recht. Nach Adam bezeichnet 
von Zwentifeld ab die Schwentine den Verlauf des Limes; da 
Zwentifeld nichts anderes sein kann als die Gegend um Born- 
höved, kann nicht der bisher als Schwenüne geltende Abfluß 
der Plöner Seen dieser Fluß sein, vielmehr ist die Depenau 
als die eigentliche Schwenüne aufzufassen. 

Bis in die Zeit Karls des Großen reicht der Limes nicht 
zurück, aber unter Ludwig dem Frommen wird er angelegt worden 
sein, ursprünglich als offene Grenze, offen im militärtechnischen 
Sinne genommen, da der Limes durch seine Lage — Wasser, 
Moor, Wald — an sich genügend Schutz bot. Später sind 
dann zum größeren Schutz Burgen errichtet worden, so bei 
Sirksfelde und Nütschau. Dieser Limes führte durch slavisches 
Land, sollte deuffche Gaue schützen, indem zugleich die Grenze 
weiter vorverlegt wurde. So haben wir hier ein Beispiel für 
die Entstehung einer deuffchen Mark, wie fie G. Waitz gezeichnet 
hat. H. glaubt sogar, einen ziemlich festen Zeitpunkt für die 
Errichtung des Limes angeben zu können, nämlich die Jahre 
818—822. Die Grenze konnte freilich nur bis etwa 840 
gehalten werden, also bis zum Tode Ludwigs des Frommen. 
Den Anspruch zu erheben, daß die Limes-Forschung nunmehr 
abgeschlossen sei, liegt dem Verfasser fern; neue Probleme 
kommen herauf. — Durch eine Reihe von Karten und Plänen 
werden Hofmeifters anregende Aus^hrungen ergänzt. 

Über die noch folgenden Aufsätze des Zeitschriftenbandes 
muß ich mich kürzer fassen, ohne damit sagen zu wollen, daß 
sie eine eingehende Besprechung nicht verdient hätten. Häberlin 
spricht ausführlich und mit gründlicher Kenntnis zumal der 
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älteren Literatur über die Jnselfriesischen Volkstrachten 
des 16.—18. Jahrhunderts. Auch dieser Beitrag wird durch 
reichliches Anschauungsmaterial — hier doppelt nötig — ergänzt. 

Ein Vortrag von A. M. Wagner „Klopstock und Hol- 
stein" bringt nur einen Teilausschnitt aus diesem äußerst srucht- 
baren Thema; Wagner stellt zur Hauptsache lediglich die Spiege- 
lung des Klopstockschen Einflusses in den „Glückstädter Anzeigen" 
dar. — Hagenah, bewährt als Kenner der schleswig-holstei- 
nischen Geschichte seit der Erhebung, schreibt über „1863. Die 
nationale Bewegung in Schleswig-Holstein". Auf Grund 
unerschlossenen handschriftlichen Materials, auch unter Benutzung 
mündlicher Überlieferung, weiß er viel beachtenswertes Neues 
zu bringen. — E- lZebele gibt einen neuen Beittag zu der noch 
immer nicht geklärten Frage des Schicksals der Rantzauschen 
Bibliothek (Breitenburg). — Schließlich behandelt Engelke 
ein neues Thema, Gerstenberg und die Musik seiner Zeit, 
ein Thema, das Wagner in seiner Gerstenberg-Biographie bei- 
seite gelassen hatte. Hier dienen Noten, wie anderswo Bilder, 
zur Unterstützung des Textes. Einige kleinere Mitteilungen 
bilden den Schluß des Bandes, der ein gutes Zeugnis ablegt 
für den regen Geist, der in der Schleswig-Holsteinischen 
Geschichtsgesellschast waltet. 

Kiel. R. Bülck. 

„sslordelbingen. Beittäge zur Heimatforschung in Schleswig- 
Holstein, Hamburg und Lübeck." Herausgegeben von 
Dr. Walter H. Dammann und I)r. Harry Schmidt. Bd. IV. 
Flensburg 1925. 698 Seiten und 288 Abbildungen. 

Der vorliegende Band übertrifft seine Vorgänger nicht nur 
bei weitem an Umfang, sondern auch an Ausstattung: Papier 
und Einband haben an Güte bedeutend gewonnen. Die 29 
Arbeiten dieses Bandes, von namhaften Forschern verfaßt, sind 
Beittäge aus allen Gebieten der Heimafforschung. Nicht 
erwähnen will ich hier die Auffätze aus dem Gebiete der Natur- 
wissenschaften. Unter den übrigen Arbeiten kommt speziell für 
Lübeck diejenige von Pros. Dr. Rörig in Frage über „Lübecker 
Familien und Persönlichkeiten aus der Frühzeit der 
Stadt" (Seite 321—334). Der Aufsatz ift die schriftliche Nieder- 
legung eines Vortrages vom 11. März 1924 in der Gesellschaft 
zur Beförderung gemeinnütziger Tättgkeit. Dr. Alfred Dreyer 
(Hamburg) gibt einen Überblick über „Hamburgs Kampf mit 
Ehristian IV. von Dänemark (1588—1648) um die freie 
Elbe", aus dem Hamburg erfolgreich hervorging, indem der 

s 
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Glückstädter Zoll, der Hamburgs Lebensnerv bedrohte, beseitigt 
und die Elbe srei wurde. Dr. Ernst Baasch (Freiburg i. B.) 
behandelt „einen Prozeß des Hamburgischen Handlungs- 
hauses Godessroy mit der preußischen Regierung". Der 
Prozeß hat auch als einer der ersten das Oberappellattons- 
gericht in Lübeck beschäftigt und hat nicht unwesentlich dazu 
beigetragen, daß dieser Gerichtshof schon 1819 zustande kam. 
Der Prozeß entstand dadurch, daß Godeffroy 1807 von den 
Franzosen ein Holzlager gekauft hatte, welches das preußische 
General-Holzhandlungs-Jnstitut in Hamburg unterhielt und dessen 
sich 1806 die Franzosen bemächtigt hatten. Pastor E. Bredereck 
(Wankendorf) bringt eine Zusammenstellung der „Kirchen- 
liederdichter aus Schleswig-Holstein", eine Arbeit, die 
dem vierhundertjährigen Bestehen des evangelischen Gesang- 
buches (1924) ihre Entstehung verdankt. l)r. Ios. Borst (Eich- 
stätt), der die „Quellen für Theodor Storms Kenntnis 
der Antike" aufzeigt, geht auch ein auf die Zeit, die St. auf 
dem Lübecker Katharineum zugebracht hat. (Vgl. auch Fr. 
Krüger: „Theod. Storm in Lübeck" in dieser Zeitschrist Bd. XIII, 
S. 359 ff.). Pros. vr. W. Lüdtke (Hamburg) beschreibt „neue 
Bruchstücke des gedruckten Dithmarscher Landrechts". 
Es handelt sich um einen Korrekturabzug der von Stephan 
Arndes in Lübeck 1487 oder 1488 gedruckten ersten Ausgabe; 
die drei Exemplare dieses Abzuges fanden sich in einem Ein- 
band mit Holzdeckeln. Allgemeineres Interesse auch für unsere 
Gegend bietet der Aufsatz von l)r. Wilh. Pessler (Hannover) 
über „den Kulturkreis Niedersachsen und sein Kern- 
land". Beginnend mit den Hünengräbern, zeigt er in aller 
Kürze die verschiedenen Übereinstimmungen in Körperform, 
Siedlung, Hausbau, Schmuckformen, Gottheit usw. und schließt 
mit der Forderung eines deutschen Volkstums-Atlas. Ähnliche 
allgemeine Bedeutung möchte ich der Arbeit von Pros. Dr. Otto 
Mensing (Kiel) beimessen: „Zur Geschichte der nieder- 
deutschen Schriftsprache in Schleswig-Holstein". Or. H. 
Kochendörffer (Kiel) berichtet „vom gemeinschaftlichen 
Archiv" der Herzogtümer Schleswig und Holstein, das 1734 
von Gottorp nach Kopenhagen verschleppt wurde. Die drei 
abgedruckten älteren Reaistranten und Repertorien verzeichnen 
auch mehrfach Lübeck. Interessant sind die vom Kanzler Fried- 
richs I., Wolfgang von Uttenhofen, der eine Neuordnung des 
Archivs 1533 begann, den Regesten mehrfach beigefügten Be- 
merkungen, die wenig schmeichelhaft für Lübeck sind. I)r. Konrad 
Hüseler (Hamburg) bringt eine eingehende Untersuchung über 
„Die Hamburger Fayencen des 17. Jahrhunderts". 
Don den weit verbreiteten Stücken, deren ältestes mit 1624 
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datiert ist, findet sich auch eine große Schüssel mit dem Lübecker 
Wappen im St.-Annen-Museum. Leider ist es dem Verfasser 
noch nicht gelungen, eine der acht verschiedenen Marken mit 
einer Pe^on zu verbinden. Es ist nicht ausgeschlossen, daß der 
Pelikan mit der Jahreszahl 1634 auf einer Kanne mit dem 
gleichen Wappen des Lübecker Bürgermeisters David Gloxin 

1671) in Verbindung zu bringen ist. Ebenso mag auch der 
Krug mit dem Wappen der Familie Lafferdes für den Lübecker 
Zweig der Lafferdes in Frage kommen. Direktor H. Philippsen 
(j)amburg) steuert einen Auffatz über „Schleswiger Zinn- 
und Rotgießer" bei. Wie ich in meiner Arbeit „Die Zinn- 
gießer zu Lübeck" nachgewiesen habe, waren die Schleswiger 
Zinngießer beim Lübecker Amt inkorporiert. Ph. gibt in seinem 
Meisterverzeichnis eine Ergänzung zu E. Hintzes „Norddeuffchen 
Zinngießern" (Leipzig 1923). Auch die Schleswiger Rotgießer 
standen in einem ähnlichen Verhältnis zu Lübeck wie die Zinn- 
gießer. Joh. Suck (Oldesloe) macht eine Mitteilung über „die 
Überreste des von Henni Heidtrider im Jahre 1634 
für die Oldesloer Kirche gelieferten Altarwerkes". S. 
gibt an der Hand einer Aufzeichnung aus der Mitte des 18. 
Jahrhunderts eine Beschreibung des Attarwerks, dessen Ent- 
stehung wahrscheinlich, wie ich in dieser Zeiffchrift Bd. 22, S. 201, 
schon angegeben habe, in die Lübecker Zeit von Henni Heidt- 
rider fällt. S. bestätigt damit zugleich die von I. Biernatzki in 
der Festschrist fiir Pros. Dr. R. Haupt S. 197 ff. aufgestellte 
Vermutung. Im Folgenden seien noch die übrigen geschicht- 
lichen Arbeiten genannt, die in erster Linie für Schleswig- 
Holstein von Bedeutung sind: „l.ex k)egis. Das dänische 
Königsgesetz von 1655" (Pros. Ios. Krumm in Glückstadt). ,,Die 
ättesten erhaltenen Verse über die Nordsee" (Pros. Th. Msen 
in Kiel). „Unbekanntes von Matthias Claudius" (R. Bülck in 
Kiel). „Gerstenberg und Gleim" (vr. A. M. Wagner in Nürn- 
berg). „Beittag zur Siedelungskunde und zur Bevölkerungs- 
dichte der schleswig-holsteinischen Marschen" (vr. Jak. Nagel in 
Kiel). „Religion, Ve^assung und Volkstum in Schleswig- 
Holstein von 1789 bis 1820" (Paul v. Hedemann-Heespen auf 
Deuffch-Nienhof). „Franz Herm. Hegewisch. Ein Vertreter des 
älteren Liberalismus in Schleswig-Holstein" (l)r. Wilh. Klüver 
in Ascheberg). „Die Verfassung der Brandgilden Schleswig- 
Holsteins um das Jahr 1900" (vr. Th. H. Engelbrecht in Oben- 
deich). „Die Kanzeln des ,Eiderstedter Typus', ein stilkritrscher 
Versuch" (vr. Mart. Feddersen in Altona). „Eine Flensburger 
Mahntafel an den Tod aus dem Jahre 1574" (l)r. Klaus Witt 
in Flensburg). „Die Nordstiesische Literatur" (Pros. vr. Ferd. 
Holthausen in Kiel), „kx occickente lux. Die nordstiesische 
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und dithmarsische Frauentracht um 1600 unter oft- und west- 
friesischem Einfluß" (Dr. Hubert Stierlings in Mona). „Nord- 
friesische Wappen" (R. Wiebalck in Bredstedt). 

I. Warncke. 

ifltto Lrandt, Geschichte Schleswig-Holsteins. Ein Grundriß. 
1. Aufl. 1925. 2. verbess. Aufl. 1926. Kiel. Mühlau. 
Geb. 5,50 

Mo lörandt, Slesvig-Holstens Historie i Grundrids. 
Autoris. Oversaettelse oed Ebba Brandt f. Bartholin. 
Kiel. Mühlau 1926. 183 S. Geb. 5,50 

Die „Geschichte Schleswig-Holsteins" von Otto Brandt, 
Professor für neuere Geschichte an der Kieler Universität, erschien 
zuerst im April 1925, schon am Schluß des Jahres ergab sich 
das Bedürfnis nach einer zweiten Auflage, und jetzt ist noch 
eine dänische Übersetzung hinzugekommen. Die Historiker von 
Fach haben es an Anerkennung nicht fehlen lassen. Die Ur- 
sachen dieses Erfolges dürfen wir nicht nur darin sehen, daß 
die landesgeschichtliche Forschung, von alters her in Schleswig- 
Holstem mit Liebe gepflegt, nach dem Kriege in hohem Maße 
in Aufnahme gekommen ist; in erster Linie ist es doch wohl 
die besondere Eigenart des Brandtschen Buches, die ihm einen 
so schnellen und leichten Eingang verschafft hat. Es soll ein 
Grundriß sein, mit den Vorzügen eines solchen, der Knappheit 
und Gedrängtheit, und doch ohne allzu starke Belastung mll 
Namen und Zahlen. Der gefällige, flüssige Stil ist besonders 
hervorzuheben; wichtige Persönlichkeiten werden in ihren Haupt- 
zügen lebendig charakterisiert, eine Gabe, die schon in des Ver- 
fassers Hauptwerk „Geistesleben und Politik" hervortrat. 

Drei Punkte, will mir scheinen, verdienen als Eigenart 
dieses Grundrisses hervorgehoben zu werden. Zunächst der 
durchaus wissenschaftliche Charakter des Buches. Die Literatur 
ist nicht nur verarbeitet, sondern auch enffprechend vor jedem 
Abschnitt und, wo es sich ergibt, auch innerhalb des Kapitels 
verzeichnet, so daß der Leser in der Lage ist, die Angaben des 
Verfassers nachzuprüfen und sich über ein bestimmtes Gebiet 
genauer zu unterrichten. Der zweite Punkt ist die im Vorwort 
ausgesprochene und überall erkennbare Absicht des Verfassers, 
sich vor einer „isolierten Betrachtungsweise" zu hüten. Gerade 
an der schleswig-holsteinischen Geschichte kann man ermessen, 
wie sehr ein Land von den umgebenden Mächten abhängig ist, 
wie das Schicksal Europas auch seine Geschicke beeinflußt; und 
in wie engen Beziehungen Schleswig-Holstein zu den Hanse- 
städten, zumal dem mittelalterlichen Lübeck stand, ist bekannt 
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genug. — Schließlich ist noch auf die möglichst gleichmäßige 
Ausnutzung der deutschen wie der dänischen Literatur hinzu- 
weisen. Diese Objektivität in der Behandlung einer so heiklen 
Frage, wie es das Verhältnis Schleswig-Holstein—Dänemark 
darstellt, ist auch von dänischen Forschern rückhaltlos anerkannt 
worden, zumal von dem führenden Historiker im anderen 
Lager, A. Fräs, der nicht ansteht zu erklären, daß das Ziel, 
das B. sich in seinem Vorwort setzt, „strenge Sachlichkeit und 
wohl abgewogenes Urteil, beides auf wissenschastlicher Grund- 
lage", erreicht ist*). Daß Friis nicht mit allen Fragen im 
einzelnen einverstanden ist, beweist nur den deutschen Stand- 
punkt, von dem B. naturgemäß ausgehen mußte. So bleiben 
nur die dänischen Tagesblätter extremster Richtung auf ihrem 
einseitigen Standpunkt beharren. 

Die dänische Ausgabe wird ihre Abnehmer zur Hauptsache 
jenseits der Grenze finden; hier wird sie manches Vorurteil 
entkrästen, mancher Wahrheit zum Durchbruch verhelfen, da die 
objektiveArt desVerfassers ihreWirkung auch in den skandinavischen 
Ländern nicht verfehlen wird. Diese erhalten jetzt zum ersten- 
mal eine Darstellung der schleswig-holsteinischen Geschichte in 
dänischer Sprache aus der Feder eines Nicht-Dänen. Die 
Übersetzung stammt von der Gattin des Verfassers, die als 
geborene Dänin gewiß dazu berufen war. Die Güte der Über- 
setzung ist denn auch von dänischen Forschern wie A. Friis 
zugestanden worden. Mögen kleine Unebenheiten vorkommen, 
das ist das Los mehr oder weniger aller Übersetzungen; eine 
Beeinträchtigung des Ganzen bedeuten sie nicht. 

Eine Stammtafel, eine Karte der Gebietseinteilung der 
Herzogtümer um 1700 und ein ausführliches Register erhöhen 
den Wert der geschmackvoll ausgestatteten Bücher. 

Kiel. R. Bülck. 

5ckle5w>g-lholltein>sche 5>egel de5 Mittelalter5. Herausgegeben 
von der Gesellschaft für schleswig-holsteinische Geschichte, 
lll. Abt., 1. Hest: Landschaft Dithmarschen. Bearbeitet 
von Sanitätsrat Dr. Karl Boie. 

Das Dithmarscher Heft eröffnet als erste Lieferung das 
Erscheinen des großen schleswig-holsteinischen Siegelwerkes. 
Dynastensiegel, geistliche Siegel, Siegel weiterer Landschasten, 
Kirchspielvogteien, Pfarreien, Bauerschaften und bäuerlicher Ge- 
schlechter, Äädtesiegel, adelige und Bürgersiegel sollen zwanglos 
je nach Ferttgstellung folgen. Noch gar viele deutsche Landschaften 

*) Fyns Venstreblad. 4. Januar 1927. 
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stehen mit solch umfassenden Beröffentlichungen zurück. Unter 
denen, die bereits in der Frühzeit der primitiveren Reproduk- 
tionstechnik mit Siegelwerken vorangegangen sind, nimmt unser 
lübeckischer Verein mit den mittelalterlichen Siegeln aus Lübecker 
Archiven eine achtenswerte Stellung ein und hat damit in Zeichen- 
manier der Wissenschaft schon manches zugänglich gemacht, was 
heute die schleswig-holsteinische Gesellschaft in größerem Rahmen 
in Lichtdrucktafeln herausbringt. Dieser Zusammenhang, in dem 
auch jetzt wieder unser Staatsarchiv eine nicht unwesentliche 
Quelle für das neue Werk darstellt, berechtigt und verpflichtet 
uns, von der vorliegenden Veröffentlichung Kenntnis zu nehmen. 
Daß unter den heutigen schwierigen Lebensbedingungen die 
Gesellschaft mutig an dieses Werk herangeht, verdient höchste 
Anerkennung. Und selbst wer nicht den Bearbeiter der Dithmarscher 
Siegel bei seinem Forschungswerk sehen durste, erkennt doch an 
seiner Leistung, wieviel Liebe und Sorgfalt er darauf verwandt 
hat, und mit welchem Verständnis er sich dem heimatlichen 
Gegenstände widmete, überschaut man, wie gewissenhaft aus 
den Archiven zu Kiel, Kopenhagen, Hamburg, Lübeck und manch 
anderer Fundstelle die vielen Einzelstücke der dargestellten Siegel 
zusammengesucht und auf ihre Eigentümlichkeiten geprüft sind, 
so gewinnt man zu dem Bearbeiter ein Zutrauen, das auch 
durch diesen oder jenen Lesefehler nicht erschüttert wird. Und 
wenn Boie schließlich bedauert, daß sich nicht mehr Siegel 
bäuerlicher Geschlechter haben feststellen lassen, so darf der Benutzer 
überzeugt sein, daß alles geschehen ist, um die Reihe so vollständig 
wie nur möglich zu machen, und er wird der weiteren Sammel- 
arbeit auf diesem wie auf angrenzenden Gebieten reichen Erfolg 
wünschen. 

Die Eigenständigkeit der Dithmarscher Geschichte und das 
stolze Unabhängigkeitsbewußtsein, das diese freien Bauern- 
geschlechter beseelte, bieten in der Tat dem Historiker einen fruchtbaren 
Boden, zumal in einem Kunstzweig, der Verfassungsmäßiges 
in repräsentativer Form zum Ausdruck bringen will. In wohl- 
tuender, geschickter Art und auch mit der nötigen Kritik gibt Boie 
der historischen und sagenhaften Überlieferung in aller Kürze 
das Wort zu Hinweisen, welche die Symbolik der Bilder lebendig 
werden lassen. 

Hochbedeutsam sind als Kunstleistungen wie als historische 
Raritäten die Siegel der ersten Tafel: das große Landessiegel 
mit dem Bilde des (Meldorfer Patrons!) St. Johannes bei der 
Taufe Ehristi, die zweite Prägung mit der sonderbaren Inschrift: 
dann — seit Ausbildung der Machtstellung der 48 Richter und 
Verlegung des Schwerpunktes nach Heide (um 1447) im Gebrauch 
— das neue Siegel mit der Oswaldlegende, die sich aus dem 

»tichr. l>. «. s. L. «. XHV. I. 15 
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Jahrestag des Sieges in der Süderhamme erklärt; hiervon 
wieder die jüngere Form, deren Stempel mit der „14" in Spiegel- 
schrift — anscheinend einer Kassationsjahreszahl — ein besonders 
werwolles Stück im Kieler Staatsarchiv bildet; endlich aber — 
es wäre dies ein romantisches Unikum — jenes Siegel, Das zur 
Kapitulation des Landes Dithmarschen besonders gestochen sein 
soll und bedeutsam über dem erstmalig auftretenden Nesselblatt 
das Bild der schmerzenreichen Mutter darstellt, der ein Schwert 
durch ihre Seele geht. Von da ab siegelten die beiden Landes- 
teile, Norderdel und Suderdel, jedes mit einem besonderen 
Stempel. Die Landessekrete sind in ihren Bildern an die der 
großen Siegel angelehnt, die Taufe im Jordan und den heiligen 
Oswald. Der Text im Mittelrund des zweiten großen Tauf- 
siegels, der von Boie zweifellos richttg entziffert ift, diefes 

— jO — jtlL, regt zum Nachdenken an. Der Siegelftecher 
fall aus irgendwelchem Grunde die beiden Silben des Namens 
Johannes umgeftellt haben — fonderbar! Solche erklärend bei- 
gegebenen Namen find eigentlich nicht Brauch. Einleuchtender 
erschiene es, stellten die beigefügten Worte einen Satz oder einen 
Llphorismus zum Sinn des Bildes dar. Johannes tauft den 
Herrn, weiht den Größeren, der nach ihm kommen sollte, und 
erfüllt damit seine Sendung. Sollten die Worte nicht diese 
Taffache umschreiben und — beispielsweise — bedeuten „tteres 
joiignnis jesus" oder sonst etwas Ähnliches? Dies sei eine 
Frage für Kenner und Findige. — Daß das große alte Meldorfer 
Äadtsiegel mit den fünf Türmen (III. 16) nur in der Zeichnung 
von Milde wiedergegeben werden konnte, weil das Original 
seit Mildes Arbeit bis auf Spuren hingeschwunden ist, muß man 
tief beklagen. Der Fall lehrt aber zweierlei: einmal die Wichtigkeit 
guter Nachbildungen alter Siegel (eine Zeichnung besser als gar 
nichts, die Lichtbildreproduktion besser als die Zeichnung, der 
Abguß das Beste), und zweitens: Daß das Siegel so stark gelitten 
hat, liegt an der Aufbewahrung dieser wie mancher anderen 
Urkunde zwischen den Akten; also heraus damit aus den Akten 
und recht viel Personal in die Archive, damit eine gründliche 
Durchordnung möglich wird! Ähnlich wie durch die Zeichnung 
Mildes ist mancher Siegeltyp nur durch die guten Zeichnungen 
des Kopenhagener Reichsarchivs auf die Nachwelt gekommen. 
Für deren Sorgfalt bürgt der Vergleich von iV. 36 und 38. 
Bei Mildes Gewissenhaftigkeit ist übrigens auch nicht anzunehmen, 
daß er in der Umschrift des Meldorfer Siegels einen Buchstaben 
übersehn hat. In dem Siegel III. 18 wird man den mittelsten 
Giebel doch wohl auch unter die Türme rechnen müssen. Denn 
die Fünfzahl der Türme kehrt auch in III. 21 noch einmal wieder. 
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Das Siegel der Meldorfer Dominikaner (III. 20) ist ein Lübecker 
Stück. Das Kloster war vermutlich eine Tochtergründung unseres 
Burgklosters. 

Unter den Kirchspielsiegeln sind die Entwicklungsreihen lV. 
24—27 und 32—34 sehr beachtlich, wie denn überhaupt die 
Zusammenstellungen auf den Tafeln dem Studium sehr günstig 
sind. Die Vermutung Boies, daß IV. 36 nach dem Stempel 
IV. 38 gezeichnet ist, dürfte zwingend sein. Die Legende von 
V. 43 ist anders zu erklären. Wenn auch hie und da ein Stempel- 
schneider eine ihm nicht geläufige Namenform verdorben hat, 
so ist doch kaum anzunehmen, daß er, selbst nicht im Lateinischen, 
ein simpeles Wörtchen wie „in" umgestellt hat, da Flüchtigkeit 
bei solch langwieriger und auf Dauer berechneter Arbeit so gut 
wie ausgeschlossen ist. Die Richtigkeit des gelesenen Textes 
vorausgesetzt, teilen wir ab „perroä^isn i Oelve" wobei „in" 
abgekürzt ist und vorher „perroc^isnorum" auszulösen, wie in 
IV. 45 steht, oder „perroctiisnum" nach VII. 71. Hier (VII. 71) 
ist nämlich im Te^ übersehn, daß über dem V ein Kürzungs- 
strich liegt. Der Genitiv „totius" in der Legende von VI. 53 
ist der gebräuchliche von totus. Auf dem Spruchband von VI. 
62 lese ich „Mathais" statt „Matheus". In VII. 63 ist zu lesen 
„bsptiste"; das zweite unziale t ist das gleiche wie das erste, 
nur weniger deutlich. Nach dem Lübecker Original dieses Siegels 
scheint es mir auch, als ob „Iohannis" zu lesen wäre. In VII. 
64 steht „>4eI<1orpen5is" nicht „-iensis". Dagegen erkenne ich 
in VII. 72 sonderbarerweise zwei i „pgrocliiie". 

Am wenigsten befriedigen mich die beschreibenden Dar- 
stellungen der Geschlechterwappensiegel. Kunstausdrücke möchte 
ich bei sonst klarer Kennzeichnung gerne missen. Aber die Aus- 
drücke sind mehrfach irreführend angewandt und die Deutungen 
nicht immer richtig. Eine große Rolle scheint in diesen Siegeln 
der Zinnenschnitt zu spielen. Indessen sind diese Zinnen bald 
schmal wie Pfähle, bald mehr wie Stufen gebildet. Was bedeuten 
überhaupt dem Bauern Zinnen? Wenn irgendwo, so haben bei 
einer ländlich urwüchsigen Bevölkerung Bilder und Marken ihre 
bezeichnende Bedeutung. Ich möchte annehmen, daß alle diese 
Gebilde, die hier als Zinnen angesprochen werden, den Deich 
oder eine Strandmauer darstellen wollen. So sind gleich in 
X. 1 die zinnenartigen Pfähle — oder sollte das nur in der 
Wiedergabe so scheinen? — wie Dückdalben (Diekdalben l) gestrebt. 
In X. 11 haben wir rein nur Pfähle. Treten nicht in X. 16 
Ringe hinzu, wie sie zum Festmachen der Taue gebraucht werden? 
In X. 12 ist jede der drei stusenartigen Ecken von einem Büschel 
gekrönt. In X. 13 sind überhaupt nur diese Büschel erkennbar, 
deren jedes sich deutlich in drei Halme gliedert - der bewachsene 

1L* 
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Deich oder eine Dühnenreihe! Die Gebilde in X. 2, die der 
Bearbeiter im Gegensatz zu Neocorus als Sparren erklärt, können 
keine Sparren darstellen; dazu haben sie je ein Glied zu viel. 
Man darf sie wohl als drei Zickzackleisten ansprechen. Die 
„überhöhten" Sterne sind richttger „erhöht" („überhöht" kann ein 
Gegenstand nur von einem anderen sein). Das „Kreuz" über 
dem Schildrand in XI. 30 ist ein Schwertknauf, die Klinge sieht 
unter dem Schildfuß noch hervor. Das Schwert stellt hier wohl 
das Zeichen des Richteramtes dar. In XI. 25 ist offenbar mehr 
enthalten, als eine Säule und zwei Sterne. Der Anker in XI. 21 
und die unteren Anker in 19 und 20 sind nicht „aufgerichtet", 
sondern im Gegenteil „gestürzt". Ein Pfeil, der mit der Spitze 
nach unten weist, heißt ebenfalls „gestürzt". Die Figur in XI. 23 
scheint mir aber kein Pfeil, sondern eher eine Blume auf hohem 
Stengel zu sein, von Blattwerk umrankt. Das Bild hat einige 
Ähnlichkeit mit dem mysteriösen in X. 9. Auch dort möchte ich 
die buckelarttge Erhöhung in der Mitte für eine Blüte halten. 
Bei anderen Siegelbildern wieder muß man mit Bewunderung 
anerkennen, wie sicher das schwer Erkennbare gedeutet ist. Das 
Siegel X. 10 gehört, wie vermutet wird, gewiß dem Weneman- 
geschlechte an; ich möchte sogar noch weitergehn und es auf 
denselben Stempel zurückführen wie X. 6. Vergleichende Messunaen 
machen mir dies wahrscheinlich, sind aber exakt natürlich nur 
an den Originalen auszuführen. — Es verlohnt sich, bei solch 
knifflicher Arbeit noch einen Mitarbeiter zuzuziehen, der eine 
Nachprüfung der Ergebnisse vornimmt. Vier Augen sehen 
gewöhnlich mehr als zwei. 

Im ganzen verdient das Dithmarscher Siegelwerk warme 
Anerkennung. Daran will auch die „Akribie" des Berichterstatters 
nicht rütteln. Auch die Bildtafeln sind als sehr wohlgelungen 
zu bezeichnen, und das Textbild stellt sich vornehm und würdig 
dar. Wir dürfen nach dieser ersten Probe der Fortsetzung des 
Schleswig-Holsteinischen Siegelwerkes mit freudiger Erwartung 
entgegensehen. 

Georg Fink. 

lkeodor Voft, Petrus Laurentius Wockenfuß, Kantor an 
St. Nikolai in Kiel von 1708 bis 1721. XII, 240 S. 
Text und 21 S. Notenbeilagen. Kiel 1926. Kommissions- 
verlag von Walter G. Mühlau. 

Ein mit liebevoller Sorgfalt und eindringender Sachkenntnis 
geschriebenes, aus gründlichen Archivstudien gewonnenes, klares 
und lebendiges Einzelbild aus der Geschichte der schleswig- 
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holsteinischen Kirchenmusik entrollt diese als Hest 33 der Mit- 
teilungen der Gesellschast sür Kieler Stadtgeschichte verössent- 
lichte umsangreiche Abhandlung. Der in Kiel als Pastor der 
Vizelingemeinde und Dozent an der Universität wirkende Ver- 
sass^er, der in einer viel beachteten Schrist über die liturgische 
Einheitlichkeit des Gottesdienstes der neuerdings mit besonderem 
Nachdruck einsetzenden liMrgischen Bewegung wichtige Richt- 
linien vorgezeichnet hat, geht an seine Aufgabe nicht in erster 
Linie vom Standpuntt des Musikhistorikers, sondern von dem 
des Liturgikers aus heran und kennzeichnet diese Einstellung 
schon in dem Untertitel „im Lichte der Schleswig-Holsteinischen 
Kultusgeschichte". Er schickt dem eigentlichen Hauptteil eine 
verhällnismäßig breit angelegte Einleitung voran, die eine 
quellenmäßige Geschichte des evangelischen Gottesdienstes in 
Schleswig-Holstein, insbesondere die Entwicklung der Figural- 
musik innerhalb desselben gibt und in ihrer Ausführlichkeit durch 
das Fehlen der Vorarbeiten auf diesem Gebiet Berechtigung 
und Bedeutung gewinnt. Auch das Leben und Schaffen von 
P. L. Wockenfuß war bisher so gut wie völlig unbekannt. Aus 
Stolp in Pommern gebürtig, als stuck, tt^eol. et piiiltiarm. 
theologisch und musikalisch vorgebildet, bewarb er sich 1708 um 
das in Kiel freigewordene, kombinierte Kirchen- und Schulamt. 
Rat und Ministerium erkannten ihm nach abgelegter Sing- und 
Direktionsprobe in der Kirche und eingehender Prüfung in 
latlnitste vor seinen beiden Mitbewerbern den Vorrang zu; 
aber zum „Santor scdolse" und „Oirector musices bei der 
Kirche" wurde er erst gewählt, nachdem er eidlich gelobt hatte, 
die Tochter seines Vorgängers heiraten zu wollen. Für den 
in Einlösung dieses feierlichen Versprechens gegründeten Haus- 
stand und die bald wachsende Familie wollle das bescheidene 
Einkommen (200 ^ lüb. Gehalt, freie Wohnung, Bezüge aus 
einigen kleinen Legaten, Anteil am Schulgeld und Nebenein- 
nahmen für Trauungen und Beerdigungen) nicht reichen, zumal 
in der ständig durch Krieg und Unruhen bewegten teuren Zeit 
die accickentis nur spärlich fließen mochten. Wockenfuß befand 
sich daher ständig in wirtschaftlicher Notlage. Wiederholte, zum 
Teil sehr temperamentvoll abgefaßte Gesuche um Aufbesserung 
wurden abschlägig beschieden. Er starb 1721 an den Folgen 
eines Schlaganfalls, der ihn in Husum getroffen hatte. 

Seine Tätigkeit in der Schule, in der er als dritter Lehrer 
Ordinarius der Tertia war und auch wissenschaftlichen Unter- 
richt zu erteilen hatte, wird nur gestreift. Wenn ihm für die 
musikalische Unterweisung seiner Schüler wirklich noch wie in 
der Reformationszeit 6 Wochenstunden zur Verfügung gestanden 
haben sollten, so hat er unter besonders günstigen Verhältnissen 
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arbeiten können. In Lübeck z. B. war im Lektionsplan für die 
Musik bereits ein erheblicher Rückgang eingetreten. 

Das eigene musikalische Schaffen Wockenfuß' konzentrierte 
sich, wenn das, was erhalten geblieben ist, maßgebend sein 
kann, fast ausschließlich auf die Kantate, die in der kirchlichen 
Kunstmusik von der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts an 
die Vorherrschaft gewonnen hatte. Wockenfuß veröffentlichte 
1714 in Kiel unter dem Titel „Musicalische Fest-Andachten" die 
Texte eines vollständigen Kantatenjahrgangs, in dem alle Fest- 
tage des Kirchenjahres, deren Zahl damals noch erheblich größer 
war als heute, mit zwei Kantaten bedacht sind. Die Drucklegung 
der dazu gehörigen Musik hat Wockenfuß nicht ermöglichen 
können. Von seinen größeren Kompositionen ist nur ein gutes 
Dutzend handschriftlich aus uns gekommen. Gedruckt wurden 
lediglich die wenigen Beiträge, die er zu der dritten, 1700 er- 
schienenen Ausgabe der geistlichen Lieder des Hamburger Pastors 
Hinrich Elmenhorst geliefert hat. Seine Kantaten gehören z. T. 
noch dem älteren Typus an, der in Diettich Buxtehude seinen 
Höhepunkt erreichte und uns in Lübeck wiederholt, zuletzt 1926 
während des musikwissenschaftlichen Kongresses, durch Auf- 
führungen in seiner Bedeutung nahegetreten ist; z. T. zeigen 
sie die neuere Form, die, durch I. S. Bach geadelt, unter dem 
Einfluß der Oper in den Sologesängen Rezitativ und große 
dreiteilige Arie an die Stelle des Strophenliedes setzt. Gern 
hätten wir erfahren, ob bei den eingestreuten Chorälen über 
die Mitwirkung der Gemeinde sich in positivem oder negattvem 
Sinne Anhaltspunkte ergeben haben. 

Die Mnstlerische Persönlichkeit Wockenfuß' gewinnt an Be- 
deutung durch die vielseittge Begabung, die nicht auf die Musik 
beschräntt bleibt. Zu seinen Kantaten hat er meistens den Text 
selbst geschrieben. Seine Dichtungen vermögen, wenn sie auch 
von dem Schwulst und der Gespreiztheit ihrer Zeit nicht frei 
sind, in manchen Teilen auch unserm Empfinden noch etwas 
zu bieten. 

In der Musik Wockenfuß' glaubt Boß den Einfluß Buxte- 
hudes zu erkennen. Zu diesen nur vermuteten und wohl nur 
indirekten Beziehungen zu Lübeck treten aber auch direkte, 
bestimmt nachweisbare. Wockenfuß bestellte 1711 „bey dem 
bekandten Instrumentenmacher Francken in Lübeck"*) ein Claoi- 

*) Ludwig Franck, geboren 1686 in Lübeck, hatte seine Instrumenten- 
bauanstalt in der Hüxstraße. 1724 wurde er als Nachfolger und Schwieger- 
sohn Jakob Nordtmanns zum Domorganisten gewählt. Er starb 1763. Ein 
von ihm 1756 gebautes Klavier befindet sich im Lübecker St.-Annen-Museum. 
Dgl. W. L. o. Lütgendorff, Die Geigen- und Lautenmacher, 3. Aufl. 1922. 
Bd. II. S 146. Hermann Schröder, Lübische Genealogie. Wilhelm Stahl, 
Der Lübecker Domchor und die Domorganisten. (Lübeckische Blätter 1923, S.303.) 
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cembalo und reiste wegen desselben im Auftrage und auf Kosten 
feines Kirchenvo^tandes dann selbst nach Lübeck. Das Instrument 
wurde im nächsten Jahre für 156 wozu noch 12 ^ Fracht 
kamen, geliefert. Diese Anschaffung gibt in Verbindung mit der 
Anstellung eines Cembalisten in Kiel einen interessanten und 
wichtigen Beitrag zu der immer noch umstrittenen Frage, welches 
Instrument für die Ausführung des Generalbasses in der Kirche 
benutzt worden ist. In Lübeck kommt für diesen Zweck ein 
Klavier nicht in Frage, und auch in Kiel war auf dem Lettner 
von St. Nikolai neben dem neu angeschassten Cembalo noch 
1721 ein älteres Regal vorhanden. Wilh. Stahl. 

Sieinrick Keincke, Geschichte der Hamburgischen Flagge 
(Hamburger Überseejahrbuch 1926). 

Im vorigen Bande unserer Zeitschrist habe ich in meiner 
Arbeit über die lübsche Flagge aus die Notwendigkeit solcher 
Einzeluntersuchungen als Voraussetzung für das Erscheinen einer 
zuverlässigen allgemeinen Flaggengeschichte hingewiesen. Die 
Arbeit von Reincke bietet wieder solch eine Erörterung der Flaggen- 
geschichte eines Seestaates und ist nebenher zugleich ein Seiten- 
stück zu der Abhandlung von Johannes Kretzschmar über Wappen 
und Farben Lübecks (Lübische Forschungen, 1921). Durch gewisse 
Ähnlichkeiten der Hamburger mit der Lübecker Entwicklung 
gewinnt sie auch für uns gegenständliche Bedeutung. 

Die wesentlichste Ähnlichkeit besteht darin, daß in Hamburg 
wie in Lübeck jeweils eine enge Übereinstimmung von Wappen 
und Farben herrschte, und daß die Farben rot-weiß bzw. 
weiß-rot im gründe auf die der alten Kreuzesfahne des Reiches 
zurückgehn, worüber wir allerdings erst in den jüngsten Tagen 
Klarheit erhalten haben. In Lübeck war die Flaggenfrage 
nsofern einfacher gelöst, als der „lübsche Schild" bereits an 
ich ein natürliches Flaggenbild bot. In Hamburg legte man 
)as Wappenbild auf das Flaggentuch und kam dadurch schließlich 
zu einem Wechsel der Tinkturen. Reincke weist nach, daß die 
Burg mit den drei Türmen ursprünglich rot in Silber schnd, 
wie das aus der Farbe des landesüblichen Ziegelsteins erkärlich 
ist. Das Streben nach Einfachheit wurde im 17. Jahrhundert 
der Anlaß, den die Burg umgebenden Schild in der Flagge 
wegzulasftn. Beide Möglichkeiten, die hiernach offenstanden 
— weiße Burg auf Rot und rote Burg auf Weiß —, kamen 
zuerst nebeneinander vor, bis schließlich das rote Tuch den Sieg 
davontrug. — Eine feine Probe vergleichender Forschung gibt 
der Verfasser, indem er nach Maßgabe von Siegeln und Münzen 
anderer Städte den sonderbaren Mittelturm der Burg als das 
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Zeichen des ersten Stadtherrn, des Erzbischofs von Hamburg, 
mithin als einen Kirchentum, feststellt. Lübeck hatte keinen 
Stadtherrn; es vereinigte seinen weiß-roten Schild mit dem 
Adlerschild des Reiches. — Dem allgemeinen Zuge entsprechend, 
weist die Hamburger Flaggengeschichte lange Zeit allerhand 
Spielarten der Flagge aus, nicht nur durch Zutaten von feiten 
einzelner Dienststellen usw., sondern durch offenbare Willkür- 
lichkeiten, und die Reglementterung des 18. Jahrhunderts setzt 
sich erst im 19. wirklich durch. Einen unheilvollen Einfluß übten 
dabei die leichtferttg gearbeiteten und krittklos weiterübernom- 
menen Darstellungen der internationalen Flaggenwerke aus. 
Daß unter jenen Spielarten zeitweilig sogar eine blaue Flagge 
vorkommt, ist Reincke geneigt auf das englische Borbild zurück- 
zuführen. Eine Besonderheit in der Hamburgischen Entwicklung 
war, daß vorübergehend eine Kriegsflagge („Soldatenflagg") 
nur einen Schwertarm im roten Tuch zeigte. Die rot-weiß 
gestteisten Flaggen auf dem Hafenbild Abb. 12, deren Vorkommen 
in Hamburg durch die Akten nicht überliefert ist, möchte ich damit 
erklären, daß durch sie fremde Schiffe gekennzeichnet werden 
sollen, wie sie zu jedem Hafenbild gehören. Bremen führte ja 
wohl damals schon die gestreifte Flagge, und selbst in Lübeck 
kam sie zwischendurch vor. Es sei nur an das Bild des großen 
Adlers erinnert. Reizvolle Quellenmitteilungen, denen wir nichts 
an die Seite zu setzen haben, stellen die genauen Beschreibungen der 
Flaggenausrüstung hamburgischer Schiffe aus dem 17. und 18. 
Jahrhundert dar. Seit 1834 griff man im Hamburger Wappen- 
und Flaggenwesen auf das charakteristische älteste Bild der 
Burg zurück. Die schwarz-rot-goldene Einheitsflagge von 1848 
ist in Hamburg wie anderwärts eine Eintagserscheinung geblieben. 
Auf allgemeinstes Interesse werden die Feststellungen über den 
hansischen Anteil an den schwarz-weiß-roten Farben des Nord- 
deutschen Bundes und späteren Deuffchen Reiches stoßen, wie 
sie Reincke nach Egmont Zechlin gibt. Darin wird einleuchtend 
dargelegt, daß nicht nur die Öffentlichkeit mit Vorliebe in den 
neuen Farben das hansische Weiß-Rot wiedererkannte, sondern 
sogar für Bismark selber wahrscheinlich der hansische Gedanke 
bestimmender war, als der kurbrandenburgische, daß der Kanzler 
jedenfalls dazu ganz früh aus Hamburg von Dr. Adolf Soetbeer 
eine Anregung empfing, und daß er die kurbrandenburgische 
Erinnerung mehr aus tattischen Gründen dem Könige gegenüber 
in den Vordergrund schob. — Die Entwicklung der Dienstflaggen 
war in Hamburg zwangsläufig die gleiche wie in Lübeck. — 
Reiches Bildermaterial macht die ftisch und klar geschriebene 
Untersuchung für Fernerstehende vollends anschaulich. 

Georg Fink. 
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Srem!scke5 Jakrbuck. Herausgegeben von der H ist irischen 
Gesellschaft des Künstlervereins. 30. Band. Bremen, 
G. Winters Buchhandlung, Fr. Quelle Nachf. 1926 

Der 30. Band des Bremischen Jahrbuchs zeichnet sich 
durch seinen stattlichen Umfang und auch durch seine wert- 
vollen, großen Aufsätze aus. Nach beiden Richtungen hin 
sind die Historische Gesellschaft des Künftlervereiiis und der 
rührige Herausgeber Pros. Dr. Enthalt zu b^g^vckwunscheii. 
Gewidmet ist der Band dem Ehrenmitgliede der Gesellschaft 
Dietrich Schäfer zu seinem 80. Geburtstage. Geschmückt ist es 
mit dem in der Ansgariikirche erhaltenen Epitaph des Bremer 
Bürgermeisters Detmar Kenckel 1584), wozu H. Eiitholt 
eine kurze Erläuterung gibt. Alsdann folgen nach dem 61. und 
62. Vereinsbericht sechs größere Abhandlungen, iN deren erster 
l)r. Emma Katz „Mittelalterliche Alta^frunden der 
Diözese Bremen im Gebiet westlich der Elbe ^handelt. 
Verfasserin erörtert in acht Hauptstücken (Aufgabe, ^setzuug. 
Permutation und Resignation, Pfründenkumulation und Residenz, 
Inkorporation, Dienst, Verwaltung, Einkünfte und Abgaben) 
die wichttgsten Fragen, die sich an die Altansten ^er Vckare 
anknüpfen, und zieht zum Vergleich entsprechende Verhaltinsse 
anderer deutscher Städte heran. — Der anschließende Auftatz 
von Friedrich Prüfer über „Die Güterverhältnisse des 
Wilhadi-Stephanikapitels in Bremen" bildet eine er- 
wünschte Ergänzung hierzu, indem er neben den Vikaren auch 
die Kanoniker in den Kreis der Betrachtungen einbezieht und 
deutliche Unterschiede in der Lage des Besitzes beider Gruppen 
hervorhebt. Seine zahlreichen ortskundlichen Angaben gestatten 
mehrfach eine Berichtigung von Vermutungen v. Bippens. — 
Weiterhin untersucht Johanna Müller „Handel und Ver- 
kehr Bremens im Mittelalter, I. Teil (bis zum Jahre 
1358)", wobei sie die teilweise recht spärlichen Überlieferungen 
jener Frühzeit über den Binnenhandel, den Küstenhandel und 
den Überseehandel vorsichtig auswertet. — Hermann Tardel 
liefert einen fesselnden Beitrag „Zur bremischen Theater- 
geschichte (1563-1763)". Es liegt in der Art der Quellen 
begründet, daß wir hierbei vor allem die Versuche des Rats 
und der Geistlichkeit wahrnehmen, die Aufführung von Schau- 
spielen zu unterdrücken, bis sich die Komödianten schließlich vor 
den Toren der Stadt im damals hannoverschen Schwachhausen 
festsetzen und nunmehr den Rat zu einer Änderung seiner Maß- 
nal^men zwingen. Wir sehen die ersten englischen und ftan- 
zösischen Stücke in Bremen erscheinen, von denen besonders 
letztere bald stark hervortreten, und lernen die verschiedenen 
Truppen kennen, die sich so häufig vergeblich um AuMhrungs- 
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erlaubnis bewerben, unter ihnen sogar die berühmte Neuberin. 
— An fünfter Stelle behandelt Heinrich Tidemann bei aller 
Gründlichkeit fehr kurzweilig „Die Zenfur in Bremen von 
ihren Anfängen bis zu den Karlsbader Befchlüffen 
1819". Verfafser verfolgt die Entwicklung der ftaatlichen Zenfur 
in Bremen feit dem Wormfer Edikt von 1521, muß aber immer 
wieder feftftellen, daß der Bremer Rat Jahrhunderte hindurch 
wenig Neigung gezeigt hat, feine Machtbefugniffe nach dieser 
Richtung hin auszuüben. Wohl griff er zur Erhaltung des 
inneren und äußeren Friedens gelegentlich zu und verbot eine 
Druckfchrist oder wies einen ortsftemden Drucker aus; aber die 
hier und da auftauchenden Zenfurbestimmungen gerieten regel- 
mäßig wieder in Vergeffenheit. Erft in der Napoleonifchen 
Zeit werden die Zügel ftraffer angezogen. Doch blieb man 
auch im Falle Berchts, des Schriftleiters der Bremer Zeitung, 
sehr zurückhaltend, obwohl dessen freimütige Äußerungen gegen 
Österreich die Verhandlungen Smidts in Frankfurt erheblich zu 
stören drohten. — Als Letzter in dieser Reihe berichtet Ernst 
Grohne über „Die wichtigsten Neuerwerbungen des 
Gewerbe- und Focke-Museums aus den Jahren 1924 
und 1925", die die Zeit von der Gotik an bis zur jüngsten 
Vergangenheit umspannen, und deren Glanzstücke auf 19 Tafeln 
wiedergegeben werden. — Unter Miszellen bringt H. Hertzberg 
„Neue Beiträge zum Sturm auf die Friedeburg" (1418), 
worin unter anderem einige Widersprüche der auf den Ehroniken 
beruhenden bisherigen Auffassung durch Heranziehung des vom 
Verfasser unlängst herausgegebenen ältesten Nequambuches auf- 
geklärt werden. — Alwin Lonke, „Der Weg von Bremen 
nach Ritterhude", weist mit guten Gründen nach, daß die 
Verbindung zwischen der Stadt und Ritterhude bis 1300 nicht 
über Burg, sondern von der Waller Straße am Hofe Kapelle 
vorbei längs der kl. Wumme bis zur Ritterhuder Fuhrt gesthrt 
hat. — Und in einem letzten, kurzen Aufsatz „Vom Giebel- 
pfahl zum Giebelpfeiler" zeigt derselbe Verfasser an Hand 
von Skizzen, welche vielseitige Entwicklung die schlichte Giebel- 
zierde der weiteren Umgebung in der Stadt Bremen genommen 
hat. — Den Beschluß des 463 Seiten starken Bandes bilden 
vier literarische Besprechungen. 

Bremen. v. Hoff. 

Hermann Lntkoll, Bremen, sein Werden und Wachsen bis 
auf unsere Tage. 2. Auflage. Bremen—Wilhelms- 
haven, Friesen-Verlag A.-G. (1925). 

Auf knappstem Raume von nur 30 Seiten gibt der Verfasser 
des bereits in 2. Auflage erschienenen Büchleins einen bei aller 
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gedrängten Mrze flüssig und sesselnd geschriebenen Überblick 
über die Geschichte Bremens von den srühesten Zeiten bis zur 
Gegenwart. Trotz der beinahe übergroßen Beschränkung gelingt 
es ihm, nicht nur die großen Entwicklungslinien klar herauszu- 
arbeiten, sondern auch noch vielsach kulturgeschichtliche Einzel- 
heiten zu geben, wo sie das jeweilige Gesamtbild anschaulicher 
zu machen geeignet sind. Die Darstellung ist bis zur Gegen- 
wart durchgesührt und schließt mit einem hossnungsftohen Blick 
aus die Zukunst. — Eine willkommene Beigabe ist eine (warum 
am Schluß beinahe versteckte?) Ansicht von Bremen im Jahre 
1602. Mr eine Mnstige Auslage wäre eine Karte zu wünschen, 
die die wichtigsten Gebietsveränderungen deutlich zu machen 
hätte. Auch würde wohl jeder Leser eine Vergrößerung des 
Umsanges des Büchleins lebhast begrüßen. 

Bremen. v. Hoss. 

Leeger, lßan5 Äoackim, Westsalens Handel und Gewerbe 
vom 9. bis zum Beginn des 14. Ia.hrhunderts. 
(Studien zur Geschichte der Wirtschast und Geisteskultur, 
herausgegeben von Rudols Häpke. Karl Curtius, 
Berlin 1926.) 

Diese umsängliche und eingehende Arbeit über ein Teil- 
gebiet unserer deutschen Wirtschastsgeschichte ist mit um so größerer 
Freude zu begrüßen, als nur durch solche, im Umsange des 
Borwurses beschränkte Untersuchungen eine vertieste Erkenntnis 
der äüeren Entwickelungen angebahnt werden kann. 

Sie bemüht sich sichtlich, aus die ursprünglichen Quellen m 
Urkunden und urkundenähnlichen Quellen, wie Urbarien, zurück- 
zugreisen, sucht aber auch durch Anwendung neuzeitlich geo- 
graphischer Methoden deren Verständnis zu erschließen, wie 
denn gleich der erste Abschnitt „Die Wirtschastsgebiete", verkehrs- 
geographisch das gewählte Gesamtuntersuchungsgebiet zu gliedern 
unternimmt. Der zweite Abschnitt behandett „Die Handels- 
artikel", der dritte „Die Stätten und die Träger des Handels". 
„Ein Gesamtbild" und 3 Exkurse bilden den Schluß. 

Älteres Schristtum sowohl zu dem gewählten Thema selbst, 
wie ein solches allgemeineren Eharatters ist mehrsach angezogen 
und nach heutiger Sitte oder Unsitte im Ansänge aus süns eng 
bedruckten Seiten verzeichnet. Man vermißt dabei ungern einige 
für die Arbeit bedeutsame Werke allgemeineren Inhalts wie 
Büchers „Entstehung der Volkswirtschaft", Häpkes und Kötzschkes 
Wirtschaftsgeschichten u. a., findet sie danii aber — ^ßer 
Büchers unentbehrlichem Werke — gelegentlich doch im Texte 
selbst angezogen und benutzt. Aber diese Benutzung bedeutet 
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mehr ein Heranziehen des den Untersuchungen zugrunde gelegten 
Quellenstoffes, als eme eingehende Berücksichtigung der in ihnen 
gMOnnenen wissenschaftlichen Ergebnisse. Wenn diese Be^ck- 
sichtigung findeii, erscheinen sie meist ohne Hinweis auf ihre 
Urheber, diese letzteren pflegen — einer allerdings häufiger 

Sltte oder richtiger Unsitte der heutigen wi sen- 
schaftlichen Übung gernaß — nur genannt zu werden, wenn der 
Berfasser ihnen lviders^prechen zu können oder zu müssen glaubt. 

2m allgemeinen ist zu bemerken, daß Seeger weder eine 
scharfe Trennung zwischen Gewerbe und Handel durchMrt 
noch auch nur den V^uch macht, den Handel als solchen genauer 

Es hängt das aufs engste damit zusammen, 
daß er über das Verkehrswesen eine klare Vorstellung sich und 

3U verschaffen nicht vermag. Es kann ihm daraus 
ein Borwurf deshalb nicht gemacht werden, weil überhaupt bis 

stiefmütterlich be- 
^iidelt hat. Unwillkürlich setzt sie, wie auf so vielen anderen 
Gebieten, neuzeitliche Verhältnisse mit ihren hochentwickelten 
Berkehrseinnchtungen voraus, welche doch in der vom Verfasser 
bearbeiteten Zeit durchaus fehlten. Am besten sind wir noch 
ukier den Seeverkehr unterrichtet, über den Landverkehr wissen 
wir so gut wie Nichts; und doch kommt er in diesem Falle in 
erster Lime als Grundlage des Handels in Bettacht. Neben 

allerdings die Flußschiffahrt. Diese kommt 
wesentlich ^er nur ficr die beiden Grenzströme Westfalens, 
Rhein und Weser, also die Süd—Nordrichtung in Frage, neben 
denen die Eins etwa von Greven abwärts eine gewisse Rolle 
spielt; für die West—Ostrichtung eigentlich nur der Unterlauf 
der Lippe von Dorsten an. Die Oberläufe dieses Flusses und 
der Ruhr sind kaum im durchgehenden Verkehr befahren worden 

auch bei ihnen „Schiffahrt" in Urkimden meist die 
Überfahrt bezeichnet, da Brücken in der frühen Zeit, welche der 
Verfasser behandelt, kaum vorhanden waren. Damals bildeten 
also die von Ost nach West gerichteten Wasserläufe eher ein 

i Förderung des Verkehrs. Erst lange nach ,^.bOO scheii in Westfalen die Bestrebungen ein, auch diese Waffel 
laufe für ^n Verkehr riutzbar zu machen, und zwar mit sehr 
gttingem Erfolge, der irnmer mehr zusammenschmolz, je mehr 

Jahrhunderte Stauwerke zur Betteibung 
von Mühlen in ihnen erhoben. ^ 

V, Aür Westfalen hat man also wesentlich im Hochmittelalter Mit Landverkehr zu rechnen. Deshalb wäre es sehr erwünscht 
gewesen, wenn Seeger eine eingehende Darstellung der damaligen 
Verkehrswege und ihrer Züge gegeben hätte. Er hat nun 
ja oen Hellweg eingehender besprochen, aber nicht auf 
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Grund selbständiger Untersuchungen und ohne genauere be- 
schreibende oder gar kartographische Darlegung seines Zuges, 
den Haarweg und die große bei Albert von Stade beschriebene 
Straße Köln—Bremen erwähnt er, soweit ich ersehen habe, 
einmal, die Komm- und Plackwege, aus denen Boten, Säumer 
und Packenträger wanderten, überhaupt nicht. Und dennoch 
läßt gerade ihr Vorhandensein wichtige Schlüsse aus den Zustand 
des Verkehrswesens dieser Frühzeit zu. 

Mindestens ebenso wichüg ist die Frage, wie aus diesen 
Straßen das Transportgeschäst sich vollzog. Es waren doch 
immer erhebliche Frachten zu bewegen, und ein Fuhrgewerbe 
irgendwelcher Art bestand nicht. Von eigentlichen Frachtsuhr- 
leuten kann, soviel ich sehe, für Westfalen vor dem Anfange 
des 16. Jahrhunderts keine Rede sein, ebensowenig von Post- 
einrichtungen, deren erste Spuren sich in den ersten Jahrzehnten 
dieses Jahrhunderts zeigen, während Boten für den Nachrichten- 
verkehr als amtliche Einrichtung wohl schon in das 14. Jahr- 
hundert hinaufreichen, abgesehen von den in den allen Urbarien 
erwähnten Briefträgern, die aber keine Frachten besorgten. 
Seeger hat allerdings die Nachrichten, welche wir über diese 
Weinfuhren der Klöster Corvey und Herford besitzen, heran- 
gezogen; sie hätten sich aus Urbarien anderer geistlicher Stiftungen 
ergänzen lassen, in welchen sich mehrfach Abgaben mit der Be- 
zeichnung „rinvure" und „winvure" nachweisen lassen. Jeden- 
mlls aber waren die Kaufleute des früheren Mittelallers selbst 
Beförderer ihrer Waren, also nach unseren Begriffen auch Fuhr- 
unternehmer bzw. Reeder. Daher sind sie meistens in ihren 
Heimafftätten Grundbesitzer größeren Stils gewesen, da sie nicht 
nur für Warenniederlagen, sondern auch für Wagenschuppen 
und Pferdeställe Raum zur Verfügung haben mußten. Wir 
können diese Taffache in manchen alten Städten, z. B. in Osna- 
brück, Braunschweig und auch teilweise in Münster, beobachten, 
wo sogar zu den Erbmännerhäusern Weiden an der Aa (Ägidi- 
straße, Neubrückenstraße) vielfach gehört zu haben scheinen, 
während für den Markwerkauf im einzelnen am Markte wie 
in Minden besondere Verkaufshäuser ohne weiteres Zubehör an 
Höfen usw. bestanden haben. Leider sucht man Aufschluß über 
diese Verhältniffe, welche zur Kennzeichnung des kaufmännischen 
Betriebs im einzelnen wohl manche Aufklärung geben könnten, 
ebenso vergeblich bei Seeger, wie über die Straßen nähere 
Ausfijhrunqen. 

Mit diesen Dingen steht im engsten Zusammenhange das 
kaum gelegentliche Anschneiden der Frage nach der Eigenart 
des Handels der Westfalen im frühen Mittelalter, und da sich 
der Verfasser darüber keinerlei Gedanken gemacht hat, hat er 
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sich auch an verschiedenen Stellen seiner Darlegungen dazu ver- 
leiten lassen, in Fällen, in welchen die Quellen von der Aus- 
übung von Gewerben und der Verwendung der Erzeugnisse 
derselben zu Abgaben berichten, auch Handel mit denselben 
vorauszusetzen, was wohl meistens nicht zutrifft, wenigstens 
nicht insofern, als die Erzeuger auch selbst den Vertrieb in die 
Hand genommen haben. Es sind da offenbar sehr verwickelte 
und von unseren Zuständen sehr verschiedenartige Verhällnisse 
eingetreten, welche noch dringend der Aufklärung bedürfen, einer 
Aufklärung, welche freilich bei dem Zustande und dem geringen 
Umfange der Quellen sehr schwer zu beschaffen sein wird. 

Denn die Quellen, welche dem Verfasser zu Gebote stehen, 
sind nicht nur, wie schon angedeutet, sehr gering an Zahl, son- 
dern auch meist ganz sekundärer Art. Insbesondere spielen 
unter ihnen Personennamen in Zeugenreihen von Urkunden 
eine große Rolle, da die Zunamen meist Herkunftsbezeichnungen 
sind. Es ist daher selbstverständlich bei ihrer Verwendung für 
die Darstellung von Handelsbeziehungen mit größter Vorsicht 
und Zurückhaltung zu verfahren, da die Ausdeutung nicht immer 
leicht und sicher ist, was der Verfasser nicht immer beachtet hat. 
Man begegnet bei ihm ja gelegentlich diese Taffache betonenden 
Bemerkungen: z. B. daß die Herkunftsbezeichnung cte koclillolte 
nicht ohne weiteres auf das westfälische Bocholl zu beziehen 
(S. 34) sei, da dieser oder ein ähnlicher Name auch sonst noch 
vorkomme; aber im allgemeinen sind doch die Ausdeutungen 
mit großer Sicherheit gegeben, aber es laufen dabei nicht zu 
billigende Annahmen unter. Ich führe S. 12 die Behauptung 
an, daß der Name eines Marsberger Bürgers „Slichwecke" 
Beziehungen zu Schleswig verrate, und daß der in einer eng- 
lischen Urkunde vorkommende Name „Hauberger" (S. 12 u. 85) 
auf Herkunft aus dem Siegerlande weise, „wo die Form der 
Haubergswirffchaft im 13. Jahrhundert gerade in Aufnahme 
kam". Die Haubergswirffchaft kam aber erst im 15. Jahrhundert 
in Aufnahme, und die Bezeichnung Hauberg findet sich auch erst 
seit jener Zeit. „Hauberger" ist sicher ftanzösisch oder englisch 
llsubergier und hängt mit den „Halsbergen" zusammen, welche 
die so genannten Kaufleute vertrieben. Ferner wird S 38 Anm. 
324 der Name Brocman auf die Brokmänner, auf die friesischen 
Brokmänner bezogen. Er kann jedoch überall im Niederdeutschen 
vorkommen und ist identisch mit Bröker, Brocher, Brücher, dem 
Manne, der am Bruche wohnt. 

Ferner ist bei den in Ur^nden der Hansestädte begegnenden 
Westfalen der scheinbare Herkunftsname offenbar oft schon in 
der Heimat Familienname gewesen, wie ich bei den Medebecke 
in Lübeck (S. 148) annehmen möchte, da eine so benannte 



239 

Familie in vielen Gliedern in Soest nachweisbar ist, und bei 
den Steinfurt (S. 34), die in Osnabrück im 13. Jahrhundert 
zahlreich auftreten. 

Befonders bedenklich erfcheint die Verleitung des Namens 
„Brilon" (S. 88) aus dem nirgends nachweisbaren Bleilon, 
Blilon nach von Lettens Weftfälifchem Wirtfchastsleben im 
Mittelalter und die daraus gezogenen Schlöffe. Brilon wird aus 
Bredelon verkürzt fein im Zufammenhang mit dem beigelegenen 
Bredelar, wie Medelon im Zufammenhange mit dem nahe- 
gelegenen Medebach. Die aus diefer Namensdeutung her- 
geleitete Vermutung, daß in der Gegend von Brilon im Mittel- 
alter Bleigewerbe bettieben fei, entbehrt alfo der Grundlage. 

Es ist felbftverftändlich weder meine Absicht, noch mir 
möglich, die fämtlichen Namendeutungen krittfch nachzuprüfen. 
Unter ihnen sind zweifellos viele richttg und fördern die Auf- 
stellungen. Ich habe nur einige mir besonders bedenklich er- 
scheinende Fälle herausgehoben, um dieUnsicherheit und Schwierig- 
keit dieser Forschungsart nachzuweisen. Man sieht, daß der 
Verfasser zwar mit Erfolg bemüht ist, dem spröden Stoff der 
Eigennamen allerlei Ergebnisse abzuzwingen, aber bei diesem 
Bemühen nicht immer mit der nötigen Kritik und Vorsicht ver- 
fährt, so daß man keine seiner Ausführungen unbesehen weiter 
verwenden kann. Auch bei der Ausbeutung anderer Quellen, 
der EinMnfteverzeichnisse geistlicher Stiftungen geht er still- 
schweigend von der Voraussetzung aus, daß sie lückenlos seien 
und ein vollständiges Bild der wirffchaftlichen Verhältnisse der 
in Bettacht kommenden Gegenden erkennen lassen, während sie 
doch nur Zufallsquellen sind, welche gelegentliche Blicke in das 
Wirffchastsleben der betreffenden Landschaft gestatten. Man 
kann zwar aus ihnen entnehmen, was war, aber nicht, was nicht 
war. Daher sind die S. 40, 54, 75 gegebenen hübschen Kärtchen 
über die Verbreitung einzelner Gewerbe zwar sehr unterrichtend, 
liefern aber in keinem Falle ein volles und abgerundetes Bild, 
und die darauf fußenden Feststellungen dürfen nicht kritiklos 
übernommen und zur Grundlage weiterer Annahmen gemacht 
werden. 

Nur von wenigen alten Klöstern und Stiftern sind die 
EinMnfteverzeichnisse aus jenen stühen Jahrhunderten, aus denen 
man die gewerbliche Tätigkeit der Landbevölkerung erkennen 
kann, erhalten und auch diese nicht immer in lückenloser Folge. 
So läßt sich der Umfang dieser gewerblichen Tätigkeit aus dem 
Seeger vorliegenden Quellenstoff weder räumlich noch zeitlich 
fesfftellen. 

Diese weitergehenden Schlüsse, welche Seeger zieht, sind 
aber auch noch aus dem Grunde sehr vorsichtig an- und auf- 
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zunehmen, weil bis jetzt nur wenige Forscher N emgehend 
bemüht haben, dem spröden Stoff wirffchaftsgeschlchtüch Auf- 
klärung zu entnehmen, oder mit anderen Worten, wml es noch 
vielfach an Vorarbeiten mangelt. . ^ ... 

So kann man denn die fleißige und aus Grund umfäng- 
lichen Materials durchgeführte Arbeit Seegers nur mit geteilten 
Gefühlen aufnehmen. Sie bietet eine höchst erwünschte Zu- 
sammenstellung des Quellenstoffes, aber die Aufgabe, ivelche der 
Verfasser sich gestellt hatte, kann nur bestiedigend gelost werden, 
wenn erst eine Reihe von Vorarbeiteir über Handels- iiiid Ver- 
kehrsverhältnisse im allgemeinen und eine allgemeine 
des Quellenstoffes, wie wir sie z. B. bei Dopsch, Die Wirtschafts- 
entwicklung der Karolingerzeit I. 2, S. 25 ff., finden, voraus- 
gegangen ist. 

Münster. Philippi. 

Wder» ißerbst, Die alten Heer- und Handelsstraßen Sud- 
hannovers und angrenzender Gebiete, nach archiva- 
lischem Material auf geographischer Grundlage dargestellt. 
Mit einer Karte. 165 S. gr. 8". Göttingen. Vandenhoeck L 
Ruprecht 1926. (Landeskundliche Arbeiten des Geogra- 
phischen Seminars der Universität Göttingen, 2. Hest.) 

Die vorliegende Schrist ist, um dies gleich zu bemerken, 
eine von eingehendstem Quellenstudium und gründlicher Sach- 
kenntnis getragene, in geschichtlicher wie auch geographischer 
Hinsicht überaus dankenswerte Leistung, der kaum eme Arbeit 
auf verwandtem Gebiete gleichkommt. Auch die gefällige Art 
der Darstellung verdient Anerkennung. , ^ 

Ihren Gegenstand bildet das Verkehrswesen der Landschaft 
zwischen dem Harz und dem Vergland der Oberweser; „im 
Süden wird sie begrenzt durch den Kauffunger Wald, die Berg- 
rücken nördlich von Allendo^ und die Steilstufe des Oberen 
Eichsfeldes, während im Norden Jth und Hils, Selter, Sieben- 
berge und Heber einen natürlichen Abschluß bilden". 

Mit vollem Recht geht der Verfasser von dem reichhattigen 
verkehrsgeschichtlichen Material aus, das an archioalischen Nach- 
richten und Karten für das 16.-18. Jahrhundert iiber dieses 
Gebiet vorliegt, um dann erst rückblickend mit Hilfe älterer, 
spärlicherer Nachrichten die Zustände im Mittelalter zu erg^nden. 
An neuzeitlichen Quellen sind die Attenbestände der Staats- 
archive zu Hannover und Magdeburg und des Landeshaupt- 
archivs zu Wolfenbüttel ausgenutzt, ferner die Kartens^mlung 
bei der Regierung zu Erfurt, die vervollständigten ll^ßttsch- 
blätter der Historischen Kommission für die Provinz Sachsen 
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in Halle, die eine Übertragung alter Karten und Feldrisse auf 
moderne Meßtischblätter darstellenden „Bosseschen Meßtisch- 
blätter" der Historischen Kommission für Niedei^achsen im 
Götttnger Geographischen Seminar sowie die dorttge umfang- 
reiche Sammlung älterer Karten. Für den Verlauf der Sttaßen 
im Mittelalter sind vornehmlich urkundliche Nachrichten iiber 
Warten, Burgen, vor- und fmhgeschichtliche Wallburgen, Zölle, 
Gerichtsstätten und Königshöfe herangezogen, die auch auf der 
beigegebenen vorttefflichen Karte im Maßstabe 1:200 000 durch 
verschiedenartige rote Zeichen auffällig hervorgehoben sind, 
dazu sind Nachrichten über Brücken, Reisen, Siechenhäuser 
Überfälle u. a. m. verwertet. Daß man Bezugnahmen auf An- 
gaben über Tagfahrfftätten benachbarter Städte vermißt, die 
erstere erfahrungsgemäß auf ungefährem halben Wege liegen 
und deshalb bezeichnende Merkmale für den Verlauf der Ver- 
bindungssttaße bieten, wird der kärglichen Überlieferung bei- 
zumeffen sein; sie kommen erst mehr für das nördliche Rand- 
gebiet, die Gegend um Hildesheim, Braunschweig und Goslar, 
in Bettacht. 

Bei ihrer geographischen Lage im Herzen Deuffchlands, 
dicht neben dem verkehrsfeindlichen Gebirgsmassiv des Harzes, 
hat die betteffende Landschaft von jeher eines der wichttgsten 
Durchgangsgebiete Mitteleuropas gebildet. 

Von den auf sie enffallenden, ausführlich behandelten 
Sttaßen, die zum Teil, wie namentlich der Braunschweig—Frank- 
furter Handelsweg, auch für den hansischen und lübischen Ver- 
kehr von hervorragender Bedeutung sind, werden für den 
Westoftverkehr in Anspruch genommen: 

I. die von Westfalen her über Höxter, Holzminden, Ganders- 
heim, Seesen, den Paß von Neuttug und von da entweder 
auf Braunschweig oder am Nordrande des Harzes entlang 
über Goslar weiter ostwärts Mrende Straße, 

II. die aus derselben Wurzel von Holzminden aus sich iiber 
Einbeck, Northeim und Nordhausen abzweigende Leipziger 
Sttaße, 

III. die von Beverungen und Uslar her entweder in Northeirn 
mit der vorigen sich vereinigende oder ins Leinetal bei 
Göttingen verlaufende Sttaße, 

IV. ihre Teilsttecke Northeim—Katlenburg—Osterode, 
V. der Sttaßenzug Münden—Göttingen—Duderstadt, 

VI. derjenige über Cassel, Witzenhausen, Heiligenstadt und 
Nordhausen. 

Den Südnordverkehr vermittelten: 
I. die dem Frachtverkehr von Frankfurt her dienende Cassel— 

Mündener Straße, die ihr zusttebende Verkehrslinie des 
Ztschr. d. B. s. L T. XHV. l. 16 
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Werratales und ihre weniger wichtige nördliche Fortsetzung 
im Wesertal, 

li. die Weserstraße nördlich von Herstelle und ihre Fort- 
setzungen über Eschershausen nach Hildesheim, Hannover 
und Hameln, 

III. die von Münden aus über Harste oder Göttingen durch 
das Leinetal aus Northeim gerichteten Sttaßen, 

IV. die Münden—Eindecker Sttahe und ihre Ausstrahlungen 
auf Hannover, Gandersheim und Hameln, 

V. die über Witzenhausen und über Allendorf von Frankfurt 
und Nürnberg her ins Leinetal auf Götttngen führenden 
Sttaßen, 

VI. die nördliche Fortsetzung der Münden—Northeimer Sttaßen 
auf Gandersheim—Hildesheim oder Seesen—Braunschweig, 

VII. die Sttaßen Heiligenstadt—Göttingen und Heiligenstadt— 
Duderstadt, 

VIII. die von Mühlhausen über Duderstadt und Seesen auf 
Braunschweig führende Nürnberger Frachtsttaße mit 
mehreren Abzweigungen, 

lX. die Harzrandsttaße von Nordhausen über Osterode und 
Seesen nach Braunschweig und Hildesheim. 

Dank der Ergiebigkeit des Quellenmaterials und seiner sorg- 
fältigen Ausschöpfung ist es dem Verfasser gelungen, ein ge- 
schlossenes Sttaßennetz für die südhannoversche Landschaft zu 
konstruieren; daß hierbei einige wenige Unklarheiten für die 
Gegend südlich vom Harze bestehen bleiben, fällt nicht ins 
Gewicht. Zu ergänzen wüßte ich die einwandsteien Ergebnisse 
höchstens noch durch den Hinweis, daß von der Sttaße Ganders- 
heim—Lamspringe—Hildesheim, also bereits in dem vom 
Verfasser nur kurz berührten nördlichen Randgebiet, ein weiterer 
Handelsweg nach Braunschweig abzweigte, der bei den Kirch- 
dörfern Holle und Grasdorf die breiten Täler der Nette und 
Innerste kreuzte und weiterhin den Damm bei Lebenstedt 
passierte. Auf dieser Sttaße führte 1542 Landgraf Philipp 
von Hessen, nachdem er bei Gandersheim und Lamspringe 
gelagert hatte, sein Heer und schweres Geschütz zur Belagerung 
WolfenbAtels heran; ihre Inanspruchnahme für den mittelalter- 
lichen Durchgangsverkehr wird dadurch bewiesen, daß in den 
fünfziger Jahren des 15. Jahrhunderts ein von Lübeck nach 
Frankfurt bestimmtes Faß Pelzwerk, „als die furlude damyde 
biß gen Holle kommen sin," zur Nachtzeit geraubt wurde. 

Einige kleine Ungenauigkeiten in der Ortschaftsbezeichnung 
sind unterlaufen: S. 14 „Einem", das S. 104 richttg Eimen 
benannt ist, S. 14 „Holtensen" statt „Holtershausen, S. 16 
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„Seboldehausen" statt Seboldshausen, S. 49 „Nehmstedt" 
(wohl Druckfehler) für Kehmftedt. 

Dem längeren Abfchnitt über die Straßen im einzelnen 
schließt sich ein zusammenfassender Überblick an, der die Gesamt- 
entwicklung der Verkehrswege Südhannovers im Zeitalter der 
alten Hee^traße, der Chaussee und der Eisenbahn sowie die 
Wandlung ihrer wirtschastsgeographischen Bedeutung behandelt. 

Erwünscht gewesen wäre die Beigabe eines Ortsverzeich- 
nisses unter Hervorhebung der das Emporkommen der größeren 
Ortschasten infolge ihrer günstigen Verkehrslage betreffenden, 
jetzt erst nach einigem Suchen auffindbaren Stellen; vielleicht 
ist sie nur aus denselben Gründen wirffchaftlicher Art unter- 
blieben, die die Drucklegung der Arbeit um zwei Jahre hinaus- 
geschoben haben. 

F. Bruns. 

Nlemnder Vied, Frankfurter Handelsgeschichte. Bd. 3. 4. 
(in zwei Teilen). Frankfurt a. M. 1921. 1925. Im Selbst- 
verläge VII!. 402; X. 450; XVI. 417 (sie!) — 814 S.; 
und viele Abbildungen. 

Zu den im Bd. 22, S. 194 ff. besprochenen beiden ersten 
Bänden dieses Werkes sind nun zwei (oder, wenn man will, drei) 
weitere erschienen. Damit hat das Werk seinen Abschluß erreicht. 
Auch diese neuen Bände bringen ein reiches Material. Während 
der 3. Band den Buchdruck, Buchhandel, die Geld- und Kredit- 
geschäste bis Ende des 17. Jahrhunderts und das Verkehrswesen 
behandelt, wird der 1. Teil des 4. Bandes Frankfurts Handel 
in der Zeit von 1618 bis 1714 und den einzelnen Zweigen 
des Warenhandels gewidmet; der Schlußband IV. 2 (oder, 
wie auf dem Außentitel vermerkt ist, Bd. V) betrachtet „Frank- 
furts Blütezeit 1714—1792", namentlich das in diesem Zeitraum 
sich hochentwickelnde Bankwesen. 

Wir wollen nicht noch einmal auf die bereits berührten 
Mängel in der Anlage des Werkes hinweisen. In einem Punkte 
haben sie in den vorliegenden Bänden schon eine Korrektur 
erfahren; es finden sich mehr Quellenangaben. Als eine besondere, 
lobenswerte Eigenschast dieses Werkes ist aber anzuerkennen die 
Betrachtung der Handels- und Jndustrieentwicklung an der Hand 
der Geschichte der einzelnen Handlungshäuser und Fabrikanten. 
Zweifellos ist das ein Vorzug, den dieses Werk vor manchen 
anderen örtlichen Handelsgeschichten hat. Allerdings wurde das 
in Frankfurt erleichtert durch die offenbar in hohem Maße 
gepflegte Tradition alter Firmen und durch ein weitgehendes 
Entgegenkommen bei der Zugängigmachung und Benutzung 

16» 
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kaufmännischer Quellen. Auch der Verfasser klagt über Schwie- 
rigkeiten, auf die er hierbei gestoßen ist; aber zum Teil hat er 
doch verstanden, sie zu überwinden. Eine ttefgrabende archivfllische 
Forichung ist dann hinzugetreten. So verdanken wir all diesem 
Mitteilungen über Vermögensverhältnisse, geschäftliche Bezie- 
hungen u. dgl., die überaus wertvoll sind, und die in solcher Fülle 
das bisher für andere deutsche j)andelsstädte Veröffentlichte weit 
übertreffen. Bemerkenswert, für den Wirffchaftshistoriker aller- 
dings nicht überraschend, ist die Klage, daß mit der Annäherung 
an die Gegenwart auch die kaufmännischen Quellen immer 
spärlicher fließen. Auf alle Fälle ist es unbestreitbares Verdienst 
des Verfassers, das in seiner Darstellung hervortretende persön- 
liche Moment bis zum äußersten verfolgt zu haben. Bei einem 
Platz, der vorzüglich seit dem 18. Jahrhundert ein Sitz des 
internationalen Handels war, kommt den Familienbeziehungen 
der führenden Kaufleute eine große wirtschaftsgeschichtliche 
Bedeutung zu; und mit Staunen sehen wir die weite Ausbreitung 
nicht nur dieser Familienbeziehungen, sondern auch der durch 
sie vermittelten Handels- und Geldgeschäfte. In dieser Beziehung 
erinnert das Dietzsche Werk an das Eliassche Werk „De 
Vroedschap van Amsterdam", in dem ebenfalls Wirtschafts- und 
Familiengeschichte glücklich miteinander verbunden werden. 

Gegenüber demüberwiegend Handelsbiographischen Charakter 
der Da^tellung kommt auch die Schilderung nach sachlicher 
Rubrizierung nicht zu kurz; meist findet der Warenhandel, das 
Bankwesen, die Industrie eine ihrer sachlichen Bedeutung ange- 
messene Würdigung. Von der Handelsgeschichte einer einzelnen 
Stadt kann man auch nicht verlangen, daß sie in jedem einzelnen 
Falle das Verhältnis der Pflege eines Handelszweiges dieser 
Stadt zu der Pflege desselben Handelszweiges einer anderen 
Stadt gründlich darlegt. Das bleibt einer allgemeinen Handels- 
geschichte vorbehalten. Daß aber dieses Werk für eine solche 
eine sehr brauchbare, reichlich fließende Einzelquelle darstellt, 
kann ohne weiteres zugestanden werden, auch wenn man hier 
und da, wo allgemeine handelsgeschichtliche Probleme gestreift 
werden, ein Fragezeichen machen möchte. 

Aus der Fülle des gebotenen Stoffes Einzelheiten heraus- 
zugreifen, ist nicht leicht. Von besonderem Werte scheint mir 
die Darstellung des Verkehrswesens in Bd. 3 (S. 316 ff.) zu 
sein. Hier sehen wir, wie strahlenförmig von Frankfurt aus 
nach allen Richtungen die Verkehrsstraßen laufen und die über- 
aus günstigeLage derStadt im WirffchaftslebenMitteldeuffchlands 
vor Augen stellen. Dieser Abschnitt ist der Natur der Dinge 
nach völlig wirffchaftsgeographisch gehalten und entbehrt der 
biographischen Farbe. Anders verhält es sich mit den sehr 
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eingehenden Abschnitten über das Bank- und Geldwesen; hier 
ließ sich die Darstellung von der Wirtschaftsbiographie nicht 
ttennen; und hier sindet sich wohl der wirtschastsgeschichtlich 
wertvollste Teil des ganzen Werkes. Daß der Verfasser die 
christlichen und jüdischen Bankhäuser getrennt behandelt, entspricht 
nicht nur der früheren Rechtslage, sondern auch einem sachlichen 
Unterschiede. Die ältesten Bankhäuser waren ausschließlich in 
christlichen Händen, so v. Bodeck, de Neufville, Adami, Beth- 
mann, I. F. Schmid, Goll, Schönemann, Heyder u. a. m.; und 
sie sind fast alle aus dem Warengeschäft entstanden, während 
die jüdischen Bankhäuser in der Regel auf die Geld- und 
Wechselgeschäfte ihrer Inhaber oder deren Vorgänger zurück- 
zuführen waren. 

Wertvoll ist auch der Abschnitt über den Buchhandel der 
Stadt; er führt uns in die Verbindung des Wirtschafts- mit 
dem Geistesleben und zeigt die frühzeitig entwickelte Technik des 
dortigen Buchgewerbes und der Verlagstätigkeit. 

Unter den dem Werke beigefügten Beilagen sei hervor- 
gehoben die sehr interessante Zusammenstellung der „großen 
Vermögen" von 1556—1812. Wir sehen da, wie seit Ende des 
16. Jahrhunderts die Vermögensziffern steigen, zunächst wohl 
unter der Einwirkung der Geldentwertung, dann aber auch klar 
den wachsenden Reichtum anzeigend. Vermögen von 2—300000 
Reichstalern waren nun bald keine Seltenheit mehr. Im 
18. Jahrhundert stiegen die Vermögen höher; die ersten 
Gulden-Millionäre erscheinen im letzten Viertel dieses Jahr- 
hunderts; es waren nicht nur Bankiers, sondern auch Fabrikanten, 
vorzüglich Tabakfabrikanten. Welch große Bedeutung Frankfurt 
im Geldhandel spielte, lehrt die in der 2. Beilage veröffentlichte 
Liste der bei Frankfurter Kapitalisten gemachten Anleihen; keinen 
deutschen Reichsstand, keine Reichsstadt gab es, die nicht einmal 
oder öfter in den Büchern eines Frankfurter Geldgebers auf 
dem Debetkonto verzeichnet standen, oft mit recht bedeutenden 
Beträgen. 

Freiburg i. B. Ernst Baasch. 

Limon Lckoeffel, Die Kirchenhoheit der Reichsstadt 
Schweinfurt (a. u. d. T.: Quellen und Forschungen zur 
bayerischen Kirchengeschichte, herausgegeben von Hermann 
Jordan, Band lll). Leipzig, A. Deicherffche Verlagsbuch- 
handlung Werner Scholl, 1918. XlV u. 498 S. 8o. 

Das Verhältnis von Stadtgemeinde und Kirche im Mittel- 
alter hat während des letzten Jahrzehnts die Wissenschaft so 
lebhaft beschäftigt, daß man von ihm schon als dem Gegenstand 
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einer eigenen Fachwissenschaft gesprochen hat'). Zahlreiche 
Arbeiten sind ihm gewidmet, und offensichtlich ist das Interesse 
an ihm noch keineswegs im Erlahmen begriffen. Den Grund 
hierfür erblicke ich in dem Reiz der auftauchenden Probleme, 
auf die die Aufmerksamkeit durch zwei Abhandlungen von 
A. Schultze in bahnbrechender und vorbildlicher Art gelenkt ist^, 
und in der Fülle und dem Reichtum des Stoffes, der hier vor- 
liegt und vielfach noch der ihm gebührenden Beachtung entbehrt. 
Das letztere gilt namentlich auch str die drei Hansestädte und 
unter ihnen vor allem für Lübeck, für die, von einzelnen An- 
läufen abgesehen, noch nicht versucht ist, in großem Sttl die 
vorhandenen Quellen der Forschung zu erschließen. 

Aus dem Gesagten ergibt sich bereits zum Teil die Er- 
klärung dafür, daß ich aus der langen Reihe vorhandener Ver- 
öffentlichungen gerade das Werk Sch.s herausgreife, um es an 
dieser Stelle zu besprechen, obwohl eine nähere Beziehung zu 
dem Aufgabenkreise der Lüb. Zeiffchrift zunächst zu fehlen scheint. 
Es ist deshalb geschehen, weil die Behandlungsweise, die der 
Verfasser gewählt hat, für die Fragestellung besonders fruchtbar 
ist, und weil sie Anregungen gewährt, die bei anderen mehr 
einseitig gehaltenen Schilderungen nicht in dem gleichen Aus- 
maße hervortreten. Darum bezweckt diese Anzeige auch nicht 
eine in Einzelheiten sich verlierende Würdigung der Ergebnisse 
Sch.s für den zunächst betrachteten Ort. Worauf es mir in 
erster Linie ankommt, ist, den Blick auf die Wichtigkeit ähnlicher 
Arbeiten ebenfalls für solche Gemeinwesen, bei denen sie bisher 
fehlen, zu richten, damit die örtliche Geschichtsschreibung auf 
ein neues und aussichtsreiches Gebiet hinzuweisen und ihr zu- 
gleich Hilfsmittel für die Lösung der erwachsenden Aufgaben 
zu bieten. 

Wenn Sch. sein Buch als eine Untersuchung über die 
Kirchenhoheit der Reichsstadt Schweinfurt bezeichnet, so läßt 
der gewählte Titel insofern Mißverständnissen Raum, als über 
den Bereich der eigentlichen Kirchenhoheit im Sinne des jus 
circs sscrs hinaus das Übergreifen der Stadt auch auf andere 
Gebiete des Mrchenwesens — selbst unter Einschluß von Lehre 
und Gottesdienst — von den Anfängen der Stadt bis zum 
Ende ihrer Reichsunmittelbarkeit im Jahre 18l)2 verfolgt wird. 

') Vgl. Apel, Z.' f RG. 43 (1922) S. 123. 
') A. Schultze, Stadtgemeinde und Kirche im Mittelalter, Sonderabdruck 

aus der Festschrift für Rudolph Sohm (München und Leipzig, 1914), S. 105—142; 
derselbe, Stadtgemeinde und Reformation, Recht und Staat in Geschichte und 
Gegenwart, Heft 11 (Tübingen 1918). S. dazu auch Frölich, Stadtgemeinde, 
Kirche und Resormatton, Hist. Vierteljahrsschr. XX (1920) S. 37—46. Zu 
der zweiten Schrift A. Schultzes vgl. auch Keutgen, Ztschr. des Vereins für 
Hamb. Gesch. XXlIl (1919), S. 147—151. 
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Entsprechend diesem weitgezogenen Rahmen beschästigt es sich 
mit der städtischen Kirchenherrschast in ihren Voraussetzungen 
und ersten Ansätzen im frühen Mittelalter, geht ihr dann nach 
in ihrer Steigerung während des Reformationszeitalters bis 
zum vollen Siege um die Mitte des 16. Jahrhunderts und 
begleitet schließlich ihre weiteren Schicksale bis zum Westfälischen 
Frieden und bis zur Schwelle der Gegenwart. Dabei wird die 
Entstehung von Stadt und Kirche in Schweinfurt, die Aus- 
einandersetzung zwischen beiden, die sich in den Streiügkeiten 
mit dem Kloster Ebrach über die Vogteirechte in Gochsheim, 
mit dem Hochstift Würzburg um die geistliche Gerichtsbarkeit 
und mit dem Deutschordenshause auf der Petersstirn um das 
Recht des Burgenbaues widerspiegell, und die Entwicklung des 
städttschen Kirchenlebens, namentlich die Fürsorge des Rates 
und der Bürgerschast für die Errichtung von Kirchen und die 
Begründung und Verwaltung der Pfründen, genauer behandelt. 
Auf diesem Wege wird erreicht, daß das Wirken des Stadtrates 
im Zeitalter der Reformatton in seiner organischen Verbindung 
mit den Zuständen der Vergangenheit aufgezeigt, daß also 
dargelegt wird, wie schon lange, ehe die Frage der Glaubens- 
erneuerung im Mitte^unkt der Ereignisse stand, die Bürgerschast 
und ihre Vertretung, der Stadtrat, sich ebenfalls auf kirchlichem 
Gebiete betätigten, und wie die späteren Maßnahmen des Rates 
ihre unmittelbare Ankniipfung an das bereits vorher umfassend 
geübte Verfahren suchten und fanden. So gewährt die Schnst 
Sch.s in ihren sehr eingehenden und ein weitWchtiges Material 
manchmal vielleicht etwas zu breit ausspinnenden Darlegungen 
eine wertvolle Bestätigung und Ergänzung der Auffätze 
A. Schultzes, von denen aber lediglich der erste, und zwar nur 
noch in einem Nachtrage, kurz berücksichtigt ist. Was hier dem 
Betrachter namentlich in die Augen springt, ist die Vielgestaltig- 
keit der Berührungen zwischen Stadtgemeinde und Kirche, welche 
sich aus der Mehrzahl der beteiligten geistlichen Anstallen auf 
der einen, der Nähe und Intensität der Beziehungen zwischen 
Bürgerschast und Geistlichkeit auf der andern Seite ergibt. 

Während die Arbeit Sch.s so einen Parallelismus zu der 
Entwicklung erkennen läßt, wie sie sich ähnlich auch bei der Aus- 
bildung der Landeshoheit und des landesherrlichen Kirchen- 
regiments in den Territorien abgespielt hat^), stellt sie weiter 
eine Erscheinung heraus, der eine größere Wichtigkeit zukommt. 
Sie enthüllt, daß in den deutschen Städten des Mittelallers 

') Hashagen, Die vorreformatorische Bedeutung des spätmittelalterlichen 
landesherrlichen Kirchenregiments, Ztschr. f. Kirchengesch Xl.1, I>II^ lV, S. 63 f. 
S. ferner Hashagen, Laieneinfluh auf das Kirchengut vor der Reformation, 
Hist. Ztschr. 126, S. 377—409, namentlich S. 378 f., 406 f. 



248 

Kirche und städtisches Verfassungsleben enger verflochten sind, 
als es die einschlägigen Erörterungen in der Regel dartun. 
Ein ausreichender Einblick in die Ausgestaltung des Kirchen- 
wesens kann eben nicht gewonnen werden ohne eine Zeichnung 
des verfassungsrechtlichen Hintergrundes, auf dem sich der Aus- 
bau der kirchlichen Organisation vollzogen hat, wie überhaupt 
die Beschreibung der letzteren ohne eine Anknüpfung an die 
Tatsachen, von denen das Werden des städttschen Verfassungs- 
körpers bestimmt wird, nicht voll zu bestiedigen vermag 
Die Wichtigkeit dieses Gesichtspunktes tritt mit besonderer Deut- 
lichkeit bei einer Betrachtung der Frühgeschichte Schweinfurts 
hervor. Hier beruht die Schilderung Sch.s auf unzureichenden 
Grundlagen, und es zeigt sich, wie die zu beobachtenden Mängel 
der städtischen Geschichtsschreibung die Erkenntnis auch der kirch- 
lichen Verhältnisse zu beeinträchtigen und die letzteren in ein 
falsches Licht zu rücken geeignet sind. Es bedürfen daher auf 
diesem Gebiete die Ausführungen Sch.s nach manchen Seiten 
hin der Berichtigung^), während die Aufhellung der Zustände 
des späteren Mittelalters bei Sch., obwohl sie in verfassungs- 
rechtlicher Hinsicht nicht immer voll genügt, doch im ganzen 
gut gelungen ist und vielfache Erträge abwirft. 

Eine besondere Rolle spiell bei Schweinfurt in der 
städtischen Kirchenpolitik die von A. Schultze eingehend erörterte 
Art und Weise, wie der Rat Einfluß auf die Besetzung der 
Seelsorgepstünden, die als Stiftungen der Bürger an den 
städtischen Kirchen errichtet wurden, genommen hat, wie mit 
Hilfe von Nominations-, Präsentations- und Besetzungsrechten, 
auf dem Wege einer Einwirkung auf die Verwaltung des 
Pfimndenvermögens und der Handhabung der Disziplin über 
die Meßpriester ein starker Einbruch der weltlichen Gewall in 
die geistliche Sphäre erfolgte. Allerdings entbehrt hier die 
Darstellung Sch.s ebenfalls zuweilen der erforderlichen begriff- 
lichen Schärfe und Klarheit in der Verarbeitung des zusammen- 
getragenen Stoffs"), so daß die Ausbeute hinter den Erwar- 
tungen, die man an sich zu hegen berechtigt ist, zurückbleibt. 
Als nachteilig erweist sich namentlich der Umstand, daß Sch. 
eine in ihrer Art treffliche Schrift, die als die erste systematische, 
wissenschaftlichen Anforderungen voll genügende Inangriffnahme 
des ganzen Komplexes von einschlägigen Problemen für einen 

y S. hierzu A. Schultze, Ztschr. der Sav.-Stiftung für Rechtsgesch., 
Kanon. Abt. <Z.' f. RG.), 40 (1919) S. 341. S. ferner Frölich daf. 41 
(1920) S. 148 f. 

°) Vgl. Riedner, Aus der kirchlichen und bürgerlichen Frühgeschichte der 
Stadt Schweinfurt. Hist. Iahrb. der Görresgesellfchaft 40 (1920) S. 187—203. 

«) Ähnlich A. Schultze, Z.' f. RG. 40. S. 342. 
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besttmmten Ort erscheint, nicht herangezogen Ich denke 
dabei an die Untersuchung, die Heepe den Altarpsrunden m der 
Stadt Braunschweig gewidmet hat^), und die sich mit der Rechts- 
sorm der Pftünden, ihrer Verwaltung, insbesondere der Stellung 
des Meßpriesters, der Anlegung der StistungskaMalien, der 
Fürsorge für die zum Meßdienst erforderlichen Gerate und 
Materialien und der Überwachung der Pfrü^enverwa^ng, 
sowie endlich den Pflichten des Pftündners im Meß- und Chor- 
dienst und in bezug auf Bittgänge, Predigt und Seelsorge 
befaßt. Wenngleich Heepe sein ohnehin sich lediglich aus eine 
ein!iiqe Stadt erstreckendes Beobachtungsfeld noch enger begrenzt 
durch die Beschränkung auf die städttschen Pfarrkirche,) und da- 
durch, daß er gewissermaßen nur einen Querschnitt g^bt, ohne 
die Entwicklung von ihrem Ursprung bis in das hohe Mittel- 
alter zu verfolgen, so stnden sich doch hier Darlegunger, und Hin- 
weise genug, an welche die weitere Forschung anzu^upfeliv^- 
mag, vor allem, wenn sie der vertiefenden Behandlung Rel^ 
nung trägt, welche A. SchultzeH den Bemerkungen Heepes nach 
der kirchenrechtsgeschichtlichen Seite hat angedechen lassen. 

Vergleicht man die Ergebnisse Heepes mit dem, was das 
Buch Sch.s bringt, so ergibt sich, daß trotz mancher verivandter, 
häufig wiederkehrender Züge die Entwicklung in den euizemen 
Städten vielfach auch kennzeichnender Abweichungm uiid Ber- 
schiedenheiten nicht entbehrt, die mit den örtlichen Berhaltnissen 
in Verbindung stehen und nur aus ihnen zu ^'laren sind. 
Gerade hierin beruht aber mit das Lohnende der Beschäftigung 
mit dem Gegenstand, da es nicht nur gilt," Ähnlichkeit^ auf- 
zudecken, sondern zugleich den l^olen Eigen^inlichkeiten 
Rechnung zu ttagen und auf diese Weise die noch fehlendeii 
Unterlagen zu beschaffen, mit deren Hilfe die von Heepe nicht 
restlos beantwortete Frage nach der rechtlichen Stmktur der 
Altarpfründen im Wege einer vergleichenden Betrachtung der 
Lösung nähergebracht werden kann. Derartige Erörterungen 
haben also auch eine erhebliche Wichtigkeit für die AllgemeiN- 
forschung, und zwar eine solche, die sich keineswegs aus den 
eben gestreiften Punkt beschränkt. Denn so wett verbreitet die 
Begründung von Altarlehen und anderen Meßstiftungeri iM 
Mittelalter, namentlich durch letztwillige Verfügung, war^, so 

'i Lieeve, Die Organisation der Altarpfründen an den Pfarrkirc^n der 
Stadt Braunschweig, Iahrb. des Geschichtsvereins f. d. Herzogtum Braun» 
schweig 12 (1913) S. 1—68. S. hierzu auch die Anzeige von A. Schultze 

A 112, S. 663, sowie Frölich, Eine vorreformatorische Gotteshaus» und 
Kirchenpflegerordnung für die Marktkirche in Äoslar v I. 1472, Ztschr. für 
Mrchengesch. XI., dik" lll, S. 142—148, insbes. S. 144 Anm. 2. 

°) Stadtgemeinde und Kirche, S. 124 ^ - 
°) Bgl. im allgem. Hauck, Kirchengesch. Deutschlands V 1 (1911) S. 322 s. 
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fehlt es doch bislang an einer Arbeit, die nach der juristischen 
Seite hm der Bedeutung der Pfründen als einer Massenerscheinung 

6anz gerecht würde und die auf breiterem Unterbau 
ihre Rechtslage zu schildern unternähme. 

Die örtliche Forschung kann indessen der ihr danach er- 
wachsenden Aufgabe, die bei allem Typischen doch auch stark 
indlvlduell und lokal bedingten Linien in der Ausgestaltuna 
und rechtlichen Eigenart des Pfründenwesens einzelner Städte 
herauszuarbeiten, in einer für die weitere wissenschaftliche Ver- 
wertung geeigneten Form nur unter einer bestimmten Voraus- 
setzung genügen. Es muß mit Nachdruck gefordert werden, daß 
hl^bei die bereits vorliegenden Untersuchungen, die das kirchen- 

Gebiet berühren und trotz ihres noch nicht 
absl^ießenden Eharakters doch Licht aus manche der vorkommen- 
den Erscheinungen werfen, nicht unberücksichtigt bleiben, sondern 
daß ihnen, soweit möglich, die Maßstäbe entnommen werden, 
nach denen eme Sichtung und Gruppierung des sonst in seiner 
Fülle erdrückenden Materials bewirkt wird^°). 

Was im übrigen den vorhandenen Quellenstoff selbst an- 
belangt, so kommen hierbei der Haupffache nach Aufzeichnungen 
aus dem spateren Mittelaüer in Betracht, da der Höhepunkt 
der Entwicklung erst unmittelbar vor der Reformation erreicht 

^ine Zeit dreht, in welche die 
gedruckten Urkundenbücher in der Regel nicht hineinreichen, sind 
aber doch die Aussichten für den Erfolg derartiger Unterneh- 
mungen nicht ungünstig, da einmal nicht sellen die in größerer 

vielfach mit Urkundenanhängen versehenen 
Geschichten einzelner Kirchen und kirchlicher Anstalten ergänzend 
eintreten, und da zum andern entweder die kirchlichen Bedürfnisse 
oder die Anforderungen der Ratspolitik oder die Ereignisse des 
Reformationszeitalters, namentlich die Vorgänge, welche die 
Einziehung des Kirchengutes und die Bildung des sog. gemeinen 
Kastens betreffen, häufig Anlaß geboten haben, Zusammen- 

Außer den Arbeiten von Heepe und A. Schnitze sind hier etwa zu 
nennen A^l, über städtische Kirchenpatronate, besonders im ehemaligen 
Kurhessen, Marburger lur. Diss. 1918, und Schönseld, Die Vollstreckung der Der- 
fugungen von Todes wegen im Mittelalter nach sächsischen Quellen, Ztschr. 

'Stiftung siw Rechtsgesch., Germ. Abt. (Z.' s. RG.), 42 ^921) 
"'dbes S. 260 s., 358 f. Wertvolle Hinweise auch bei Wachens, 

w ^ Bwtums Hildesheim im Mittelalter. Beitr s. die Gesch. Niedersachsens und Westfalens, herausg. von Meister und Spannagel, 

vno(Hildesheim 1920), z. B. S. 191 Anm. 67, i>ie unten Anm. 15 gemachten Angaben. — Die von U. Stutz Z. f- RG. 41 S. 276 Anm. 8 erwähnte, leider verloren 
gdngene Arbeit ^n A. Kremp über das Recht der Meßstipendien betraf 
nach eingezogener Erkundigung lediglich den z. Zt. geltenden Rechtszustand. 
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stellunaen über die gestifteten Pfründen anzufertigen und chre 
Rechtsverhältniffe festzulegen, fo daß selbst die ungedruMn 
Nachrichten sich vielfach wenigstens in leidlich bequemer Gestalt 
der Benutzung darbieten. - 

In diesem Rahmen bewegen sich auch im weseiitlichen die 
einschlägigen Aufzeichnungen im Bereich der Hansestädte, aus 
die zürn Schluß noch kurz und ohne den Airspruch auf Vo^ 
ständigkeit der Blick gelenkt werden soll; durch ihn wird zugleich 
meist die Richtung ihrer bisherigen literarischen Behandlung 

bestilmut. wenigsten Material ist, soweit ersichtlich, durch den 

Druck veröffentlicht für Bremen, und dein entsprach chs vor 
kurzem ebenfalls das sonstige Bild. Es stnden sich hier iN Kohl- 
manns Beiträgen zur Bremischen Kirchengeschrchte^') ernrge An- 
aaben über das ällere Schrifttum"), das mir allerdings irur zum 
Teil zugänglich war"). Kohlmann selbst bringt eme Übersicht 
über die Vikarien an der St.-Ansgarii-Kirche und über dieienigen 
iiu St. Willehadi und Stephani"). Ein näheres Eingehen aus 
die Bremer Verhältnisse aber erübrigt sich jetzt unr deswillen, 
weil inzwischen für Bremen die Aufgabe, eine Darstellung des 
dorttqen Altarpfründenwestns nach Art des Buches von Heepe 
zu liefern, von Emma Katz in Angriff genommen und emer 
sehr bestiedigenden Lösung zugeführt ist"). 

Für Hamburg liegt ein umfassender, prachtvoller Stoff 
gedruckt vor in Staphorsts Hamburgischer Kirchengeschichte ). 
Eine Ausschöpfung desselben in Ansehung der zahlreichen und 
verschiedenartigen Vikarien, Benefizien, Lehen, Kommenden und 
sonsttqen Meßstipendien auf kirchenrechtsgeschichtlicher Grundlage 
ist aber bislang nur in bescheidenem Umfange versucht iN einer 

") Kohlmann, Beiträge zur Bremischen Kirchengeschichte ^ft 1: Ur- 
rundliche Mitteilungen über die ehemaligen Bremischen Kollegiatstcster 5. ^ns- 
gsri, und 3. 5. Willetiscli et 8teptcsn> (Bremen 1844). 

") Das. S. XIII s. 
") Von mir sind eingesehen an Schristen Cassels „Historische N^r^ten 

von St. Martini-Kirche in Bremen" (Bremen 1773) sowie ,,Historische Nach- 
richten von Unser-Lieben-Frauen-Kirche in Bremen (1. Stuck Bremen 1773. 
2 Stück das. 1775). Davon gewährt indessen allein der Schlußteil der letzt- 
erwähnten Publikation einige Ausbeute. 

") a. a. O. S. 49 s.. 122 s. , , 
") Emma Katz. Mittelalterliche AUarpsründen der Diözese Bremen im 

Gebiet westlich der Elbe. Bremisches Jahrbuch 30. Band (192P S. 1^160. 
Das S. 156—160 weitere Literatur. Vgl. dazu noch die Ergimzungen bei 
Frölich, Z.' f. RG. 47 (1927) S. 410 s., vor allem S. 411 Anm. 1, 416 
Anm. 1. . 

>°) Staphorst, Hamburg. Kirchengeschichte aus glaubwurd. u. mehren- 
theils noch ungedruckten Urkunden. 5 Teile. Hamburg 1723 29. 
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älteren Abhandlung Koppmanns'^) sowie in einem Aufsatr 
Spitzers'^). 

Ebenso reichhaltig wie die überlieserung sür Hamburg ist 
diejenige sür Lübeck, die jener aber in der Art ihrer Ausnutzung 
ooransteht. Dabei kommt der wissenschaftlichen Arbeit zu statten, 
daß ein umsangreiches handschristliches Material in geschlossener 
Form vereinigt ist in der l^ubecs reügioss des I. von Melle'd), 
aus die sich die Forschung von den Sammlungen Grautoffs^°) 
bis zur jüngsten Gegenwart^') zu stützen vermochte. Und dar- 
aus erklärt es sich wohl, daß gerade in der lübischen Geschichts- 
schreibung sehr beachtenswerte Ansätze sür eine auch kirchenrechts- 
geschichtlich bedeutsame Auswertung des zusammengetragenen 
Stoffes begegnen"), von denen aus ohne allzu erhebliche 
Schwierigkeiten die Brücke zu den Ergebnissen Heepes, A.Schultzes 
und ihrer Nachfolger, darunter auch Sch.s, zu schlagen sein würde. 

Gießen. Karl Frölich. 

vi'e Lenealogi'e der alten Familien Neval5 von Heinrich 
Laurenty, Küster an St. Olai, f 1692. Ein Beitrag 
zur Personenkunde Revals, bearbeitet und herausgegeben 

") Koppmann, Hamburgs kirchliche und Wohlthätigkeitsanstalten im 
Mittelalter (Hamburg 1870). S. das. S. 13 f. (Die Vikarien, Almissen und 
Kommenden), S. 18 s. (Memorien), S. 24 s. (Die Brüderschaften). 

") Spitzer, Hamburg im Reformationsstreit mit dem Domcapitel. Ein 
Beitrag zur Hamburgischen Staats- und Kirchengeschichte der Jahre 1828—1561, 
Ztschr. des Ver. f. Hamb. Gesch. XI (1903) S. 430-591, insbes. S. 444 f., 447 f. 

'«) Vgl. Link, Lüb. Ztschr. XX (1920) S. 208 Anm. 97. Hier wird auch 
v. Melles gedruckte „Gründliche Nachricht von der Kaiserlich Freien und des 
Heiligen Römischen Reichs Stadt Lübeck", 3. Aufl, Lübeck 1787, erwähnt. 

'") Historische Schriften aus dem Nachlasse von F. H. Grautoss, 3 Bände 
(Lübeck 1836). S. das. namentlich die Abhandlungen VI: über den Zustand 
und die Verfassung der Kirchen in Lübeck sowohl vor, als kurz nach der 
Reformation (I S. 233-316); VII: über die ehemals in Lübeckischen Kirchen 
bestandenen Vikarien (I S. 317-327); IX: Vorlesungen über die Lübeckische 
Reformationsgeschichte (II S. 1—266). Bei Grautoss!. S. 238, 239 ebenfalls 
Notizen über die ältere Literatur für Lübeck. 

") Vgl. außer dem Aufsätze von H. Link, Die geistlichen Brüderschaften 
des deutschen Mittelalters, insbes. die Lübecker Antoniusbrüderschast, Lüb. 
Ztschr. XX S. 181—269 (s. die vorletzte Anm.) etwa K. Neumann, Das 
geistige und religiöse Leben Lübecks am Ausgang des Mittelalters, Lüb. 
Ztschr. XXI (1923), S. 113 f., namentlich S. 124, 128 f. 

") Ich verweise auf die besonders ergiebigen Aufsätze von Wehrmann, 
Der Memorienkalender (k4ecrc>Iog>um) der Marien-Kirche in Lübeck, Lüb. 
Ztschr. VI (1892) S. 49—160, und Hach, Aus dem Rechnungsbuche der 
Heiligen-Geist-Kirche in Lübeck von 1518, das. IX (1908) S. 35-146, Nachtrag 
S. 205-208. Einzelne Andeutungen auch an anderen Stellen (vgl. z. B. 
Lüb. Ztschr I S. 362 f., III S. 22 f., IV S. 261 f.). Über etwa in Betracht 
kommende Archivalien s. das. III S. 349 f., insbes. 366, 406. 
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von Georg Adelheim. Reval 1925. In Kommission 
bei F. Wassermann. ^ 

Seit vr Eugen v. Nottbeck die älteren Revaler Ratssamilien 
eingehend behandelt hat, ist auch in weiteren Kreisen D^tsch 
lands bekannt, daß der Zuzug deutscher Kaufleute nach Revm 
seit dem 14. Jahrhundert zu einem sehr bedeutenden Bruchteil 
von Lübeck her erfolgte. c r 

Es darf gewiß als ein erfteuliches Zeichen dabei aufgefaßt 
werden, daß die baltischen Deutschen sich ihres Ursprungs und 
ihrer Beziehungen zu dem Mutterlande heute lebhaft lvieder 
erinnern, wenn heute in Reval wieder ein neues Werk zur 
Pe^onenqeschichte der balttschen Deutschen erscheinen konnte, 
das durchaus zuverlässig und sachkundig den Zusammenhangen 
der alten deutschen Familien Revals mit dem alten hansischen 
Deutschland nachgeht. - 

Das vorliegende Werk stützt sich auf ein Familienverzeichms, 
das der Küster an St. Olai zu Reval Laurenty zu (Lnde des 
17. Jahrhunderts angesertigt hat. Die Vorlage — übrigens 
eine Kopie, das Original ist verlorengegangen —, die die 
genealogische Zusammengehörigkeit der alten Reiialer Familien 
angibt, ohne nähere Daten, ist von dem Bearbeiter, s^^^ü es 
ihin möglich war, an der Hand des Materials aus Kirchen- 
büchern und Archiven in den Einzelheiten vervollständigt und 
vielsach weiter sortgeführt worden, so daß es sich jetzt erkmnen 
läßt, nicht nur, wie stark der Zusammenhang der deutschen 
Familien Revals nmnentlich im 17. Iahrhuiidert gewesen ist, 
sondern auch, wie zahlreich die Fäden sind, die von Reval nach 
Deutschland hinüberleiten. , 

Daß in diesem Zeitraum die Beziehungen zwischen Reval 
und Lübeck nicht mehr so eng sind wie zur Hansezeit, ist ver- 
ständlich. Immerhin finden sich unter den hier beharidelten 
Familien mehrere, und erklärlicherweise gerade die ältesten, 
die auf Lübeck zurückgehen. Wir nennen die v. Aacken, Huner- 
jäger, Dahl. Ein besonderes Interesse beanspruchen die v. RenteM, 
die die Morneweg, Warendorp, Morkerke und andere altlubisM 
Familien zu ihren Ahnen zählen. Höchst wahrscheinlich siiid auch 
die tor Mahlen resp. van der Mahlen zu diesen Familien zu 

Nicht ohne Interesse ist die Feststellung, daß die drei ältesten 
Revaler Familien, noch dem 14. Jahrhundert angehorig, heute 
noch in Estland (Renteln), Schweden (Breitholtz) und Finland 

^as^die^techchsche Seite der Arbeit betrifft, so hat der 
Herausgeber für die Anordnung des Stoffes die sogenannte 
„Listenform" in Verbindung mit dem Bezifferungssystem von 
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Kekule v. Stradonitz angewandt. Die Übersichtlichkeit einer 
Ahnentafel hat freilich dies System nicht, wohl aber den Vorzug, 
daß die Ahnen durch diese Ziffern in ihrem Verhältnis zum 
Probanden — diese Form scheint der vom Herausgeber ge- 
wählten „Probant" vorzuziehen — ohne weiteres zu erkennen 
sind, da die männlichen Ahnen gerade, die weiblichen ungerade 
Zahlen ausweisen, und der Multiplikator 2 die nächstvoraus- 
aehende Generation bezeichnet. 

Wenn einmal die deuffche Bevölkerung Revals im Laufe 
von 7 Jahrhunderten urkundlich erfaßt werden könnte — an 
Material dazu dürste kein Mangel sein —, so wird sich wohl 
ergeben, daß der Zuzug von Deuffchland her nie aufgehört 
hat, in den letzten Jahrhunderten aber häufig indirekt, von 
St Petersburg oder sonst aus Rußland, sowie von Riga und 
anderen baltischen Städten her erfolgt ist. Es wird dann klar 
vor Augen liegen, wie starke Wurzeln das Deuffchtum Revals 
auch heute noch, so sehr seine Zahl gesunken ist, mit der deuffchen 
Heimat verbinden. 

Reval. O. Greiffenhagen. 

Skandinavischer Litecaturbericht*). 
Schon lange, ehe die deuffchen Osffeestädte ihre Koggen in 

die skandinavischen Staaten schickten, haben deutsche Kaufleute 
den Weg nach dem Norden gefunden. Friesen waren es, in 
deren Händen nach dem Ausklingen der Wikingerzeit der Waren- 
austausch zwischen Deuffchen und Nordgermanen vornehmlich 
lag. Wie groß ihr Einfluß taffächlich gewesen ist, darüber 
gehen die Meinungen bei der Dürftigkeit der Quellen noch weit 
auseinander. Elis Wadstein, der in „I^orcien o(ch Vsst- 
europs i gsmmsi tick" I^opuiürt vetenskspligu svtisnck- 
iingsr vick Oöteborgs tlögskolu ff. 22, 1925) stühere 
Studien zusammenfaßt, ist bestrebt, möglichst viel von den aus 
späteren Jahrhunderten bekannten deuffchen Einwirkungen auf 
)as schwedische Städtewesen schon aus die Friesen zurückzu- 
ühren. Dabei verweist er mancherlei, was sicherlich erst 
)urch die deuffchen Osffeestädte übermittett worden ist, wie z. B. 
ras Wort „borgsre" in der Bedeutung von „Städtebewohner", 
chon in diese frühen Zeiten. Auch hält er an der Ableitung 
birks" von einem niederländischen Rechtsausdruck „berek" 

fest, trotz der Einwendungen, die E. Wessen in 5.H.I. 1922, 
294 dagegen erhoben hat. 

*) Der Bericht stützt sich im wesentlichen auf Material, das mir im 
Nordischen Institut oder anderweitig zur Verfügung stand, erhebt also keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit. — 341.7. — 5ven8>< t1istorisI< IivskriNi 
O7I.7. — l)sn»l< riisiorisü 7ici8i<rill. 
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Die Bedeutung des Friesenhandels wurde auch auf dem 
letzten Nordischen Historikertage in Kopenhagen (Sommer 1926) 
in einem Vortrag gewürdigt, den Ialmari Jaakola der Stellung 
Finnlands zum Norden im frühen Mittelalter widmete, ebenso 
in dem 1925 erschienenen ersten Bande der „vsnmsrksHistorie" 
von E. Arup, der bis zum Jahre 1282 reicht. Den sozialen 
und pazifistischen Ideen folgend, die in seinem Heimatlande 
jetzt Trumpf sind, drängt er die polittsche Geschichte zugunsten 
sozialer, wirtschaftlicher und verfassungsrechtlicher Fragen ziem- 
lich stark in den Hintergrund. Von diesem Standpunkte aus 
hätte man eine besonders eingehende Würdigung des von den 
deutschen Städten, vor allem von Lübeck ausgehenden Einflusses 
erwarten können. Das den Anfängen Lübecks und dem deutschen 
Ostseehandel gewidmete Kapisel beschränkt sich indessen auf das 
Notwendigste. Freilich fällt die Hochflut hansischen Einflusses 
erst in spätere Zeit, weshalb Arup ein näheres Eingehen 
offenbar auf den nächsten Band hat verschieben wollen. 

Auf dem nordischen Historikertage sprach ferner Frau Nina 
Bang, damals noch sozialistischer Unterrichtsminister in Däne- 
mark, über eine der wichtigsten Quellen zur Handelsgeschichte 
des Nordens, die in den letzten Jahrzehnten ans Licht gezogen 
worden ist: die Sundzollisten, von denen Nina Bang 1922 den 
zweiten Teil „Isbeller over vsretrsnsporten" herausgeben 
konnte. Freilich hat die Veröffentlichung in Dänemark selbst 
auch Kritik erfahren. Astrid Friis bedauert in einem ausführ- 
lichen Auffatz in V.N.I. 9. kr. 4. Band, 2. Heft, S. 109—182 
(1925), daß die Listen nicht vollständig „herausgegeben" — 
was allerdings bei der Menge des Stoffes auf Schwierigkeiten 
gestoßen wäre —, sondern nur mühevolle Bearbeitungen ge- 
liefert worden wären, die vielen Forschern doch nicht das böten, 
was sie suchten. Es ist richtig, daß man aus Nina Bangs 
Tabellen z. B. nicht ersehen kann, wie groß der Anteil eines 
Landes oder einer Stadt an dem durch den Sund gehenden 
west-östlichen Warenaustausch war; denn es wird im allgemeinen 
nur die Herkunft der Schiffe, nicht aber der ftemden Waren, 
die sie führten, angegeben. Astrid Friis zeigt jedoch in anschau- 
licher Weise, wie man durch den Vergleich der dänischen Listen 
mit englischen und schwedisch-deuffchen Zollbüchern weiterkommen 
kann, wobei sie vor allem auf die von A. Huhnhäuser heraus- 
gegebenen Warnemünder Lizentbücher hinweist. Vergleiche der 
ve^chiedenen Zollisten ermöglichen nämlich eine gegenseitige 
Kontrolle und beseitigen mancherlei Unklarheiten der dänischen 
Tabellen. So erklärt sich z. B. der nach Nina Bangs Schiff- 
fahrtslisten auffallend große Sundverkehr Rostocks teilweise 
durch die bis zu 24mal im Jahre zwischen Rostock und Helsingör 
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hinundherfahrenden kleinen Bierschuten. Wenn die Zahlen 
der oft- und westwärts sahrenden Schiffe einer Stadt nicht 
übereinstimmen, so ist das meistens ein Beweis dafür, daß die 
betreffenden Schiffe den Sundzoll einmal mittels einer Fahrt 
durch den Belt umgangen haben. Besonders häufig haben die 
Lübecker auf diese Weise den dänischen Zollbeamten ein 
Schnippchen geschlagen, liberhaupt liefert der Bergleich der 
Zollisten den Beweis, daß der Schmuggel in hoher Blüte stand. 
1618 legte deshalb Christian iV. Wachffchiffe in Sund und Bell, 
was sofort ein auffallendes Ansteigen der Zahlen in den Sund- 
zollisten zur Folge hatte, über den gewiß berechttgten Aus- 
stellungen, die Astrid Friis macht, darf man indessen nicht ver- 
gessen, daß die Herausgabe der Sundzollisten, wie das ja auch 
von deutscher Seite bereits anerkannt worden ist, eine Forscher- 
tat ersten Ranges ist. 

Reiche Ausbeute für hansische und lübische Zustände zeittgt 
stets die Geschichte des schwedischen Städtewesens. „Svensks 
stscislörbunckets ticiskrill" bringt im letzten Hefte des Jahr- 
ganges 1924 ein dem Hanseforscher sicher willkommenes Ver- 
zeichnis derjenigen Archivalien des Stockholmer Reichsarchivs, 
!)ie für schwedische Städtegeschichte wichtig sind, und in dem 
olgenden Januarhefte 1925 gibt Nils Herlitz eine Übersicht über 
)as städtegeschichtliche Schrifttum der letzten Jahre. Die Ein- 
lüsse des deuffchen Kapitals auf die Entwicklung des mittel- 
chwedischen Bergbaues beleuchtet Sven Tunberg in „Ztors 
<opp3rtiergets Nistoris" I, Uppssis 1922. Hier werden alle 
Quellen angesthrt, die etwas über die Beteiligung Lübecker 
! Kaufleute an der großen Kupfergrube von Falun vermelden. 
Dem Ursprung der bekannten Bestimmung, wonach die Hälfte 
des Rates in den schwedischen Städten aus Deutschen bestehen 
mußte, geht L.ke Holmbäck nach in: „Lllen ocll srvet enligt 
Sveriges meckeltickslsgsr" Uppssis 1919, sowie in einem kleinen 
Beitrag in 5.11.1. 1925, S. 47/49: „Vsrillän I^sgnus Lriks- 
50NS stscislsg ertiüllit regeln, stt räclet sliulle bestä sv 
llnillen svensksr oeii tisiften tvsksr?" Er weist nach, daß die 
Bestimmung sich zuerst in dem Rechte der Stadt Söderköping 
gefunden hat, die besonders enge Verbindung mit den deutschen 
Städten besaß. 

Die oft erörterten Zusammenhänge zwischen Lübeck und 
Wisby bespricht Tunberg in einer Festschrift für Ludwig Stavenow 
(t1is1orisl<s stuciier tillsgnscle I,. 5tc>venovv, 5tocl<i,oIm 1924). 
Der vielumstrittene Odelricus des Privilegs von 1163 (1161?), 
dem befohlen wird, auch die ihm unterstellten Deuffchen in den 
Genuß der den Gotländern verliehenen Vorrechte kommen zu 
lassen, ist nach Tunberg nicht ein Beamter des Herzogs auf 
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Gotland, wie man bisher meist angenommen, sondern dessen 
Bogt in Lübeck, eine Auffassung, die zwar eine bestechend ein- 
sache Lösung zahlreicher Streiffragen ermöglicht, gegen die aber 
A. Hofmeister an dieser Stelle (Zffchr. d. Vereins f. Lüb. Gesch. 
XXIll, 1926, 43—86) bereits gewichtige Gründe angeführt hat. 

In derselben Festschrift untersucht E. Heckscher in: „vet 
sickre Vssskungsckömets ökonomisks poIitik oc4i icieer" die 
Städtegesetzgebung der älteren Wasakönige, die ja die Grund- 
lagen der Handelsordonnanzen Gustav Adolfs bilden. Die aus 
der deuffchen Städtegeschichte bekannten Bestrebungen, den Gäste- 
handel einzuschränken und den Landhandel zu hindern, erscheinen 
hier als die Richtlinien einer von der Obrigkeit für ein ganzes 
Land erlassenen Gesetzgebung, in der die Städte weniger als 
Träger eines besonderen Rechtes erscheinen, sondern vielmehr 
als notwendige Organisationen zu einer möglichst zweckdien- 
lichen Versorgung des Reiches mit den notwendigen Handels- 
waren. 

In ttistorislis itsncilingsr, ciel 26 (1924) finden sich einige 
Akten zur lübeckischen Geschichte abgedruckt. Lars Sjödin ver- 
öffentlicht zwei lübeckische Gesandffchastsberichte aus den Jahren 
1509 und 1541, Sven Tunberg das von mir seinerzeit in 
„Lübeck und die Wasa im 16. Jahrhundert" benutzte wichtige 
„Tagebuch der Gesandtschaft der Lübeckischen Ratsherren Bernd 
Bomhauwer und Hermann Plonnies in Schweden". Es handelt 
sich dabei um die Gesandtschaft, die nach dem schwedischen Be- 
freiungskriege die Verhandlungen mit Gustav Wasa über den 
Lohn für die hansische Hilfe führte, und die das große Privileg 
von 1523 mit nach Hause brachte. In einem ungefähr gleich- 
zeitig erschienenen flotten Schriftchen „Oustsk Vssss Konungs- 
vsl är I52Z" Stockholm 1923 schildert Tunberg, wie diese 
Gesandffchaft auch in die innere Polittk Schwedens eingegriffen 
und die Wahl Gustav Wasas zum König unterstützt hat, weil 
die Lübecker meinten, auf diese Weise ihre Forderungen, für 
die bisher nur der Adelsmann Gustav Eriksson Wasa bürgte, 
am besten sicherzustellen. 

Die ällere Wasazeit war in den letzten Jahren überhaupt 
von der schwedischen Geschichtsschreibung stark bevorzugt. Gott- 
frid Carlsson hat in den Jahrgängen 1922—24 der Z.bl.I. dem 
ersten deuffchen Sekretär Gustav Wasas, Wulf Gyler, eine ein- 
gehende Untersuchung gewidmet. Sie ist zu einer Ehrenrettung 
ür Wulf Gyler geworden. Wulf Gyler ist nicht der Verräter, 
)er zusammen mit den Lübeckern gegen seinen Herrn und König 
intrigiert hat, wie Gustav Wasa es nach dem Bruche mit ihm 
largestellt, und man es bisher allgemein geglaubt hat. Er ist 

lediglich der Träger einer im ganzen Lübeck noch fteundlichen 
Ztschr. d. «. f. L. <S HlV, 1. 17 



258 

Politik, wie sie Gustav Wasa im ersten Jahrzehnte seiner Re- 
gierung trieb. Freilich, als der König 1533 der Hansestadt 
gegenüber andere Saiten aufzog, da konnte ihm Wulf Gyler 
nicht folgen. Darin, und nicht in hochverräterischen Umtrieben, 
liegt der Grund für das Zerwürfnis mit dem König und für 
die schließliche Flucht Gylers. 

Eine Polemik, die seit 1924 in S.tt.I. zwischen Gottftid 
Carlsson und Allan Etzler ausgefochten wird, hat ihren Aus- 
gangspunkt in einem Llllfsatz Gottftid Carlssons in 5.14.1. 1921, 
465 ff. „Oustsl Lriksson i kvcibol^olm" und beschäfttgt sich 
mit dem Verhältnis Gustav Wasas zum Sturehaus, insbesondere, 
ob Gustav Wasa anfangs den Kampf gegen Dänemark führte, 
um die Stures wieder zur Macht zu bringen (G. Carlsson), 
oder ob er schon frühzeittg eigene Belange zugleich mit denen 
des Vaterlandes erfocht (A. Etzler). Da hierbei vornehmlich 
die Zeit vor der Königswahl in Betracht kommt, spielt auch die 
Lübecker Polittk und die Frage nach ihren Zielen im schwedischen 
Befteiungskriege vielfach mit hinein. 

Zur Macht gekommen, hat Gustav Wasa, wie Georg Land- 
berg in seiner Untersuchung: „l)e norciisks rikens uncker 
krömsebroförcirsgei", ^vti. Uppssis 1925 darlegt, sehr 
bald einen wesentlichen Grundgedanken der Union — das außen- 
politische Zusammenwirken der nordischen Staaten wieder 
aufgenommen, und zwar um so mehr, als das dänisch-norwegische 
und das schwedische Reich zwei gefährliche Feinde miftinander 
gemeinsam hatten: Christian II. und dessen Erben sowie Lübeck. 
Das Bündnis von Brömsebro, das Gustav Wasa 1541 mit 
Christian lil. einging, sollte diese Einheitsftont erhalten und der 
Gefahr einer Einigung zwischen Dänemark und Lübeck vor- 
beugen. Diese Möglichkeit hat Gustav Wasa während seiner 
ganzen Regierungszeit geschreckt. Landberg zeigt, wie des 
Königs Mißtrauen jedesmal erwacht, sobald er etwas von einer 
Annäherung der Hansestadt an Dänemark oder auch nur von 
Versuchen Christians lil. hört, zwischen Schweden und Lübeck, 
die ja bekanntlich nach der Grafenfehde keinen formellen Frieden 
geschlossen hatten, zu vermitteln. Wie begründet diese Befürch- 
tungen waren, haben die Ereignisie unter Gustav Wasas Rach- 
folger gezeigt. Die Landbergsche Arbeit ist verdienstvoll und 
anregend, wenn sie auch keine erschöpfende Darstellung der 
lübeckisch-schwedischen Beziehungen bietet. 

Die wirtschaftliche Seite der lübeckisch-schwedischen Polittk 
berührt Als Iohanssons Aufsatz in 5.t1.1.1926,209 ff. „penning- 
väsenttet uncler Oustsl Vssss regering". Er bringt ein- 
gehende Untersuchungen über die Gangbarkeit Lübecker Münzen 
in Schweden, über Gustav Wasas Kummer darüber, daß die 
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Lübecker Münzen sich einer größeren Beliebtheit erfreuten, als 
seine eigenen, über den Einfluß der schwedischen Schuldenzah- 
lungen an Lübeck auf den schwedischen Haushalt, und die 
Schadenersatzansprüche, die Lübeck infolge der Unterhaltigkeit 
der schwedischen „Klippinge" stellte. Als dänische Parallele 
steht daneben die Arbeit von I. Wilcke: Ltinstisn IV: 5 k^snt- 
poIitik 1586—1635", Kopenhagen 1919, die sich vornehmlich mit 
der Münzve^chlechterung dieses Königs und der Einführung 
der Kronenwährung beschäftigt. Dabei wird auch die Abhängig- 
keit der dänischen Münzpolittk von den in Norddeutschland da- 
mals üblichen Gepflogenheiten der Kipper und Wipper beleuchtet 
(Besprechung von Knud Fabricius in V.H.I. 9. lr. II. Band, 
4. Heft, 397-404). 

In den Ausgang der Hansezeit führt uns Dahlgren: „I.ouj5 
cle Oeer 1567-1653, bsns liv verk", Uppssis 193Z. Lübeck 
und die deutschen Städte werden hier mehr gelegentlich gestreift, 
da die Beziehungen des nach Schweden eingewanderten Nieder- 
länders in erster Linie nach seiner Heimatprovinz gingen. Aber 
er spielle im Wirtschaftsleben nicht nur Schwedens, sondern ganz 
Nordeuropas eine derarttge Rolle, daß auch die Hansestädte die 
Auswirkungen seiner Tättgkeit zu spüren bekamen. Das Werk 
geht über den Rahmen einer Lebensbeschreibung hinaus und 
bietet eine Art Wirtschaftsgeschichte der späteren Wasazeit, denn 
es gibt kaum eine wirtschaftliche Maßnahme unter Gustav Adolf 
und der Königin Ehristine, durch die er nicht irgendwie mit 
berührt wurde. 

Am längsten hat sich die hansische Herrschaft bekanntlich in 
Norwegen erhalten. Wer sich einen schnellen überblick über die 
norwegische Geschichte verschaffen will, dem sei Edv. Bulls 
kurzer „Orunnriss sv d>Iorge5 Historie", Oslo 1936, empfohlen. 
In gedrängter Form bietet er das Wichtigste auf Grund der 
neuesten Forschungen. Ferner sei auf O. A. Johnsons „t>Ioreg- 
velclets Unciergong", Kristisnis 1934, hingewiesen. Eine scharf 
nationale Einstellung und — man kann wohl sagen - anti- 
monarchische Richtung kennzeichnet das Werk. Die Machtgier 
der norwegischen Könige und ihre Furcht vor dem in den eng- 
lischen Städten herrschenden freiheitlichen Geist macht Johnson 
dafür verantwortlich, daß die alten Verbindungen mit England 
einschliefen und den Hanseaten Tür und Tor geöffnet wurden (?). 
Die Unionskönige beurteilt er danach, wie sie sich zur Hanse und 
zu der Frage der Aufrechterhaltung einer norwegischen Zentral- 
verwaltung gestellt haben. Margarete und Erich von Pommern 
verurteilt er hauptsächlich, weil sie die norwegische, innerpolitische 
Selbstregierung mißachteten, Christoffer und Ehristian l. wegen 
ihrer Hansefreundlichkeit. König Hans (Johann) findet seine 

17* 
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Billigung, während er an Christtan ll. wohl dessen Handels- 
politik billigt, dafür aber seinen Rückfall in die Verwaltungs- 
praxis Margaretes tadell. Etwa dieselbe Zeit, wenn auch einen 
ganz anderen Stoss, behandelt Alexander Bugges „ven norsüe 
trselssthandels Historie, l. t^rc» 3e oelctste ticter intil trecten 
i Zpeier 1544". 5kien 1925. Das in einer Arbeit über nordische 
Geschichte auffallend erscheinende Abschlußjahr ist gewählt worden, 
weil nach Bugges Ansicht der Friede von 1544 das Ende der 
Hanseherrschaft und den Beginn des holländischen Übergewichtes 
im Handel Nordeuropas bezeichnet. Während man bisher an- 
nahm, daß ein nennenswerter norwegischer Holzhandel erst um 
die Mitte des 16. Jahrhunderts begonnen habe, weist Bugge 
nach, daß dieser tatsächlich bis ins nordische Altertum zurückgeht. 

Greifswald. Ioh. Paul. 
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Nachrichten und Ninweise. 

Das Baltische historische Forschungsinstitut in Kiel. 
Im Sommersemester 1924 übernahm Pros. v. Dr. Scheel den 
neugegründeten Lehrstuhl sür schleswig-holsteinische Geschichte. 
Damit war ein langgehegter Wunsch des Landes ersüllt. Gleich- 
zeitig wurde aus seinen Antrag von der Provinz Schleswig- 
Holstein sür seine Person das Baltische historische Forschungs- 
insü^ geschaffen. Es begann am 1. Ottober 1924 seine Tättgkeit. 
Zu dernselben Zeitpuntt trat Or. Harry Schmidt als wissenschaft- 
licher Hilfsarbeiter ein. 

Das Ballische historischeForschungsinstitut hat sich die Aufgabe 
gestellt, über das spezifisch Schleswig-Holsteinische hin- 
aus den geschichtlichen Raum des Baltikums zu er- 
forschen. Dabei dient es nicht so sehr Zwecken des Universitäts- 
unterrichts, zu denen es aushilfsweise herangezogen wird, wie 
Aufgaben der Forschung. 
. Nachdem nun drei Jahre seit Gründung des Forschungs- 
instituts ve^osseii sind, erscheint es angezeigt, die Öffentlichkeit 
Mit seiner bisherigen Wirksamkeit bekanntzumachen. Als eine 
der wichttgsten Aufgaben ist eine Sammlung von Akten- 
stücken und Briefen zur Geschichte der deutschen Be- 
wegung in den Herzogtümern von etwa 1780 bis 1870 
in Angriff genommen worden. Sie soll den Stoff liefern für 
eine zukünftige Veröffentlichung, die ein deuffches Gegenstück zu 
Lauridsens großem Werk „vg SöncierjvIIsncl vsggnecie" bilden 
und einen besseren Einblick in Anfang und Stärke der schleswig- 
holsteimschen Bewegung vermitteln soll, als wir ihn bisher besitzen. 
Diese Samnilung hat schon recht erfreuliche Ergebnisse erzielt. 

Es erwies sich als nöttg, eine Handbibliothek zu beschaffen, 
deren Grundstock bereits vorhanden ist. Diese Bibliothek wird 
von Studierenden derGeschichte undHerren, die an den Forschungs- 
arbeiten des Instituts tättg sind, benutzt. Ihr Aufbau erfolgte 
Nicht systematisch, sondern richtete sich nach den jeweiligen 
Forschungsaufgaben. 

Bisher sind folgende Veröffentlichungen vorbereitet: 
1. Mittelschullehrer Ludwig Andresen: Geschichte der Stadt 

Tondern. 
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2. vr. pkil. vr. rer. pol. Fritz ähnsen und Pros. v 0r. Otto 
Scheel: Ergänzende Aktenpublikation zur Geschichte des z V. 

3. Konrektor I essen, Westerland: Unbekannte Briefe UweJens 
üornsenö. 

4 Staatsarchivrat l)r. Kochendörffer: Wegweiser durch die 
mittelalterlichen Geschichtsquellen Schleswig-Holstems. 

5. Derselbe: Die Registtanten des Hansburger Archivs. 
6. Pros. l)r. Mager: Kulturgeographie des Herzogtums 

7. P^vch^ozent Or. Petersen: Das Erwachen des dänischen 
' Nattonalgefühls in Nordschleswig. 

8. Studienreferendar vr. Pohl: Das Landschaftsbild Schles- 
wig-Holsteins im Spiegel der Literatur. 

9. Pastor v. Rolfs: Geschichte des Fleckens Hoyer. 
10. Pros. l). vr. Scheel: Die historische Problemattk des 8 V. 
11. Derselbe: Der junge Dahlmann. 
12. vr. Harry Schmidt: Kunst und geistiges Leben am 

Gottorfer Hof. . 
13. Historischer Atlas Schleswig-Holsteiiis. 

Die Arbeiten sind zum Teil so wett gefordert, daß die ersten 
Veröffentlichungen im Lause eines Jahres erscheinen wnnen. 
Die llntersuchungen der Herren Andresen, Kochendorffer, Mager, 
Petersen und Schmidt sind durch Reisestipendien unterstützt bzw. 

ermöBch^ussichtli^ demnächst wird das Balttsche hiswrische 

Forschungsinstitut im Zusammenhang mit den großen Planen 
der^Provinz Schleswig-Holstein ins Schloß zu Kiel, das la die 
"rlentrale aller der Erforschung der Heimat dienenden Proiimzial- 
instttute werden soll, übersiedeln und dort eigene ausreichende 

^Eas^Ätische historische Forschungsinsticht wird dann noch 
mehr als bisher imstande sein, an seinem Teil dazir beizuttagen, 
die^wissenschaftlicheii Aufgaben zu erfüllen, die sich nach dem 
Zusammenbrach für Gegenwart und Zukunst unseres Landes 
ergeben haben. 

In dem Niedersächsischen Jahrbuche Bd. 2 (1925), Seite 
125—144, beleuchtet P. I. Meyer in Braunschweig die Muiiz- 
und Städtepolitik Heinrichs des Löwen. (Lr glaubt eine 
grundsätzliche Ve^chiedenheit seiner Städtepolittk in seinen Erb- 
landeii, dem alten Herzogtum Sachsen, und iM Kolomallande 
Wagrien und Mecklenburg zu erkennen: Jin ersteren wollte^ 
nur wenig Städte haben, aber solche von Bede^ng, die auch 
große Marktorte waren, und an denen dann Muiizschmieden 
uitterhalten wurden. Im Koloniallande dagegen erttstanden zu 
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seiner Zeit eine ganze Reihe von Städten, von denen aber 
freilich auch nur Lübeck von Bedeutung war; hier allein hat er 
dann auch eine herzogliche Münze errichtet. Ob dieser Unter- 
schied zu Recht besteht, scheint doch zweifelhaft; eher könnte 
man sagen, daß die Beobachtung Meyers sowohl für die Erb- 
londe wie für die Koloniallande gelte. In diesem Gebiete hat es 
bis dahin keine Münzstätte gegeben; hier kursierten erst die 
(Magdeburger) Wendenpfennige, seit etwa 990 die sogenannten 
Otto-Adelheid-Pfennige und dann die älteren BardowikerPfennige. 
Seit der Neugründung Lübecks (1158) hat es dann hier geprägtes 
Geld gegeben, das die Rolle der Landesmünze übernahm. 
Das ist von Bedeutung deshalb, weil P. I. Meyer die Annahme 
einer bischöflichen Münze in Lübeck, neben der herzoglichen, mit 
Recht ablehnt. Der Herzog hat in diesem Koloniallande so 
selbstherrlich und fast unumschränkt r^iert, hatte ihm doch der 
Kaiser 1154 sogar die Investitur der Bischöfe überlassen müssen, 
daß für die Ausübung irgendwelcher Hoheitsrechte durch den 
Bischof neben dem Herzoge kein Raum blieb. Die Bistümer 
von Oldenburg (Lübeck), Ratzeburg und Mecklenburg (Schwerin) 
waren für den Herzog lediglich Missionsanstalten. Die Pfennige 
mit dem Geistlichen, die man in der letzten Zeit für bischöflich- 
lübisch angesprochen hat, weist Meyer nach Hamburg-Altstadt 
bzw. Stade. Nach dem Sturze Heinrichs des Löwen wurde 
dann auch die Münze kaiserlich und nicht bischöflich, bis sie 1226 
durch den Freiheitsbrief Kaiser Friedrichs II. auf die Stadt 
selbst überging. K. 

W. Iesse setzt in den Berliner Münzblättern (1925, 
Nr. 274 und 1927, Nr. 289) seine Studien „Zur Geschichte 
des wendischen Münzvereins" fort (vgl. Zeitschrift 1925, 
S. 458/9: Berliner Münzblätter 1925, Nr. 265/66). II. Zu der 
von ihm aufgefundenen zweiten Handschrift der von Leibniz her- 
ausgegebenen Münzchronik(I^otitis rei nummsrise 1525—1525) 
haben sich jetzt zwei weitere hinzusellt: 1. In Wismar ferttgte 
der Wardein Cyriakus Klein 1617 eine hochdeutsche Über- 
tragung der niederdeutschen Chronik in Lüneburg an und ftigte 
Zusätze für die Jahre 1522—1572 hinzu. Letztgenannter 
Abschnitt enthält nicht unwesentliche Auffchlüsse für diese Spät- 
zeit des wendischen Münzvereins; aber Iesse zeigt auch, wie 
absolut notwendig eine sehr strenge und sorgfältige Kritik solcher 
Quellen ist, wenn man nicht irregeführt werden will. — 2. Eine 
neue Hamburgische Handschrift im Staatsarchiv, die aber nichts 
Neues bringt. Sie ist niederdeutsch geschrieben und ganz 
abhängig von der älleren Vorlage. — III. (1925, Nr. 274.) 
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Wenn man die tatsächlichen Gewichte der hansischen Mitten 
Pfennige des 14. und 15. Jahrhunderts mit den Bestimmungen, 
der einschlägigen Rezesse vergleicht, ergibt sich eine Diskrepanz- 
die sich bisher nicht hat lösen lassen. Iesse beseitigt sie durch 
eine neue Interpretatton des Rezesses von 1379, wonach nicht 
152 Mitten aus der Mark Silber ausgebracht worderi sind, 
sondern 176. Danach berechnet sich ein Sollgewicht für das 
einzelne Stück von 1,3 Gramm, womit sich die Beftrnde an den 
Münzen sehr gut vereinigen lassen. Damit steht im Einklang 
die Nachricht von der Münzprobe von 1384 (Grautoss 111,182 ss.: 
H.-R. 1. 2, Nr. 288,) nur darf man nicht, wie Grautoff es getan 
hat, das lübische Silber zu 14 V« Lot fein zugrunde legen, 
sondern nur zu 13 Lot, wie es tatsächlich war. Auch die 
Münzgewichte und die Silberfeinheit der weiteren Rezesse von 
1387 und 1403 sttmmen dazu. Die Darlegung Iesses erhärtet 
von neuem die Richttgkeit des Satzes, daß man in der deutschen 
Münzgeschichte bei alleiniger Benutzung der Literatur zu falschen 
Schlüssen kommt, daß man vielmehr stets die Gepräge selbst 
mit heranziehen muß. - lV. (1927, Nr. 289) enthüll Mittei- 
lungen über das lübische Münzbuch 1365—76, das die Abrechnung 
der Münzherren mit dem Münzmeister über die Ankäufe von 
Silber und die Ausprägung der Silbermünzen dieser Zeit ent- 
hüll. Benutzt ist es bereits von Grautoff (Schriften 111, lübeckisches 
mittelallerliches Münzwesen), aber nicht erschöpfend. Die Mit- 
teilungen sind von ganz besonderem Interesse für die Ausprä- 
gung der Mitten, die durchaus im Vordergründe steht. Man 
muß staunen über ihren fast unwahrscheinlich großen Umfang. 
1367 waren es 1784 475 Stück; 1368: 2 065 000; 1369:1977 850; 
1370—72: 7 526400 Stück. Ebenso wichttg sind die Nachrichten 
über den Münzfuß, wobei u. a. die vorher erwähnte Auslegung 
des Rezesses von 1379 ihre Bestättgung findet. Den Gewinn, 
den Lübeck bei so gewaltiger Ausprägung erzielte, war natür- 
lich sehr bettächtlich. 1366:1037 ^ 5 1367:1476 1370—72: 
2973 ^ 9 -S; 1375-76: je über 1000 K. 

In den Blättern für Münzkunde 1925 Nr. 8 und 9, 
S. 315 ff., bespricht B. Peus einen vor wenigen Jahren in 
Münster i. W. gehobenen Münzenfun d, der aus westfälischen 
Pfennigen und daneben aus Wittenpfennigen der wendischen 
Hansestädte bestand und um 1420 vergraben sein muß. Der 
Fund ist ein neuer beachtenswerter Beleg für die bereits bekannte 
und in wesffälisch-rheinischen Urkunden mehrfach bezeugte Ver- 
breitung der hansischen Mitten als Handelsmünzen im deutschen 
Westen. Sie hießen hier allgemein „Engelsch" in Anlehnung 
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an die englischen Sterlinge, die seit dem 13. Jahrhundert in 
Westfalen nachgeprägt wurden und auf die letzten Endes auch 
die Mitten zurückgehen. Ein großer Teil der im Funde vor- 
kommenden Mitten von Hamburg, Lübeck, Lüneburg, Wismar, 
Rostock und pommerschen Städten ist mit dem münsterschen 
Pauluskopf gegengestempelt und dadurch zu umlaufsfähigem Geld 
erhoben. Auch von anderen westfälischen Orten sind ähnliche 
Stempelungen von Mitten bekannt. Peus führt auch die in 
Frage kommenden Urkundenstellen an, in denen hansische Mitten 
zu den westfälischen Münzsorten in ein bestimmtes Wertverhältnis 
gesetzt werden. Weiter zählt er die bisher bekannt gewordenen 
Nachprägungen von Mitten nach dem Vorbilde der Hansestädte 
auf und kommt in den Mitteilungen für Münzsammler, 
Frankfurt 1925/26 Nr. 24/25 im Zusammenhang darauf zurück. 
Nach lübeckifchem Vorbild haben Mitten geprägt die Grafen 
von Berg, Heinsberg (Looz) und Randerath. Die Nachbildung 
ist eine so getteue, daß an einer absichtlichen Täuschung nicht 
zu zweifeln ist, ein Vorgang, der übrigens in der mittelalter- 
lichen Münzgeschichte keineswegs vereinzelt dasteht. 

Braunschweig. W. Iesse. 

Gelegentlich der Eröffnung des Neubaues der Stadt- 
bibliothek veröffentlicht ihr Direttor I)r. W. Pieth unter dem 
Titel: „Bücherei und Gemeinsinn" (Lübeck, Quitzow 1926) 
eine Reihe von Aufsätzen, von ihm und den Beamten der 
Bibliothek verfaßt, die teils die Grundsätze und die Ziele der 
jetzigen Verwaltung darlegen, teils Auskunft über einzelne 
Teile der Bibliothek oder einzelne Zweige der Verwaltung 
geben sollen. Von ihnen haben hier diejenigen Erwähnung zu 
finden, die sich mit geschichtlichen Dingen befassen. 

Zunächst berichtet Dr. Pieth selbst über den Aufbau der 
Stadtbibliothek und die kulturelle Bedeutung der Lübecker Büche- 
reien, die jcht unter seiner Leitung zusammengefaßt sind: Stadt- 
bibliothek, Bücher- und Lesehalle und Landeswandereibibliothek. 
über die Entwicklung der beiden letztgenannten Abteilungen 
geben Fräulein Dr. Eorssen und Fräulein E. Arenholdt be- 
sonders Auskunft. Die Geschichte der Stadtbibliothek (1616 bis 
1922) hatte Pieth bereits im ersten Stück der „Veröffentlichungen 
der Stadtbibliothek" (1922) dargelegt. Dann macht Oberbaurat 
F. W. Virck, der Baumeister des Anbaues der Stadtbibliothek, 
mit diesem bekannt und erläutert ihn durch eine Reihe von 
Plänen, aus denen die Anordnung der neuen Verwaltungs- 
räume und die Lage der neuen Gebäude ersichtlich ist. Ihnen 
schließt sich ein Bericht über die von l)r. Pieth ins Leben gerufene 
„Gesellschaft von Freunden der Lübecker Stadtbibliothek e. V." an. 
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Hier besonders aufzuführen ist der Aufsatz von l)r. Hagen 
über die Handschristensammlung, die jetzt 1130 Nummern um- 
faßt und im wesenttichen von ihm neu katalogisiert ist und noch 
wird. Unter ihnen bilden die 100 niederdeutschen theologischen 
Handschriften aus dem ehemaligen Michaeliskonvent eine Ab- 
teilung von besonderem Werte, die l)r. Hagen friiher bereits im 
Auftrage der deutschen Kommission der Akademie der Wissen- 
schaften in Berlin wissenschaftlich verzeichnet hatte. Geschrieben 
von den dortigen Schwestern vom gemeinsamen Leben, geben sie 
ein überaus anschauliches und wertvolles Bild von dem religiösen 
Leben Niederdeutschlands vor der Reformation. Dabei hat l)r. 
Hagen einen Fund von großer Bedeutung gemacht, der das 
lang umstrittene Rätsel von der Entstehung des weit- und welt- 
berühmten Buches „Von der Nachfolge Christi" des Thomas a 
Kempis endlich gelöst hat. Das Buch ist — wie Hagen feststellen 
kann — nicht eigentlich von ihm verfaßt, sondern aus kleineren 
Schriften, die in den Kreisen der Brüder vom gemeinsamen Leben 
oder der Windsheimer Kongregation entstanden sind, zusammen- 
gestellt und mit eigenen Zutaten versehen worden. Solcher 
anonymer Traktate sind in unserer Sammlung mehrere er- 
halten. Den wertvollsten von ihnen hat Dr. Hagen veröffentlicht: 
„Mahnungen zur Innerlichkeit", er entspricht dem zweiten und 
dritten Buche der „Nachfolge Christi". Darüber ist an anderer 
Stelle noch besonders berichtet. Der Katalog dieser theologischen 
Handschriften ist im ersten Stück der Veröffentlichungen der 
Stadtbibliothek (Lübeck 1922) gedruckt. Sehr zu begrüßen ist, 
daß jetzt auch der Katalog der Lubecensien-Handschriften in An- 
griff genommen worden ist. 

I)r. Weber berichtet über die Jnkunabelsammlung, die gleich- 
falls einen besonderen Schatz unserer Stadtbibliothek da^tellt. 
Mit rund 1000 Nummern steht Lübeck an der Spitze der drei 
Hansestädte, an 14. Stelle unter den deutschen Bibliotheken; 
darunter befinden sich Stücke von größter Seltenheit und von 
höchster Schönheit, wie z. B. ein Prachtexemplar von Guten- 
bergs Csltttolicon, kostbare Bibeldrucke u. a. m., zumeist stammen 
sie aus den früheren Kirchenbibliotheken, in erster Linie aus der 
der Marienkirche, des Katharinenklosters und des Doms. Die 
meisten sind in Deutschland und der Schweiz gedruckt, andere 
in Italien, Holland, Belgien, Frankreich und Schweden. Den 
Lübecker Drucken und Druckern ist dabei naturgemäß besondere 
Aufmerksamkeit zugewendet; seine Ausführungen ergänzen sich 
mit denen Pieths (Lübeck als Pionier der Buchdruckerkunst) in 
der Geschichte Lübecks, herausgegeben von Dr. Fr. Endres 
(Lübeck, Quitzow 1926). 
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l)r. Schneider bringt die Büchersage von der „Narren- 
bibel" mit Lübecks berühmter niederdeutscher Bibel von 1494, 
einem Prachtwerke aus der Werkstatt Stephan Arndes, in Ver- 
bindung. Nach der Sage soll die Frau eines Augsburger 
Druckers die Stelle im dritten Buche Moses, die Luther mit 
„und er soll dein Herr sein" übersetzt hat, heimlich in „und er 
soll dein Narr sein" umgeändert haben; erst nachträglich habe 
man den Fehler entdeckt. Diese „Narrenbibel" sollte sich in 
Wolfenbüttel befinden — man hat sie dort vergeblich gesucht. 
Schneider macht auf die Parallelsage bei der Arndesbibel in 
Lübeck aufmerksam (Deecke, Sagen, eck. Wühlers Nr. 147). In 
dieser Bibel hat die Stelle folgenden merkwürdigen Wortlaut: 
unter der macht des mannes werstu wesende, und he shall 
aver dy herschopen, dy vakene to pynegende und to stände. 
Meister Arndes, der angeblich in seine Frau vernarrt war, 
trotzdem sie ein schlechtes Weib war, soll den Schlußsatz so gesetzt 
haben: di vaken to pipende (herzen) und to strakende (streicheln); 
sein Geselle aber habe heimlich die Änderung vorgenommen, 
wie sie jetzt dort zu finden ist. Mit Recht sieht Schneider in 
dem Zusatz der Lübecker Bibel, der schon früh auffiel, den 
Kern, aus dem sich die Sage von der „Narrenbibel", die nicht 
existiert, entwickelt hat. 

Schließlich sei noch auf H. A. Stolterfohts „Beitrag zur 
Bibliographie der Geschichte der Stadtbibliothek" hingewiesen, 
der sicher alles enthält, was je über die Stadtbibliothek gedruckt 
worden ist. K. 

Bon wichtigeren, seit dem letzten Bericht (Bd. 22, S. 459) 
erschienenen Beiträgen zur Erforschung der älteren Geschichte der 
Buchdruckerkunst und des Buchwesens in Lübeck mögen hier 
folgende kurz aufgeführt werden. 

Ausführlich berichtet Ad. Schmidt im Jahrgang 12 der 
k>Iorck. lickskr. f. kok- ocil kiiil.-vüsen über neue Funde von 
Probedrucken des Lukas Brandis in der Landesbibliothek zu 
Darmftadt. Es handelt sich um Blätter aus dem Probedruck zu 
Brandts' erstem großen Druckwerk, dem kruckimenium noviiiorum 
1475, sowie um solche aus dem unvollendet gebliebenen nieder- 
deutschen Druck 5unte kirgitten Openbsringe von etwa 1478. 
Zu den bereits bekannten, auf verschiedenen Bibliotheken vor- 
handenen Blättern — auch die hiesige Stadtbibliothek besitzt eine 
größere Anzahl aus beiden Stücken — bringt der aus Einbänden 
geborgene Fund leider nichts Neues hinzu; das Vorkommen 
der Blätter in Einbanddeckeln weitab von ihrem Entstehungsort 
gibt Schmidt Veranlassung, interessante und anregende Aus- 
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führungen über den alten Lübecker Bucheinband zu machen, 
dessen nähere Untersuchung sehr zu wünschen wäre. — Aus die 
merkwürdige Verwendung eines typisch lübeckischen Buchbinder- 
stempels als Verzierung auf dem Titelblatt eines holländischen 
Druckes von etwa 1512 wird von F. Weber littskr. l. 
kok- octt kibi.-vssen, Jahrgang 12, S. 235) hingewiesen. 

Als erstes Lübecker Druckerzeugnis Gothans bestimmt 
Reichsbibliothekar I. Collijn (a. a. O., Jahrgang 13, S. 92/93) 
den aus das Jahr 1484 herausgegebenen niederdeutschen 
Kalender. Schon zu Ende 1483 war Gothan wahrscheinlich von 
Magdeburg hierher übergesiedelt und hatte seine Presse sogleich 
in Tätigkeit gesetzt. 

Einen der letzten Drucke aus der Werkstatt des 1519 ver- 
storbenen Stephan Arndes behandelt Collijn in seinem Auffatz 
„Das heilige Blut zu Wilsnack" (a. a. O., Jahrgang 12, S. 137 ff.). 
Ein Exemplar dieses 1520 erschienenen, äuße:^t sellenen Druckes, 
der bisher nur durch einen wortgetreuen späteren Abdruck in 
einem Sammelwerk von 1586 bekannt war, entdeckte Collijn auf 
einer Studienreise in Polen; es hat sich außerdem nur noch ein 
Stück in Hannover feststellen lassen. 

Zur Lebensgeschichte Arndes' gibt Ellen Isrgensen einen 
bemeÄenswerten Beittag in einer Nottz in Historisk Ticiskr. 
y. k. l,itersturttelte 1919—20, S. 370. Arndes war am 
Schluß der 70 er und zu Beginn der 80 er Jahre des 
15. Jahrhunderts in Perugia als Drucker tättg. Von dort 
begab er sich nach Schleswig, wo er 1486 das herrliche 
I^isssie Zleswicense druckte. Wie er gerade den Weg 
nach Schleswig gefunden, wird aus einer Stelle eines Papst- 
briefes vom 17. Juni 1475 in den .^ctn pontittcum Osnics IV, 
120, Nr. 2649, deutlich, auf die Ellen Isrgensen hinweist. 
Daraus geht hervor, daß in den 70 er Jahren in Perugia 
der Schleswiger Kanonikus Leve Leven kanonisches Recht 
studierte. Er war der Sohn des reichen Stallers auf Nord- 
strand Lorenz Leven, durch dessen reiche Geldunterstützungen 
Arndes' spätere Druckereiunternehmung so in Blüte kam. Es 
ist wohl als richttg anzunehmen, daß Arndes' Übersiedelung 
nach Schleswig mit dieser Bekanntschaft in Zusammenhang zu 
bringen ist. 

Dem Problem eines der Lübecker „Unbekannten", des 
sogenannten Calderinusdruckers, wendet sich Br. Claussen in 
seiner Abhandlung „Nicolaus Ruß' Boek van dren Sttenghen, der 
Calderinusdrucker und Johann Snell" in I^orci. licisllr. k. bok- 

kibl.-vssen, Jahrgang 11, S. 117 ff., zu. Seiner scharf- 
sinnigen Untersuchung gelingt es, aus einer Reihe von Gründen 
wahrscheinlich zu machen, daß die mit der Calderinustype ge- 
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druckten Werke aus der Druckerei des Johann Snell stammen, 
der hier in den Jahren 1480—82 tätig war. 

Die hervorragendsten Buchdrucker Lübecks vor und neben 
dem älteren Johann Balhorn waren die beiden Jürgen 
Richolss, Vater und Sohn, von denen letzterer auch von 
großer Bedeutung für die Geschichte des schwedischen Buchdrucks 
im 15. Jahrhundert ist. Bei den Forschungen und Vorarbeiten 
für eine solche (kibliotekstisncitiok. lippssis 1924, S. 204 ff.) 
hat Collijn viel Material über beider Tätigkeit an verschiedenen 
Orten zusammengebracht; er hat begonnen, dieses zu verarbeiten. 
In einer interessanten Monographie über den älteren Richolff 
in der Festschrift für Karl W. Hiersemann schildert er ausführ- 
lich an der Hand von Urkunden und Drucken Richolffs Wirk- 
samkeit in Lübeck 1501—1507, in Münster 1508—09 und dann 
wieder in Lübeck 1510-1518. 

In einem Aufsatz koktrvc4<srn3 Oeorg krictiolll i I_übeck, 
lsr oci, 50n (liciskr. l. kok- oct^ kitiI.-vÖ5en, Jahrgang 12, 
S. 144 ff.) faßt Collijn noch einmal die Ergebnisse seiner 
Untersuchungen über Richolff d. Ä. für das skandinavische Publi- 
kum zusammen, um dann auf die erste Tätigkeit des jungen 
Richolff in Lübeck einzugehen. Durch einen glücklichen Fund 
ist es ihm gelungen, Licht in das Dunkel zu werfen, in das 
bisher seine Anfänge gehüllt waren. Bereits 1518 ist ein Werk 
aus seiner in der Königstraße belegenen Offizin hervorgegangen. 
Weitere Studien über Richolffs spätere Wirksamkeit in Hamburg 
und wiederum in Lübeck bis zu seinem 1573 erfolgten Tode 
werden in Aussicht gestellt. 

F. Weber. 

Unter den verschiedenen mittelalterlichen Schätzen, die das 
Möllner Museum birgt, fällt ein nicht sonderlich gut 
erhaltener, getönter Gipsabguß eines Leuchters auf. Er stellt 
einen Reiter auf einem Löwen dar; auf dem Nacken des Reiters 
ruht der Leuchter, bestehend aus kurzer Stange, Lichtteller und 
Dorn. Das Original von 26 cm Höhe aus Bronze stammt aus 
dem 14. Jahrhundert (wahrscheinlich Anfang) und steht heute 
im Hohenzollernmuseum (Schloß Monbijou) zu Berlin. Das 
Stück wurde 1834 im Schaalsee gefunden. 1866 wurde der 
Leuchter dem späteren Kaiser Wilhelm I. verehrt. Abgesehen 
von einer kurzen Notiz im „Archiv d. Ver. f. d. Gesch. d. 
Herzogt. Lauenburg", Bd. l (1886), S. 210, ist das wertvolle 
und interessante Stück bisher unbeachtet und unveröffentlicht 
geblieben. Geheimrat l)r. von Falke behandelt jetzt den Leuchter 
singehend in den „Berichten aus den preußischen Kunstsamm- 
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lungen", Jahrgang 47 (1926), Heft 2, S. 23 fs. Er bnngt ihn 
Zusammen mit einer Gruppe ähnlicher Leuchter, deren Gattung 
er als „Simsonleuchter" bezeichnet, da er die Darstellung auf 
den biblischen Löwenkampf zurückführt. Während die ubrrgen 
Stücke alle dem Westen entstammen, spricht er den Schaals^- 
Leuchter für eine Lübecker Arbeit an, eine Annahme, die nicht 

d°° H°"d -u «nl°n ist. 

Max Sauerlandt: „Werkformen deutscher Kunst 
und Karl Simon: „Figürliches Kunstgerät aus deutscher 
Vergangenheit" sind zwei Neuerscheinungen in der Reche „Der 
blauen Bücher" aus dem Verlage von Karl Robert Langewresche. 
Auf diese beiden in der bekannten vorzüglichen Art der „blauen 
Bücher" ausgestatteten Hefte sei hier besonders hingewiesen, da 
sie in ausgezeichneter Weise mit dem Wesen, Zweck und der 
Entwicklung des deutschen Kunstgewerbes bekanntmachen. Beide 
ergänzen einander mehr oder minder. Das erste Buch, dessen 
umfangreicher Text und Bilder stark miteinander verknüpft sind, 
führt uns durch die verschiedenen Gebiete des Kunstgewe^es 
und lehrt uns die einzelnen Stücke richtig bettachten. Das 
ganze Abbildungsmaterial entstammt dem Museum für Kunst 
und Gewerbe in Hamburg, dessen Besuch dieses Buch von 
Sauerlandt besonders fruchtbringend gestalten kann. Das 
zweite Heft, das nur einen kurzen einführenden Text enthalt, 
legt den Schwerpuntt auf die Bilder, von denen einzelne aus 
Lübeck zurückgehen. Das Buch zeigt die Beseelung der v^schie- 
densten Gebrauchsgegenstände durch figürliche plastische Gestal- 
tung. Karl Simon bringt hier neben der kunstgewerblichen 
Seite auch eine volkskundliche Note zur Geltung. 

I. Warncke. 

Auf das im Einhorn-Verlag in Dachau bei München er- 
schienene „Bilderbuch mit 100 Bildern": Das deutsche Meer 
(Geleitwort und Bildertext von Hans Much) möchten wir 
besonders aufmerksam machen. Der Verlag will dem Deutschen 
die Schönheiten seines eigenen Vaterlandes iN landschaftlich 
abgeschlossenen Gruppen vor Augen führen. Also em ähn- 
licher Gedanke, wie der alte Marion, das malerische und 
romantische Deutschland und ähnliche frühere Unternehmungen. 
Nur daß hier die Photographie an Stelle des ^pfer- oder 
Stahlstichs getteten ist, die bei dem hohen Stande der modernen 
Technik auch ganz hervorragende Bilder hervorzaubert. Voraus- 
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setzung freilich ist das künstlerische Auge, das das Bildmäßige 
mit dem Charakteristischen zu vereinigen versteht, und dann das 
Sich-Bescheiden, nichts anderes als Photographien geben zu 
wollen. Von dieser Sammlung, „Vaterland" genannt, sind 
bisher ein Heft über den Rhein, ein zweites „Die deutschen 
Alpen" erschienen, denen jetzt „Das deutsche Meer" folgt: die 
Nord- und Ostseeküste, von der Elbemündung an bis nach Königs- 
berg. Obwohl wir hier an der Waterkante durch ausgezeichnete 
Photographien sehr verwöhnt sind — ich brauche nur an Lindes 
„Niederelbe" zu erinnern —, so gehören doch die dargebotenen 
Vilder ohne Zweifel zu den besten, die vorhanden sind. Die Auf- 
nahmen sind an den verschiedensten Stellen gemacht worden, 
die Auswahl ist aber ganz vorzüglich nach dem einen Gesichts- 
punkte: ein „charakteristisches Bild" wiederzugeben, getroffen 
worden, gleichgültig, ob es sich um eine Landschaft, eine Stadt, 
ein Bauwerk, eine Innenansicht, ein Dorf oder sonst etwas 
handelt. K. 

Der Verein für Hamburgische Geschichte hat sich zu einer 
grundsätzlichen Umgestaltung seiner „Mitteilungen" entschlossen, 
die er neben der „Zeiffchrift" herausgibt. Bisher war es die 
Aufgabe der „Mitteilungen", die „Zeitschrift" durch die Wieder- 
gabe kleinerer Auffätze zu entlasten. Von jetzt ab stellen sie 
sich vornehmlich in den Dienst des sich kräftiger regenden In- 
teresses für Heimatkunde und werden nur in sich geschlossene 
Darstellungen aus der Geschichte und der Heimatkunde Ham- 
burgs und seiner Umgebung bringen, die, auf wissenschaftlicher 
Grundlage und Anschauung beruhend, doch in gemeinverftänd- 
licher und anmutender Form einem weiteren Leserkreise Anre- 
gung und Unterhallung gewähren und geeignet sind, das geschicht- 
liche Interesse zu wecken und zu beleben. Dementsprechend ist 
auch der Titel in „Hamburgische Geschichts- und Heimat- 
blätter" umgewandelt worden. Sie sollen in Vierteljahrs- 
heften zu je zwei Bogen erscheinen, sind aber auf sich selbst 
gestellt und sollen sich auch selbst erhalten. Von dem 1. Jahr- 
gange (1926) sind bisher 4 Hefte erschienen. Von den Auffätzen 
interessiert auch hier der von W. Iesse, Das Hamburgische 
Münz- und Goldwesen im Mittelalter, da Hamburg und 
Lübeck in dieser Zeit im Münzwesen fast durchweg denselben 
Weg gingen. Der Auffatz gibt ein treffliches und klares Bild der 
Entwicklung dieses wichtigen Zweiges des wirffchaftlichen Lebens 
von den Anfängen an bis zum Aufhören des wendischen Münz- 
vereins, der durch die Reichsmünzordnungen und die Tätigkeit 
der Kreistage (in Niedersachsen seit 1572) abgelöst wurde. Wer 
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sich über das Münzwesen des Mittelalters von Hamburg und 
Lübeck, und dann der anderen wendischen Städte rasch und 
zuverlässig orientieren will, dem sei dieser Aufsatz wärmstens 
empfohlen. K. 

Im 5. Sonderhefte der Stattstischen Mitteilungen über den 
Hamburgischen Staat (1925) hat Archivrat Pros. Dr. Herm. 
Joachim eine „Erklärung der Straßennamen der Stadt 
Hamburg" veröffentlicht, auf die hier um ihrer geradezu vor- 
bildlich knappen und doch das Wesentliche enthaltenden Formen 
hingewiesen sein soll. Die alten Sttaßennamen finden hier 
ihre Erklärung nach dem jetzigen Stande der Wissenschaft, wo- 
bei nicht verschwiegen wird, wenn die Deutung sttitttg ist. Besonders 
wichtig sind die Namen der neu angelegten Sttaßen der 
letzten Zeit, als Hamburg, wie alle anderen Städte, sich ganz 
gewattig ausdehnte. Bei der Verwendung von Personennamen 
sind nicht nur die Bauunternehmer oder zufälligen Grund- und 
Bodenbefitzer wie überall verewigt worden, geradezu auffällig 
und erfreulich ift, daß man bei diefer Gelegenheit das Gedächtnis 
an fehr viele Männer und Frauen fefthielt, die sich um Hamburg 
verdient gemacht haben. K. 

Am fogenannten Lüneburger Prälatenkrieg (1452—58) hat 
die Stadt Lübeck als Haupttntereffentin des Lüneburger Salz- 
handels lebhaft tätigen Anteil genommen. Das kommt auch in 
der neueften Bearbeitung des Gegenftandes von Hans Feldt- 
mann, Hamburg im Lüneburger Prälatenkriege (Zffchr. 
d. V. f. Hamburgische Gesch., Bd. 26, S. 1—106. 1925), stark 
zur Geltung, obwohl diese Darstellung in erster Linie dem 
Anteil Hamburgs gewidmet ist. Die Lübecker Ratschronik mit 
den Anmerkungen von Fr. Bruns ist eine ihrer wesentlichen 
Quellen. Die Arbeit ist zugleich ein Beittag zu dem Macht- 
kampf zwifchen weltlicher und geiftlicher Gewalt wie zu den 
Zunftkämpfen des 15. Jahrhunderts. G. Fk. 

In den Lüneburger Mufeumsblättern Heft 11 (1925), 
S. 219—227, gibt Otto Brüning eine Beschreibung der 
Ilmenau-Ewer, von denen sich einige Modelle im Lüneburger 
Museum erhalten haben, über die Formen der Schiffe auf den 
Nebenflüssen der Elbe: Ieetzel, Stecknitz und Ilmenau sind wir 
sehr schlecht unterrichtet; um so erfreulicher ist es, daß sich hier 
einige authentische Zeugen der jetzt verschwundenen Schiffs- 
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formen erhalten haben. Das eine Modell hat sich im Rathause 
zu Lüneburg gefunden (1772), das andere (1710) stammt aus 
der früheren Zunft der Lüneburger Schiffer. Ein drittes stellt 
einen Schuner dar, eine Abart- des Ewers, und stammt aus 
der letzten Zeit der Jlmenauschiffahrt. — Der Ewer ist das 
Küstenfahrzeug der Niederelbe, ist kiellos, mit flachem Boden 
und doch zur Küstenseefahrt geeignet. Der Ewer zeichnet sich 
aus durch die erhebliche Verjüngung der Schiffsbreite nach vom 
und hinten (Ablauf); durch die starke Neigung der Bordwände 
(Lehnung); den Klinkerbau; sein festes, am Hintersteven an- 
gehängtes Steuerruder mit dem gekrümmten Versteifungsholz 
zwischen Steuerschaft und Ruderblatt; und durch das Rahsegel. 
Vom Stecknitzkahn unterscheidet es sich dadurch, daß der Ilmenau- 
Ewer hinten in einen spitzen Steven ausläuft, während das Heck 
des Stecknitzkahnes eine Fläche ist, der sogenannte Spiegel; er 
führt deshalb bei den Schiffem die charakteristische Bezeichnung 
„Stuvorß". — Der Ewer gehört dem westdeuffchen Schiffbau 
an und ist deutlich von dem ostdeuffchen unterschieden. Es ist 
ein ausgesprochenes Segelschiff, und seine Formen gehen offen- 
bar auf Überlieferungen aus der Blütezeit der deutschen Hanse 
zurück. Dazu gehört auch das große viereckige Rahsegel, das 
charakteristische Segel der allen Hansekogge, das sich wohl hier 
am längsten erhalten hat. Die zahlreichen Krümmungen der 
Ilmenau bedingten ein rasches Aufziehen und Niederlassen des 
Segels. Erst mit der Jlmenauregulierung im 19. Jahrhundert 
verschwindet der Ilmenau-Ewer. K. 

gtichr. d. «. f. L. XXlV. t. 18 
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DakceLbecickt süc 1924. 

Im Mitgliederbestände sind folgende Veränderungen 
vor sich gegangen: 

Eingetreten sind: 
Hiesige: Wiener, Fritz, Schneidermeister; Ewers, Fritz jun., 

Kaufmann, Siems; Willwater, Johann, Fischermeister, 
Schlutup; Daitz, Werner, Generaldirettor; Wibel, Heinrich, 
Amtsrichter; Brockhaus, Paul, Pros., Studienrat. 

Auswärtige: Baltisches historisches Forschungsinstitut, Kiel. 
Ausa^etreten sind: 

Hiesige: Derlin, Carl, Kaufmann f; Reimpell, Johannes, 
Rektor a. D.; Bauer, Walter, Kaufsnann; Dietz, Elsa, 
Studienrätin; Gilbert, Hugo, I)r. Pros., Studienrat; 
Ott, Alfons, Dr. meci.; Saefckow, Karl, Lehrer; Schultz, ! 
Kurt, Kaufmann und Konsul. ^ 

Auswärtige: Haupt, Richard, Dr. ttieol. et pjkil.. Geh. Reg.-Rat, 
Provinzial-Konservator von Schleswig-Holstein, Preetz; 
Suck, Johannes, Oberrealschullehrer a. D., Bad Oldesloe; > 
Pfützner, Carl, Kaufmann, Oberbillwärder-Bergedorf; 
Krause, Ludwig, Landesarchivar, Rostock i. M. f; 
Sthamer, Hugo, Gutsbesitzer, Ziggelmark bei Wittenburgf; 
Rodemann, Karl, Berlin-Schöneberg; Heimatbund für das 
Fürstentum Ratzeburg, Schönberg i. M. (dafür Schristen- 
austausch). 

Die Mitgliederzahl betrug am 31. März 1925: Ehrenmit- 
glieder 8, korrespondierende Mitglieder 4, hiesige Mitglieder 150, 
auswärttge Mitglieder 47, Kartellmitglieder 17, zusammen 226. 

Im Vorstände schied satzungsgemäß Herr Oberbaudirektor 
Baltzer aus; er wurde wiedergewählt. 

Versammlungen mit Vortrügen fanden statt: 
15. 10. 1924 Oberamtsrichter Or. Bernh. Eschenburg: Bilder 

aus der Ratsverfassung um 1840 (nach Aufzeich- 
nungen eines Senatsmitgliedes). 

26. 11. 1924 Gewerbelehrer Johannes Warncke: Die Krämer- 
kompanie zu Lübeck. 

17. 12. 1924 Oberbaudirektor Johannes Baltzer: Mitteilungen 
über die Baugeschichte der Katharinen- und 
Burgkirche. 
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21. 1. 1925 Geh. Regierungsrat, Univ.-Prof. Dr. Max Lenz, 
Hamburg: Die Ursachen des Weltkrieges. 

18. 2. 1925 Univ.-Prof. Dr. Fritz Rörig, Kiel: „Lübecker Groß- 
handel und Großhändler im 14. Jahrhundert." 

18. 3. 1925 l)r. Alfred Tode, Kiel: Die nordische Schiffahrt 
von der Vorzeit bis zum Mittelalter auf Grund 
der Schiffsfunde und -Darstellungen mit Licht- 
bildern und Demonstrattonen. 

Ausflüge wurden in diesem Jahre zwei gemacht. Der 
erste, am 18. Mai, führte zunächst nach Sülfeld, wo die Reste 
des im 16. Jahrhundert angelegten Trave- (Beeste-) Alsterkanals 
besichtigt wurden. Die noch deutlich sichtbaren Schleusenanlagen 
im Pfarrgarten zu Sülfeld, der alte Hafenplatz im Dorfe und 
das z. T. noch gut erhaltene Bett des Kanals nach Steegen 
zu geben ein gutes Bild dieser für ihre Zeit nicht unbedeuten- 
den Anlage, die freilich nur kurze Zeit dem Verkehr zwischen 
Hamburg und Lübeck gedient hat. Ein kurzer Marsch führte 
in den schönen Park des Schlosses Borstel und von dort auf 
den Klingberg, der eine wundervolle Übersicht über das land- 
schaftlich außerordentlich reizvolle Oldesloer Land bot; die 
zahlreichen prähistorischen Denkmale bewiesen deutlich, daß das 
Land seit sehr langer Zeit bereits von Menschen in Mrltur 
genommen worden ist. Den Schluß bildete der Besuch des 
Schlosses Nütschau, wobei sich der Verein der Gastfreundschaft 
des jetzigen Besitzers, Herrn l)r. Bernh. Dräger in Lübeck, zu 
erfreuen hatte. Die Führung des wohlgelungenen Ausfluges 
lag in den Händen des Herrn Suck, der uns die Schönheiten 
seiner Heimat mit ganz besonderer Liebe erschloß. 

Der zweite Ausflug am 7. September hatte Lauenburg an 
der Elbe zum Ziele, das unter Führung des Herrn Rektors 
Ruhsert besichtigt wurde. Dann ging es zur Erteneburg, der 
Burg Heinrichs des Löwen, auf der Herr l)r. Gerhard aus 
Ratzeburg über die letzten Ausgrabungen berichtete. Von 
Artlenburg brachte ein Dampfer die Teilnehmer nach Lauenburg 
zurück, wo Herr Pros. Hofmeister die Resultate seiner Forschungen 
zur Geschichte der Erteneburg mitteilte. 

Beide Ausflüge erfreuten sich eines zahlreichen Besuches. 
Von der Zeitschrift konnte das 2. Heft des 22. Bandes 

herausgegeben werden. 
Von den „Wehranlagen Nordalbingiens" lag das 

2. Heft, das den Kreis Herzogtum Lauenburg und das ehe- 
malige Bistum Ratzeburg umfaßt, im Manuskript seit langem 
fertig vor. Nachdem sich nunmehr unsere Geldverhältnisse 
wieder stabilisiert haben, konnten wir daran denken, es endlich 
in den Druck zu geben. Verhandlungen mit dem Kreisausschusse 

1S* 
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in Ratzeburg hatten das erfreuliche Resultat, daß der Kreis 
einen erheblichen Zuschuß zu den Kosten übernommen hat, so 
daß die j)erausgabe möglich geworden ist. Das Heft befindet 
sich im Druck und wird im Laufe des neuen Berichtsjahres 
ausgegeben werden können. 

Am 31. Januar 1925 feierte der Verein für die Geschichte 
Berlins sein öOjähriges Jubiläum, wozu auch unser Verein 
eingeladen worden war. Geheimrat Dietrich Schäfer hat auf 
unsere Bitte die Glückwünsche unseres Vereins ausgesprochen. 

Dietrich Schäfer hat am 16. Mai unter der Anteilnahme 
weitester Kreise seinen 80. Geburtstag gefeiert. Der Vorsitzende 
hatte Gelegenheit, unserem Ehrenmitgliede die Glückwünsche des 
Vereins persönlich zu überbringen. Freunde und Verehrer des 
verdienten Mannes haben eine Dietrich-Schäfer-Sttfüing an 
der Berliner Universität ins Leben gerufen, die der Förderung 
historischer Studien dienen soll. Der Verein hat sich auch daran 
beteiligt. 

Die Abrechnung balanciert in Einnahmen und Ausgaben 
mit 8793,17. 
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Jakresberickt siic 1925. 

Im Mitgliederbestände sind folgende Veränderungen ein- 
getreten: 

Eingetreten: 
Hiesige: Hinrichs, E., l)r., Studienrat; Groth, Karl, Lehrer; 

Ehrtmann, Ludwig, Kausmann und Konsul; Kroeger, Hans, 
Direktor; Wulff, Gustav; Behn, Eduard, Kausmann; 
Lübcke, Friedrich, Antiquar. 

Auswärtige: Raute, B., Buchdruckereibesitzer und Zeitungs- 
verleger, Ratzeburg in Lbg.; Pauls, Volquart, l)r.,Landes- 
biblichhekar. Kiel. 

Kartellmitglied: Gechter, John, Kaufmann, Hamburg. 
Ausgetreten: 

Hiesige: von der Hude, Oberstleutnant; Hespeler, Otto, Baurat; 
Schnoor, Erich, Lehrer; Klebe, Hermann, Mittelschullehrer; 
Lübcke, Robert, Anttquar f; Bromme, W., Senator -f; 
Sauermann, Friedr. Carl, Kaufmannn f-; Scharff, Carl, 
Konsul -f; Hahn, Julius, Kaufmann f; Menges, Karl, 
Kaufmann, -f. 

Kartellmitglied: Gechter, John, Kaufmann, Hamburg -f. 
Unter denjenigen, die uns der Tod entrissen hat, haben 

wir mit besonderer Dankbarkeit des am 24. Juni 1926 ver- 
storbenen Konsuls Carl Scharff zu gedenken, der zwölf Jahre lang 
das Amt des Kassenführers unseres Vereins wahrgenommen 
hat; zunehmende Kränklichkeit hatten ihn veranlaßt, Ende des 
Jahres 1922 sein Amt niederzulegen. Eine ausführliche 
Würdigung seiner auch auf anderen Gebieten des öffentlichen 
Lebens gemeinnützigen Tättgkeit bringt der Nachruf in den 
Lübeckischen Blättern 1926, Nr. 29, S. 468, auf den hier aus- 
drücklich verwiesen sei. 

Am 28. Januar 1926 feierte Professor Or. August Sack, 
der verdienstvolle Erforscher schleswigscher Geschichte, seinen 
90. Geburtstag, zu dem ihm die Glückwünsche des Vereins in 
einem Schreiben ausgesprochen wurden. Am 21. Oktober 1925 
wurde der I. Staatsanwalt a. D. Dr. Ioh. Benda, der 
50 Jahre in Treue dem Verein angehört hat, und der sich in 
jüngeren Jahren an seinen Arbeiten lebhaft beteiligt hat, zum 
Ehrenmitgliede des Vereins ernannt. 

Die Mitgliederzahl bettug am 31. März 1926: Ehren- 
mitglieder 9, korrespondierende Mitglieder 4, hiesige Mitglieder 
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149, auswärtige Mitglieder45, Kartellmitglieder 18, zusammen 225. 
Die aus dem Vorstände satzungsgemäß ausscheidenden 

Syndikus vr. Bruns und Direktor vr. Hartwig wurden wieder- 
gewählt. 

In den regelmäßigen Monatsversammlungen konnten wie 
bisher die Vorträge abgehalten werden; dabei ist zu erwähnen, 
daß auch unser Verein sich an den von der Gemeinnützigen 
Gesellschaft angeregten Neuerung, zu einzelnenDienstagsvorträgen 
der Gesellschaft die Redner durch die Tochtergesellschaften zu 
stellen, sich insofern beteiligt hat, als am Dienstag, dem 5. Januar, 
auf Wunsch unseres Vereins Professor l)r. Wilhelm Dibelius 
aus Berlin über „Das Problem der englischen Kolonien" sprach, 
ein Vortrag, der sich ganz besonders lebhafter Teilnahme, auch 
bei der späteren Aussprache auf dem sich daran anschließenden 
Besprechungsabende, erfteute. An den übrigen Versammlungs- 
abenden sprachen: 
am 21. 10. 1925 Baltzer, Ioh., Oberbaudirektor: Mitteilungen 

über die geschichtliche und bauliche Entwicklung 
unserer Höfe und Gänge. 

am 25. 11. 1925 vonLütgendorff-Leinburg,Frhr. Pros.: Theodor 
Rebenitz und die Nazarener (mit Lichtbildern 
und Ausstellung seiner Werke). 

am 16. 12. 1925 Struck, Rudolf, vr. Pros.: Lübeckische Kunst 
in denBrigittinerklöstern Vadstena und Marien- 
wohlde. Mit Demonsttationen. 

am 24. 2. 1926 Vogel, Walter, I)r. Pros., Berlin: Die Spanien- 
fahrt im 16., 17. und 18. Jahrhundert, 

am 24. 3. 1926 Hartwig, I)r. Direktor des Stattstischen Landes- 
amts: Aus Lübecks Handel und Wirtschaft 
vor 100 Jahren. 

Warncke, Ioh., Gewerbelehrer: Auswärts be- 
findliche Lübecker Edelschmiedearbeiten. Mit 
einer Ausstellung von Photographien. 

Der erste Sommerausflug Mrte die Teilnehmer nach 
Dafiow, wobei die Baubehörde durch fteundliche Gestellung 
eines Motorbootes eine sehr interessante Wasserfahrt über den 
Dassower See ermöglichte. Die Kirche in Dassow und das 
Siechenhaus nebst Kapelle in Zarnewentz boten des Interessanten 
genug. Der Vorsitzende machte während der Kaffeetafel im 
Gasthause von Collies an der Hand der Karte des Artillerie- 
meisters Hans Freese von 1601 Mitteilungen über die ehemaligen 
Hoheitsrechte Lübecks über die Stepenitz und die Maurine und 
über die Art ihrer Ausübung auf Grund eines Berichtes über 
eine der offiziellen Besuchsfahrten im Jahre 1617. 
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Der zweite Ausflug, am 20. August 1925, hatte die Naschm- 
dorfer Steingräber im Iameler Forste bei Grevesmühlen — 
wohl die gewaltigsten Steinsetzungen in unserer Umgebung — 
zum Ziele. Auch das sehr interessante Sühnekreuz am alten 
Wege von Everstors nach Heikendors wurde besucht. 

Über die wissenschastlichen Arbeiten ist folgendes zu 
berichten: Der Druck des 2. Heftes der „Wehranlagen Nord- 
albingiens" von Professor I)s. Hofmeister konnte im Laufe 
des Berichtsjahres soweit gefördert werden, daß die Ausgabe 
des Heftes unmittelbar bevorsteht. 

Das Hauptaugenmerk mußte diesmal aber auf die Zeitschrift 
verwendet werden, die als Festschrift für die bevorstehende 
700-Jahr-Feier der Reichsfteiheit Lübecks dienen sollte. Handelle 
^ sich doch um eine Feier von außergewöhnlich geschichtlicher 
Bedeutung, an der unserm Vereine die Aufgabe zufiel, die 
Interessen Lübecks auf wissenschaftlichem Gebiete in würdiger 
Weise zu verll:eten. Sowohl die Gemeinnützige Gesellschaft wie 
Senat und Bürgerschaft hatten diesem Umstände durch Bewilligung 
besonderer Mittel Rechnung gettagen, wofür wir ihnen auch an 
dieser Stelle unsern Dank auszusprechen haben. So ist es 
gelungen, einen stattlichen Band herauszugeben, der eine Anzahl 
sehr wertvoller Beittäge enthält, den auch eine Fülle von Bild- 
silagen schmückt, unter ihnen in erster Linie eine tteffliche 
Wiedergabe des Freiheitsbriefes selbst. Die Ausgabe des Bandes 
mußte freilich auf die eigentliche Festwoche im Juni 1926 ver- 
schoben werden. Nach der Anerkennung, die der Band gefunden 
hat, dürfen wir glauben, daß wir unser Ziel erreicht haben. 



H. G. Rahtgens, Lübeck. 
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Die Lcklackt bei Socnköved. 

Von l^cid Uörig. 

Das 13. Jahrhundert hat eine Reihe von Schlachten gesehen, 
die weniger durch den Umfang der militärischen Aktion selbst 
hervorragen, als durch die einschneidende Bedeutung, die sie für 
die jüngeren geschichtlichen Entwicklungsreihen gewannen. Teils, 
indem sie den Schlußstein einer älteren Periode darstellen; teils, 
indem sie selbst den Boden für ganz neue Umstellungen des 
staatlichen, nicht zuletzt auch des nationalen Lebens des Abend- 
landes schufen. Wir gewöhnen uns immer mehr daran, im 
13. Jahrhundert eine kulturgeschichtliche Zeitwende im tiefften 
Sinne des Wortes zu sehen; politische Krisen, die in eine so 
schicksalsschwangere Zeit sielen, gewannen von selbst wesentlichere 
Bedeutung, als in Zeiten beruhigter Entwicklung oder des Still- 
stands. Die im Zeitalter werdender nattonaler Kulturen selbst- 
bewußter Prägung in sich überlebte spätantike Idee des kaiserlichen 
Universalismus findet ihr äußeres Ende 1266 auf dem Schlacht- 
feld von Tagliacozzo. In einem letzten Unternehmen, dem weder 
Größe noch die Aussicht auf einen Erfolg für die italienische 
Stellung des staufischen Hauses abzusprechen ist, zerbrechen in 
der Person des in der Schlacht selbst zunächst siegreichen Konradins 
die Voraussetzungen des staufischen Imperiums. 

Schon 50 Jahre vorher, auf dem Schlachtfelde von Bouvines, 
war Kaiser Otto IV. mit seinem englischen Bundesgenossen Philipp 
August von Frankreich erlegen: die Festigung des werdenden 
französischen Nationalstaates; die Anfänge des englischen 
Parlamentarismus, die 1215 dem geschlagenen englischen König 
in der ctisrts abgezwungen wurden, waren einige der 
wellgeschichtlich bedeutsamen Folgen dieses Kampfes auf den 
blutgeträntten belgischen Gefilden. 

Auch der Osten des Reichs hat im 13. Jahrhundert eine 
Schlacht erlebt, deren weltgeschichtliche Folgen in dem Ringen 
der Jahre 1914—1918 noch unmittelbar fortlebten. Das war 
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die Schlacht bei Dürnkrut, früher die Schlacht auf dem March- 
felde genannt; in ihr verlor Ottokar von Böhmen 1278 Macht 
und Leben zugleich. Auf diefem Schlachtfelde wurde die wett- 
geschichtliche Stellung des Hauses Habsburg begründet, mit all 
ihren verhängnisvollen Folgen; auf diesem Schlachtfelde wurde 
aber zugleich der tschechische Haß gegen alles Deuttche geboren, 
der sich zu Anfang des 15. Jahrhunderts in den Hussitenkriegen 
gewaltsam Lust macht und weiterwirtte bis zur inneren Zerrüttung 
der österreichischen Armee. Verhängnisvoll im höchsten Maße 
ist auch diese Folge der Schlacht. Denn bis 1278 schien es, als 
würde, gerade gefördert durch Ottokar, Böhmen auf stiedlichem 
Wege ebenso eingedeutscht werden, wie es etwa mit Schlesien 
geschehen ist. Böhmen als Pfahl im deutschen Fleische; das ist 
das zweite wettgeschichtliche Ergebnis dieser Schicksalsschlacht 
des 13. Jahrhunderts. 

Und nun der deutsche Norden. Auf diesem Boden, bei 
Bornhöved, wurde heute vor 700 Jahren jene Schlacht geschlagen, 
zu deren Gedächtnis wir uns heute hier zusammengefunden 
haben. Ist diese Schlacht in ihrer Bedeutung, gemessen an den 
von ihr ausgehenden Wirkungen, jenen Schlachten des 13. Jahr- 
Hunderts an die Seite zu stellen, die ich eben kurz zu skizzieren 
versuchte? 

Es ist notwendig, mit wenigen Sttichen die allgemeine 
politische Lage zu kennzeichnen, welche zu jenen Spannungen 
führte, die bei Bornhöved zum gewaltsamen Ausgleich kamen. 
Nur die Kenntnis des Vorher ermöglicht die Wertung des Nachher. 

Seit dem Sturz Heinrichs des Löwen war die dänische 
Macht in schnellem Anwachsen. Eine Politik, die zurückhaltende 
Überlegung mit schnellem Zugreifen klug zu verbinden wußte, 
hatte die beiden Söhne Waldemars des Großen von Erfolg 
zu Erfolg geführt, über Rügen, der dänischen Eroberung aus 
der Zeit Waldemars des Großen, ging jetzt der Stoß gegen 
Pommern. Derselbe Dänenkönig, der sein Land von Friedrich l. 
zu Lehen. genommnn hatte, war jetzt Lehnsherr von Pommern; 
bald auch des Hauptteils von Mecklenburg. 1193 nennt zum 
erstenmal eine Urkunde Knud den König der Dänen und Slawen. 
Ein ungeheurer Aufschwung str die Sicherheit und das Selbst- 
gefühl eines Volkes, in dessen Erinnerung noch frisch der Schrecken 
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slawischer PMnderungszüge lebte. Damit aber nicht genug. Auf 
dem Festlande dehnte sich die dänische Macht südwärts. 1201 
brach die Macht Adolfs III. zusammen, gewiß nicht ohne eigene 
Schuld des hochfahrenden und staatsmännischer Größe entbehren- 
den Mannes. Nach dem Sturz des Schauenburgers wurde 
Holstein dänisches Lehen; mit einem Titel der Grafschaft Ratzeburg 
erhielt es Albert von Orlamünde. Der Haß der Dithmarschen 
gegen den gestürzten Schauenburger erleichterte den Dänen die 
Festsetzung in Dithmarschen. Lübeck, im Augenblick ohne irgend- 
welche Möglichkeit zu einem Widerstände mit der Wahrscheinlich, 
keit des Erfolges, fand sich mit dem dänischen Problem ab, so 
gut es ging: die Sicherheit ihres Handels bezahlte die Stadt 
mU der dänischen Schirmherrschaft. Der Anfang des 13. Jahr- 
hunderts sah die Lande nördlich von Elbe und Elde in dänischer 
Hand, und zwar geschlossen, seit 1214 auch die Graffchaft Schwerin 
dänisches Lehen geworden war. Waldemar II. der Sieger 
begann 1202 seine Alleinherrschaft als König in einem Umfange, 
wie man ihn in Dänemark noch wenige Jahrzehnte zuvor nicht 
zu hoffen gewagt hätte. Wenn sich Waldemar in seinen ersten 
Urkunden bereits König der Dänen und Slawen, Herzog von 
Jütland, Herr von Nordalbingien nennen konnte, so war damit 
kaum zu viel gesagt. 

Schon diese Ausdehnung des dänischen Machtbereichs be- 
deutete aber die völlige Abdrängung der deutschen polittschen 
Macht von der eben damals so wichtigen Ostsee. Die Zeiten, 
in den ein Lothar, mehr noch ein Heinrich der Löwe in die 
Verhältnisse der Ostsee eingriff bis hinüber nach Golland schienen 
endgültig vorüber. Kein Wunder, daß jenes große und aussichts- 
reiche Kolonisationsunternehmen, das unter Bischof Albrecht von 
Riga, den Schwertrittem und dem städtebauenden deutschen 
Kaufmann in Livland eben Fuß gefaßt hatte, aufs empfindlichste 
von diesen Verschiebungen in der staatlichen Macht an dem 
Ausgangspunkt und Stützpunkt des ganzen Werkes bedroht 
wurde, und das war eben Lübeck. Zur offnen Krisis kam es, 
als Waldemar selbst die deutsche Eroberung in Livland durch 
eine dänische in Estland zunächst zu parallelisieren, dann zu 
unterdrücken versuchte; seit der Festsetzung der Dänen im Gebiete 
von Reval im Jahre 1219 drohte ganz Livland -ie Gefahr 
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einer dänischen Oberherrschaft. Im Zusammenhang mit diesen 
imperialistischen Plänen Waldemars bekam auch Lübeck die 
Schattenseiten der dänischen Schirmherrschaft zu Mlen: sein 
Hafen wurde für die Zufuhr nach Livland gesperrt, um Mbrecht 
zur Unterwerfung zu zwingen. 1220 war Albrecht in der Tat 
soweit, Estland und Livland der Hoheit des Dänenkönigs ver- 
ttaglich unterzuordnen: aber die Stadt Riga verjagte den dänischen 
Vogt, und der Orden widerstrebte. Dann brachte ein Aufftand 
der Esten und Öseler den dänischen Statthalter zu der Erkenntnis, 
daß man doch mehr auf die Hilfe der Deutschen angewiesen sei, 
als daß man auf ihre Beherrschung ausgehen könne. Kurz 
darauf wurde dem dänischen Imperialismus im Osten durch die 
Vorgänge in Deutschland ohnehin ein endgültiges Halt geboten. 

Was hier vorging, ist bekannt: In einer Mainacht des 
Jahres 1223 wurde der ahnungslose König Waldemar auf einer 
kleinen Belttnsel durch den Grafen Heinrich von Schwerin ge- 
fangen, als er den Freuden der Jagd nachging. Von hier 
beginnt die schroffe Wendung in der Stellung der dänischen 
Macht. Seit der Gefangennahme Richard Löwenherz' hat 
keine dieser im Mittelalter nicht gerade sellenen und auch von 
den Dänenkönigen selbst geübten Gefangensetzungen Europa so 
beschäftigt wie diese; kein Wunder, denn die polittschen Ver- 
hältnisse von Hamburg bis nach Riga und Reval waren durch 
sie plötzlich problemattsch geworden. Kaiser und Papst griffen 
ein. Gewiß: seit den Tagen Innozenz' III. war man es gewohnt, 
daß keine wesentlichen Geschehnisse des politischen Lebens sich 
abspietten, ohne daß der Papst zu ihnen Stellung nahm. Aber 
das Eingreifen Friedrichs ll. in diesem Augenblick mag zunächst 
befremden: es steht im bemerkbaren Gegensatz zu der Ansicht, 
daß das Königtum an all diesen großen Ereignissen des deut- 
schen Nordens ganz unbeteiligt gewesen sei. Ganz ttifft diese 
Ansicht aber ohnehin nicht zu. Gewiß: schon Friedrich I. hat 
nach Heinrichs Sturz wenig getan, um Dänemark gegenüber 
des Reiches Recht wirklich zu wahren. Otto IV. hat, so lange 
Philipp lebte, die dänische Macht nötig gehabt, um sich selbst 
zu behaupten. Aber es muß hervorgehoben werden: ein deut- 
scher König ist es, der allein in der Zeit von 1190 bis 1223 
die dänische Macht ernsthaft gefährdet hat: Philipp von Schwaben. 



285 

In seinen letzten, vielverheißenden Jahren hat er eine Heer- 
fahrt ganz großen Stiles gegen Waldemar betrieben. Im Juni 
des Jahres 1208 konnte man bei durchaus nüchterner Berech- 
nung die Tage der Dänenherrschaft auf deutschem Boden für 
gezählt halten. Die militärische, politische und finanzielle Bor- 
bereitung der von Bamberg ausgehenden Unternehmung war so 
sorgfältig, daß der Erfolg verbürgt schien. Eben damals hat 
aber die sinnlos schändliche Mordtat Ottos von Wittelsbach 
diesem viel zu wenig beachteten Wiederaufbau der staufischen 
Königsmacht in Deutschland selbst ein allzu ftühes Ende bereitet. 
Jener Schützling des Papstes Innozenz, III., der Knabe aus 
Apulien, der spätere Friedrich II, hat dann dem Waldenrar 
Weihnachten 1214 das verhängnisvolle Privileg in Metz aus- 
gestellt, das Dänemark die Lande jenseits Elbe und Elde preisgab. 
Gewiß nicht ohne Zwang: der Dänenkönig sollte den deutschen 
Gegenkönig in Schach halten; auch war der Dänenkönig damals in 
der Tat im Besitz der Lande nördlich von Elbe und Elde. Nichts be- 
leuchtet vielleicht greller das Unglück der Ermordung Philipps, als 
gerade diese berüchtigte Urkunde seines Neffen. Aber als 1223 
Waldemar gefangen wurde, lagen die Dinge ganz anders. 
Friedrich hatte seine ersten Erfolge hinter sich, es gab keinen 
Gegenkönig mehr und nicht mehr den Zwang, sich seine Stellung 
durch Preisgabe von Hoheitsrechten des Reiches erst erkaufen 
zu müssen. Und wenn ihn auch gerade damals der Ausbau 
seiner sizilischen Stellung in Italien festhielt, so war er doch 
sofort bereit, die neue Lage zugunsten des Reichs zu nutzen. 
Das Reich betrieb die Berhandlungen über Waldemars Frei- 
lassung von sich aus, der Rückkehr Nordalbingiens an das 
Reich dabei ausdrücklich gedenkend. Gewiß: die schärferen 
Bedingungen für Waldemars Freilassung, wie sie der Reichstag 
zu Nordhausen 1223 vorgesehen hatte, wurden 1224 herab- 
gemindert; durch den Abbruch der Berhandlungen seitens der 
Dänen schied sogar das Reich im Herbst wieder aus den Ver- 
handlungen aus. 

Aber wenn auch die diplomatische Tätigkeit eines Mannes 
von dem Range des Deutschordensmeisters Hermann von Salza in 
den Verhandlungen selbst zunächst keinen Erfolg hatte, so hatte er 
doch nicht umsonst seinen kaiserlichen Herrn und Freund für die An- 
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gelegenhetten des Nordostens interessiert. Denn wenn in den 
kntischen Jahren 1224—1226 aus der kaiserlichen Kanzlei 
eine Urkunde nach der anderen herauskam, welche das deutsche 
Missionswerk im Osten als Sache des Reiches behandelte; 
wenn am 1. Dezember 1225 Livland als Reichsmark wieder in 
den Reichsverband ausgenommen wurde, wenn 1226 dem liv- 
ländischen Orden Güterüberweisungen der dortigen Bischöse von 
Fnedrich bestätigt wurden, und wenn endlich als Krone dieser 
kaiserlichen Willensäußerungen die Gründungsurkunde des deut- 
schen Ordensstaats in Preußen erlassen wurde, so kann über 
des Kaisers Willen, die deutsche Machtsphäre im kolonialen 
Osten gegenüber der weichenden dänischen zu stärken, kein 
Zweisel sein. Unzertrennlich hängen aber mit jenen Beurkun- 
dungen die beiden großen Privilegien für Lübeck vom Jahre 
1226 zusammen: die Bestätigung des Barbarossaprivilegs einer- 
seits, die Verleihung der Reichsfreiheit anderseits. Man mag 
über die italienische Kaiserpolitik skeptisch denken bis zum äußer- 
sten; daß Friedrich II. in diesen Jahren mehr für den Norden 
hätte leisten können, wäre eine gedankenlose Forderung. Trotz 
des scharfen Eintretens des Papstes für Waldemar sanktionierte 
der Kaiser die sich aus eigener Kraft vollziehende Befreiung 
allen Reichsgebiets von dänischer Herrschaft; das ist der Sinn auch 
der Verleihung der Reichsfteiheit an Lübeck im Jahre 1226, 
gesehen von dem kaiserlichen Gesichtsfelde aus. 

Allerdings: die Beendigung der Dänenherrschaft konnte, 
nachdem sich die Verhandlungen über Waldemars Freilassung 
von Reichs wegen zerschlagen hatten, nur von den Kräften aus- 
gehen, die an der Zurückwerfung der dänischen Macht selbst 
interessiert waren, und die durch dieses Ziel fest zu einer Schick- 
salsgemeinschaft fest zusammengeschmiedet waren. Nach der 
Ergebnislosigkeit der letzten Verhandlungen im Herbste 1224 
fanden sie sich zum Kampf gegen die dänische Machtstellung 
zusammen. Die dänische Sache verfocht als Vertreter des ge- 
fangenen Waldemar Albrecht von Orlamünde; ihm gegen- 
über traten Erzbischof Gerhard von Bremen, der junge 
Adolf IV., der seines Vaters Erbe begehrte, der Graf 
von Schwerin und der Fürst von Mecklenburg. Im 
Januar 1225 entschied bei Mölln das Kriegsglück für 
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die verbündeten Mrsten: Albrecht von Orlamünde wurde 
gefangen und teilte die Gefangenschaft mit seinem Lehnsherrn, 
jetzt in Schwerin selbst, da Graf Heinrich sich endlich sicher 
genug fühlte, die so ungemein wertvollen Gefangenen in seiner 
Graffchaft selbst zu bewahren. Jetzt, sobald ernsthafte Aussicht 
auf Beseittgung der Dänenherrschaft bestand, keinen Augenblick 
früher, aber auch nicht später, vertrieb Lübeck die dänische Be- 
satzung und beteiligte sich sofort tatkräftig an den weiteren 
Operationen in anerkannter und beurkundeter voller Frei- 
willigkeit, ohne Verpflichtung zu einer Mithilfe. Hamburg hat 
unmittelbar darauf, nach dem tatsächlichen Übergang der Herr- 
schaft über die Stadt von Albrecht von Orlamünde an den 
jungen Schauenburger, die Last der Kämpfe mitgetragen. Das 
Ergebnis dieser Kämpfe des Jahres 1225 war, daß es nun 
endlich zu einem Vertrage zwischen den Dänen und den sieg- 
reichen Fürsten über Waldemars Freilassung kam: Als Waldemar 
Urfehde geschworen, die letzte Rate des Lösegeldes bezahlt, 
Geiseln gestellt und, was besonders wichtig war, auf alle Reichs- 
gebiete zwischen Elbe und Eider verzichtet hatte, erhiell er 
die Freiheit zurück. Aber sofort gewann er in dem Papste 
einen Bundesgenossen, denn bei dem neuen Vertrag fehlle die 
überlegene Diplomatenhand Hermann von Salzas, der es 1224 
verstanden hatte, Honorius lil. an dem Gewinn des Freilassungs- 
verttages zu interessieren und damit seinen Einspruch von vom- 
herein unmöglich zu machen. Jetzt warf der Papst sein morali- 
sches Gewicht zugunsten Waldemars in die Wagschale; er ent- 
band Waldemar seines Gelübdes und verlangte Rückgabe von 
Geld und Geiseln. Das bedeutete für die Verbündeten des 
Jahres 1225 den neuen Kampf; diesmal gegen Waldemar selbst. 
Die Kämpfe des Jahres 1226 verliefen für sie wenig günsttg; 
man mußte sich bequemen, nicht ohne Opfer an die sächsische 
Herzogsgewalt, Herzog Albrecht von Sachsen als Bundesgenossen 
zu gewinnen. Die Eroberung von Dithmarschen Anfang 1227 
war der letzte dänische Erfolg; dann aber kam der Rückschlag. 
Die dänische Belagerung Itzehoes und Segebergs mußte auf- 
gegeben werden; vor dem Druck der Verbündeten, die von Lübeck 
als ihrem Hauptstützpunkt aus operierten, zog sich Waldemar 
auf Bornhöved zurück. Hier erfolgte dann der letzte Att jenes 
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Dramas, das mit Waldemars Gefangennahme 1223 begonnen 
hatte. Daß es eine im Rahmen mittelalterlicher Auffassung 
auch der Zahl der Kämpfer nach bedeutende Schlacht war, daß 
heiß und mit Erbitterung gerungen wurde, das steht fest; aber 
das ist auch so ziemlich das einzige, was über diese so wichtige 
Schlacht im Gegensatz zu anderen Schlachten des 13. Jahr- 
hunderts unbedingt gesichert ist. Selbst die Nachricht über den 
Abfall der Dithmarschen von den Dänen während der Schlacht 
ist bezweifelt: aber ttotz der etwas radikalen Skepsis Hasses und 
ttotz ihrer nicht gerade günstigen Überlieferung hat diese Nach- 
richt zum mindesten große Wahrscheinlichkeit für sich, wenn 
man die Stellung der Dithmarschen vor und nach dem Kampfe 
abwägt. Wenn es zum Wesen der ritterlichen Schlacht gehört, 
angesehene Herren gefangen zu nehmen, um hohe Lösegelder 
zu gewinnen, so war die Schlacht bei Bornhöved auch nach 
dieser Richtung ein voller Erfolg: vor allem vermehrte Otto 
von Lüneburg das schon stattliche Gefangenenlager in Schwerin; 
auch drei dänische Bischöfe gehörten zu den Gefangenen; zum 
mindesten Bischof Tuvo von Ripen^). Waldemar selbst rettete 
sich durch die Flucht, ein Ereignis, das, wie auch die übrige 
Schlacht, späterhin durch eine reich wuchernde Sagenbildung 
ausgeschmückt wurde. 

Die Schlacht von Bornhöved bildet in der Tat einen Ab- 
schluß: einen Abschluß für die Entwicklung des dänischen 
Imperialismus, der sich unter Waldemar dem Großen und 
seinen beiden Söhnen so hoffnungsvoll entwickelt hatte, und 
der jetzt von Waldemar selbst preisgegeben wurde. Wenigstens für 
das umstrittene Nordalbingien. Ein knappes Jahr nach der 
Schlacht fand bereits die Aussöhnung mit dem Erzbischof von 
Bremen statt, die mit Adolf von Holstein und den übrigen 
Fürsten folgte: Lösegelder wurden vereinbart und gezahll; alles 
unter stillschweigender Anerkennung des Ergebnisses der Schlacht: 
Unabhängigkeit Nordalbingiens von Dänemark. Pommern ging 
an Brandenburg verloren; auch die ganze dänische Stellung 
in Estland war um 1227 an die Deutschen verlorengegangen. 

') Das ergibt sich einwandfrei aus Schleswig-Holstein-Lauenburg. Regesten 
Bd. I, Nr 653 (1245), worauf bereits W. Mollerup, billecllige tremstil- 
lingen st Slsgct vecl kornkovet. Kopenhagen 1888, S. 5 s. hingewiesen hat. 
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Hier aber hat noch einmal ein päpstlicher Machtspruch 1238 
Waldemar Reval und das nördliche Estland zurückgegeben; 
100 Jahre später gab dann ein anders geartetes Dänemark diese 
verlorene Position gegen Geldzahlung an die deutschen Macht- 
haber von Livland heraus. 

-l- -ir 
* 

Das etwa war der Vorgang der wichtigsten Ereignisse von der 
Jahrhundertwende bis zur Schlacht von Bornhöved. Schon 
diese Skizze ist eng zusammengedrängt und aus ein paar wesent- 
liche Hauptzüge vereinsacht. Auch dann bleibt das Bild noch 
kompliziert genug, und das Auge des Beschauers wird mehr 
angestrengt als besriedigt. Aber wenn der Historiker seiner 
ersten Pslicht genügt hat, das historische Werden mit allem 
Respekt vor dem einst vorhandenen Leben nachgezeichnet zu 
haben, dann dars er sich auch seines Rechtes erfreuen, eine 
Wertung zu versuchen. Und so lassen Sie mich jetzt auf die 
eingangs gestellte Frage zurückgreifen: Ist die Schlacht bei 
Bornhöved jenen Kämpfen des 13. Jahrhunderts an die Seite 
zu stellen, denen die Bedeutung einer wirklichen Zäsur im 
deutschen und europäischen Werden zukommt? 

Schon für den Raum Holstein ist ein Ja die rechte Antwort. 
Auf dem Schlachtfeld von Bornhöved entschied es sich, daß die 
Dänenherrschaft über Holstein eine Episode blieb. Das Lehens- 
band, das nach dem Sturze Adolfs lll. Holstein mit Dänemark 
verband, wurde zerrissen. Die Schauenburger kehrten heim in 
ihren alten Machtbereich und blieben dort, bis nach dem Tode 
des letzten Schauenburgers 1460 Holstein als deutsches Lehen 
in Personalunion unter Ehristian I. kam. Bekanntlich damals 
im engen Zusammenhang mit Schleswig, dessen Sonderstellung 
wie die Holsteins festgelegt wurde: „dat de bliven ewich tosamende 
ungedelt". Auch hierbei ist die Schlacht von Bornhöved als 
verursachender Faktor nicht auszuschalten. War Schleswig auch 
noch unmittelbar nach Bornhöved unbestrittener Besitz des 
dänischen Hauses als dänisches Lehen, so wurde es doch in der 
Zeit danach, als von Holstein aus der Vorstoß gegen Dänemark 
einsetzte, in jenes enge staatsrechtliche Verhältnis zu Holstein 
gebracht, das 1460 seinen deutlichen Ausdruck fand. 

Ztichr. d. 8. f. L G. XXIV, 2, 19 
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Die Anerkennung der staatsrechtlichen Wandlungen, die 
durch die Schlacht von Bornhöved bedingt waren, darf aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß Schleswig-Holstein als Ganzes 
das umkämpfte Glacis zwischen Dänemark und Deutschland ! 
auch in der Folgezeit blieb. Nur hatte hier der Tag von ! 
Bornhöved die für Deutschland günstige Folge, daß der um- ^ 
kämpfte Raum jetzt weniger Holstein als Schleswig war; der 
Kampfboden hatte sich also zu ungunsten Dänemarks verschoben. 
An Versuchen, die dänische Macht auch wieder über Holstein > 
auszudehnen, hat es auch in der Folge nicht ganz gefehlt; es 
genügt, Erich Menved zu nennen; es genügt, an schleswig- 
holsteinische Schicksale im 19. Jahrhundert innerhalb des dänischen 
Gesamtstaates zu erinnern. 

Ungleich schwerer wiegt aber die Bedeutung des Tages 
von Bornhöved, wenn man jenen weiteren Raum überschaut, 
das Ostseegebiet bis hinauf nach Riga und Reval. Ich darf 
daran erinnem: 1220 ist der Führer des deutschen Kolonisattons- 
werkes bereit, Livland der dänischen Herrschaft unterzuordnen; 
1227 werden die Dänen aus ihrem letzten Sitze, Reval, verdrängt. 
Hierbei handelt es sich aber um viel mehr, als um eine 
schwankende Machtverschiebung; hierbei handell es sich um die 
Frage: wird die Ostsee nach Ausschaltung einer Beherrschung ! 
durch die Slawen den Dänen oder den Deutschen als Herrschafts- 
gebiet zufallen? Und dieser Kampf um das ciominium msris 
bsltici hatte damals eine ganz besondere Bedeutung, da er mit 
der Frage der Kolonisation der östlichen Gebiete aufs engste 
verknüpft war. Gewiß. Woher das Menschenmaterial stammen 
würde, das die östlichen Länder besiedeln oder zu Stütz- 
puntten wirtschaftlicher Art ausgestalten würde, darüber 
bestand zu den Tagen Waldemars des Siegers kein 
Zweifel mehr: es konnte nur deutsches Volkstum in Frage 
kommen. Hier zeigt sich so recht ein gewaltiger Unterschied 
zwischen dem dänischen und dem deutschen Ringen um die 
Macht in der Ostsee: Jenes war getragen von der Tüchtigkeit 
einiger begabter Herrscherpersönlichkeiten, hinter denen aber 
nicht der Überschuß der Kraft eines großen Volkes stand; dieses 
war geradezu bedingt durch das überströmen der Bevölkerung 
aus dem alten, relativ übervölkerten, an sich schon ungleich 
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bedeutenderen Volksgebiet in die dünner besiedelten Gebiete 
des Ostens. Seit dem Sturze Heinrichs des Löwen bestand 
nun die nicht wegzuleugnende Gefahr, daß diese mit elementarer 
Kraft sich vollziehende Abwanderungsbewegung deutschen Volks- 
tums in das weite Ostseebecken politisch zur Stärkung eines 
fremden, nämlich des dänischen Machtgebietes gezwungen 
werden sollte. Das ist der offensichtliche Zweck des Druckes, 
den Waldemar auf Albrecht von Riga ausübte. Indem er die 
Zufuhr frischen Menschenmaterials aus dem einzigen Ausfuhr- 
hafen wirklicher Bedeutung, nämlich Lübeck, planmäßig unter- 
drückte, stellte er die deuffche Kolonie im Osten vor die Frage: 
Unterbindung des Zusammenhangs mit der Quelle des Koloni- 
sationswerkes, dem deuffchen Westen, oder Anerkennung der 
dänischen politischen Herrschaft über die junge Kolonie. Bischof 
Albrecht hat die Bedeutung des ungestörten Zusammenhangs 
mit Lübeck so hoch eingeschätzt, daß er lieber die dänische 
Herrschaft ertragen, als diesen entbehren mochte; er wird seine 
Gründe gehabt haben; ohne diesen Zusammenhang war die 
Kolonie nicht lebensfähig, konnte sie nicht einmal ihre Existenz 
gegenüber den noch unruhigen Ureinwohnern behaupten. 

Von solchen Gesichtspunkten des baltischen Raumes war 
in den kritischen Jahren 1225—1227 die Politik des vielleicht 
wichtigsten der deuffchen Verbündeten bestimmt: Lübecks. Höchst 
bezeichnend: so sehr die Stadt ihren Verbündeten gegenüber, 
dem Grafen von Holstein, dem Herzog von Sachsen, die voll- 
kommene Freiwilligkeit ihrer Kampfeshilfe betont, so sehr sie 
ihnen gegenüber ihr Recht unterstreicht, ihren eigenen Weg 
nach eigenem Ermessen zu gehen, so sehr ist in den Urkunden, 
die auf den Zusammenhang mit Livland gelten, die Gemein- 
samkeit, ja die Einheit unterstrichen. Als die Deuffchen in 
Livland damals Qsel genommen hatten und damit in die 
dänische Interessensphäre eindrangen, hatte Lübeck sie gebeten, 
nicht ohne Einschluß Lübecks Frieden mit den Dänen zu schließen. 
Dem Antwortschreiben, das Bischof Albert, der Ordensmeister, 
die Stadt Riga und die übrigen Deuffchen in Livland senden, 
merkt man die freudige Zustimmung an. „Eure Nöte halten 
wir fiir die unseren; Frieden und Krieg ist uns gemeinsam" — das 
ist der kurze Inhalt des stolzen Schreibens. Und wenn die 

19* 
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Lübecker ihre Ratsboten über Berg zum Kaiser nach Italien 
schicken, dann beschränken sie sich nicht nur auf ihre engere 
Mission, die Erlangung des bekannten Privilegs für Lübeck, 
sondern treten in einer Urkunde als Fürbitter für den livlän- 
dischen Orden auf; schon damals ist jene Schicksalsgemeinschast 
Tatsache, welche jener berühmte Brief Revals an Lübeck aus 
dem Jahre 1274 in die Worte gekleidet hat: „Wir gehören 
zusammen wie die beiden Arme des Gekreuzigten." 

Es ist ein Bild von imponierender Größe, das damals die 
Lübecker Politik schon bei der Beschränkung auf das östliche 
Interessengebiet der Stadt bietet. Sobald es 1225 die Berhältnisse 
zulassen, nimmt sie kurz entschlossen das Wagnis der Beseitigung 
der Dänenherrschast in der Äadt auf sich; wird von da die 
treibende Kraft im Kampfe gegen Waldemar. Gleichzeitig ist die 
Stadt aber offenbar nicht nur diplomatisch, sondern auch militärisch 
an den Kämpfen um Ssel beteiligt und weiß ebensogut Distanz 
zu halten von den mit allen Kräften unterstützten fürstlichen 
Verbündeten in Nordalbingien wie sie gleichzeitig die klug 
gewonnene Selbständigkeit durch den Kaiser zu sichern versteht. 

Man darf soweit gehen: Nur durch die Größe seiner 
Auffassung des baltischen Problems hat Lübeck sich die Reichs- 
fteiheit errungen. Denn wenn ich auch nicht soweit gehen 
möchte, in Hermann von Salza den eigentlichen Urheber der 
Verleihung der Reichsfteiheit an Lübeck zu sehen; wenn ich 
vor allem die eigentliche Initiative zu Lübecks Ostseepolitik 
nicht erst durch dieses Privileg bedingt halte; daß Lübeck eben 
in den kritischen Tagen, als sich Friedrich für oder gegen 
Waldemar entscheiden mußte, von ihm die Reichsfteiheit erhielt, 
das ist sicher nicht ohne Hermann von Salzas Fürsprache 
geschehen'^). Es darf als ein besonders glückliches Zusammen- 
treffen gelten, daß in dieser enffcheidungsschweren Zeit drei 
Faktoren vorhanden waren, welche für die deutsche Aufgabe 
in der Ostsee das volle Verständnis mit der Energie zum 
Handeln verbanden: das waren Bischof Albert von Livland, 
Hermann von Salza, und — der Lübecker Rat. Von ihnen 

Hierin stimme ich ganz Erich Caspar, Hermann von Salza, 1924, 
S. 43, zu. 
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waren Bischof Albert und der Lübecker Rat durch die Ereignisse 
der letzten Jahre in dem Bewußtsein der Zusammengehörigkeit 
noch mehr bestärkt; j)ermann von Salza schickte sich an, gerade 
jetzt eine wesentliche Rolle in der deutschen Kolonisationsarbeit 
des Ostseegebiets zu leisten. Er wußte sehr wohl, daß auch 
für das von ihm geplante große Werk der Christianisierung 
Preußens in der politischen Form des Ordensstaates Lübeck 
unentbehrlich sei; er wußte aber auch ebensogut, daß nur ein 
dänenfreies, möglichst starkes und unabhängiges Lübeck die 
sichere Operationsbasis abgeben konnte. So fanden sich hier 
zum Glück für die deutsche Zukunft auf italienischem Boden die 
Bevollmächtigten des Lübecker Rates und Hermann von Salza 
als ebenbürtige Partner zusammen; und es ist ehrenvoll für 
Friedrich II., daß er ihre gemeinsamen Pläne durch seine Urkunde, 
das Reichsfreiheitsprivileg, sanktionierte, obwohl diese Maßnahme 
in direktem Widerspruch zu den dänenfreundlichen Wünschen 
des Papstes stand. 

In den einleitenden Sätzen des Freiheitsbriefes von 
1226 erwähnt Friedrich II. die berühmten und willkommenen 
Dienste, die Lübeck dem Reiche bisher geleistet habe, 
und die es in der Zukunft noch in gesteigertem Maße leisten 
werde. Es liegt zum mindesten sehr nahe, diese Worte auf 
die antidänische Stellung Lübecks zu beziehen: 1225 und 1226 
hatte Lübeck hier in der Tat Besonderes geleistet, und auf dem 
Schlachtfeld von Bornhöved hat es dann kurz danach bewiesen, 
daß es noch mehr und Entscheidenderes zu leisten bereit war. 
Die Sage will ja, daß sogar der Führer des verbündeten Heeres 
ein Lübecker Ratsmann gewesen sein soll: Alexander von Soll- 
wedel. Daß aber der Kern der Sage, nämlich die hervor- 
ragende Teilnahme der Lübecker, zutrifft, dafür wäre zunächst 
auf die Rolle Lübecks als Sammelplatz der verbündeten Truppen 
vor dem Kampfe zu nennen. Jedenfalls war schon das spätere 
13. Jahrhundert von der hervorragenden Teilnahme der 
Lübecker am Kampf überzeugt. Als gegen Ende des Jahr- 
hunderts die heutige Berliner Handschrift der sächsischen Welt- 
chronik niedergeschrieben wurde, da ließ der Illuminator auf seiner 
bildlichen Darstellung der Schlacht über der dänischen Kämpfer- 
gruppe das Banner mit den 3 Leoparden wehen; über der 
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deutschen aber weht das Banner Weiß-Rot von Lübeck^). 
Nirgendwo ist auch in der Folge das Gedächtnis der Schlacht 
so seierlich begangen worden: das Burgkloster ist der Maria 
Magdalene geweiht, und jahrhundertelang erinnerte ein 
besonderer Gottesdienst an die Schlacht. 

Lübeck hatte dazu auch allen Grund. Denn wenn es das 
Hauptergebnis dieser denkwürdigen Schlacht ist, daß die drohende 
Herrschaft der Dänen in der ganzen Ostsee beseittgt wurde, so 
war das allein schon ein Gewinn, der Lübeck durch seine natür- 
liche Lage zunutze kam. Aber das ist ja die große Meister- 
leistung der lübeckischen Polittk dieser an sich so gefährlichen 
Jahre: daß sie aus den Berwicklungen für die Stadt selbst auch 
noch jene reichsrechtlich garantterte Unabhängigkeit der eigenen 
Stellung herauszuholen verstand, die in der Folgezeit 
Voraussetzung dazu war, daß die Stadt die herrschende Macht 
in diesem Ostseeraum wurde, dessen Freiheit sie hatte erstreiten 

b) Unbedingt sicher ist die weißrote Fahne nicht als Lübecker zu deuten. 
I. Kretzschmar hat seine Bedenken in den Lübischen Forschungen, 1922, 
S. 39, Anm. 1, vorgetragen. Die Fahne auf den Bremer Erzbischof zu be- 
ziehen, hat seine Schwierigkeiten; gab es Ende des 13. Jahrhunderts eine bereits 
fest ausgebildete Fahne des Bremer Erzbischofs? Daß es damals bereits die 
weißrote Fahne Lübecks gab, lehrt das dritte Lübecker Stadtsiegel, dessen 
Stempel 1280 geschnitten wurde. Das zweite Bedenken, daß nämlich Lübeck 
nicht als Kämpfender im Text der Sachsenchronik genannt sei, ist wohl kaum 
zwingend, da aus dem Zusammenkommen der Herren zu Lübeck und dem 
dann sich anschließenden Losziehen gegen Waldemar eine gemeinsame Aktion, 
einschließlich Lübecks, gefolgert werden kann. Ich bin der Deutung ge- 
folgt, die 1888 Mollerup in der oben erwähnten Schrift gegeben hat; auf 
Mollerup geht offenbar die Notiz bei Hasse (Mitteilungen Bd. VIl, S. 17) 
zurück, von der Kretzschmar ausgeht. Auch H. Reincke hat in der Offsetdruck- 
beilage der Hamburger Nachrichten zum 23. Juli 1927 die weißrote Fahne auf 
Lübeck bezogen; in der Deutung der letzten Gestalt der Miniatur auf deuffcher 
Seite scheint Mollerup (Herzog von Sachsen: Herzogshut) das Rechte getroffen 
zu haben. Die Beziehung der weißroten Fahne auf Holstein ist wohl schon 
aus dem Grunde ausgeschlossen, weil eine der Gestalten des Vordergrundes 
auf Adolf IV. bezogen werden muß. Mollerup nimmt hier meines Erachtens 
mit Recht an, daß der Illuminator die Farben des Grafenschildes nicht ge- 
kannt habe. Der Holzschnitt, mit dem 1492 Steffan Arndes sein großes 
Passional schmückte (vgl. die Abbildung bei H. Reincke a. a. O ), bringt auch das 
dänische Banner mit den drei Leoparden, dem hier nicht das weißrote, 
sondern das mit dem Doppeladler entgegengestellt ist; hier also offensichtlich 
auf Lübeck bezogen 
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helfen. Und so tritt neben die Befteiung Nordalbingiens von 
der Dänenherrschaft, neben die Sicherung des Ballikums für 
die Kolonisation unter deutscher Führung als dritte wesentliche 
Folge des Kampfes von Bornhöved die Grundlegung der Führer- 
stellung Lübecks. Eine Folge von allergrößter Bedeutung. 
Gewiß erfreute sich Lübeck schon damals einer hochangesehenen 
Stellung. An der Gemeinschaft der Kaufleute des römischen 
Reiches auf Gotland hatten seine Bürger wesentlichen Anteil. 
Aber noch lag eben der Schwerpunkt der Entscheidungen für den 
gesamten deutschen Kaufmann bei dieser gotländischen Genossen- 
schaft. Von ihr hört man gerade im Zusammenhang mit den wich- 
tigen Fragen, die sich damals aus der drohenden Dänenherrschaft 
in den Zielländern der deutschen Kolonisation ergaben, so gut 
wie nichts^). Auf holsteinischem Boden, in der Nähe der Mauern 
Lübecks, mußte sich die j)auptentscheidung auch für die Geschicke 
des fernen Ostens abspielen; das war 1225 bereits klar; und 
ebenso war die für die Geschicke des Ostens entscheidende Be- 
deutung Lübecks als des Verbindungsplatzes mit der altdeutschen 
j)eimat gerade damals drastisch zum Bewußtsein gebracht worden. 
So richteten sich damals die besorgten Blicke aus Livland weit 
intensiver auf Lübeck als auf Gotland. Und da Lübeck die 
Hoffnungen, die damals auf die Stadt gesetzt wurden, so glänzend 
erfüllte, wuchs sie von selbst zum erstenmal in die Rolle 
einer selbständigen, auch von der gotländischen Genossenschaft 
unabhängigen Ostseepolittk. Es ist bekannt, wie zielbewußt und 
wie sicher Lübeck dann diesen Weg weiter beschritten hat: wie 
die politische Bedeutung der gotländischen Genossenschaft immer 
mehr schwindet, die der Städte immer mehr wächst, bis dann 
zu Ende des Jahrhunderts Lübeck, durch einen Beschluß der 
seine Führerschaft anerkennenden Städte, der gotländischen Ge- 
meinschaft mit ihrem Siegel auch den Schein der Persönlichkeit 
leichthin wegnehmen kann, wie einst der karolingische Hausmeier 
das Schattenbild des merowingischen Königtums erst längere 
Zeit duldete, dann verschwinden ließ. Wenn wir uns das Bild 

h Nur Hans. U.-B. I, Nr. 213, richtet sich an die Deutschen auf Gotland: 
man vergleiche demgegenüber die rühmende Erwähnung der Deutschen auf 
Gotland, in der Zollsreiheitsverleihung an die Deutschen aus Gotland durch 
Bischof Albert vom Jahre 1211. Die Zeiten hatten sich gewandelt. 
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der Hanse nicht anders denken können als das eines Städtebundes 
unter Lübecks Führung, so hat Lübeck sich das Anrecht und die 
staatsrechtliche Voraussetzung dazu in den Jahren 1225 bis 1227 
in Ehren selbst geschaffen. Geschaffen durch jene Verbindung 
diplomatischen Geschicks mit höchster Opferbereitschaft in der 
rechten Stunde. Auf dem Felde von Bornhöved wurde so 
nicht nur die Freiheit des Ostsee-Raumes für die spätere Ent- 
wicklung der Hanse erstritten, sondern zugleich ihr endgülttger 
Führer prädesttniert: das war Lübeck und der Lübecker Rat. 

Es ist nützlich, um die rechte Perspettive zu gewinnen, einmal 
festzustellen, wie Lübeck außerhalb der hansischen Well zwei 
Jahrzehnte nach Bornhöved als polittscher Faktor gewertet wurde. 
Die große Zahl der Briefe Jnnozenz' l V. aus den Jahren 1245 bis 
1252, die heute noch auf der Lübecker Trese ruhen, reden hier 
eine eindrucksvolle Sprache für die Wertschätzung, deren sich 
Lübeck an der Kurie erfreute. Dabei war man in Lübeck durch- 
aus nicht geneigt, sich den Wünschen des Papstes in seinem 
Kampf gegen Friedrich II. gefügig zu zeigen; und als sich Lübeck 
endlich zur Anerkennung Wilhelms von Holland herbeiließ, hat 
die Stadt es nur getan, nachdem auf ihre Jnittattve die Fürsten 
in Braunschweig durch Reichsweistum feststelllen, daß nur die 
Wahl der Kurfürsten, nicht päpstliche Approbatton den römischen 
König rechtmäßig schaffe. So hat die von Rom so umworbene 
Stadt der päpstlichen Theorie und Praxis in einer grundlegenden 
Frage des Reichsrechts die empfindlichste Niederlage beigebracht 
und hier geradezu das erlösende Wort gesprochen, auf das die 
Fürsten gern hörten. Ich wähle gerade dieses Beispiel, weil 
es mit der hansischen Stellung Lübecks an sich gar nichts zu tun 
hat, um so deutlicher aber zeigt, wie schnell Lübeck im Anschluß 
an die bei Bornhöved errungene Stellung zu einem anerkannten 
Fattor von Bedeutung der deutschen und europäischen Politik 
wurde. 

* * -I- 

Wenn ich an jene Schlachten des 13. Jahrhunderts erinnere, 
die ich eingangs erwähnte: an Tagliacozzo, an Bouvines, an 
Dürnkrut, so steht die von Bornhöved an allgemeingeschichtlicher 
Bedeutung hinter ihnen gewiß nicht zurück. Sie brachte — ich 
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fasse zusammen — die Unabhängigkeit Nordalbingiens von 
Dänemark, sie sicherte den weiten Raum der Länder im Süden 
und Osten der Ostsee der deutschen Kolonisation in deutschen 
Herrschaftsgebieten; mit anderen Worten: sie rettete das staatlich- 
politische Ergebnis der großen deutschen Kolonisationsbewegung 
im Ostseegebiet; sie gab endlich der wirtschaftlichen Expansion 
der Deutschen ins Ostseegebiet den rechten Führer und mit ihm 
späterhin das rechte Organ: Lübeck und die deutsche Hanse. 
So war der Marien-Magdalenentag des Jahres 1227 richtung- 
gebend für die Zukunft, wie es nur bei ganz großen Zäsuren 
des politischen Geschehens der Fall ist. Dazu aber kommt ein 
anderes. Tagliacozzo und Bouvines sind keine Tage glücklichen 
Geschehens der deutschen Geschichte. Dürnkrut, die zweite große 
Schlacht, welche die Kolonisation des Ostens wesentlich beeinflußt 
hat, muß gerade nach dieser Richtung hin als ein verhängnis- 
voller Tag gewertetwerden:Bornhöved hatdie deutscheKolonisation 

und ihre Ergebnisse im Ostseegebiet ungemein gefördert, Dürnkrut 
im Südosten gehemmt, zum Teil geradezu vernichtet. Bornhöved 
allein bleibt jene dieser Schlachten, über deren Ergebnisse wir 
vom deutschen Standpunkt aus nur bedingungslos ftoh sein 
dürfen. So wird der Tag von Bornhöved im tiefften Sinne 
zu einem nationalen Gedenktag. 

Die Schlacht selbst umschwebt ja der Nimbus eines nationalen 
Befreiungskampfes. Es ist in der Tat so gewesen, daß der 
gemeinsame Wille, nicht mehr unter dänischer Herrschaft stehen 
zu wollen, die Fürsten und Herren, mochten sie sich auch vor- 
her noch so bitter untereinander bekämpft haben, zu jener 
Schicksalsgemeinschaft zusammenschloß, die dann durch den 
Hinzuttitt Lübecks und in letzter Stunde Dithmarschens erweitert 
wurde, zu einer einhelligen Erhebung Nordalbingiens. Sobald 
aber dieses eine Ziel erreicht war, ist nichts mehr von der 
Verbundenheit zu spüren. Fürsten und Herren bekämpften sich 
wieder in altgewohnter Weise, und der Dänenkönig, nachdem 
er auf die Oberhoheit über Nordalbingien erst verzichtet hatte, 
war immer wieder ein hochwillkommener Bundesgenofle im 
Kampf der deutschen Gewalten untereinander. Das hatte Lübeck 
bereits 1234 zu spüren, als er sich einer Koalition Holsteins und 
Dänemarks gegenübersah; und zu Anfang des 14. Jahrhunderts 
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hat dann noch einmal die Verbindung Dänemarks mit den 
Territorialfürsten rechts und links der geographisch so gesähr- 
deten Stellung Lübecks die Stadt zur Anerkennung einer 
dänischen Schirmherrschast genötigt. Die Fürsten und Herren, 
die bei Bornhöved kämpften, erstritten ihre Unabhängigkeit den 
Dänen gegenüber, um dann weiterhin unter sich den erbitterten 
Kampf um die Macht auszufechten, der im Zeitalter der 
werdenden Territorien die zerrüttende Tragik Deutschlands 
gewesen ist, und sein mußte. Denn es ist ja nicht so, daß nach 
dem Wegfall einer starken Obergewall, sei es des Reichs, sei es 
des Herzogtums Heinrichs des Löwen, ein fertig ausgebildetes 
System einzelner stattlicher Gewalten vorhanden gewesen wäre, 
das in seiner Zusammenfassung an die Stelle der alten Macht 
hätte treten können. Als diese fortfiel, blieb ein schwankendes, 
werdendes Chaos im ganzen Reiche. Bis zum kleinsten Gerichts- 
herrn fühlte sich jeder berufen, den traurigen Kampf zu kämpfen 
für die Herausbildung engster dynastischer Machtbezirke. 

Ganz anders Lübeck. In dieser Zeit der Atomisierung der 
staatlichen Gewalt geht sein Ziel auf das Sammeln, Zusammen- 
fassen von Kräften. Der Zug nach Verbundenheit in weiten 
Räumen war ja schon dem deutschen Kaufmann des 12. Jahr- 
hunderts etwas Selbstverständliches; die Gemeinschaft der Kauf- 
leute des römischen Reiches, die das gotländische Ufer besuchen, legt 
davon das beste Zeugnis ab. Lübeck vertrat aber nicht nur diesen 
Drang zum weiten Raum unter dem Gesichtspunkt des kaufmän- 
nischen Gewinnstrebens, sondern auch im engsten Zusammenhang 
mit der Kolonisation des Ostens. Die von Lübeck ausgehende 
Handelspolitik stützte sich durchweg im Ostseegebiet auf die 
Oberschichten der von den Deutschen selbst planmäßig angelegten 
Handelsstädte; und diese standen wieder im engsten blutmäßigen 
Zusammenhang mit den Oberschichten der Städte Altdeutschlands, 
z. B. Soests, in dessen Mauern zu den Tagen der Schlacht von 
Bornhöved bereits der städtische Patrokliturm als prachtvolles 
Zeugnis der Größe dieses Bürgertums auf das Leben der Stadt 
herabschaute. So war schon durch die Zusammensetzung dieser 
fernhändlerischen Kaufmannschaft der beste Grund dazu gelegt, 
daß die von Lübeck betriebene Handelspolitik im tieferen Sinne 
des Wortes eine nationale war. Deshalb wird auch der Bund, 
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der nun entstand, der Bund der Städte von der deutschen 
Hanse. Und aus der klaren Erkenntnis der ungeheuren Bedeutung 
der östlichen Kolonisation sinden sich eben vor der Schlacht von 
Bornhöved Lübeck und Bischos von Livland, Ordensmeister und 
Riga, und endlich Hermann von Salza, der Schöpser des 
werdenden Ordenstaates zusammen. Der Gegensatz zu den 
endlosen Kämpsen zwischen Fürsten und Adligen aus dem Boden 
des alten Reiches ist offenbar; in der Tat kamen mit dem 
selbständigen Bürgertum die ersten wahrhast nationalen Züge in 
das wirre Bild deuffcher Geschichte dieser Zeit, und man versteht 
es, wie ein so seinsinniger Forscher wie Karl Wilhelm Nitzsch 
bereits 1874 in seinen Nordalbingischen Studien aus Lübeck 
das Homerzitat anwenden konnte: „Es allein ist beseell, die 
anderen irrende Schatten." 

Und das Königtum? Friedrich II., das wollen wir dankbar 
anerkennen, hat das ganze große Problem der Kolonisation aus 
deuffcher staatlicher Grundlage gefördert, soweit es ihm in den 
Jahren 1224—1226 möglich war: in reichsrechtlicher Anerkennung 
dessen, was die am Werke wirkenden Kräfte selbst geschaffen hatten. 
Mehr wahr ihm nicht möglich. Seine akttvsten Kräfte gehörten 
dem Ausbau seiner sizilischen Macht; und eben damals bereitete 
sich aus jenen im Grunde bereits überlebten Ideen einer älteren 
Zeit der neue Konflikt mit dem Papsttum vor: die Bannung des 
Kaisers wegen des 1227 noch nicht angetretenen Kreuzzuges. 
Nach den Wirren des Interregnums schied allerdings das 
Königtum endgüllig für diese Fragen im Nordosten aus; die 
deuffchen örtlichen Gewallen blieben auf sich selbst angewiesen. — 

Mit diesem Blick auf die Kräfte und Hemmungen, welche 
die Schlacht von Bornhöved hinterließ, möchte ich schließen. 
Sie lehren uns das eine: Was auf dem Felde von Bornhöved 
errungen wurde, ist in seiner Fortdauer am sichersten geschützt 
in der engen, unlösbaren und reibungslosen Verbindung von 
Volk und Staat. 
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Dur Selcklckte des ssleilckergewecbes der 

Ltadt Lübeck im Uütkelalter. 

Von Franz Lffinger. 

(Fortsetzung und Schlutz.) 

8 Z. Die Lunft al5 reügiöle, gelellige und militärilcke 
Lenollensckaft. 

s) Die religiöse Seite der Zunft. 
Unter den nichtgewerblichen Zwecken, welche die Zünste 

verfolgten, stand das religiöse Moment im Vordergrund. Vei 
der allgemeinen Bedeutung, welche die Kirche für das gesamte 
mittelalterliche Leben hatte, kann es nicht verwundern, wenn 
auch gewerbliche Korporationen in religiöser Hinsicht eigene 
Instituttonen hatten und sich am kirchlichen Leben beteiligten. 

Die Lübecker Knochenhauer hatten sich die Jungfrau Maria 
zu ihrer Pattonin erwähll, der sie an einem eigenen Aüar in 
der Marienkirche eine spezielle Verehrung durch die Zunft- 
mitglieder zuteil werden ließen. Diesen Altar unterhielten die 
Knochenhauer aus den Jnttaden zweier Kaven, die ihnen zu 
Eigen gehörten und für deren Benutzung jeder Handwerksmeister 
des Sonntags V, Pfennig „lübesch" gab^"), ferner aus der schon 
erwähnten, bei Erlangung der Meisterschaft zu enttichtenden 
SummeSie besoldeten außerdem einen eigenen Priester, 

,,der leven orowen altare, bat se hebben in unser leven vrowen 
kerken", Wehrmann, S. 262 f. 

"h Diese „kaven" waren 2 kleine Schlachthäuser, „de en ere vorvaren 
gegeven hebben to vnser leven vrowen altare" (Wehrmann, S. 261 und 
S. 263). In dem einen konnte Bieh aufbewahrt werden, in dem andern 
wurde bei Streitigkeiten zwischen Kütern und Knochenhauern geschlachtet. 

"') Vgl. oben S. 176. 
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der ihnen die Messe las („de knokenhowere misse"), da ihr Geschäft 
sie hinderte, zur gleichen Zeit wie die anderen Leute des 
Morgens Messe zu hören. Wenn nöttg, gab ferner jeder Meister 
einen Pfennig zu den geistlichen Gewändern, zu den Lichtern 
„unde to anderen stucken, des me bedarf to den altare"'"). Die 
Zunft hatte für die kirchlichen Zwecke und für den Altar einen 
eigenen Beamten eingesetzt, „de dat altar vorstaet"^^^). 

b) Die sittliche Seite der Zunft. 

Von Bedeutung war auch die Täügkeit der Zunft als Sitten- 
polizei. Sie machte nicht nur ihren Mitgliedern eine werktätige, 
brüderliche Liebe gegeneinander zur Pflicht und sorgte dafür, 
daß kein Amtsbruder durch unschickliche Reklame und dergleichen 
den andern überflügle"^), sie beauffichtigte auch das Benehmen 
und den sittlichen Wandel jedes einzelnen Zunftmitgliedes. Einige 
Forderungen, welche sie den Gesellen gegenüber erhob, haben 
wir schon kennen gelernt"'). Wir wissen auch bereits, daß die 
Zunft schon bei der Aufnahme eines neuen Mitglieds besonders 
auf makellosen Ruf und einwandfreies Herkommen sah. Wie 
sehr die Zunft auf Ehrbarkeit Wert legte, zeigt auch ein Vorgang 
aus dem Jahre 1494. Damals wandte sich das Amt durch 
seine Ällerleute an den Rat der Stadt, und ersuchte ihn, einen 
ihrer Genossen aus ihrer Gemeinschaft ausschließen zu dürfen, 
weil er noch zu Lebzeiten seiner rechtmäßigen Gattin mit einer 
andern Frau „in untucht lebte". Der Rat gebot daraufhin auch 
sofort diesem Mann, daß er die Frau „von sick taten unde nicht 
by sick holden scholde, so verne he des amptes wolde bruken" "^). 

c) Die militärische Seite der Zunft. 

Die Zunft war auch eine militärische Einheit. Es bestand 
in ihr das Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht für alle männ- 
lichen Mitglieder. Diese hatten hauptsächlich die Pflicht der 

'") Wehrmann, S. 261 und 263, Rolle der Knochenhauer. 
'") Wehrmann, S. 265, Rolle der Knochenhauer. 
'") Dgl. S. 314 f. dieser Arbeit. 
"') Dgl. oben S. 176 f. 

Pauli, Lübeckische Zustände im Mittelalter III, S. 27 f. und S. 144 
(Eintrag ins Niederstadtbuch). 
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Stadtverteidigung, mußten aber unter Umständen auch außerhalb 
der Stadt dienen""). Das Kommando, überhaupt die Kriegs- 
hoheit besaß in Lübeck der Rat. Aus sein Erfordern mußte 
jede Zunft jederzeit eine bestimmte Anzahl ausgerüsteter und 
gewappneter Mannen stellen""). In der Knochenhauerrolle 
findet sich zwar keine Nachricht über die militärische Seite der 
Zunft. Doch können wir darüber einiges aus anderen Quellen 
entnehmen. Zunächst läßt sich feststellen, daß die Militärdienste 
leistenden Knochenhauer besoldet wurden"'). Gerieten sie in 
Gefangenschaft, dann hatte der Rat die Verpflichtung, die 
Auslösungssumme zu bezahlen"^). Da die Knochenhauer vielfach 
Pferdebesitzer waren — sie ritten mancherorts über Land, um 
ihre Einkäufe zu machen"") —, so dienten sie bisweilen auch zu 
Pferde. Auch in Lübeck scheint dies der Fall gewesen zu ftin. 
So wurden bei einem Aufenthalt des Königs Christian l. 
von Dänemark mit seinem Gefolge im Jahre 1462 Knochenhauer 
und Pferdeverkäufer zu Pferde unter anderen bewaffneten Bürgern 
zum Schutz der Stadt gegen etwaige Überrumpelung aufgeboten. 
Auch später noch läßt sich nachweisen, daß die Knochenhauer bei 
ähnlichen Anlässen berittene Dienste leisteten"^). 

ci) Die gesellige Seite der Zunft. 

Die Mitglieder der Zunft kamen auch zu geselligen Ver- 
anstaltungen zusammen. Diese erlitten allerdings nach der 
Rolle von 1385 dadurch eine Einschränkung, daß für die 
Abhaltung einer solchen Veranstaltung („ghesterie") zuerst vom 
Rat die Erlaubnis eingeholt werden mußte""). Wie lange die 

'") Wehrmann, S. 111 Einleitung, ferner auch Hohler, S. 141 f. 
Wehrmann, Die obrigkeitliche Stellung des Rates zu Lübeck (Hans. 

Gesch.-Bl. 1884), S. 57. 
Lüb. U.B III, S. 532 (von Knochenhauern ausgestellte Sold- 

quittung aus dem Jahre 1364). 
'") Lüb. U.B. III, S. 444, Nr. 436 (1362). 
'") Dgl. Berlepsch, S. 72. 
'") Bgl. darüber Wehrmann, Die Zunftrollen von Lübeck, S. 112 f. 

Auch in Eßlingen mußte sich jeder Fleischer bei der Reitenden-Bürger-Kompagnie 
einschreiben lassen. 1676 wurde bestimmt, daß alle Fleischer zusammen 
mindestens 20 Pferde zu halten hätten. Vgl. Berlepsch, S 73 f. 

"°) Wehrmann, S. 260. 
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Bestimmung in Kraft blieb, wissen wir nicht. Den Ort solcher 
Zusammenkünfte bildete, wenigstens in späterer Zeit, sicher das 
Knochenhaueramtshaus, das in der Fleischhauerstraße lag'"). 

8 4. Nmt5versammlungen und Lunftgerilstt. 

s) Die Morgensprachen. 

Die Versammlungen des Amts hießen in Lübeck „morgen- 
sprachen"'"). Von solchen Amtsversammlungen spricht bereits, 
wie wir schon wissen, die deutsche Fassung des Lübecker Stadt- 
rechts von 1270'"). Dem Wortlaut des betreffenden Artikels 
nach hat der Rat die Morgensprache zu dem Zweck verliehen, 
daß die damit Beliehenen darin der Stadt Nutzen befördern'b»), 
und es haben die Werkmeister geschworen, über die Beobachtung 
dieser Forderung zu wachen. Wird eine Versammlung gegen 
diese Bestimmung gemacht, dann werden sowohl die Vorsteher 
als auch sämtliche Teilnehmer an der Versammlung bestrast 
und außerdem das Recht zur Abhaltung einer Morgensprache 
entzogen. Indem wir zum Teil schon früher Gesagtes wieder- 
holen, stellen wir hier zunächst kurz fest, was sich aus diesem 
ältesten Zeugnis ergibt: Daß unter den mit dem Recht zur 
Abhaltung von Morgensprachen Beliehenen nur j)andwerker 
gemeint sein können, hat bereits Wehrmann gezeigt'"). Dieses 
Recht bedeutet zugleich eines der wichtigsten Korporationsrechte, 
das einer Genossenschaft verliehen werden konnte und wurde 
nicht jedesmal von Fall zu Fall, sondern ein für allemal 
erteilt. Eine allgemeine Grenze für den Aufgabenbereich der 
Morgensprache war durch die Bestimmung gegeben, daß nichts 
dem Nutzen der Stadt Nachteiliges darin ins Werk gesetzt 
werden durste. Die Werkmeister, d. h. die Vorsteher der 
betreffenden Genossenschaft, hatten sich eidlich verpflichtet, dafür 
zu sorgen. Sie mußten also auch die verantwortlichen Leiter 
der Versammlung gewesen sein. Wurde diese 5)auptforderung 

W. Brehmer, Lüb. Häusernamen . . . S. 111. 
So in der Rolle von 1385. 
Vgl. oben S. 153, 156. 
Dadurch wird übrigens zugleich der öffentlich-rechtliche Charakter 

der Zunft ausgesprochen. 
">°) Wehrmann, S. 72 Einleitung. 
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verletzt, schritt der Rat strafend ein. Wie sich nun derselbe darüber 
informierte, daß in der Morgensprache nur „des stades nut" 
gefördert wurde, darüber erfahren wir nichts. Jedenfalls geht 
aus dem oben erwähnten Artikel nicht klar hervor, ob die 
Morgensprachen der Ämter schon damals einer dauernden 
ratsherrlichen Aufsicht unterstellt waren. Da nähere Quellen 
aus der früheren Zeit fehlen, dürfen wir diese Verhältnisse 
ursprünglich wohl auch für die Morgensprachen unseres Amtes 
annehmen. Die Ereignisse im Lauf der Zeit brachten aber 
darin gerade eine für unser Amt bedeutsame Änderung. Die 
Veranlassung dafür ist uns schon bekannt. Nach der Rolle von 
1385 wurde den Knochenhauern das Recht genommen, ohne 
jeweilige Erlaubnis des Rats eine Versammlung abhalten zu 
dürfen' °'). Die Abhängigkeit vom Rat wurde aber noch dadurch 
verstärkt, daß von jetzt ab immer Ratsverordnete den Ver- 
sammlungen beiwohnten"''). Abgesehen von solchen Versamm- 
lungen, die vom Amt gewünscht wurden und zu denen jedes- 
malige Erlaubnis des Rats notwendig war, hatte der Rat 
selbst zur Erledigung besonders wichtiger Angelegenheiten eine 
jährlich wiederkehrende Morgensprache festgesetzt. Sie wurde 
am Dienstag nach Mitfasten (Lätare) abgehalten. Darin legten, 
wie wir uns erinnern, die gewesenen Zunftvorsteher ihr Amt 
nieder und statteten Rechenschaft über ihre Amtsführung im 
verflossenen Jahr ab. Außerdem traf man dort vermutlich die 
Vereinbarung über dievorzuschlagendenneuenZunftmitglieder'b»). 
Genauer den Umfang des Geschäftsbereichs der Morgensprachen 
anzugeben, ist nicht möglich. Doch darf man wohl annehmen, 
daß dort vor allem auch die der Zunft zustehende Gerichtsbarkeit 
ausgeübt wurde. 

b) Die Zunftgerichtsbarkeit. 

Die Gerichtsbarkeit, welche der Knochenhauerzunft nach 
dem Zunftbrief von 1385 zustand, war äußerst gering. Zunächst 
war so ziemlich die gesamte Gewerbepolizei und mit ihr die 
Gerichtsbarkeit in Gewerbesachen, soweit es sich übersehen läßt, 

Wehrmann, S. 260. 
Wehrmann. Ebenda („de heren, de dar to gevoget syn".) 

"') Dgl. oben S. 157, 175 f. 
Stichr. d. «. f. L. «. XXIV. r 20 



306 

in den Händen des Rats. Die Zunftvorsteher waren im 
allgemeinen nur Rügeinstanz, verpflichtet, die gewerblichen 
Vergehen der Zunftgenossen dem Rat zur Aburteilung anzu- 
zeigen. Die Gerichtsbarkeit selbst wurde größtenteils durch 
zwei jährlich ernannte Ratsherren als „weddeherren" aus- 
geübt'"). Die für Vergehen gegen die ratsherrlichen Ver- 
ordnungen erlassenen Strafen bestanden in Geldbußen in Höhe 
von 3—10 Mark Silbers, sowie zeitweiliger oder lebens- 
länglicher Handwerkssuspension, welch letztere besonders häufig 
Knechten angedroht wurde. Der Rat behiell sich auch vor, die 
Strafen teilweise auf dem Gnadenwege zu erlassen, wie der 
Ausdruck „na des rades gnade" oder„uppe der Herren gnade"'") 
besagt. Die Strafen mußten anscheinend teilweise direkt an die 
Stadt bezahlt werden'°°), teilweise mögen sie auch durch die 
Zunftvorsteher eingesammelt und an die Stadt abgeliefert worden 
sein. Dieser Umstand, zusammen mit der Annahme, daß die Zunftvor- 
steher die Aufsichtspflicht über die vom Rat erlassenen Bestimmun- 
gen, sowie die Anzeigepflicht für Übertretung dieser Verordnungen 
hatten, macht auch die Tatsache verständlich, daß sie von jeder Buße, 
die auf dem Rathaus abgeliefert wurde, 6 Pfennig erhiellen'°'). 
Die Gerichtsbarkeit der Zunft griff, wie gesagt, nicht sehr weit. 
Sie beschränkte sich lediglich auf eine gewiffe schiedsrichterliche 
Kompetenz. Gehandhabt wurde sie in dieftm Falle von den 
Zunftvorstehern. In dieser Eigenschaft hatten sie z. B. über 
Klagen wegen unlauteren Wettbewerbs zu richten'°y. Ferner 
waren sie in Streitigkeiten zwischen Knochenhauern und Kütern 
die Zwischeninstanz, von der die Sache an den Rat ging'"). 
Die Zunft handhabte außerdem die zünftige Sittenpolizei. 

Dies war im allgemeinen die ganze Kompetenz des 
Zunftgerichts, soweit sie sich aus den Zunfffatzungen erkennen läßt. 

Fromm, Das Frankfurter Textilgewerbe, S. 39. 
"°) Wehrmann, S. 264. 
"») So könnte wenigstens der Ausdruck: die Strafe ist zu „wedden 

uppe dem hUs" gedeutet werden, wobei hus ^ Rathaus zu fassen ist. Dgl. 
Wehrmann, Glossar. 

Wehrmann, S. 266. 
»»») Wehrmann, S. 264. 

Wehrmann, S. 266. 
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8 5. Die Lunst al5 wiüsltiastlirke Lenollenschast. 

s) Die Zunft zum Besten der Allgemeinheit. 

Die Zunft war nicht nur eine Korporation, welche ihren 
Mitgliedern nur Rechte und Vorteile bringen sollte, sondern 
ihnen auch Pflichten auferlegte, und zwar nicht nur ihren Mit- 
genossen gegenüber, sondern auch gegen das kaufende Publikum. 
Die Zunft versuchte deshalb, einerseits ihren Mitgliedern einen 
auskömmlichen, für jedes Mitglied möglichst gleichen Erwerb 
zu verschaffen, andererseits faßte man die Zunft als ein Amt 
auf, das zum Besten des Gemeinwesens möglichst pflichtgetreu 
zu verwalten sei. Da wir aber die Zunftbriefe nicht genau 
nach dem Anteil, welcher der Stadtobrigkeit und dem, der den 
Zünften selbst bei der Aufstellung derselben zukommt, zu zer- 
legen vermögen, so können wir auch nicht genau feststellen, 
wem von beiden Teilen die Initiative bei der Warenkontrolle 
zukommtIn unserm Gewerbe, wie überhaupt bei den 
Lebensmittelgewerben, wird wohl ein wesentlicher Teil von den 
in den Zunftbriefen enthaltenen Bestimmungen, die das Interesse 
des Konsumenten verfolgen, von der städttschen Obrigkeit her- 
rühren. „Dieser schrieb man ja vor allem die Pflicht zu, die 
Hüterin einer christlichen Wirffchaftsordnung, der gemäß Han- 
del und Wandel von christlich-ethischem Geist durchdrungen sein 
sollte, zu sein. Die diesem Grundgedanken entsprungenen Maß- 
regeln, die die Obrigkeit ergriff, waren aber in der ersten Zeit 
meistens Sorge für Maß und Gewicht und Lebensmittelpolizei'' ^)". 
Aber nicht nur allein die städttsche Obrigkeit, sondern auch die 
Zunft selbst war sich bewußt, daß sie ihr Amt im allgemeinen 

Vgl. o. Below, Die Motive der Zunftbildung im deutschen Mittel- 
alter, H.Z. 109, S. 40 f. 

Vgl. darüber v. Below, Artikel Preistaxen bei Elster II, S 583, 
v Below, Artikel Zünfte bei Elster I, S. 1384 ff.; v. Below, Monographien 
zur Weltgeschichte VI, S. 104. Ferner auch D. Schäfer, Die Hansastädte, 
S. 241. Für dieses Kapitel weiter außer Adler, Die Fleischteuerungspolitik 
der deutschen Städte beim Ausgang des Mittelalters und die einschlägigen 
Kapitel bei Sachs, Metzgergewerbe und Fleischversorgung der Stadt Nürnberg, 
vor allem noch die Schrift v. Belows, Mittelalterliche Stadtwirtschaft und 
gegenwärtige Kriegswirtschaft (Kriegswirtschaftliche Zeitfragen, herausgegeben 
von F. Eulenburg, Heft 10, Tübingen 1917) sowie die dort genannte Literatur. 

20* 
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Interesse möglichst treu zu verwalten habe und sorgte auch 
von sich aus durch Beaufsichtigung der gewerblichen Arbeit 
ihrer Mitglieder für das Interesse der Konsumenten 

Die Grundlage der Verordnungen, welche zu diesem Zwecke 
erlassen wurden, bildeten die Sicherung von Qualität und 
Quantität des zu verkaufenden Fleisches"'). Zunächst durfte 
überhaupt nur gesundes Vieh gekauft werden. Bei der Nach- 
richt vom Ausbruch einer Viehseuche auf dem Lande mußten 
die Älterleute das Amt zusammenrufen und jeden verpflichten, 
dort kein Vieh einzukaufen. Etwaige Übertretungen wurden 
schwer bestraft'"). Entsprechend durfte natürlich auch nur 
gesundes Vieh geschlachtet werden. In Lübeck war die Probe 
auf die Gesundheit der Tiere jedermann offensichtlich damit 
abgelegt, daß das Tier fähig sein mußte, die Brücke nach dem 
über der Wacknitz gebauten Schlachthaus zu überschreiten"'). 
Gefallenes Vieh, bzw. solches, das sich im Stall verletzt hatte, 
war ausschlachtbar, falls es ftessen mochte „unde mach gaen 
uppe dat kuterhus; mach dat rint eten unde nich gaen, so mach 
he zik dat rint nutte maken in syme hus", aber es durfte nicht 
zwecks öffentlichen Verkaufs geschlachtet werden'"). Aber nicht 
nur gesundes Vieh, sondern auch bloß solches, das nur aus- 
gezeichnetes Fleisch lieferte, sollte man schlachten. War ein 

>") Die Auffassung, daß die Zunft dem allgemeinen Interesse diene, 
kommt z. B. auch zum Ausdruck, wenn die Knochenhauer sich deshalb eine 
eigene Meffe lesen laffen, weil „se moten staen in den Hoden by na to 
middaghe dorch bequemicheit willen der kargere unde der gantzen menheit, 
also dat se nene misse konen hören lik anderen luden". Wehrmann, S. 263. 

Adler, Fleischteuerungspolitik, S. 21 ff. 
"h Wehrmann, S. 262 (Rolle der Knochenhauer). Eine ganz ähn- 

liche Bestimmung galt auch in Augsburg (1276). Vgl. Th. Meyer, Das 
Stadtbuch von Augsburg, S. 200. 

»'') Wehrmann, S. 265, 269. Vgl. auch Techen, Etwas von der mittel- 
alterlichen Gewerbeordnung, insbesondere der wendischen Städte (Hans. Gesch - 
Bl. 9). S. 85. 

Wehrmann, S. 265 s. Beinbrüchiges Vieh galt auch anderwärts 
sür minderwerttg. In Eßlingen durfte es zwar geschlachtet werden, das 
Fleisch war aber auf der Freibank zu verkaufen. Vgl. Berlepsch, S. 28. Auch 
in Münster mußte „beinbrüchiges" Vieh zuerst besehen werden, und von der 
Beschau hing es ab, ob es ausschlachtbar war, vgl. Krumbholtz, Die Gewerbe 
der Stadt Münster, S. 198, S. 200. 
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Tier so abgemagert, daß es keinen harten Talg mehr hatte, 
so mußte das Fleisch davon eingesalzen werden und war nur 
in gesalzenem Zustand verkaufbar'' ^). Aus dem gleichen Grunde 
wurde auch den Kütern verboten, Schweine mit Blut zu mästen, 
da dadurch anscheinend die Qualität des Fleisches verschlechtert 
wurde, und die Zunftvorsteher hatten streng über die Beobach- 
tung dieser Berordnung zu wachen Die Bäcker, die sich 
mit Schweinemast befaßten, durften nur gut gemästete Schweine 
verkaufen Das Fleisch, das zum Berkauf kam, mußte aber 
auch frisch sein. Gerade während der wärmeren Jahreszeit 
mußte man desto eifriger darüber wachen, daß nicht ganz frisches 
Fleisch rechtzeitig vom Verkauf zurückgezogen wurde. Deshalb 
war in Lübeck verordnet, daß vom 1. Mai (von sunte walburghe 
daghe) bis zum 24. August (wente to sunte Bartholomeus daghe) 
das am Sonnabend geschlachtete Fleisch nur noch am Montag 
bis zur Beendigung der Knochenhauermesse verkauft werden 
durfte""). Das finnige Fleisch wurde nicht als gesundheits- 
schädlich angesehen: daher war der Verkauf desselben gestattet. 
Es galt aber als minderwertig. Man mußte deshalb dafür 
sorgen, daß es als solches erkenntlich war und nicht unter das 
gute Fleisch gemischt und mit diesem verkauft wurde. Deshalb 
gab es schon 1353 in Lübeck eine Ratsverordnung, wonach 
finniges Fleisch nur auf den vom Rat dazu bestimmten Bänken 
(„den leden bi des vronen hus") verkauft werden durfte, und 
daß es jedermann dadurch kenntlich zu machen sei, daß man 
es auf ein weißes Laken legte"'). Die gleiche Bestimmung 

Wehrmann, S. 265. 
Wehrmann, S. 266 (Rolle der Knochenhauer); Lüb. U.B. III, S. 283. 

Aus demselben Grunde, nämlich, weil das Fleisch nicht gut wurde, war ander- 
wärts die Mästung mit Leinkuchen, den zusammengebackenen Hülsen des 
geschlagenen Leinsamens, verboten, z. B. in Nordhausen, vgl. Heyne, D.H.A. II, 
S. 281, Anm. 1, oder in Bamberg (1306); vgl. Berlepsch, S. 4l). 

Wehrmann, S. 264. 
Wehrmann, S. 265. In Siegburg (F. Lau, Quellen zur Rechts- 

und Wirtschastsgeschichte der rheinischen Städte, Kurkölnische I. Neuß. Bonn 
1911 (Publikation, der Gesellschast sür rheinische Geschichtskunde 29s S. 20) 
war es den Fleischern von Christi Himmelsahrt bis Sankt Jakob (25. Juli) 
überhaupt verboten, Fleisch, das sie tags zuvor ausgelegt hatten, des andern 
Tags noch zu verkausen. 

"') Lüb. U.B. I», Nr. 186. S. 186 (1353). 
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kehrt wieder in der Rolle der Knochenhauer"^). Der Verkäufer 
von finnigen Schweinen hatte die Verpflichtung zur Zurück- 
nahme der Tiere, falls er fich mit dem Käufer nicht einigen 
konnte und mochte dann fehen, wie er fich die Tiere am beften 
in feinem eigenen Haushalt nutzbar machte"'). Um aber ein- 
wandfrei feftftellen zu können, ob die Tiere gefund feien oder nicht, 
waren — vornehmlich für den Schweinehandel — eigene, vom 
Rat beftellte Vieh-Befchauer vorhanden, welche die zu Markt 
gebrachten Tiere unterfuchten^'H. Von ihnen handell fchon das 
Lübecker Stadtrecht"'). Diefes ging in Ausdehnung der Wir- 
kung diefer Viehbefchau fehr weit. Es machte nämlich den 
Befchauer für fein abgegebenes Gesundheitszeugnis selbst ver- 
antwortlich. Hatte er Schweine für „gheve up de thungen"')", 
d. h. für frei von Finnen, welche sich hauptsächlich an der Zunge 
der Tiere wahrnehmen lassen, erklärt, und sich darin geirrt, 
so konnte der geschädigte Käufer ihn selbst für den Schaden 
verantwortlich machen"^. Dem Viehbeschauer entsprach in 
späterer Zeit ein im Dienst der Stadt stehender beeidigter 
Fleischbeschauer, der die Konttolle über das zu verkaufende 
Fleisch ausübte"'). 

Bestimmungen, die dem Käufer die richttge Quantität des 
abgegebenen Fleisches sichern sollten, finden fich in unserer Rolle 

Wehrmann, S. 264. Ganz ähnliche Bestimmungen über finniges 
Fleisch schon im Augsburger Stadtrecht von 1276. Ebenso in Hildesheim, 
vgl. Tuckermann, Die Gewerbe der Stadt Hildesheim — Mitte des 15. Jahr- 
hunderts, Tüb. Diss. von 1906, S. 115. Ebenso in Nürnberg, vgl. Sachs, 
S. 16. Vgl. auch die zahlreichen Beispiele bei Berlepsch, S.36 ff., und Adler, 
S. 24 ff. 

"') Wehrmann. S. 263 s. (Rolle der Knochenhauer.) 
"H Wehrmann, S. 263. (Rolle der Knochenhauer): „vortmer is dat 

swin beseen . . . ." 
'«) Hach, Cod. II. S 269 s.. Art. 239. 
°°°) Über die Bedeutung des Wortes „gheve" vgl. Conze, Kaus nach 

hanseatischen Quellen, Bonner jur. Diss. 1889, S. 85. 
Bgl. darüber auch Gengler, Deutsche Stadtrechtsallertümer (Erlangen 

1882), S. 186 s. Auch in Nürnberg durfte z. B. kein Kaufabschluß über Schweine 
getätigt werden, ohne daß die speziellen vereidigten Schweineschauer vorher 
ihres Amtes gewaltet hatten. Sachs, S. 16. 

"') Lagemann, Polizeiwesen und Wohlfahrtspflege in Lübeck von den 
Anfängen bis zum Ende des 16. Jahrhunderts. Gött. Diss. von 1915, S. 53. 
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nicht. Wir wollen aber damit nicht sagen, daß nicht auch nach 
der Seite hin der Verkauf beaufsichtigt wurde. Sieht doch schon 
das alle Stadtrecht schwere Strafen für falsches Maß und Gewicht 
oor^^b). Vielleicht fehlen aber auch deshalb die Bestimmungen 
über gewichtsmäßigen Verkauf in unserer Rolle, weil die Lübecker 
Knochenhauer vermutlich noch sehr spät nicht gewichtsmäßig, 
sondern nach alter Gepflogenheit „nach der Hand", d. h. schätzungs- 
weise, verkauften""), über Preistaxen für Fleisch finden wir in 
unseren Quellen ebenfalls nichts. Dagegen war noch eine Reihe 
anderer Einrichtungen zugunsten des Konsumenten vorhanden, 
wie z. B. das EinstandsrechtJeder, der einen Knochen- 
hauer beim Kauf von Vieh traf, konnte diesem zum gleichen Preis 
in den Kauf fallen und das Der für sich in Anspruch nehmen, 
falls er es fiir seinen eigenen Bedarf benötigte. Dafür hatte 
er dem Knochenhauer nur eine kleine Entschädigungssumme zu 
bezahlen, die für ein Rind einen Schilling, für ein Schwein 
6 Pfennig und für ein Schaf 3 Pfennig betrug"^. Geschlachtetes 
Fleisch von einem anderen zu kaufen zum Zwecke des Wieder- 
verkaufs war streng verboten"H. Man wollle damit jeden 
Zwischenhandel, der zuungunsten des Konsumenten die Ware 
unnötig verteuere, ausschalten. Aus dem gleichen Grunde war 
schon der Austauf von Vieh zwecks Wiederverkaufs auf dem Vieh- 
markt untersagt. Folgerichtig verbot man deshalb auch den 
Knochenhauern jegliche Vergesellschaftung mit Fremden "H. Um 
aber den ganzen Gewerbebetrieb einer umfassenden Kontrolle 
unterwerfen zu können, mußte er tunlichst in die Öffentlichkeit, 
gleichsam unter die Augen der Gesamtheit verlegt werden"^). 

"°) Hoch, Cod. I, Art. 4S, S. 198. 
"°) Noch 1581 beriefen sich die Fleischer von Lüneburg daraus, daß ihre 

Kollegen von Lübeck noch in dieser Zeit das Fleisch schätzungsweise verkauften. 
Vgl. Bodemann, Die älteren Zunfturkunden der Stadt Lüneburg, S. 125. 

Vgl. darüber v. Below, Mittelalterliche Stadtwirtschaft und gegen- 
wärttge Kriegswirtschaft, S. 22. 

"') Wehrmann, S. 261. 
Wehrmann,^S. 261. Ebenso z. B. auch in Straßburg, Drucker, 

S. 346 (1435), und Nürnberg, Sachs, S. 101. 
Wehrmann, S. 261. Vgl. darüber vor allem Crebert, Künstliche 

Preissteigerung durch Für- und Aufkauf (deutschrechtliche Beiträge 11). 
"°) v. Below, Monographien zur Weltgesch. VI. S. 104, und Mittel- 

alterliche Stadtwirtschaft und gegenwärtige Kriegswirtschaft. S. 11 f. 



312 

Deshalb bestand auch für unser Gewerbe Marktzwang. Es kann 
nämlich keinem Zweifel unterliegen, daß die Knochenhauer ihr 
Fleisch nur in den eigens dazu errichteten Fleischbänken feilhalten 
dursten, war ja doch das Recht zur Ausübung unseres Gewerbes 
von dem Besitz einer solchen abhängig Gleichwie der Fleisch- 
verkauf, so war auch der Viehhandel auf die dazu bestimmten ! 
Plätze beschränkt. Es war vor allen Toren ein Marktplatz vor- 
handen, innerhalb dessen die Knochenhauer das angetriebene 
Vieh teilen und kaufen mochten"'). Aber auch beim Viehkauf 
außerhalb der eigenen Stadt sollten sie wo möglich nur an Orten 
mit rechtmäßigen Marktplätzen einkaufen""). Wir finden in der i 
Rolle ferner eine Verordnung gegen das Schuldenmachen der 
Fleischer. Dem Knochenhauer, der auf wiederholte Klage eines 
Gastes, von dem er Vieh gekauft hatte, dieses ttotzdem nicht 
bezahlte, wurde das Handwerk auf ein Jahr niedergelegt'""). 
Daß eine solche Verordnung nicht nur im Interesse des Gläubigers 
und der Ehre des Handwerks erlassen wurde, sondern letzten 
Endes auch dem gesamten städtischen Gemeinwesen zugute 
kam, spricht eine Nürnberger Ratsverordnung aus. Ein solch 
säumiger Schuldner, heißt es dort, würde nämlich nicht nur 
bewirken, daß er „gemeinem hantwerk ein poes gerächte, sondern ^ 
auch gemeiner stat solichen schaden bringet, das deshalb destminder 
Viehes der stat zugettieben wirdet" "°). Schließlich erinnern wir 
uns noch, daß die Bürger Lübecks einen großen Teil Vieh, den 

Daß die Fleischer und mit ihnen auch die Bäcker als die wichtigsten 
Lebensmittelgewerbe zum Zwecke obrigkeitlicher Kontrolle von Anfang an bis 
in die Neuzeit herein dem Marktzwang unterworfen und an die Benutzung 
der Fleisch- bzw. Brotbänke gebunden waren, konstatiert vor allem F. Rörig, 
Der Markt von Lübeck (vgl. S. 57, 59, 61, 65), während man aus seinem 
Buch ersehen kann (Abschnitt I V, S. 47 ff.), daß sonst der Marktzwang in Lübeck 
nicht sehr stark war. 

"') Wehrmann, S. 262, Rolle der Knochenhauer. 
Wehrmann, S. 261, Rolle der Knochenhauer. Über Barkauf vgl. ^ 

v. Below, Mittelalterliche Stadtwirtschaft und gegenwärtige Kriegswirtschaft, 
S. 11 ff., ferner Probleme, S. 540. j 

Wehrmann, S. 266. Vgl. auch v. Below, Mittelalterliche Stadt- ' 
wirtschaft, S. 26. Über Borgkauf auch Conze, Kauf nach hanseatischen Quellen, 
S. 67 ff. 

Baader, Nürnberger Polizeiverordnungen des 14. und 15. Jahr- 
hunderts, S. 238 s; auch Sachs, S. 90 f. 
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sie zu Schlachtzwecken für ihren Hausbedarf benötigten, selbst 
aufzogen und damit ihre Haushaltungen versorgten, daß ihnen 
die von den Bäckern ausgefütterten Schweine zur Verfügung 
standen, und daß endlich zu gewissen Zeiten auch fremde Fleisch- 
verkäufer in der Stadt auftraten, und können dabei konstatieren, 
daß alle diese Einrichtungen sich ebenfalls als Glied in dieKetteeiner 
zum Schutze und im Interesse der Konsumenten erfolgten Fürsorge 
einreihen lassen. Gerade die Zulassung von fremden Fleisch- 
verkäufem, die ja am ehesten eine Konkurrenz für die zünfttgen, 
städtischen Fleischer bedeuteten, macht dies besonders deutlich. 
Diese durften zwischen Ostern und Pfingsten Fleisch in die Stadt 
bringen, wie wir hörten. Der Grund dafür dürfte darin zu 

.suchen sein, weil gerade in dieser Zeit wegen der zahlreichen 
kirchlichen Festtage stets besonders reichlich Fleisch gegessen 
wurde während doch zugleich die Bestände des alten Einkaufs 
zu Ende gingen und der neue Viehzutrieb aus dem Ausland 
erst langsam wieder einsetzte"^). In der Herbstzeit jedoch (vom 
17. September bis 25. November) war es ihnen gestattet, Fleisch 
in der Stadt zu verkaufen, weil in dieser Zeit die Leute massen- 
weise Fleisch für den Konsum im Winter zu räuchern pflegten. 
Deshalb sollte durch möglichst starken Import in dieser Zeit der 
Fleischpreis möglichst erniedrigt, auf alle Fälle aber hinreichende 
Quantitäten vorhanden sein"^). 

Damit dürften die hauptsächlichsten Punkte der Fürsorge 
für den Konsumenten, soweit sie sich aus den vorhandenen 
Quellen erkennen lassen, erschöpft sein. 

Adler, Fleischteuerungspolitik. S. 71. 

Auf dieses Moment hat besonders Sachs (S. 50) hingewiesen. 
2"^) Adler, S. 71. Ähnlich wurde schon im Freiburger Stadtrecht (Keutgen, 

Urkunden zur städtischen Versassungs- und Wirtschaftsgeschichte, S. 122, Art. 
39, 12. Jahrhundert) das Recht der Fleischer, Bieh einzukaufen, für die Zeit 
um Martini eingeschränkt, damit die Bürger, welche sich für den Winter mit 
Fleisch versehen wollten, unter möglichst günstigen Bedingungen einkaufen 
konnten. Vgl. v. Below, Probleme, S. 207 f. Dieselbe Bestimmung ist übrigens 
auch in die Handfeste Freiburgs in der Schweiz übergegangen, dort ausdrücklich 
mit dem Nachsatz: „clonec t)urgenses sä suum Opus cmerint". Dgl. Gaupp. 
Deutsche Stadtrechte I, S. 92. 
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b) Die Zunft als Einrichtung im Interesse der Zunft- 

mitglieder. 

Den vielseitigen und mannigfaltigen Bestimmungen, die 
zum Schutze der Konsumenten erlassen waren, standen solche im 
Interesse der Produzenten gegenüber. Wie wir schon f^her 
gesehen haben, gewährte die Zunft jedem ihrer Mitglieder einen 
sicheren Nahrungserwerb dadurch, daß grundsätzlich die der 
Zunft zustehende Arbeit nur von den Angehörigen derselben 
ausgeführt werden durfte. Wo aber unter den Zwang der 
Verhältnisse eine Konkurrenz gestattet werden mußte, unterlag 
sie doch wesentlichen Einschränkungen. Um aber das Prinzip 
der sozialen und materiellen Gleichstellung aller Zunftgenossen 
wirksam durchzuführen, mußte auch die Ausschließung der freien 
Konkurrenz unter den Genossen selbst erstrebt werden, es mußten 
jedem die gleichen Produkttonsbedingungen gestellt und dem 
einzelnen Beschränkungen in Produktion und Absatz zugunsten 
der übrigen Zunftgenossen auferlegt werden. An Bestimmungen, 
welche dieses Ziel zu erreichen suchten, fehlt es auch bei unserm 
Gewerbe nicht. Zunächst müssen in diesem Zusammenhang 
nochmals einige Verordnungen erwähnt werden, die wir schon 
im vorhergehenden Abschnitt kennen gelernt haben. So kamen 
die Verbote der Vergesellschaftung mit Fremden, des Aufkaufs 
von Fleisch zwecks Wiederverkaufs, des Barkaufs von Vieh nicht 
nur dem Konsumenten zugute, sondern sie verhinderten auch, 
daß ein Fleischer sich gegenüber einem weniger kapitalkräftigen 
Standesgenossen überheben und allmählich einen Großbetrieb 
ausbilden konnte. Um das Ziel völliger Gleichheit zu erreichen, 
setzte man manchmal sogar fest, wieviel jedes Zunftmitglied 
höchstens an Arbeit leisten durfte. So finden wir 1484 festgelegt, 
daß jeder Meister wöchentlich 6 Lämmer schlachten durfte, die 
Älterleute abör 9 an Sonntagen, bzw. 8 an Werktagen „edder 
in anderm vlesche na sodanem antale"^"^). Ferner diente auch 
die Einrichtung der gemeinsamen Anstalten, der Schlachthäuser 
und Fleischbänke, zu deren Benutzung jeder gleichberechttgt und 
gleichverpflichtet war, neben sanitären und gewerbepolizeilichen 
Zwecken, der Erreichung eines gleichen Produkttonsumfanges: 

Wehrmann, S. 266 f. 
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es würde nämlich ohne diese Baulichkeiten manches Zunftmitglied 
nicht in der Lage gewesen sein, sich geeignete Räumlichkeiten 
zu beschaffen. Um aber zu verhindern, daß ein Teil der Zunst- 
mitglieder die besseren Fleischverkaufsstände fortwährend inne 
hatte, dagegen die andern mit schlechteren — etwa in Bezug 
auf die Lage — vorlieb nehmen mußten, wurden diese in Lübeck 
nach einem bestimmten Turnus verlostNur die Älterleute 
hatten, wie schon bekannt, die Vergünstigung, nicht darum losen 
zu müssen. Aber auch die Verkaufszeit war in gewissen Grenzen 
bestimmt^°°). Unschickliche Reklame war streng verboten man 
sollte den Käufer nur durch die Güte der Waren an sich ziehen 
und ihn nicht durch unreelle Mittel einem Standesgenossen 
entziehen. Zum Schluß sei noch erwähnt, daß man auch durch 
Erhebung eines Anlagekapitals eine gewisse Stettgkeit der Ent- 
wicklung zu sichern und dem Geschäftsbetrieb jedes einzelnen 
die gleiche, gesunde Basis zu schaffen versuchte. 

8 6. Der Gewerbebetrieb. 

c>) Schlachthaus und Technik des Schlachtens. 

Das Schlachtgeschäft geschah in einem eigens dazu 
errichteten Gebäude, dem sogen. Mterhaus. Wie wir schon 
gehört haben, wurde das Schlachten und Zerlegen der Tiere 
von den Kütern besorgt. Diese erhoben Anspruch darauf, daß 
alles Vieh, das die Knochenhauer auf den Fleischbänken veickaufen 
wollten, auf das Küterhaus geschickt und dort von ihnen geschlachtet 
werde "b). Es bestand also eine Art Schlachthauszwang. Der 

Grund für eine zwangsmäßige Konzentration des Schlachtgeschästes 
auf ein bestimmtes Schlachthaus, die man im Mittelaller schon 

Wehrmann, S. 260. Verlosung der Fleischverkaufsstellen auch 
anderwärts, z. B. in Hildesheim: Tuckermann, S. 73. Vgl. auch Berlepsch, 
S. 54. Neben den Knochenhauern war in Lübeck das Losen um die Verkaufs- 
stände noch bei den Bäckern, Gerbern und Gewandschneidern üblich. Rörig, 
S. 37 ff. 

2"») Wehrmann, S. 265. 
Wehrmann, S 265. 
Wehrmann, S. 269. 
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sehr häufig findet^od^, dürfte verschieden sein. Einmal wurde 
dadurch, daß man das Schlachtgeschäft auf ein gewöhnlich über 
einem Fluß oder Kanal erbautes Schlachthaus wies, für größere 
Reinlichkeit innerhalb der Stadt und somit auch für die Förderung 
der Gesundheit der Einwohnerschaft gesorgt. Sodann konnte 
man das Einziehen der etwa auf den Schlachtstücken ruhenden Steu- 
ern und Akzisen leichter übersehen als bei der Hausschlächterei""). 
Ferner war auch eine viel leichtere Kontrolle über den Gesund- 
heitszustand des zu schlachtenden Viehs auszuüben, wenn die 
Schlachtung in einem einzigen Gebäude vorgenommen werden 
mußte' ^ ^). Endlich kam aber ein gemeinsames Schlachthaus auch 
den einzelnen Mitgliedern des Handwerks zugute aus Gründen, 
die im vorhergehenden Abschnitt schon erörtert wurden. 

Das Lübecker Küterhaus wird schon im 13. Jahrhundert 
erwähnt"'). Es war über der Wakenitz erbaut und ruhte auf 
Pfeilern über dem Wasserspiegel. Zu ihm hinüber führte eine 
Brücke""). In seiner Nähe lagen die schon erwähnten zwei 
kleinen Schlachthäuser, die sich im Privatbesitz der Knoi^n- 
hauer befanden'"). Ferner lagen dort, an einer von der Stadt 
zu unterhaltenden Brücke in einer Reihe nebeneinander 5 Woh- 
nungen der Kütermeister; sie waren ebenfalls im Privatbesitz der 
letzteren'"). Das Küterhaus selbst war städtisches Eigentum. 

Z. B. in Nürnberg, Baader, S. 199 und 224; Straßburg, Brucker, 
S. 350 (1435), 357 (15. Jahrhundert), S. 369; Augsburg (Stadtrecht von 1276), 
Berlepsch, S. 43; Köln (1400), A. Haas, Die Gebäude für kommunale Zwecke 
in den mittelalterlichen Städten Deutschlands, Freib. Diss. 1914, S. 30 usw. 

210) Berlepsch, S. 41 f. Eine Fleischakzise wurde z. B. in Neuß für das 
Bieh vor der Schlachtung erhoben. Vgl. Quellen zu Rechts- und Wirtschafts- 
geschichte der rheinischen Städte, Kurkölnische I; Lau, Neuß, S 133 f. 

2H) Wehrmann, S. 269: „ . . . dat boret sik, dat it de kuther brugghe 
bega, dat een jewelk bederve man möge seen, dat id gesund und wol to reke si." 

^^^) „Oomus kuterorum super >vol<enitr" (1263), Lüb. U B. I. S. 250, 
Nr. 269. 

^^') Wehrmann, S. 269; Brehmer, S. 57. Ganz gleich war auch z. B. 
das Nürnberger Schlachthaus über der Pegnitz erbaut. Sachs, S. 6 f. 

^") Wehrmann, S. 262 f. Privatschlachthäuser werden auch von 
M. Genzmer, S. 208, erwähnt. 

213) Brehmer, S.57. Sie wurden 1875 von der Stadt gekauft, niedergerissen 
und der Platz eingeebnet. Natürlich wohnten nicht sämtliche Küter dort, sondern 
zum Teil auch in der Knochenhauerstraße. Vgl. P. Nehme (Oberstadtbuch), 
S. 327, Nr. 210. 
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Die Küter zahlten dafür jährlich 10 Mark an die Stadt; diese 
Summe war in 2 Raten, und zwar zu Ostern und Michaelis zu 
entrichten und wurde von den Älterleuten der Knochenhauer 
eingesammelt und an die Kämmerer abgeliefert""). 

ch Die Technik des Schlachtens. 

Auf welche Art und Weise sich das Schlachtgeschäft vollzog, 
darüber haben wir für Lübeck nur einige wenige Nachrichten, 
da die technische Seite unseres Gewerbes nur sehr spärlich erwähnt 
wird. Wir werden daher die darüber vorhandenen Nachrichten 
durch einige andere ergänzen müssen, um ein ungefähres Bild 
von der mittelalterlichen Technik des Schlachtens erhalten zu 
können. Dies darf man um so unbedenklicher tun, als wohl 
darin keine großen landschaftlichen Verschiedenheiten geherrscht 
haben. 

Im Gegensatz zu dem Töten des Wildbrets ist Schlachten 
immer gleichzeittg mit Blutentziehung verbunden. Im gotischen 
kommt für das Schlachtgeschäft der Ausdruck „ufsneipan" mehrere 
Male vor, besonders in bezug auf das Kalb, und wir werden 
dadurch auf ein Verfahren hingewiesen, das bei Kleinvieh, 
wenigstens landschaftlich, auch später geübt worden ist und bei 
Federvieh heute noch stattfindet: man schneidet den Kopf ab 
oder ttennt ihn wenigstens zum Teil vom Rumpf"^.) Allgemein 
dürfte diese Schlachtart aber nicht — auch nicht in allerfrühester 
Zeit — gewesen sein, sicher wenigstens nicht bei Großvieh. Dieses 
wurde auf andere Art und Weise abgetan. Das allgemeine Wort 
in ältester Zeit ist dafür altnordisch sIZ (schlagen): angelsächsisch 
siesn, ahd. slahan, arslahan, mhd. slahen, wobei zu bemerken 
ist, daß dieses Verbum in seiner ältesten Bedeutung auf das 
Treffen mit einer Hiebwaffe geht. Wir können also schließen, 
daß größere Tiere schon in frühester Zeit vor dem Töten durch 
einen Schlag — wohl mit dem Beilrücken — betäubt wurden""). 

Lüb. U-B. I, S. 250, Nr. 269. (Verzeichnis der Einkünfte der Stadt 
aus dem Jahre 1262). Lüb. U.B. li, S. 1046, Nr. 1098 (Kämmereibuch von 
1316-1338): Lüb. Ü B. ll, S. 1023, Nr. 1086 (Kämmereibuch von 1283). 

^^') Vgl. Heyne, D.H.A. II, S. 282, Abb. 57 und 58 veranschaulicht 
eine solche Schlachtweise. 

^^°) Heyne, D.H A. II, S. 283, Fig. 59 stellt das Betäuben eines Schlacht- 
tieres durch Beilschlag dar. 
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Auch in späterer Zeit wurden die Tiere noch „geschlagen'""), 
so auch in Lübeck, wie z. B. der Ausdruck „eyn rynt slaen""°) 
besagt. Daß die Tiere vor der Tötung durch einen Schlag aus 
„die Platte" betäubt wurden, ist auch sür Leipzig bezeugt"'). 
Daraus wurden die Tiere „abgekehlt oder gestochen""'). Durch 
diese Manipulation wurde das Blut entzogen. Auf eine solche 
Art der Tötung weist ein anderer mhd. Ausdruck hin, der auch 
für die Bezeichnung des Schlachtgeschäfts gebräuchlich war, näm- 
lich mhd. „stechen"'"). Er wird haup^ächlich in bezug auf Klein- 
vieh'") gebraucht, so daß man vielleicht annehmen darf, daß 
diese Tiere durch Stechen getötet wurden, ohne vorher „geschlagen" 
worden zu sein. Schweine wurden darauf gebrüht"^). Da aber 
nicht nur das Töten, sondern auch das kunstgerechte Zerwirken 
des Tieres in Frage kommt, so hat sich hoch- und niederdeutsch 
für die dabei nötige Ferttgkeit aus dem zu „schlagen" gehörigen 
Substantiv ahd. slaht (Handlung des Tötens) ein Berbum ahd. 
slahton, mhd. mnd. slahten, flachten gebildet, dem ein im Alt- 
nordischen selbständig entwickeltes sIstrZ zur Seite steht und das 
nun alle Handgriffe bei dem betreffenden Vorgang bezeichnet'"). 
Für das Zerlegen der Tiere verlangte man in Leipzig, das hier 
zur Ergänzung herangezogen werden soll, folgende Fertigkeiten: 
Zunächst war das Fell ohne irgendwelche Verletzung vom 
Fleisch zu lösen, die Brust, bzw. das ganze Tier in gleiche 
Hälften aufzuhauen. Ferner sollte ein gelernter Fleischer beim 
Enffernen der Eingeweide innere Teile, wie Herzblase, Därme 
u. a. m. nicht durch Stiche oder Schnitte verletzen; beim Reinigen 
der Därme keine Löcher in dieselben reißen oder schneiden'"). 
In Lübeck waren ganz genaue Vorschriften über das Abschneiden 

Nach Zedler, Univers.-Lexikon, Bd. 34, Sp. 1633. 
d^) Wehrmann, S. 268. 

Kind, S. 22. Weitere Beispiele für „slahen" bei Heyne II, S. 283, 
Anm. 11. 

r-ü) Zedler, Univers.-Lexikon, Bd. 34, Spalte 1633. 
Heyne, D.H.A. II, S. 282. 
Z. B. Drucker, S. 3SV (143S): „Kälber, Hammel, Schafe abstechen". 

Weitere Beispiele dafür bei Heyne II, S. 283, Anm. 13. 
Drucker, S 351. 
Heyne, D.H.A. II, S. 283. 
Kind, S. 23. 
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des Fettes und das Talgnehmen gegeben. Das Fett auf dem 
Hüftstück des Ochsen (zomstucke) sollte 3 Finger breit und eine 
Spanne lang geschnitten werden. Fett an den Nieren war 
2 Finger breit abzuschneiden, von der Leber (lever talch) durste 
kein Fett entfernt werden. Ferner wurde verlangt, daß das 
Bauchfett (de kregen) am Bauchfleisch der Tiere (uppe den läppen) 
zwei Finger breit gelassen wurde. „De zele van dem herten" 
(die vom j)erzen ausgehende große Pulsader, die von Fett 
umlagert ist) sollte ganz abgeschnitten werden. Die Brust (de borst) 
durste nicht durchschnitten werden^^^). Wir erfahren aus Lübeck 
außerdem, daß auf dem Küterhaus ein eisernes Maß, an einer 
Kette befestigt, hing, mit dem gemessen werden konnte, wie 
lang und wie breit die einzelnen Stücke zerschnitten werden 
sollten'bs). — Rinder schnitt man hier vielfach in vier Teile 

(dat rynt by verendelen), Schafe wurden ausgenommen und 
dann vielfach unzerteilt verkauft (dat schap by buken)^^"). Die 
hauptsächlichsten Handwerkszeugs, welche man beim Schlacht- 
geschäst benutzte, waren die Axt zum Schlagen, Messer und Beil 
zum Aufhauen und Zerlegen, letztere aber auch beim Aushauen 
auf der Bank und beim Verkaufen benutzt ^^^). Zum Zerteilen 
und Zerhauen des Schlachtviehs benutzte man ferner einen 
„starken, ästigen oder wurzlichen Stock, so nicht vom Hauen 
spaltet, der heißt Schlacht- oder Hauerstock""'). 

b) Fleischbänke und Fleischverkauf. 

«) Fleischbänke. 

Der Fleischverkauf vollzog sich in den dazu bestimmten Ver- 
kaufsstätten, dem Tätigkeitsfeld der Knochenhauer. Sie begegnen 
uns unter den verschiedensten Namen: msoells csrnium'"), 

Wehrmann, S. 268. 
Wehrmann, S. 269. 
Wehrmann, S. 261. 
Kind, S. 22; Kauffmann, Deutsche Altertumskunde II, S. 568; 

Zedler, Bd. 9, Sp. 1216,Bd 34, Sp. 1650. 
Zedler, Bd. 34, Sp. 1646. 
Lüb. U.B. II, Nr. 1098 (Kämmereibuch von 1316—1338); Lüb. U B. II, 

Nr. 1093, S. 1041 (1306 und 1307). 
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bodha"^), boden"^), leede"^, vleschscharnen"^), vleschschran- 
gen"^), kenestrsed"), cssse""). Der ursprüngliche Platz der 
Fleischverkaufsstätten wird auf dem lorum, dem eigentlichen Markt- 
platz, stdlich von der Marienkirche, zu suchen sein, wo auch die öfters 
im Zusammenhang mit ihnen genannten mucells psnum lagen"'). ^ 
Später erscheinen die Fleischerbuden aber an einer anderen Stelle, ! 
und zwar östlich von der Marienkirche, dem späteren „langen 
Huß am Kerkhof" (longs ciomus prope cimiterium b. Xlsrise 
virg.) gegenüber"'^). UmwelcheZeit diese Verlegung vorgenommen ^ 
wurde, läßt sich nicht genau bestimmen. Sicher aber haben die 
Fleischverkaufsstätten bereits 1288 auf ihrem neuen Platz gelegen. 
Vielleicht erfolgte die Verlegung bereits in der ersten Hälfte des 
13. Jahrhunderts und geschah im Zusammenhang mit dem 
Bestreben, neue Verkaufsstellen zu schaffen aus Gründen der 
Hygiene, die wahrscheinlich auch die Verlegung der Räumlichkeiten 
der Garbrater in die Nähe der neuen Fleischverkaufsstätten ver- 
anlaßten"^). Auf dem neuen Platz lagen nun bis 1384 ungefähr 
100 einzelne Buden, in vier Reihen nebeneinander errichtet, von 
denen nach dem Abbruch der zwei mittleren Budenreihen, der 
nach dem Aufstand im Zusammenhang mit den bekannten Maß- 
nahmen des Rats erfolgte, noch 50 Verkaufsstätten übrig blieben "H. v 
Da zugleich in dieser Zeit die Zahl der Mitglieder des Knochen- 
haueramts für die Zukunft auf 50 festgesetzt wurde"°), hat sich 

Lüb. U.B II, S. 1046 und S. 1046, Anm. 6. 
2^) Lüb. U.B. III, S. 741, Nr. 683 (1369): Wehrmann, S. 263, Lüb. 

Chronik II, S. 349 (1384). 
-^') Lüb. U.B. III, S. 186 (1353); Lüb. Chronik II, S. 258, Wehrmann, 

S. 260. 
Lüb. Chronik II, S. 260. 

-b») Wehrmann, S 388 (Rolle der Rotlöscher). 
-^') Lüb. U.B. IV, Nr. 503, S. 550. 
^^") Wehrmann, S. 319 (Rolle der Gerber, 14. Jahrhundert). 
'") Wahrscheinlich bei Block XVII, den nach der F. Rörig, Der Markt 

von Lübeck beigesügten Karten später die Goldschmiede inne hatten. ^ 
-") Block XXII der Marktkarte bei Rörig. Bgl. außer Rörig S. 15 

auch Pauli, Lüb. Zustände zu Anfang des 14. Jahrhunderts I, S. 49 f. 
"') Rörig, S. 15 f. 
^") Wehrmann, S. 7, Einleitung. Lüb. Chronik II, S. 349 s. Bgl. auch 

Rörig, S. 5, Anm. 2. 
->-i) Bgl. oben S. 157. 
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auch die Zahl der Fleischbuden späterhin nicht mehr vergrößert. 
Über die ursprüngliche Gestalt der Fleischverkaussstätten läßt sich 
nichts Genaues sagen. Gengler"°) unterscheidet einzelne Arten 
von Verkaussbänken. Nach ihm sind die macelis csrnium 
(vleyscharren) kurzMige, leicht ausgehöhlte Rohklötze zur Schau- 
legung von Fleischwaren. Die Schrangen (schrägen) weiter sind 
Holzgestelle, an welchen umfangreiche Kaufartikel, u. a. auch 
geschlachtete Tiere oder größere Teile solcher aufgehängt werden 
konnten. Die Buden endlich sind bald freistehende, bald rücklings 
an ein anderes Gebäude angelehnte, mittels eines starken Daches 
geschützte, schmale, einstöckige, regelmäßig ein einziges Gemach 
bildende Holz- oder Fach- oder Backstein-Häuschen mit einer 
seitwärts hineinführenden Tür und einem die ganze Breite der 
Vorderwand füllenden Auslage- oder Verkaufsfenster, durch 
welches der davorstehende Käufer die begehrte Ware ausgehändigt 
empfing. Sie waren nicht sellen gradlinig in größerer Zahl 
aneinander gebaut. Eine solche Unterscheidung in bezug auf 
die Bauweise läßt sich auf Grund der verschiedenen Benennungen 
der Fleischverkaufsstätten in Lübeck nicht machen, da alle diese 
Namen synonym für ein und dieselbe Anstalt gebraucht werden. 
Es wäre höchstens vielleicht so zu scheiden, daß „vlescharnen, 
vleschrangen" die Gesamtanlage sämtlicher Fleischverkaufsstätten 
bedeutet, während die übrigen Bezeichnungen vornehmlich für 
die einzelne Verkaufsstelle innerhalb der Gesamtanlage gebraucht 
werden"'). Einen gewissen Anhaltspunkt für das Aussehen 
der Buden bietet eine Urkunde von 1414Darin verpflichteten 
sich sechs Knochenhauer, eine geschuldete Summe von 100 Mark 
bis zu bestimmten Terminen zu zahlen. Sie verpflichteten sich 
außerdem, wenn die ausgemachten Termine nicht eingehalten 
würden, „noiunt kenestrss 5U3S, in quibus csrnes venctunt, 
sperire nec csrnes venclere, sntequsm . . . cie prseciicts 
SUMM3 sstiskecerunt". Danach wären die Fleischerbuden mit 
einem Verkaufsfenster, auf welchem die Fleischwaren ausgelegt 
wurden, versehen gewesen. Man hat sich nun wahrscheinlich 

2«) Deutsche Stadtrechtsaltertümer, S. 137 ff. 
Vgl. den Ausdruck: „die leden in den vlescharnen." Lüb. Cronik I, 

S. 269, und Lüb. Chronik II, S. 2S8. 
Lüb. U.B. V, Nr. 503, S. 550. 

Atschr. d. «. f. L. S. XXIV. 2. 21 
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vorzustellen, daß diese „Fenster" mit einem hölzernen oder 
eisenbeschlagenen Klappladen (mnd. led) verschließbar waren. 
Er wurde nach der Seite des Käufers hin hinuntergelassen und 
diente dann zugleich als Ladentisch; nach getätigtem Verkauf 
wurde er wieder emporgeklappt''"). Wenn wir uns noch 
vergegenwärtigen, daß die Buden häufig so angelegt waren, daß 
mehrere von ihnen „sub uno tecto" lagendann sind wir 
wohl berechtigt, uns die Lübecker Fleischverkaufsstätten ähnlich 
den von Gengler beschriebenen „Buden" zu denken^^^). 

Unmittelbar an die Verkaufsstellen der Knochenhauer schlössen 
sich diejenigen der Speckverkäufer an^^''). Ferner waren noch 
die zwei Bänke für finniges Fleisch vorhanden „bi des vronen 
hus«-»»). Endlich wurde, nach Zulassung von Freischlachtern, 

1610 für diese westlich von der Butterbude ein Verkaufsschrangen 
eingerichtetDie Garbrater hatten ihre Verkaufsplätze ver- 
mutlich bis ins 14. Jahrhundert an der Nordfiont des heuttgen 
Rathauses, südlich von der Marienkirche"^). In einer Zunst- 
urkunde wird 1369 von ihnen gesagt, daß sie vor dem Rats- 
weinkeller ihre Waren feil hielten""). 

In wessen Besitz die Fleischerbuden ursprünglich standen, 
läßt sich aus den vorhandenen Lübecker Quellen jedenfalls nicht 
mit Sicherheit feststellen. Soweit die urkundliche Überlieferung 
reicht, gehörten sie dem Rat, bzw. der Stadt. In derem Besitz 
müssen aber auch schon die auf dem ursprünglichen Marktplatz 
gelegenen alten Fleischverkaufsstätten gewesen sein^"'). Die 

Vgl. darüber Heyne, Deutsche Hausaltert. I, S. 308. 
Rörig, S. 35, Anm. 3. 
Für die Annahme Höhlers (S. 182 f ), daß die Fleischscharren der 

Knochenhauer in Lübeck „kurzsüßige, leicht ausgehöhlte Rohklötze" waren (nach 
Gengler), bietet sich kein Anhaltspunkt. 

Lüb. U.B. II, Nr. 1098, S. 1046 (Kämmereirechg. von 1316—1338). 
^') Lüb. U.B. III, Nr. 186. (1353) Wehrmann S. 264. 
^^) Brehmer, S. 46 s. 
^") Block XVI der Marktkarte bei Rörig. Siehe ebenda S. 6 und S. 12. 
^") Wehrmann, S. 206 (Willkür zwischenKnochenhauern undGarbratern). 
^') Vgl. Rörig, Der Markt von Lübeck, S. 18. — Allerdings nimmt 

Rörig (S. 23 sf.) an, daß sich in der allersrühesten Zeit die Verkaussbuden 
in den Händen eines Unternehmerkonsortiums besanden. Mit der Entwicklung 
dieses Konsortiums zum städtischen Rat ging dann ein gewisser Teil der Verkauss- 
buden, darunter auch die Fleischbänke, in den Vesitz der Stadt über. Vgl. dazu 
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Verkaufsplätze wurden den Knochenhauern der Stadt mietweise 
überlassen; für ihre Benutzung war eine gewisse Gebühr zu 
bezahlen. So entrichteten die Knochenhauer zu Anfang des 
14. Jahrhunderts an die Stadt jährlich vor Ostern eine Mark 
für jeden Platz und außerdem 6 Pfennig für Wein, die an die 
Zunftvorsteher fielen"^). Die Speckverkäufer bezahlten der 
Stadt 12 Schillinge für den Verkaufsplatz und ebenfalls 6 Pfennig 
an die Älterleute der Knochenhauer für Wein'"). Nach der 
Rolle von 1385 waren die Abgaben für die Verkaufsstände 
bedeutend erhöht; es bezahlte danach jeder Knochenhauer dafür 
einen Schilling Losgeld (lothegeld) und 3 Mark jährliche Miete'^°). 
Das Geld war von den ^ochenhauern und von den übrigen 
Gewerben, deren Verkaufsstellen verlost wurden, an die Kämmerei 
zu entrichten, während nach 1370 das Einziehen der Iahresmiete 
von allen anderen Buden Sache der Wette wurdeüber 
die jährliche Verlosung der Läden haben wir schon gehört'"). 

über den Verkauf und das Leben und Treiben in den 
Fleischerbuden erfahren wir wenig. Das zum Verkauf zubereitete 
Fleisch der geschlachteten Tiere wurde durch die Mter vom 
Schlachthaus in die Buden der Knochenhauer gesandt'"). Diese 
waren anscheinend den ganzen Morgen bis zum Mittag geöffnet'°^). 

/r. Der Fleischverkauf. 

Die hauptsächlichsten Sorten Fleisch, die zum Verkauf kamen, 
waren das Fleisch von Schweinen, Lämmern, Schafen und 
Rindern'"). Besonders geschätzte Stücke, welche die Garbrater 

v. Below, Bierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 18 (1925), 
S. 245 ff., und in neuester Zeit ebenfalls v. Below im Band 19 derselben 
Zeitschrift Teilweise Rörig zustimmend, äußerte sich hierzu noch K. Frölich, 
Zur Berfassungstopographie von Köln und Lübeck im Mittelalter. Zeitschrift 
des Vereins für Lübeckische Geschichte und Altertumskunde, Bd. XXII (1925), 
S. 398 ff. 

-->°) Lüb. U.B. II, Nr. 1098, S. 1046 und S. 1046, Anm. 6. 
-°«) Ebenda. 
2«>) Wehrmann, S. 260. Dgl. auch Rörig, S. 38, Anm. 2; S 43, Anm. 2. 

Rörig, S. 43, Anm. 2. 
-«-) Vgl. oben S. 315. 
r»2) Wehrmann, S. 268, S. 269, S. 270. 
^") Wehrmann, S. 263. „by na to middaghe." 
^"°) Wehrmann, S. 268 f. 

21 
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von den Knochenhauern abkauften und dann zum Genuß zu- 
bereiteten, waren Schinken, Rindfleisch zum Kochen, bzw. Braten 
(„Grapenbrade") und SchafsleberEs gelangten ferner zum 
Verkauf das Eingeweide der Tiere („ynstere, kaldune"), und 
zwar werden sowohlLämmer-, Schafs-, Rinder- als auch Schweine- 
kaldaunen erwähnt^b?^ Spanferkel und Lämmer wurden ebenfalls 
vondenGarbratern zubereitet und in größeren Stücken verkauft"^^. 

Daß Rauchfleisch zum Verkauf kam, ist nirgends erwähnt. 
Es wurde wahrscheinlich meist in den einzelnen bürgerlichen 
Haushaltungen ftlbst hergestellt, namentlich auf den Winter hin°^b») 
Dagegen wurde Salzfleisch feilgeboten. Es war dies aber 
minderwertiges Fleisch, z. B. von zu mageren Tieren, das nicht 
als Frischfleisch verkauft werden durfte, sondern einzupökeln war 
(„sollen in molden")^^"). Ein besonderes Präparat wurde aus 
Schweinsköpfen hergestellt. Es war das die sogenannte „sulten" 
(Sülze), die durch die Garbrater zum Verkauf kam^''). Die 
Fabrikation und der Verkauf von Würsten wurde anscheinend 
ebenfalls ausschließlich durch die Garköche besorgt. Sie machten 

2»»^ Wehrmann, S. 206. Willkür zwischen Garbratern und Knochen- 
häuern (1369). Der Grapenbraten, der auch in Hamburg bekannt war, bestand 
aus in Grapen gebratenen, zerstückeüem Ochsen- oder Schweinesleisch, vgl. 
O. Beneke, Hamburgische Geschichten und Denkwürdigkeiten II, S. 333. 

Wehrmann, S. 267 ff. 
°°°) Wehrmann, S. 206 (1369) und 204 (Rolle der Garbrater 1376). 
^°") Vgl. darüber Berlepsch, S. 133. Der Genuß von geräuchertem 

Fleisch scheint in Norddeutschland allgemeiner gewesen zu sein als im Süden. 
r^o) Die Diätik des Anthimus (Kap. 12) hält auch schon nicht viel von 

eingesalzenem Rindsleisch. Der Fettgehalt gehe verloren und das Fleisch 
werde trocken und unverdaulich. Heyne II, S. 296. 

^'^) Sülze war schon in karolingischer Zeit bekannt, wie uns die Sprache, 
namentlich die althochdeutschen Glossen, zeigt. Vgl. Steinmeyer und Sievers, 
Althochdeutsche Glossen II, S. 613, 19: srigidaria-sulza. In dem Gedicht 
„Neidhartz gesräsz", das eine übertriebene Auszählung von kulinarischen 
Genüssen darstellt, werden u. a. auch neben Kaldaunen (fleck), Leber, Lunge, 
Haupt usw. Ochsensüße in Sülze genannt. Vgl. A. Schultz, Deutsches Leben 
im 14. und 15. Jahrhundert (1892) II, S. 496 s. Nach Zedler, Bd. 41, 
Sp. 203 ist Sulze „ein dicker, zäher Stoff, der aus den knorpelichten Teilen 
der Tiere, also aus Kälber-Füßen und Ohren, Schweinssüßen, -Ohren usw. 
gekocht wird. — Ähnlich auch Weinhold, Die deutschen Frauen II, S. 69; vgl 
auch Berlepsch, S. 34. 
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eine Fleischwurst, die sogenannte „metworste"^"). Als Material 
dazu verwendeten sie in der Hauptsache Schweinesleisch, das sie 
sich bei den Knochenhauern besorgten^^H. 

c) Viehmarkt und Schlachtviehbeschasfung. 

Die Knochenhauer von Lübeck deckten ihren Bedarf an 
Schlachtvieh entweder auf dem städtischen Viehmarkt oder aber 
sie gingen zum Einkauf in die nähere und weitere Umgebung 
der Stadt und schließlich auch in entferntere ProduMonsgegenden. 
Diese Arten der Bedarfsdeckung bestanden im 14. Jahrhundert, 

2^2) Wehrmann, S. 206 f. 
Wehrmann, S. 206. Willkür zwischen Knochenhauern und 

lSarbratern (1369). Über Wurstbereitung im Mittelalter vgl. vor allem 
Heyne, D.H.A. II, S. 293 f. Die vier Hauptarten der deutschen Wurst, 
welche der König oom Odenwald in seinem Gedicht „oom Schweine" (Aus- 
gabe von Schröder IX, 13 ff., S. 70) auszählt, sind solgende: Hirnwurst (w. 
vom Hirne), Blutwurst (w. vom Sweize), Leberwurst (leberwurste) und Fleisch- 
oder Bratwurst (w. vom brote). Die Blut- oder Rotwurst führt auch den 
poetischen Namen „rosenwurst" (Brader, S. 236). Für die Fleischwurst war 
der mittelniederdeutsche, bald auch nach Oberdeutschland verbreitete Name 
„metworst" (vgl. Heyne, D.H.A. II, S. 294). In Leipzig fertigte man 1557 
1. Kochwürste, nämlich ebenfalls Blut-Leber-Engelwurst und 2. nur eine Art 
von Rohwürsten, nämlich Bratwurst, welche man auch durch Räuchern halt- 
bar machte (Kind, S. 23). In Nürnberg stellte man Brat-, Leber- und 
Rösel-(Blut-) Würste her. Der Siegeszug der Gewürze blieb auch dabei nicht 
ohne Einfluß. Gepfefferte Bratwürste galten lange Zeit als etwas Besonderes 
und standen höher im Preis als einfache, bis im Lauf der Zeit das Merkmal 
der Besonderheit entfiel (Sachs, S. 48). Die Wurstfabrikation war übrigens 
in Deutschland schon in frühester Zeit bekannt. Das beweisen die althoch- 
deutschen Glossen. Es werden dort z. B. genannt Bratwurst (l.ucsnics sletics 
— pratuurst) und Leberwurst (I,ucsnjcs uursti — lebarauurst; l-uesnics 
psnics — leparauurst. Vgl. Steinmeyer und Sievers, Allhochd. Glossen III, 
S. 613, 11, 16, 27). Das Vorbild dazu mag gallisch-römisch sein, wo seit 
der Kaiserzeit eine Anzahl wurstähnlicher Gebilde in Darmsüllung erwähnt 
sind, die man in Rom z. T. aus Gallien bezog. Die deutschen Namen aber 
für das Gebilde bezeugen, daß man dabei selbständig, nach eigener Technik und 
eigenem Geschmack verfahren ist (Heyne, D.H.A. S. 283). Bezüglich der 
Wurstbereitung gab es ebenfalls eine Reihe von Vorschriften (darüber 
berichtet Sachs, S. 47 ff. ausführlich für Nürnberg: vgl. ferner Adler, S. 29 f.; 
auch Heyne I!, S. 294). Man sollte vor allem zur Wurstfabrikation nur 
einwandfreies Material verwenden. Am besten eigneten sich Bestandteile 
vom Schweine und Schweinsdärme, für letztere durften allenfalls höchstens 
solche von jungen Rindern genommen werden (Baader, S. 236). Aber diese 
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zur Zeit der Knochenhauerrolle, nebeneinander^"). Wann der 
Viehmarkt in Lübeck aufkam, ist nicht genau zu bestimmen. In 
der Rolle von 1385 wird ein Rindermarkt erwähnt"^). Ferner 
befand sich, ebenfalls nach dem Zeugnis der Rolle, „vor allen 
doren eyn merke", innerhalb deren die Knochenhauer das 
angetriebene Vieh kaufen und teilen mochten über die dort 
zu beobachtenden Vorschriften ist oben schon gehandelt worden^"). 
Insbesondere haben wir schon hervorgehoben, daß auch für 
den Viehhandel in der Stadt Marktzwang bestand^"). Auf dem 
städtischen Viehmarkt deckte aber nicht nur der Fleischer 
seinen Bedarf, sondern auch die andern Bürger der Stadt 
erschienen hier und kauften, was sie für ihren Haushalt benöttgten, 
und wir erinnern uns, daß der Bürger sogar gegenüber dem 
Knochenhauer auf dem Viehmarkt eine bevorzugte Stellung 
einnahm. Daneben dürften auch hauptsächlich die Bäcker als 
Käufer von Schweinen und die Landbewohner aus der Umgebung 
Lübecks eine weitere Gruppe von Marktbesuchern gebildet haben. 
Aber auch Auswärtige — hauptsächlich Fleischer anderer Städte — 
kamen in späterer Zeit dorthin, um Vieh einzukaufen. Zum Beweise 
dessen führen wir eine Urkunde aus dem Jahre 1456 an, der 
zufolge der Rat von Göttingen den Rat von Lübeck bat, „one 
sesteyn (16) offen uth togevende unde gunnen, uth juwer stad 
na unser tho dryvende'""). Und schon im Jahre 1424 erschien 

Borschristen scheinen von den Fleischern nicht immer beachtet worden zu 
sein. Die von ihnen gemachte Wurst sieht Guarinonius, der Tiroler Arzt 
und SchriWeller, als sehr verdächtig an und spricht von „gefälschten Wärst", 
deren Inhall „wüst und Unflat" ist. (Schultz, Das häusliche Leben der 
europäischen Kulturvölker, Handbuch der mittelalterlichen und neueren lSe- 
schichte IV, S. 318) Der deutlichste Beweis jedoch, daß die mittelalterliche 
Wurstfabrikatton im Rufe stand, häufig wenig taugliche Präparate und 
manchmal ganz unverantwortliche Gemengsel zu liefern, zeigt eine Verord- 
nung aus Sttahburg, die bestimmte, daß die Würste auf den Fleischbänken 
vor den Leuten gemacht werden mußten und nicht im Hause. (Drucker, 
S. 345, S. 349. Ferner vgl. Adler S. 30.) 

Dasselbe auch in Nürnberg. Sachs, S. 105. 
„uppe dem rindere markede." Wehrmann, S. 261. 
Wehrmann, S. 262. 

-") Dgl. oben S. 311 s. 
Dgl. oben S. 312. 
Lüb. U.B. IX, Nr. 369, S. 371. 
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ein Knochenhauer von Lüneburg vor dem Rat zu Lübeck, welcher 
einen Brief von dem Rat seiner Stadt vorwies, darin die Bitte 
ausgesprochen wurde, dem Überbringer des Schriftstücks zur 
Deckung des Schlachtviehbedarfs auf Ostern den Kauf von 10 
Ochsen auf dem Lübecker Martt zu gestatten""). Im Laufe der 
Zeit scheint aber immer mehr Vieh aus dem Lübecker wie auch 
aus dem Hamburger Gebiet nach auswärts gekommen zu sein, 
weshalb auch der Ochsenmarkt nicht mehr die genügende Zahl 
von Schlachtvieh auswies. Selbst in Lüneburg machte sich ein 
Mangel bemerkbar. Der Rat dieser Stadt wandte sich deshalb 
1468 abermals an den Rat zu Lübeck mit der Bitte, diesen 
Übelstand abstellen zu helfen. Der Lübecker Rat antwortete 
auch in einem Schreiben, daß bis jetzt nur Ochsen in kleinerer 
Menge „utgegeven" worden seien. Er wolle aber nach besten 
Kräften dem Mißftande steuern. Zugleich teilte er mit, daß er 
auch den Rat von Hamburg in diesem Sinne unterrichtet habe"'). 

Zur Vermittlung der Kaufgeschäfte auf dem Markt ttaten 
schon im 13. Jahrhundert bestimmte Personen auf, die sogenannten 
Mäkler. Im 15. Jahrhundert ist das Mäklereiwesen in Lübeck 
sehr ausgebildet; es gab dort bereits für die einzelnen Handels- 
zweige besondere sachverständige Mäkler, so daß wir solche 
wohl auch für den Viehmarkt annehmen dürfen. Nach Inskrip- 
tionen des Niederstadtbuches waren sie vom Rat eidlich in Pflicht 
genommen und erhielten für ihre Tätigkeit ein Entgeld. Ihre 
Hauptfunktton bestand darin, Käufe zu vermitteln. Ferner hatten 
sie die Macht, durch ihr Zeugnis wahrzumachen, daß und 
unter welchen Bedingungen der Vertrag zwischen den Parteien 
abgeschlossen ward. Deshalb führte damals auch jeder Mäkler 
ein „mekelerei bok", in das alle durch sie abgeschlossenen Geschäfte 
eingettagen wurden. Dieses Buch lieferte dann in der Regel 
den Beweis für den Abschluß des Geschäftes und dessen 
Inhalt'"). 

Lüb. U.B. VI. Nr. 584. S. 1424. Diese beiden Beispiele zeigen 
übrigens, daß man doch daraus sah. daß das aus den Markt gebrachte Vieh 
zunächst zur Deckung des Fleischbedarss der eigenen Stadt diente, so daß zum 
Export derselben die besondere Erlaubnis des Rates der Stadt eingeholt wurde. 

-») Lüb. U.B. XI. Nr. 376. S. 400. 
Nach Pauli. Lübeck - Zustände im Mittelalter III. S. 74 sf. 
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Das Vieh, das auf den Lübecker Markt kam, entstammte 
wohl zu einem kleinen Teil der städtischen Viehzucht. Sodann 
kam vor allem die zum städtischen Wirtschaftsgebiet gehörige 
Umgebung der Stadt in Betracht, aus welcher die ländliche 
Bevölkerung Schlachttiere zu Markt führte''"). Daß aber in 
Lübeck Vieh schon frühzeitig ein Gegenstand des Austausches auch 
aus ferneren Gegenden war, zeigen beispielshalber die Zoll- 
rollen"^). Man suchte überhaupt die Vieheinfuhr zu begünstigen, 
vornehmlich dadurch, daß man im Interesse reichlicher Einfuhr 
Strafen darauf setzte, wenn die städtischen Abnehmer — in 
Betracht kamen hauptsächlich die Knochenhauer — den auswärtigen 
Verkäufern („geste") nicht rechtzeitig die Kaufsumme bezahlten'"). 

Die Lübecker Knochenhauer gingen aber auch zum Vieh- 
einkauf nach auswärts und hielten sich für solche Handelsfahrten 
Pferde "H. Sie suchten zunächst die nähere Umgebung der 
Stadt auf und gingen von Dorf zu Dorf, von Gehöft zu 
Gehöft"') und kauften das Vieh in den verschiedenen Wirtschaften 
zusammen. Als aber im Laufe der Zeit infolge der ständigen 
Bedarfszunahme die Deckung in der näheren Umgebung der 
Stadt nicht mehr ausreichend war, wurden immer ausgedehntere 
Reisen notwendig. In der Rolle von 1385 erfahren wir, daß 
die Knochenhauer damals schon sehr weit ins Land gingen. Es 
wurde ihnen nämlich zur Pflicht gemacht, nur an Orten mit 
einem Markt Vieh einzukaufen, und als solche werden genannt: 
Flensburg, Schleswig, Eckernförde, Plön, Neustadt, Neumünfter, 
Oldenburg, ferner Meldorf, Jtzehoe und Friesland („in den 
vrezen")'"). Auch nach Kiel führten ihre Fahrten. Sie trieben 

D. Schäfer, Die Hansastädte, S. 196. 
Lüb. U.B I. Nr. 32, S. 38; Hach, Das alte lübische Recht, Cod. I, 

S. 220. 
Dgl. oben S. 312. 

r««) Vgl. oben S. 303. Auch in Mecklenburg hielten die städtischen 
Schlächter Pferde zum Transport von Vieh und Fleisch. M. Genzmer, S. 199. 

Wehrmann, S. 262, „in eynem dorpe edder in dem lande . . ." 
Diese ursprünglichste Art der Bedarfsdeckung an Schlachtvieh (vgl. R. Riedl, 
Die Entwicklung des Wiener Schlachtviehhandels, Jahrbuch für Gesetzgebung 
und Verwaltung 1893, S. 192) bestand wohl immer neben anderen Arten 
bis in die neueste Zeit. Vgl. auch Sachs, Kap. 9, S. 105 ff. 

-°°) Wehrmann, S. 261 f. 
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dort das Vieh des Nachts heimlich davon „buten der rechten 
herestraten," um keinen Zoll zahlen zu müssen und lausten in 
der Kieler Gegend an Orten, „dar en nicht boret to kopende". 
Der Rat von Kiel beschwerte sich deshalb auch 1448 beim Rat 
von Lübeck und bat ihn, solches Treiben seinen Knochenhauern 
zu verbietenAuch ein Jahr später wandte sich der Herzog 
Adols von Schleswig auf die Klage der Stadt Kiel hin an den 
Rat von Lübeck mit dem Ersuchen, dafür zu sorgen, daß die 
Lübecker ihre Einkäufe von Lebensmitteln, insbesondere von 
„honre, eiger und lammer" nicht allzuweit in die Gegend von 
Kiel ausdehnten""). Ferner begegnen uns Lübecker zwecks 
Ochseneinkaufs in Ripen und in Bornholm"'). Allerdings 
mußte sich der Verkäufer manchmal an den Rat der Heimatstadt 
des Käufers wenden mit der Bitte, die Zahlung der geschuldeten 
Kaufsumme bewirken zu wollen"'). Schlimmer aber noch als 
das Nichtbezahlen solcher Schulden war es, wenn lübeckische 
Knochenhauer eine aus 43 Mhen und 2 Pferden bestehende 
Herde, welche Bürger von Wismar in Flensburg gekauft und 
in einem Hofe in Holstein eingestellt hatten, einfach wegnahmen 
und sie nach Lübeck ttieben"'). 

Diese Beispiele zeigen zugleich, wie wenig Gedanken man 
sich darüber machte, wenn es galt, aus einer andern Stadt oder 
deren Bezirk etwas herauszuholen, während man andererseits 
die eigene Stadt nach Möglichkeit durch Vor- und Aufkaufs- 
gesetze zu schützen suchte. Man wachte auch darüber, daß das 
auszunützende Gebiet möglichst von keiner andern Stadt auf- 
gesucht wurde, bevor man nicht selber seinen Bedarf gedeckt 
hatte. So klagten die Holländer darüber, daß die Lübecker 

Lüb. U.B. VIII, S. 610 s. 
Lüb. U.B. VIII. S. 663 (144g). 

-») Lüb. U.B. X, S. 65g und S. 660, Anm. 1 (1465). In Ripen 
holten auch die Stader lebendes Vieh. Bgl. Kiesselbach, Die wirtschaftlichen 
Grundlagen der Hanse und die Handelsstellung Hamburgs (1007). S. 242. 
Auch die andere Handelsstadt Dänemarks, Schleswig, scheint für den Vieh- 
vertrieb schon früh eine Rolle gespielt zu haben; v. Busse, Artikel Handel bei 
Hoops II, S. 434. Über die Verkehrsvorrechte, die norddeutsche Städte in 
Dänemark erwarben, vgl. D. Schäfer, Die Hansastädte und König Waldemar, 
S. 244 (darunter hauptsächlich Lübeck). 

Vgl. oben S. 62, Anm. 5. 
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der Zufuhr von Fleisch aus dem Nordosten, der großen ost- 
elbischen Vorratskammer, für sie Hindernisse in den Weg legten, 
um sich erst selbst damit zu versorgen "H. 

Die Frage, ob die Lübecker Fleischer diese Fahrten auch 
als Händler unternahmen^"), dürste zu verneinen sein. Es 
bietet sich dastr wenigstens kein Anhaltspunkt. Vielmehr wird 
der Einkauf von Schlachtvieh durch die Knochenhauer in erster 
Linie zur Deckung ihres Handwerksbedarss gedient haben. Der 
Lübecker Knochenhauer war also nicht in erster Linie Kaufmann, 
sondern Gewerbetreibender 

Inwieweit sich die Knochenhauer trotzdem einmal gelegentlich 
mit Viehhandel befaßten — die Neigung dazu dürste wohl nie 
ganz zu unterdrücken gewesen sein"') —, darüber sind wir im 
unklaren. Die Rolle spricht an einer Stelle davon, daß die 
Knochenhauer Schweine verlausten („vortmer wilk man de leven- 
dighe swin vorkopt, he sy in erem ampte . . .")"^). Diese 
Tiere können aber sehr wohl auch aus einer nebenbei ausgeübten 
Schweinezucht gestammt haben. Diese Art von Zwischenhandel, 
nämlich der Ankauf von mageren Tieren zur Mast und der 
Wiederverkauf derselben, war ja immer zugelassen'"). Ihn 
übten vor allem bekanntlich die Bäcker""), und zwar nicht nur 
auf eigene Rechnung, sondern sie übernahmen auch Tiere anderer 
Leute zur Mast. Diese Annahme stützt sich auf eine Eintragung 

Lüb. U.B. IV, Nr. 210, S. 221 (1373). Diese ungewöhnliche Art, 
sich mit Bieh zu versehen, wurde anscheinend ab und zu geübt. So wurden 
1427 14 Ochsen, diesmal Lübecker Bürgern gehörig, von Wismarern in 
Holstein weggenommen, und der Rat von Lübeck mußte sich wegen der 
Rückgabe der Tiere an den Rat von Wismar wenden. (Lüb Ü B- VII, Nr 59.) 

2»«) Darüber v. Below, Mittelalterliche Stadtwirtschaft und gegenwärtige 
Kriegswirtschaft. S 21. 

2»s) Was z. B. Gothein, Wirtschaftsgeschichte des Schwarzwaldes, S. 498 f. 
für Freiburg konstatiert. 

2»«) So auch ursprünglich in Nürnberg. Sachs, S. 105; oder in Meck- 
lenburg. Tenzmer, S. 199. 

^°') Vgl. Sachs, S. 221, Anm. 8. 
2°s) Wehrmann, S 263 f. 
^") v. Below, Mittelalterliche Stadtwirtschaft und gegenwärtige Kriegs- 

wirtschaft, S. 26. 
^) „vortmer so scholen de bekere kopen magere swin, de schalen se 

mesten ..." Wehrmann, S. 264. 
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in das Nieder-Stadtbuch vom Palmsonntag des Jahres 1330, 
der zufolge 2 Lübecker Bürger zusammen 24 Schweine gekauft 
und diese bis zum Tage des Wiederverkaufs, der auf den 29. 
September festgelegt war, einem Bäcker zur Mast übergeben 
hatten, wofür letzterer die Hälfte des Erlöses erhalten sollte 
Dies ist zugleich ein Beispiel dafür, daß auch Lübecker Bürger 
sich gelegentlich mit Viehhandel abgaben. Sonst ist uns aber 
über einen durch sie ausgeübten Handel mit Vieh wenig 
überliefert. Vielleicht deutet die Tatsache, daß das, wie oben 
erwähnt, von Wismarern geraubte Vieh — es waren 14 Ochsen 
— außer zwei andern Lübecker Bürgern einem dorttgen Rats- 
herrn gehörte, auf einen gelegentlichen Viehhandel hin. Ebenso 
sind die zwei Männer, die in Ripen Ochsen einkauften'"^, nur 
als Lübecker Bürger und nicht ausdrücklich als Küochenhauer 
bezeichnet. Doch wenn auch diese Beispiele wirklich als Belege 
für einen von Bürgern ausgeübten Viehhandel gellen dürfen, 
so zeigt schon allein die Teilnahme des Lübecker Ratsherrn an 
einem solchen Unternehmen, daß es sich nur um gelegentliche 
und zufällige Handelsgeschäfte handeln kann. Spuren von einem 
gewerbsmäßigen Viehgroßhandel lassen sich jedoch in den mittel- 
alterlichen Lübecker Quellen nicht entdecken. 

ct) Verwertung der Nebenprodukte und Nebenerwerb. 

Eins der wichtigsten Nebenprodukte im Verwertungsprozeß 
des Fleischergewerbes bildeten die Häute undFelle dergeschlachteten 
Tiere. Sie wurden von den verschiedensten selbständigen Hand- 
werkszweigen verarbeitet. So benutzten die Beutler („Büdel- 
maker") Kalb- und Schaffelle'"'). Die Lohgerber („lorer") 
hielten alle Woche 3 Märkte in Häuten mit den Knochenhauern 
in deren Fleischbuden ab. An diesen Tagen war es anderen 
Handwerkern erst erlaubt, Häute dort einzukaufen, wenn die 
Lorer ihren Bedarf an Rohmaterial gedeckt hatten'°H. Die Lorer 
andererseits waren verpflichtet, diese Markttage zu benutzen und 

Pauli, Lübeck. Zustände zu Anfang des 14. Jahrhunderts I, Urkunden- 
Anhang, S. 227, Nr. 102 n. 

Vgl. oben S. 329. 
b"') Rolle der Beutler 1459, Wehrmann, S. 188. 

Rolle der Kürschner 1409, Wehrmann, S. 358. 
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dursten nur in den Fleischbuden, nicht etwa im Küterhaus, 
einkaufenDie Rotlöscher („roetloschere") verarbeiteten nur 
Schaffelle, die sie ehemals zu rotgefärbtem Leder gerbten. Sie 
durften zum Einkauf nicht in den Fleischschrangen gehen, „eer 
te loer gaeen". Was sie dort kausten, sollten sie mit einem Tau 
zusammenbinden, „dat sik dar neyn ander ane vorgripe°°b). 
Streitigkeiten zwischen Rotlöschern und Gerbern bewirkten 1474 
einen Ratsenffcheid, dem zufolge den Rotlöschern hauptsächlich 
der Einkauf von Schaffellen vorbehallen und dieser den Gerbern 
verboten wurde^"'). 

Es gab außerdem in Lübeck die „hüdekoper" (Häuteaufkäufer), 
welche die Befugnis hatten, die 4n der Stadt fallenden und 
die von den Landleuten in die Stadt gebrachten Felle (ruware) 
ein- und dann wieder zu verkaufen. Sie durften ihre Gerechffame 
jedoch nur neben anderen Zünften ausüben und hatten keine 
ausschließlichen Verbietungsrechte. Später wurden sie Leder- 
makler und Ledersortierer genannt. Ein Hauptverbot für sie 
lautete: „Es schal nen man hude kopen up deme vlesche, de wyle 
dat lebet unde de wyle dat men dat villet""). 

Eiil weiteres, sehr wichtiges Nebenprodukt war der Talg 
oder das Unschlitt. Es diente haupffächlich zur Kerzenherstellung. 
In dieser Eigenschast war es um so wichtiger, als die Unschlitt- 
kerze das gewöhnliche Beleuchtungsmittel sowohl in der bürger- 
gerlichen, als in der schlichteren adeligen Haushaltung war und 
demenffprechend auch immer in größerem Vorrat gehalten 
wurde"H. Ferner wurde es zur Seifenherstellung benutzt. Es 

Rolle der Lorer 1454, Wehrmann, S. 315 f. 
^°«) Rolle der Rotlöscher 1471, Wehrmann, S. 388. 

Wehrmann, S. 389. Vgl. über Häute- und Felloerkauf der Lübecker 
Knochenhauer auch H. Bartenstein, Das Ledergewerbe im Mittelalter in den 
Städten Köln, Lübeck und Frankfurt a. M. Freib. Diss. von 1920, S. 61 ff. 

Wehrmann, S. 240, S. 243 (1445). Vgl. über sie auch v. Below, 
Probleme, S. 221, 2. Es wird hier also Lieferungskauf verboten, der auch 
unter die städtischen Vorkaufsgesetze fiel. Vgl. v. Below, Probleme, S. 541, 
darüber auch H. Rachel, Die Handelsverfassung der norddeutschen Städte 
im 15.—18. Jahrhundert (Schmollers Jahrbuch 34), S. 116, und F. Conze, 
Kauf nach hanseatischen Quellen, S. 52 f. 

'«) Vgl. Heyne, D.H.A. I., S. 276. Auch Weinhold, Die deutschen 
Frauen ll, S. 97. 
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fand aber auch, in weniger reinem Zustand, Verwendung bei 
den verschiedensten Gewerben, wie der Lederer, Schuster, Seiler, 
Kannengießer. Schließlich wurde es noch zu Wagenschmiere 
verarbeitet, ein Produtt, das im mittelalterlichen Verkehrswesen 
von ungleich größerer Bedeutung war als heutzutage^ 

Das Talgnehmen war in Lübeck, wie wir schon gesehen 
haben, auf ganz bestimmte Teile beschränkt"'). 

Detailverkauf von geschmolzenem Talg (talch vorkopen by 
marketpunden) und von Lichtern, die aus Talg gegossen waren, 
war in Lübeck ausschließliches Recht des Amtes der Kerzen- 
gießer""). Sie besorgten auch das Schmelzen des Talges, 
das teilweise sogar trotz des üblen Geruches zum nicht geringen 
Verdruß der Nachbaren im eigenen Hause geschah""). Von 
wem sie sich das Rohmaterial beschafften und über die dabei zu 
beobachtenden Einkaufsbedingungen erfahren wir nichts. Doch 
wird man in der Annahme nicht fehlgehen, daß sie sich einen 
großen Teil davon, abgesehen vom Einkauf auf dem Martt 
oder der Beschaffung auf Handelswegen, von den Knochenhauern 
der Stadt besorgten. Die bürgerlichen Hausschlachtungen dürsten 
für sie weniger zur Bedarfsdeckung von Rohmaterial in Frage 
gekommen sein. Die Bürger haben nämlich wahrscheinlich den 
durch Hausschlachtungen gewonnenen Talg vornehmlich im eigenen 
Haushalt verwendet, da es nach einem Ratsentscheid von 1477 
erlaubt war, „dat eyn yeder man to sines egenen Hufes behoff 
ruchtalch smelten mochte, so veel em des nottrostich to sines 
Hufes behoff were"""). Namentlich die Herstellung von Kerzen 
blieb ja auch überall lange dem Haushalt vorbehalten""). 

Vgl. darüber Sachs, S. 13S. 
Vgl. oben S. 319. 
Wehrmann, S. 250 (Rolle von 1508). 
Vgl. Lüb. U.B. XI, Nr. 340, S. 362 (1468). In Nürnberg besorgte 

das Talgschmelzen das Fleischeramt selbst. Es besaß zu diesem Zweck schon 
srühzeittg eigene Schmelzhütten. Dagegen lag dort die Kerzenherstellung in 
den Händen der Pfragner. Sachs, S. 135. Lichter aus Talg zu machen 
und damit zu handeln, war auch anderwärts nicht Sache der Fleischer. In 
Eßlingen sollten sie noch nach einer Verordnung von 1719 allen Unschlitt den 
Gremplern zu Kreuzer geringer, als die Lichter taxiert waren, gegen bare 
Bezahlung innerhalb 4 Wochen liesern. Berlepsch, S. 59. 

^") Wehrmann, S. 249. 
b'°) Vgl. Heyne, D.H.A l., S. 276, und Zedler, Bd. 34, Sp. 1635. 
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» 

Dur iübschen Vecsallung5dewegung 

im i?. Dakrkundect. 

Von Ferdinand Fekling 1-. 

1883 hatte Wehrmann in seinem Aufsätze über die obrig- 
keitliche Stellung des Rates geschrieben: „Die Teilnahme der 
Bürger an der Verwaltung habe sich von selbst, wohl erst seit 
dem Anfang des siebzehnten Jahrhunderts, gebildet." Er wies 
dabei darauf hin, daß zuerst im Jahre 1602 bei der Verwal- 
tung zweier lübscher Sttftungen (es waren die Hospitäler zum 
Heiligen Geist und zu St. Jürgen) den Herren des Rates vier 
bzw. zwei Bürger beigeordnet wurden, so zwar. daß sie die 
ökonomische Verwaltung ganz übernahmen, während die regi- 
minale Verwaltung den Herren des Rates allein verblieb. Hier- 
aus prägte Klügmann in seiner 1884 erschienenen Abhandlung 
„Das Staatsrecht der freien und Hansestadt Lübeck" die folgen- 
den Sätze: „Seit dem Anfange des siebzehnten Jahrhunderts 
vollzieht sich eine Umgestaltung dieses Verhältnisses (nämlich 
des Verhältnisses zwischen Rat und Bürgerschaft); die Bürger 
erlangen zunächst eine Verttetung bei einzelnen Behörden. Es 
geschah zuerst bei der Verwaltung der beiden großen milden 
Stiftungen der Stadt, des Heiligen-Geist- und des St.-Iürgen- 
Hospitals: der Rezeß vom 5. Mai 1602 räumte den Bürgern 
die Teilnahme an derselben ein." 

Dazu ist das Folgende zu sagen: 
1. Die Vorsteherschasten des Heiligen-Geist-Hospitals und 

der Stiftung zu St. Jürgen haben niemals den Charakter einer 
Behörde gehabt. 

2. Weder für das Heilige-Geist-Hospital noch für die Stif- 
tung zu St. Jürgen ist durch den Rezeß von 1602 eine Ver- 
tretung der Bürger bei der bisher vom Rate allein geführten 
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Verwaltung zugelassen. Die ökonomische Verwaltung beider 
Stistungen ist vielmehr auf die Bürger allein übertrag,en. So 
ist das Verhältnis bei unserem Heiligen-Geist-Hospital (die an- 
dere Stiftung ist im vorigen Jahrhundert eingegangen) bis auf 
den heutigen Tag geblieben. 

3. Die genannten zwei Stiftungen als die beiden großen 
milden Stiftungen der Stadt zu bezeichnen, ist irreführend. Die 
beiden großen Stiftungen Lübecks waren und sind das St.-Io- 
Hannis-Kloster und das Heilige-Geist-Hospital. Von allem diesem 
abgesehen, ist es aber insbesondere 

4. ein wesentlicher Irrtum, daß der Rezeß vom 5. Mai 1602 
als der erste Schritt, gewissermaßen als der Auftakt zu einem 
planmäßigen Eindringen der Bürger in die Behörden zu erach- 
ten sei. Hierüber wird hernach ausführlicher zu handeln sein. 
Zunächst genüge die Feststellung, daß eine solche Wirkung der 
Ratsverfügung von 1602 keineswegs nachweisbar ist. 

Nichtsdestoweniger: der Klügmannsche Irrtum ist fünf Jahre 
später unter unzulässiger Berufung auf Wehrmann in Hoffmanns 
Lübeckische Geschichte, zwanzig Jahre danach in Brückners Staats- 
und Verwaltungsrecht der freien und Hansestadt Lübeck (Han- 
nover 1909) und wieder nach einem Lustrum auch in Bollmanns 
Staatsrecht der freien Städte Bremen und Lübeck (Tübingen 
1914), also wirklich, um das mephistophelische Wort zu gebrau- 
chen, „von Geschlecht zu Geschlecht und sacht von Ort zu Ort" 
übernommen worden. Dabei muß es besonders auffallen, daß 
das sogenannte Eindringen der Bürger in die Verwaltung all- 
gemein als gleichartig und gleichzeitig mit ihrem Streben nach 
Teilnahme an der Gesetzgebung hingestellt ist, während die bei- 
den Erscheinungen doch, wenn man näher hinsieht, durchaus ver- 
schiedenen Wurzeln entspringen. 

Um dies zu erkennen, ist es unumgänglich notwendig, ge- 
nau auf Ursprung und Gang der Unruhen zu achten, die 1599 
und 1600 einen recht bedrohlichen Eharakter annahmen, den 
Kern einer Bewegung herauszuschälen, die sehr euphemistisch 
mit dem Namen „Verhandlungen zwischen Rat und Bürger- 
schaft" bezeichnet worden ist. 

In schlauer Weise hatte sowohl Herzog Karl von Süder- 
mannland, der damals Administrator in Schweden war, als auch 
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König Sigismund von Schweden und Polen in ihren Beschwer- 
den über angebliche lübische Übergriffe die Bürgerschaft gegen 
den Rat auszuspielen und aufzuhetzen verstanden, indem beide 
fürstliche Beschwerdeführer sich nicht auf die Korrespondenz mit 
dem Rate beschränkten, sondern ihre Manifeste unmittelbar an 
Lübecks Bürger, „an den gemeinen Mann, Bürgerschaft und 
die Zünfte" richteten. Dies Vorgehen nahm die Bürgerschaft 
zum Anlaß, einen Ausschuß von 50 Bürgern zu ernennen mit 
dem Auftrage, wegen der schwedischen Angelegenheit mit dem 
Rate in Verhandlung zu treten, zugleich aber auch ihm vorzu- 
stellen, „was allhier in der Stadt vor Gebrechen seien, daß sie 
abgeschaffet und verbessert würden". Die Beschwerden betrafen 
(man höre!) teils die Verwaltung der geistlichen und weltlichen 
Güter, teils die Armenanstalten und die Administration der 
j)ospitäler und Gotteshäuser, sonderlich zum Heiligen Geist und 
zu St. Jürgen, teils den Wortlaut des Bürgereides, teils die 
Verbesserung der Schulen,teils die Vermehrung der öffentliche Ein- 
Wnfte, teils die Beschleunigung der Justiz, endlich Verbesserungen 
in Polizeisachen. Ein wunderliches mixtum et compositum, das 
weder dem Senate die Möglichkeit fruchtbarer Verhandlungen ge- 
währen, noch überhaupt von dem Verfasser und der von ihm auf- 
geregten Bürgerschaft ernst gemeint sein konnte. In Wahrheit ergab 
es sich bald, daß die meisten Beschwerdepunkte lediglich zur Deko- 
ration dienten, und daß es sich in Wirklichkeit nur darum handelte, 
unter der Fülle angeblicher Beschwerden einen Punkt zu verstecken, 
der dann allein Gegenstand langwieriger und höchst unerquicklicher 
Verhandlungen geworden ist, nämlich die Fassung des Bürger- 
eides. Die Bürger verlangten eine Änderung des Wortlautes: 
„Einem ehrbaren Rate dieser Stadt treu, hold und gehorsam 
zu sein", und zwar dahin, daß es heiße: „Einem ehrbaren Rate 
und dieser Stadt treu, hold und gehorsam zu sein". Wenn 
hierüber mit einer Heftigkeit ohnegleichen von hüben und drü- 
ben gekämpft worden ist, so kann das nur denjenigen wunder- 
nehmen, der nicht erkennt, daß es sich hier mit Nichten um eine 
bloße Form, sondern um die Grundlage des lübeckischen Staats- 
rechtes handelte, um die Frage, die im Laufe der Verhandlun- 
gen in völlig modernem Sinne dahin formuliert wurde: „Soll 
die Verfassung aristokratisch bleiben oder demokratisch werden?" 

Ztschr. d. B. f. L. G. LXIV. 22 
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Trotz dem kraftvollen und zähen Widerstände Gotthards von 
Höveln, des ersten Bürgermeisters dieses Namens, gab der Rat, 
„wenn auch unter lebhaftem Protest", schließlich nach. Die Er- 
örterung der andern Punkte fand ohne große Schwierigkeiten 
ihre Erledigung durchgehends im Sinne der Auffassung des 
Rates. Was die Beschwerde über die Verwaltung der geist- 
lichen Güter betrifft, so zielte sie nicht direkt auf eine Teilnahme 
an der Verwaltung ab, sondern auf Abstellung von Übelstän- 
den, die sich aus der bisherigen Administration ergeben hätten. 
Der Rat konnte aber mit Fug darauf hinweisen, daß er bereits 
mit Erlaß einer Armenordnung beschäfttgt sei, die auch schon 
im Jahre 1601 erlassen ward; gleichzeittg ernannte er soge- 
nannte Provisoren beim Armenhause zu St. Annen, die fortan 
das dem Rate höchst lästtge Anmeldewesen und die Armenfür- 
sorge selbst übernahmen, und wenn er im Rezesse des folgenden 
Jahres den Bürgern das Entgegenkommen zeigte, die ganze 
Ökonomie der zwei Hospitäler den Bürgern zu überttagen unter 
Oberaufficht der ältesten Bürgermeister, so brachte er dadurch 
in Wahrheit kein Opfer; denn auch diese Verwaltung war bei 
der ständigen Zunahme des Apparates ihm längst unbequem 
geworden. Daß diese Änderung in der Organisatton der Stif- 
tungen (nochmals sei betont: keiner Behörden) als eine Um- 
gestaltung der Verhältnisse nicht angesprochen werden kann, ist 
klar. Wo sind denn nun die Behörden, in die seit Anfang des 
siebzehnten Jahrhunderts die Bürger planmäßig eingedrungen 
sein sollen? Die Antwort lautet, daß über keine einzige Be- 
hörde innerhalb der ersten fünfundzwanzig Jahre des siebzehn- 
ten Jahrhunderts ein solcher Wandlungsprozeß zu vermelden 
ist. Es war am 12. Juli 1625, als der „Bretling" der Ver- 
waltung von Bürgern unter dem Vorsitze von Ratsherren unter- 
stellt wurde. Hierüber das Folgende: Schon in der zweiten 
Hälfte des fünfzehnten Jahrhunderts war die Trave so seicht, 
daß man Maßregeln dagegen ergreifen mußte. Zu diesem 
Zwecke wurde eine Abgabe erhoben, die man Palgeld nannte. 
Man war aber dabei nicht ernstlich vorgegangen. Das Übel 
ward ärger und ärger und wuchs zu Anfang des siebzehnten 
Jahrhunderts zu einem derartigen Mißstande, daß man nicht 
zögern durfte, an eine Austtefung der am meisten gefährdeten 
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Strecken des Travebettes heranzugehen. Es sind die ersten nach- 
weislichen Anfänge einer planmäßigen Travekorrettion. Um die 
erforderlichen Mittel zu gewinnen, ward eine besondere Schiff- 
fahrtsabgabe eingeführt, Lastgeld genannt, weil sie nach dem 
Lastengehalte der die Traue befahrenden Schiffe normiert ward. 
Die Erhebung und Verwaltung dieser Abgabe übertrug, wie 
gesagt, der Rat 1625 dem „Bretling", einer aus Bürgern zu- 
sammengesetzten Behörde unter dem Vorsitze von Ratsherren. 
Die Behörde hat bis zum Jahre 1810 bestanden. Sie führte 
die Aufficht über das Fahrwasser der Traue. Unverändert blieb 
auch ihr Name, der von demjenigen Teile der Traue, auf dem 
die schlimmsten Untiefen sich befanden, entlehnt war, nämlich 
von der ausgebreiteten Wasserfläche zwischen Herrenfähre, 
Herrenwyk und Scklutup. 

Außer dem „Bretling" flndet sich keine Behörde mit der 
-modernen Organisation. Insbesondere wird auch mit der 

Ansicht aufzuräumen sein, als wenn die sogenannte Zulage und 
die Defensionskasse, über die Rat und Bürgerschaft sich um 1610 
verständigten, als Behörden anzusprechen seien. Beide Einrich- 
tungen wurden sc! koc getroffen und sind mit dem „Bretling" 
vereinigt worden. Dadurch, daß die Bürger sich selbst, wie Wehr- 
mann sich ausdrückt (Hans. Gesch.-Bl. 1884, S. 66), der Mühe 
unterzogen, die Gelder anzunehmen, wird nichts weiter dar- 
getan, als daß die Bürger im Auftrage des Rates bzw. seiner 
Kommissare die Einkassierung vornahmen. (Becker ll, S. 324 
und 358.) Es hat viel Wahrscheinlichkeit für sich, daß der im 
siebzehnten Iahrhundett so häufig gebrauchte Ausdruck „Depu- 
tterte" mit dazu beigetragen hat, der neuerlichen Annahme Vor- 
schub zu leisten, daß die Teilnahme bürgerlicher Deputierter an 
der Verwaltung der Behörden allmählich zum Regelfall sich aus- 
gewachsen habe. In Wahrheit hat diese Entwickelung in Lübeck erst 
erheblich später als in den beiden Schwesterstädten angesetzt. Die 
Bezeichnung „Deputterter" wird für alle Abgeordneten der bürger- 
schaftlichen Kollegien gebraucht, die, sei es aus deren Initiative, 
sei es auf Anfordern des Rates, mit diesem zu verhandeln hatten. 
Die nahezu vierzig Behörden, die, zu weitaus größtem Teile 
schon in Albert von Bardewiks 1298 niedergeschriebener Rats- 
setzung aufgeführt, auch um die Mitte des siebzehnten Jahr- 
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Hunderts noch unverändert bestanden haben, sind größtenteils 
erst um 1810 verschwunden, zu kleinem Teile erst viel später 
eingegangen. Alle diese Behörden sind Ratsosfizien gewesen 
und geblieben. Die einzelnen Behörden selbst, neben den füns 
großen — nämlich den Kämmereiherren, den Richte-, Wette- 
und Marstallherren und den Weinherren — die zweiunddreißig 
sogenannten kleinen hier Revue passieren zu lassen, vom 
Steinhaupt etwa bis zur Bierprobe, welch letztere bis 1858 be- 
standen hat (ihre Aufhebung war Behns erster Erfolg in der 
Ratsstube), erübrigt sich. Was den Bretling betrifst, so ist fest- 
zuhalten, daß der Grund, weshalb der Rat einer gemischten 
Organisation die Verwaltung übertrug, ausschließlich der war, 
daß nur auf diesem Wege die Möglichkeit gegeben schien, den 
Widerstand gegen die neue, natürlich in hohem Maße unbeliebte 
Abgabe zu brechen. Es ist derselbe Grund, der nervus rerum. 
der schon im vorausgehenden Jahrhundert in einzelnen Fällen. 
und innerhalb vorher bestimmter Grenzen zu einem Entgegen- 
kommen gegenüber den Wünschen der Bürgerschast veranlaßt 
hatte, derselbe Gesichtspunkt, der vierzig Jahre später zum Kasse- 
rezeß geführt hat. Aber in den hundertdreißig Jahren, die auf 
das Konkordat von 1535 folgten, ist außer der Einsetzung des 
Bretling keine Behörde nach dem modernen Schema einer von 
Ratsmitgliedern und Bürgern gemeinschaftlich geführten Ver- 
waltung umgeändert worden oder neu erstanden. Hartwigs Fest- 
stellungen über die Geschichte des Lübecker Schosses stimmen mit 
dieser Behauptung überein (siehe daselbst Seite 121 ff.), und 
auch Wehrmanns Einzelangaben (Zeitschrift III, Seite 364) 
bestätigen ihre Richtigkeit, wenngleich seine acht Jahre später 
veröffentlichte Abhandlung über die obrigkeitliche Stellung des 
Rates (Hans. Gesch.-Bl. 1884, S. 70 ff.) sich dahin ausdrückt, „daß 
die Teilnahme der Bürger an der Verwaltung sich wohl mit dem 
Anfange des siebzehnten Jahrhunderts gebildet habe", eine Ent- 
gleisung, die sich nur durch die irrige Beurteilung des öffent- 
lich-rechtlichen Charakters der Stiftungen (Heiligen-Geist- und 
St.-Iürgen-Hospital) und der sogenannten Zulage erklärt. 

über Kämmerei und Stadtkasse muß ich etwas weiter aus- 
holen. Schon in der Aufzählung Albert von Bardewiks vom 
Jahre 1298 sind nach den Bürgermeistern zwei Kämmereiherren 



341 

genannt; damit ist angedeutet, daß die Kämmerei die vornehmste 
Behörde war. Die Kämmereiherren waren die Verwalter des 
Staatsgutes, sie erhoben die Einnahmen und leisteten die Aus- 
gaben des Staates. In alter Zeit war ihr Ressort ein nahezu 
allumfassendes. Das Bauwesen, das Steuerwesen, das Zoll- 
wesen stand unter ihrer Leitung. Die Kämmerei war auch die 
Beamtenkommission des Rates, die die meisten Beamten stlbst 
anstellte. Sie nahm den Bürgereid ab. Bei weiterer Ausbildung 
der städtischen Verhältnisse blieb die Verwaltung der Finanzen 
ihre Haupttätigkeit, ganz in dem Umfange, wie sie zu Anfang 
des neunzehnten Jahrhunderts dem Finanzdepartement oblag. 
Insbesondere hatte die Kämmerei auch die Anleihen selbständig 
abzuschließen. Stadtgüter und Forsten standen unter ihrer 
alleinigen Verwaltung. Bei manchen erfahrenen Bürgern, auch bei 
anderen, bin ich der Ansicht begegnet, daß die alte Kämmerei 
durch die 1665 eingeführte Stadtkasse abgelöst worden sei. Auch 
das ist ein Irrtum. Der Rat hat, als er unter dem Druck der 
schweren Zeit nach dem Dreißigjährigen Kriege die Kassa-Bürger 
berief, gar nicht daran gedacht, die Kämmerei eingehen zu lassen. 
Zwar statuiert der Rezeß die Kassa als „die zuständige Stelle, 
an die fortan alle Staatseinnahmen unmittelbar eingeliefert und 
von der alle Ausgaben zu leisten und die Schulden zu bezahlen 
seien." Aber in demselben Paragraphen, der die Einhebung, die 
Ausgaben und die Abrechnung den bei der Kassa sitzenden Herren 
und Bürgern überweist, wird angeordnet, daß die Oberauf- 
sicht und Eintreibung, auch Beförderung geziemender 
Richtigkeit bei der Kämmerei verbleiben. Die Kämmerei stellt 
die Abrechnung auf und führt die Hauptbücher, die von den 
Kassa-Herren und Bürgern eingesehen werden mögen. Die Kassa 
soll für die Bestreitung der Ausgaben sorgen, und, falls die ge- 
wöhnlichen Einnahmen der Stadt nicht ausreichen, angemessene 
und gerechte Kollekten in Vorschlag bringen. Mit anderen 
Worten: der Abschluß von Anleihen bleibt bei der Kämmerei. 
Da die Wahl des Kassenschreibers, des heutigen Stadtkassen- 
direktors, im Rezeß von 1669 dem Rate noch ausdrücklich vor- 
behalten wird, kann man nicht gerade behaupten, daß die Bür- 
ge^chaft 1665 einen Sieg von prinzipieller Bedeutung errungen 
habe. Man ist sogar geneigt, anzunehmen, daß es dem Rate 
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mit dieser Konzession wenig ernst gewesen. Die völlig desolaten 
Finanzen Lübecks um die Mitte des siebzehnten Jahrhunderts 
verlangten gebieterisch einen kräftigen Sukkurs des Rates, um 
bei der Bürgerschaft mit seinen sich fortwährend erneuernden 
Kollekten und Kontributtonen durchzudringen. Die Einrichtung 
der Kassa erschien als das einzige Mittel, hier vielleicht zu 
helfen. Sie nahm dabei dem Rate einen großen Teil der Ver- 
antwortung und jedenfalls auch des Odiums ab. Wenn in der 
ersten Zeit auch wirklich der bürgerschaftliche Einfluß bei der 
Finanzverwaltung sich geltend machte, von Dauer ist die Ver- 
änderung nicht gewesen, konnte sie nicht sein, da das Übergewicht 
auf feiten des Rates in der Beibehaltung der Kämmerei und 
dem nur noch verschärften unmittelbaren Verkehr zwischen Rat 
und Kämmerei fest verankert war. Diesen Zustand aber hat 
Senatus nicht etwa Jahre oder Jahrzehnte, sondern anderthalb 
Jahrhunderte aufrechterhalten können. Er hat bis zum Jahre 
1810 bestanden. Nach der Befteiung der Stadt hat der Rat 
auf seine Wiederherstellung verzichtet. 

Ist es nach den angeführten, wohl als unumstößlich zu be- 
zeichnenden Tatsachen nichts mit der Annahme eines planmäßigen 
Eindringens der Bürger in die Verwaltung schon um die Wende 
und in der ersten 5)älfte des siebzehnten Jahrhunderts, so sprechen 
auch politisch-psychologische Gründe sehr entschieden dagegen. 
Die Schrecken und Opfer des langen Krieges ließen vollends 
wenig Neigung aufkommen, sich ohne zwingende Gründe noch 
mit Verwallungsplackereien zu belasten, es sei denn, daß (siehe 
Bretling) der eigene Vorteil im Spiele war. Die Bürger gönnten 
dem Rat gern sowohl die Mühen als die Sorgen und auch die 
Verantwortung in der schweren, schweren Zeit. Es ist weder 
eine bloße Redewendung, noch ein Zugeständnis, es erscheint 
einfach natürlich, daß in den Verfassungsrezeß von 1669 der 
Kaflarezeß von 1665 nochmals seinem ganzen Wortlaut nach, 
insbesondere auch mit seiner ausdrücklich wiederholten Bekräf- 
ttgung der Konkordate, aufgenommen ist. Abgesehen von den 
Einschränkungen des neuen Rezesses selbst, verbleibt es in allen 
Beziehungen bei der allen obrigkeitlichen Stellung des Rates, 
der zu einzelnen Offizien Bürger zuziehen mag, dazu aber nicht 
genöttgt werden kann. 
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Was nun aber die Bürgerschaft erstrebte und was sie durch 
den Rezeß von 1669 auch erreichte, war auf einem andern 
Boden gewachsen, wurzelt in dem Ringen der Bürger um Be- 
teiligung nicht an der Verwaltung, sondern an der Staats- 
gewalt. Die Parole, die schon zwei Jahrhunderte früher aus- 
gegeben war, lautete: „Gegen die Aristokratie, Raum für die 
Demokratie." Es ist derselbe Zug, der 1408 den alten Rat 
stürzte, der hernach 1814 die Mhrer der Bürgerschaft mit dia- 
leküscher Schärfe den Beweis für den Glaubenssatz antreten 
ließ, daß alle Gewalt vom Volke ausgehe; es hat noch genau 
ein Jahrhundert gedauert, bis dieser Satz, und zwar eben in 
dem lübschen Wortlaut von 1814 zur Grundlage der Reichsver- 
fassung und der Länderverfassungen geworden ist. Die staats- 
rechtliche Bedeutung der 1669 von Lübecks Bürgern erreichten 
Etappe liegt in der Proklamierung des Satzes, daß die Bürger- 
schaft Mitträgerin der Staatsgewalt sei. Die Allmacht des Rates 
wurde gebrochen, wenn ihm auch das Selbstergänzungsrecht 
noch verblieb; für die Zusammensetzung des Rates wurden feste 
Regeln, für seine Zuständigkeit feste Grenzen gezogen, indem die 
Materien zum ersten Male namentlich aufgezähll wurden, in 
denen er an die Mitwirkung der Bürgerschaft gebunden sein solle. 

über die folgenschwere Bedeutung seines Nachgebens in 
diesem Punkte ist der Rat nicht im unklaren gewesen. War das 
Opfer, durch das allein eine Grundlage für den Wiederaufbau 
des zerrütteten Staatswesens gewonnen wurde, zunächst ein 
theoretisches, man versteht vollkommen die Heftigkeit des Wider- 
standes der Patrizier. Es ist nicht so allgemein bekannt und 
verdient doch festgehalten zu werden, daß der für die lübeckische 
Versassungsgeschichte fundamentale Bürgerrezeß keineswegs 
zwischen Rat und Bürgerschaft allein vereinbart, sondern unter 
den Auspizien und unter kräftigster Mitwirkung der kaiserlichen, 
vom Großen Kurfürsten und vom Herzog zu Braunschweig- 
Lüneburg-Wolfenbüttel delegierten Kommissarien zustande ge- 
bracht worden ist. 

Wer war die treibende Kraft in Lübeck? Ich habe mich 
chon früher dahin ausgesprochen, daß David Gloxin es gewesen 

sein wird, der, obgleich er die kaiserliche Intervention sehr un- 
gern sah, doch in dem neuen Rezeß das alleinige Mittel zur 
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Rettung der Stadt erblickt haben dürste. Wenn ich die Persönlich- 
keiten der bedeutendsten Ratsmitglieder jener Zeit nochmals 
überschaut habe, so halte ich an dieser Ansicht fest. Durch seine 
ganze Vergangenheit, die frühen Auslandsreisen und Studien, 
seine langjährige Teilnahme an den Friedensverhandlungen und 
seine Berührung mit deutschen und nichtdeutschen Staatsmännern 
war sein Blick freier, sein Urteil objettiver geworden. Dem Rate 
ist dieser Syndikus schwerlich immer bequem gewesen. Aber 
hätte man nicht seine Persönlichkeit geschätzt, seine Bedeutung 
nicht erkannt, würde man schwerlich den bejahrten Syndikus 
noch zum Bürgermeister erkoren haben. Von einer Wertung 
seines Charakters mag hier füglich ganz abgesehen werden. In 
dem persönlichen und mit einer Schärfe homerischer Helden ge- 
führten Kampfe zwischen ihm und Gotthard von Hoeveln eine 
feste Stellung zu gewinnen, ist nicht leicht. Man wird beiden 
Gegnern gerecht, wenn man jedem als dem Vertreter einer 
Wellanschauung, einer Staatsidee den guten Glauben, die über- 
zeugungstteue zubilligt. Die Folgezeit hat dem liberalen Gloxin 
recht gegeben. 

Meine Ausführungen mögen in folgende Thesen ausklingen: 
Es ist ein Irrtum, anzunehmen, daß das planmäßige Eindringen 
der Bürger in die lübeckische Staatsverwaltung schon an den 
Anfang des siebzehnten Jahrhunderts zu setzen sei. 

Die Einrichtung der Stadtkasse als einer aus Ratsmit- 
gliedern und Bürgern zusammengesetzten Behörde 1665 war ein 
vom Rate errichteter Damm zum Schutze der alten Ratsver- 
fassung. Dieser Schutzdamm hat bis zur französischen Zeit ge- 
halten. Die grundsätzliche Errungenschaft der Bürger im sieb- 
zehnten Jahrhundert liegt in der Proklamierung der Bürger- 
schast als Mitttägerin der Staatsgewalt durch den Bürgerrezeß 
von 1669. In dieser Beziehung ist mit Recht das Jahr 1669 
als Zäsur in der Entwickelung der lübeckischen Verfassungs- 
geschichte zu bezeichnen. 
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i1^r!e^ne Mitteilungen. 

Nackrickten über den Glockengießer KIau5 üvacktel. 

Von dem Lübecker Glockengießer Klaus Wachtel war bisher 
nur bekannt, daß er die noch jetzt die volle Stunde schlagende 
Glocke für St. Marien zu Wismar gegossen hat und daß ihm 
der Guß der Pulsglocke für St. Marien in Lübeck zweimal miß- 
raten ist (Theodor Hach, Lübecker Glockenkunde S. 207 f.). Seine 
Tätigkeit ist doch, wie das nach dem Brande von St. Marien 
zu Wismar 1539 von dem dortigen Ratmann Jakob v. Stiten 
angelegte und bis 1543 weitergeführte Rechnungsbuch über die 
Herstellungsarbeiten ergibt, umfänglicher gewesen, freilich nicht 
sein Erfolg. Er hat nämlich für Wismar außerdem noch eine 
Chorglocke von 16 ^/2 Lispfund, von der wir weiter nichts wissen, 
und auch die große Glocke für St. Marien 1542 gegossen. Dieser 
aber war keine Dauer beschieden. Sie ward bald durch die von 
Herman Pasman, dem bekannten Lübecker Gießer, 1567 gegossene 
ersetzt. Wenn man übrigens nicht annehmen darf, daß bei der 
Lesung der Inschrift der kaum zugänglichen Stundenglocke ein 
Fehler untergelaufen ist (1545 für 1542), so müßte auch diese 
bald gesprungen und neu gegossen sein. Leider fehlen die weiteren 
Rechnungen der Kirche bis 1551. 

Die genauen Angaben über den Guß beider Glocken, der 
großen wie der Stundenglocke, werden nicht unwillkommen sein. 

1. Ausgaben für den nyen seygher von St. Marien 
zu Wismar s1542s. 

Instj erste hebbe wy gheven vor 12 last kalen myt deme 
12 ^ 12 s? ungelde 

12 s? gheve wy mester Claves to gadesgelde, do wy den 
seyger myt em vordynghenden 

18 st Marcus Meyger vor 1 tunnen bers, de krech mester 
Claves 

6 K 6 st geve wy Dyryck Losten vor 6 tunnen bers, de ghe- 
drunken worden affer de nach unde des dages, do 
de seyger gatten worth, unde ock affer de tyd, alse 
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de seyger yn de erde unde uth der erden wedder 
ghebroch worth, unde affer de maltyd, do de mesters 
myt eren gesellen maltyd makeden, do dat arbeyt 
gheschen was 

4Z4 ^ 9>Ä dosulvest Wort ghegeven vor en verdendel botter, dat 
do ock sulvest uthghespyset wort myt deme volk 

9 s? Marcus Meyger geven vor 1 tunnen taffelber, de 
drunten, dewylle mester Claves den rock makede 
affer den seyger, syn eghene volk uth 

1 geve wy j)ermen deme dener, do he na Waryn reth 
na deme schellebom 

2 sS mester Claves synen gesellen to bergelde 
5s4 st geve wy vor saske'), botter unde eygers, dat tome 

Hemde to deme seyger quam 
15 geven vor 2 holtene spanne 

6 st geven deme underschryffer, dat hee de bockstaffe up den 
seygher settede 

8 st 3 geve wy Hans Slychman, deme schipper, tor frach, 
dat hee mester Claves syn tuch uth der Traffen hyr 
mede brachte 

6 st geve wy den dregers, de dat guth upsoren unde 
scheppeden 

8Z4 st geve wy 3 tymmerluden, yderem vor enen dach, dat 
see eme alle dynk verdich makeden 

2Z4 st deme volle geven vor beer, de mester Claves den 
rock hulpen affwynden unde de sonne wedder rychten 

2 ^ 2s4st gheve wy vor 21 punt talleges, dat tome seygher quam 
4 st hebbe wy geven vor scharsulle^ 
3 st gheve wy vor en sychteseffe 

1 ^ geve wy vor 1 quarter mursten, dat quam to deme 
korfse 

8 st geve wy Jacob Meyne vor 2 punt wasses 
2 st geve wy Jacob Meyne vor 1punt harpoyges 
1 st vor Spans gron 

24 st Jacob Meyne wedder geven, de(n) Jacob ghegeven 
hedde vor sotten dorsk, de ghespyset wort des morgens, 
do de seyger gaten was 

19 st 3 ^ dosulvest gheven vor grone vyske 
18-St vor broth 
12 st geven vor botter 

3 st geven vor enen wefften, dar de klocke mede geschuret 
wort 

') Gemeint ist was. Für v schreibt der Schreiber vielsach w. 
y Gemeint ist scharwulle. 
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3 ^ 4 fl hebbe wy der techelmestersken geven vor 3 tunnen 
bers, de do ock ghedrunken worden na unde vor, 
do men den seygher galten hedde 

4 ^ 6 fl 3^ hebbe wy Nyclaves Klon, Unser leven fruwen schryffer, 
wedder gheven, de hee vorlech hedde 

8 3 -Ä mester Dyryck vor 3 dage 
6 st deme techelmester gheven to drankgelde 

10 st gheven her Nyclaves Schulten 
8 st Naves Poth vor 8 dage 
9 st worden vordrunken, do wy aflonden up deme 

techelhaoe 
2 ^ 3 st hebbe wy Jacob Bolmeshagen gheven vor 2 tunnen 

bers, de de dregers drunken, do se den seygher 
hulppen yn de erden begraffen unde wedder thoschoten 

18 st noch Peter Erthman gheven vor 1 tunnen bers myt 
synen broderen, do see den seyger wedder upgroven 
unde uth der erden wedder brochten 

15 st hebbe wy noch ghegeven vor flomen to deme seyger 
28 st hebbe wy her Heyne Bra(t)banden gheven vor 1 tunnen 

roggenmels, de krech mester Claves 
18 st Peter Erthman vor 1 tunnen bers, de krech dosulvest 

mester Claves ock 
10 st geven vor broth 

8 st gheven twen tymmerluden vor enen dach 
18 st gheve wy vor 1 tunnen bers desms') ampte der 

grappengheteren, dat see uns hulppen myt eren 
gesellen, do wy den seyger goten 

3 K 12 st hebbe wy dosulvest geven vor 3 tunnen bers desms') 
ampte der smede myt eren gesellen, dat see uns do 
ock hulppen, don wy den seyger gotten 

2 st geve wy deme kur, dat hee de trummen umme sloch, 
dat wy Volk kregen, do wy den seyger yn de stadt 
bryngen leten 

2 st geve swys den kaldregeren to drankgelde, dat see de 
kalen myt eren secken todroghen, do wy smolten wolden 

6 st noch enem arbeydesman vor 2 dage 
2 ^ hebbe wy mester Claves to syner terynge to hulppe 

geven 
1 ^ geve wy syneme sone to drankgelde 

24 st geve wy do syneme gesellen to drankgelde. 
Do nu dusze seygher vulentoghen ys gheworden myt deme 

getende, loff sy gode, do hebbe wy myt mester Claves reckenschop 
ghemaket unde dat guth wedder afgherekent, dat wy yngesettet 

h Beide Male steht der. 
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hedden, dat de seygher an sych do behalt 20 scyppunt, unde 
wy geven em vor sdatj scyppunt to geten 5 alsze wy dat 
myt em ens gheworden weren, unde wy stunden den afgank, 
belep sych int gelt hundert mark Lud. Hyrup hebbe wy mester 
Claves betalt myt kopper tweunsostich mark unde geven em an 
redem gelde achundurtech mark, so dat wy mester Claves betalt 
hebben 100 ^ Lub. vor syn arbeydesloen. 

Rechnung 
von St. Marien-Kirchengebäude 1339—1544, S. 71—74 s1542s. 

2. Ausgaben sür die große Glocke s1542s. 

Dat navolgende heff ghekostet de grate klocke tho getende 
myt alleme ungelde to Unszer leven fruwen. 
10 ^ 6s4 st hebbe wy geven vor 9 last kalen myt alleme ungelde 

20 st vor 1 tunnen bers 
15 st geve wy vor drath, de tor klocken quam 

3 st geve wy mester Claves synen gesellen to drankgelde 
22 st gheve wy Titke Wyghelanth, deme boddeker, vor 

8 bände, dede quemen up den rock van der kloken 
2 st geven den luden vor ber, de mester Claves hulppen, 

do hee den rock asswanth vam Hemde der kllsoken 
6 st vor en stoffenken wyns gheven, den mester Claves 

drank, do hee de kslosken^) guth 
6 ^ Hynryck Meyger, deme klensmede, geven up ene 

rekenschop 
2 ^ ghegeven deme ampte der smeden vor 4 tunnen bers, 

do see hulpen myt ereme volke de belgentreder de 
nach affer, do de grate kloke ghegaten wart 

10^/2 st geven vor 7 punt settes, de Jacob Meyne vorlech 
hedde 

4 st Jacob Meyne geven vor 1 punt wasses 
1st vor 1 punt harpoyges 

1 st vor 1 loth Span gron 
4 st geven Jacob Meyne, de hee vorlech hedde vor ber 
3 st geven Mathyes Sander to drankgelde, do hee uns 

dat gelt mede van Lübeck brach van Matyes 
Werneke 

34 - 6 st hebbe wy gheven vor 12 lyspunt tyns, den wy to 
Lübeck kopen leten, dede quam tho der graten kloken, 
unde 

8 st hadde her Iohan Golbarch to Lübeck vorlech 

y kolk»n 
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2 sil geven vor eygers 
13 fl geven vor tallych 

2 ^ 4 st geven vor 2 tunnen bers 
6 ^ 5 st 8 ^ geven vor en verende! boter, woch 13 punt afer 

3 st 10 geven vor scharwulle 
8 st geven vor 10 latftlen 
9 geven enem manne stene to loden 

4 wytte vor 4 können bers 
5 st der teychelmestersken geven vor ber, dat van er 

gehalet was 
3 st 8 'Zl geven deme weger, do Frans vame Have den kopper 

entfenk 
2 ^ 6 ß geven vor twe foder schelleboms 

4 wytte geven vor der, do dat klokenguth gemenget wart 
4 st vor botter unde broth den dregers 

13 st 2 »Zt Tapperogeske vor 7 punt botter 
2 st geven vor tallech 

1 ^ Hans Peters vor broth 
30 st Odewan, deme beker, vor broth 

8 st Hans Buweman vor broth 
4 st Hans Dethmers vor broth 

9 drelinge vor 9 tunnen bers yntobryngende 
17stmyn4^ Claves Poth vor 10 dage, des dages 5 wytte 

7 st Hans Geldemester vor 5 dach 
11 st her Nyclaves Schulte 

2Z^ st tosamende vor en stavenlach 
3 st 2 -Ä vor grapenbrade 

2 st vor herynge unde dosrisk 
2 st vor gron vyske 

3^/^ st noch to markede 
1 ^2 st noch to markede geven 

6 st 4 geven vor ber, do de klock yn de stadt getoghen wort 
2^/^ ^ 2^/^ st geven der techelmestersken vor ber unde kost, do 

wy affloneden 
18 st Claves vame Have vor 1 tunnen bers 

2 ^ 4 st noch vor 2 tunnen bers, de affer dusse tyd ghedrunken 
worden 

4 st 3 mester Dyryck geven vor enen dach 
6 ^ 12 st Claves Lyntholth vor 6 tunnen bers 
3 ^ 7 st gheven Hans Wylken vor drogen vysk unde solten 

dorsk tohope 
15 st noch ghegeven vor tallech 

2 ^ 4 st Marcus Meyger vor 2 tunnen bers 
6 ^ 5 st 4 >Ä vor en verdendel botter myt der afferwych 

18 st Jacob Bolmeshaghen vor 1 tunnen bers 
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2 ^ 6 j? Peter Erthman, dem warchmester van den dregheren, 
geven vor 2 tunnen bers, de see uthdrunken, de 
dregers, do see de graten Nocken in de erden forden 
unde groven unde wedder uth der erden groven 
unde brachten 

6 stl geven vor sotten herynk 
6 fl ber betalt vor den dregeren, do see de Nocken 

hulppen tende yn Unser leven fruwen kerken 

Rechnung von St. Marien-Kirchengebäude 1539—1544 S.78—80. 

3. Anno 42 up Bartolomey hebbe wy taten geten in dem 
namen gades de grate tudeNoke to Unser teven sruwen karken etc. 
Don dusse grate Nocke ghegaten unde wot gedegen was, toff sy 
gäbe, do hebbe wy gerekent myt mester Ctaves, deme Nocken- 
geter; unde dat guth, dat dar affer gebteffen was, myt deme 
affgange des gudes tohoppe mede affgerekent, do hebbe wy de 
Nocke gheachtet unde gerekent up 32 scyppunt. Vor dat scyppunt 
mester Ctaves geve wy vor syn geten unde arbeydeston 5 A, 
betop sych int gett 160 ^ Lub. Dusze vorschrewen tweundurchtich 
scyppunt gudes, de to der ktocken gekamen synn, de btisfen hyr- 
mede ungerekent, so betop sych dusse Nocke myt deme arbeydestone 
unde ungett tosamende summa twehundertdreunsosfentech mark 
teygen schillynge achte 

Rechnungsbuch von St. Marien-Kirchengebäude 1539-1544 S. 81. 

Mester Ctaves deme bussengeter syn wy schutdech 100 ^ Lub. 
Hyrvan heff mester Ctaves Peter Schröder getent 50 ^ Lub., 
de uns Peter Schröder ghegeven heff yn syn betatynge up ene 
rekenschop. So btyff wy mester Ctaves schutdech 50 ^ Lub. 

Auf eingetegtem Zettet. 

4. Anno 43 up sunte Vites affent wart de seygherktocke 
ghehenget up Unszer teven fruwen karke, god deme heren sy dar 
toff vor. Unde de markbom van deme seygherktocktorne ys myner 
fote tank 42, unde de stange darup myt deme haneken ys myner 
fote tank 8 fote, ys tusamende myt deme markbom de hoghe 50 fote. 

Ebd S. 92. Rechnungsführer war der Ratmann Jakob 
v. Stiten, im Rate seit 1527, starb 1544. 

5. 5 ^ gheve wy mester Ctaves to up de koerktocke, 
de wach 16 tyspunt unde 2 markpunt; 8 st geve wy deme 
forman, de Nocken her to sorende van Lübeck. 

Ebd. S. 69. 

Wismar. Friedrich Techen. 
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Gelpceckungen. 

Lrid Lndre5, Lübeck. Festrede bei der Gedenkfeier der 700-Iahr. 
Feier der Reichsfreiheit Lübecks im Stadttheater am 

1926^^16^0^0' Sonderdruck aus den Lübeckischen Blättern. 

Geschichte der freien und Hansestadt Lübeck. Mit 46 Abbil- 
dungen und einer Kupferttefdruckwiedergabe des Freibriefes 
von 1226. Mit Unterstützung eines Hohen Senats heraus- 
gegeben von Or. Fritz Endres, Studienrat amIohanneum 
zu Lübeck 1926, Otto Quitzow Verlag, Kom.-Ges. Lübeck. 
306 S. 

Die beiden vorliegenden Veröffentlichungen verdanken ihre 
Entstehung der 700-Iahr-Feier der Reichsfreiheit Lübecks im 
vergangenen Jahre. Es ist bewunderungswürdig, wie ttef Fritz 
Endres, obwohl nicht geborener Lübecker, sondem erst seit 
kurzer Zeit in der Stadt an der Trave wirkend, in deren Geschichte 
und in lübische Wesensart eingedrungen ist. Gewiß hatte er 
in den bedeutenden Forschungen D. Schäfers, F. Rörigs und 
I. Kretzschmars für den geschichtlichen Teil seiner Festrede wert- 
volle Unterlagen; aber mit welcher Gestaltungskraft hat er aus 
dem ihm gebotenen Stoff ein Bild des alten Lübecks, seiner 
wildbewegten Schicksale, vor allem seiner einstigen politischen 
und wirtschaftlichen Machtstellung enttollt! Es ist indes nicht 
nur dieses alle Lübeck, das er vor uns erstehen läßt: auch der 
nach den napoleonischen Kriegen zu neuem Leben unwiderstehlich 
emporblühende Stadtstaat steigt deutlich vor unseren Blicken auf. 
Und mit Mnstlerischer Intuitton hat E., offenbar angeregt durch 
Thomas Mann, den lübischen Menschen, das Lübeckertum von 
^st und jetzt geschildert, das er als „in der Form gottsch, im 
Wesen niederdeutsch" tteffend kennzeichnet. Neben den krast- 
sttotzenden, derben Herrenmenschen, der selbst „engherzig und 
klemllch, geistlos und anmaßend" werden kann, stellt er — unter 
Anfuhrung charakteristtscher Persönlichkeiten — den andern Typus, 
d^ „fein und zart, manchmal schwächlich, immer jünglingshaft 
sich gebärdet". Und dabei wird doch mit Recht von ihm betont, 
oaß „fast immer der Kaufmann, mittelbar oder unmittelbar. 
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das öffentliche Leben beherrscht hat", ohne daß etwa bloße 
Gewinnsucht die Lübecker zum Handel angespomt hätte. Die 
Triebfeder war vielmehr der Gedanke der schöpferischen Führung, 
und aus ihm entsprang hohes Verantwortlichkeitsgefühl und 
edler Opfe^inn. Man begreift, daß die ungewöhnlich durch- 
geistigte Rede jenen vielbesprochenen nachhaltigen Eindruck bei 
der gewaltigen Schar der Gäste hinterlassen konnte, die aus dem 
festlichen Anlaß unter den Schatten der hochragenden Türme 
herbeigeeilt waren. ^ 

Alle die Motive, die Endres in seinem Vortrag angeschlagen 
hat, Stadtbild, mittelalterliche und neuere Geschichte, bildende 
Kunst, Musik, Buchdruckerkunst, Landschaftsbild, vereinigen ftch 
in dem ebenfalls von ihm zu gleicher Zeit herausgegebenen 
Sammelwerk zu einem schönen Zusammenklang. Jeder der 
Verfasser der verschiedenen Beittäge hat sich bemüht, hier ftm 
Bestes zu geben. Zur Einführung unterhält uns O. Anthes 
(„Bildnis der Stadt"), auch im Plauderton, mit berechtigtem 
Heimatstolz von dem trotz des Verschwindens so mancher wert- 
vollen Denkmäler der Vergangenheit noch einzig reizvollen 
Äußeren der Vaterstadt, er begegnet den Klagen über jene 
Verluste durch die Erwiderung, eine Handelsstadt inusse den 
Forderungen des Verkehrs Rechnung tragen und könne kein 
Museum sein. Dann läßt er uns in ihr Inneres blicken und zeigt, 
mehrfach mit dem Vortrag von Endres sich berührend, die 
Eigenart ihrer Bürger, „den lübischen Menschen^^„den großen 
Zug ... in allem Für- und Gegeneinander der Menschen . In 
wissenschaftlicher Beziehung steht der Überblick voii F. Rörig 
über die Geschichte Lübecks im Mittelalter und der von 
I. Kretzschmar über die Neuzeit ohne Frage an erster Stelle. 
Rörig hat hier das auch an anderer Stelle niedergelegte bedeut- 
same Ergebnis seiner langjährigen Forschungen niitgeteilt, daß 
das 1158 neugegründete sog. dritte Lübeck seine Entstehung einem 
Unternehmerkonsortium kühner deutscher Kaufleute verlMntt. 
Besonders kräftig wird alsdann die Zeit vor und um 137l) als 
die eigentliche Blütezeit, die Periode gesundester organischer 
Entwicklung sowohl in politischer wie in sozialer Hinsicht heraus- 
gearbeitet, ferner die Fülle der Probleme hansischer Außmpolitik, 
deren Zusammenbrach bewies, daß, wie R. ausspricht, das 
Deutsche Reich dem deuffchen Bürgergeist des Mittelalters nicht 
den rechten Platz im staatlichen Bau der Nation zuzuiveffen 
verstanden hatte. Eben diesen Niedergang des großen polittschen 
Ausgreifens Lübecks in der Neuzeit schildert überaus lichtvoll 
I. Kretzschmar, wobei er das Eindringen der Reformation 
und Jürgen Wullenwevers unglückliches Unterfangen zum Aus- 
gangspunkt nimmt. War früher im wesentlichen Aktivität der 
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Grundsatz der Lübecker Politik, so wurde seit dem 17. Jahr- 
hundert Neutralität der Leitstern: hierdurch wurden zwar die 
ärgsten Stürme des Dreißigjährigen Krieges von der Stadt 
ferngehalten, aber ihre Macht und Größe sank zu nur leerem 
Scheine herab. Und auch die Franzosenzeit, der K. besondere 
Aufmerksamkeit schenkt, hat Lübecks Neutralität in keiner Weise 
mehr geschont. Vor allem ist K. ein sachkundiger Führer, wo 
es sich um die höchst beachtenswerten, aber in weiteren Kreisen 
viel zu wenig bekannten verfassungsgeschichtlichen Vorgänge und 
finanziellen Zustände in Lübeck handelt: die Tatsache, daß die 
Freiheit, selbst über sich zu verfügen, die Voraussetzung fir 
Lübecks Ansehen bildete, tritt auch bei der Betrachtung dieser 
innerpolitischen Erscheinungen deutlich hervor. Auch Verkehrs- 
fragen und -Mittel, Wirtschaft und Handel finden Berücksichtigung, 
ebenso die großen Schwierigkeiten und Aufgaben, vor die fich 
nach dieser Richtung die Stadt durch die Veränderungen der 
letzten Jahrzehnte und den Weltkrieg gestellt sieht. Speziell der 
Kulturgeschichte Lübecks sind weitere Auffätze gewidmet, immer 
mit dem Blick auf den allgemeinen deutschen und auch weitere 
Kulturkreise der gleichen Perioden. Der Abriß der „Geschichte der 
bildenden Kunst in Lübeck" von K. Schaefer, der unmittelbar 
an die noch vorhandenen Denknräler und Kunstwerke anschließt, 
ist namentlich für jeden, der sich noch nicht mit Lübecker Kunst 
näher befaßt hat, ein sehr instruktiver Leitfaden. Es ist aber 
Sch. nicht nur ein verständnisvoller Interpret jener Zeugnisse 
hoher Unstlerischer Betätigungen, auch mit den wichttgsten 
Meistern, von Hermann Rode und Bernt Notke an mit Aus- 
blicken bis in das letzte Jahrhundert, werden wir bekannt gemacht. 
Eine glückliche Ergänzung hierzu bildet F. Jung mit seiner 
Darstellung des Musiklebens, in dem die Organisten Franz 
Tunder, mit seinen Kantaten ein Vorläufer von Bach, und der 
hochbedeutende Dietrich Buxtehude, der Schöpfer der berühmten 
geistlichen Abendmusiken, denen Händel und Bach andachtsvoll 
lauschten, eine hervorragende Rolle spielten. Es folgt die Ent- 
wicklung der weltlichen Musik, des Konzert- und Theaterwesens, 
im letzten Jahrhundert besonders unter dem verdienstvollen 
Gottfried Hermann, neben dem der „Theatergraf" v. Hahn- 
Neuhaus sich geradezu bizarr ausnimmt, — eine lange Reihe von 
Einrichtungen, Zuständen, Persönlichkeiten wird von einem aus- 
gezeichneten Kenner vorgeführt. An die Meister der bildenden 
und der Tonkunst reihen sich sodann in W. Pieths inhalts- 
reichem, bis zum Ende des 16. Jahrhunderts gehenden Beitrag 
„Lübeck als Pionier der Buchdruckerkunst" zwölf Meister dieser 
und auch der Schristgießerkunst, durch deren der Zahl nach nicht 
unbedeutende, darunter ganz herrliche Wiegen- und auch jüngere 

zrschr. d. B. f. L. s. XLIV, 2. Ja 
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Drucke Lübeck bahnbrechend geworden ist. An Lucas Brandts, 
den ersten Drucker, schließt sich als der „erste Pionier der schwarzen 
Kunst" für die nordischen Länder Johann Snell an sowie der 
ebenfalls im Norden (in Schweden) tätige Bartholomäus 
Gothan u. a. Von den Lübecker Frühdruckern ist dagegen Johann 
Balhorn sehr zu Unrecht, und zwar erst durch Kortums Jobsiade, 
wie auch P. dartut, als Schlimmbesserer zu übler Nachrede 
gelangt. Von hohem poetischen Empfinden und zugleich reichster 
geologischer und topographischer Sachkunde auf Grund feiner 
Beobachtungsgabe zeugt der Schlußabschnitt von E. Hinrichs 
„Bild der Landschaft". Gerne wandern wir unter seiner Führung 
auf den Partner Berg und entnehmen seinem fesselnden Bericht, 
wie sehr die Landschaft ihr Gepräge durch den Menschen erhiell, 
wie er sie zur „Kulturlandschaft" machte. Und wie packend weiß 
H. vor dem Hü^ertor oder auf dem Petriturm uns das Stadtbild 
und stine Entstehung, die Erbauung der Altstadt und der Vor- 
städte zu erläutern, wie zaubert er längst verschwundene Straßen, 
Gänge, Wassermühlen, Türme, Mauern, Tore, Gräben und 
Wälle vor unserem geistigen Auge noch einmal hervor, um dann 
ebenso die Hafen- und Kanalanlage, Siedlungen und Verkehrs- 
wege der Neuzeit uns zu vergegenwärtigen! So berühren sich 
Hinrichs' Ausführungen, die von zahlreichen statistischen Angaben 
der verschiedensten Art begleitet sind, wieder mit dem einleitenden 
Lobpreis der Stadt von O. Anthes: der Ring ist damit geschlossen. 
Daß in dem Buche eine Darstellung des geistigen Lebens Lübecks 
fehlt, diese Lücke erklärt der Herausgeber im Vorwort durch 
die Begründung, daß hierfür die Forschung erst noch tiefer in 
die Zeit vom 16. bis 18. Jahrhundert eindringen muß, doch kann 
er auf die Ausfüllung dieser Lücke im Lauf einiger Zeit hoffen. 

Der reiche, wohlgelungene Bilderschmuck, auch das Faksimile 
des Freibriefes der Stadt vom Jahre 1226, beides erhöht 
wesentlich den Wert dieses schönen Gedenkbuches der Jubiläums- 
stier, das vor allem geeignet ist, nicht nur für die Lübecker 
selbst, sondern auch für die Besucher und Freunde Lübecks ein 
unentbehrlicher Führer zu werden. 

Kiel. Otto Brandt. 

Lriedrick Voelker, Lübecks Wirtschaftslage unter dem 
Druck der Kontinentalsperre (Veröffentlichungen zur 
Geschichte der Freien und Hansestadt Lübeck, herausgegeben 
vom Staatsarchiv zu Lübeck. Bd. 5, Heft 2). Lübeck 1925, 
M. Schmidt-Römhild. 207 S. 4" mit 1 graphischen 
Darstellung. 

Das Buch gründet sich außer auf die vorhandene gedruÄe 
Literatur vornehmlich auf die Akten des Lübecker Staatsarchivs 
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owie auf einige private Geschäftsakten aus der Familie Stolter- 
oht. Nach einer Schilderung der äußeren Vorgänge während 
)er Kontinentalsperre, insbesondere der Gestaltung des Lübecker 

Handels und Verkehrs unter dem Einfluß der ftanzösischen 
Machtherrschaft (Kap. 1), folgt eine eingehende Darstellung der 
inneren Auswirkung der Handelskrise auf die Staatsfinanzen 
und den privaten Wohlstand (Kap. 2 u. 3); daran schließt sich 
ein ltberblick über die Versuche der Franzosen, Lübecks Wirt- 
schaftslage in den Jahren der Wnverleibung zu bessern (Kap. 4), 
den Beschluß macht eine Schilderung der sozialen Zustände 
Lübecks in der Notzeit und ein Ausblick auf die neue Zeit nach 
Beseitigung der Fremdherrschaft. Von der Elbblockade, die 
Hamburg in den Jahren 1803—06 so schwer schädigte, hatte 
Lübeck Vorteil gehabt. Sein Handel, der im 18. Jahrhundert 
im ganzen doch stagnierte, hatte vorübergehend einen lebhaften 
Aufschwung genommen. Um so schwerer ttaf die Stadt die 
Erstürmung am 6. November 1806 und die kurze Zeit danach 
erfolgende Veröffentlichung des Berliner Dekrets, womit die Kon- 
ttnentalsperre ihren Anfang nahm. Die schweren Zahlungen, die 
Lübeck teils zur Auslösung der beschlagnahmten englischen Waren, 
teils für Requisitionen, Truppenverpflegung und ähnliches leisten 
mußte (bis Ende 1810, einschließlich der Plünderungsschulden 
vom 6. November 1806, über 21 Mill. Frcs.) — nicht zu vergessen 
die Hunderttausende, die die höheren ftanzösischen Offiziere in 
ihre eigene Tasche gleiten ließen —, konnten nur durch Zwangs- 
anleihen und durch Inanspruchnahme des Privatkredits auf- 
gebracht werden. Eine überragende Stellung nahm dabei der 
Bürgermeister Matthäus Rodde ein, in dessen persönliche Hände 
schließlich das ganze Finanzwesen glitt. Bekanntlich ist ihm dies 
zum Verhängnis geworden. Seine persönliche Rechtlichkeit und 
die pattiotische Gesinnung, die ihn veranlaßte, ein so hohes Risiko 
zu übernehmen, scheinen nicht angezweifelt werden zu dürfen. 
Da die Geschäftsbücher des Hauses verloren sind, lassen sich die 
Ursachen des Bankrotts im September 1810 nicht mehr mit 
voller Sicherheit aufdecken, die enffcheidende scheint die sehr 
mangelhafte Buchführung gewesen zu sein, woran Rodde aller- 
dings nicht ohne Schuld war. Die Nemesis der Geschichte wollte 
es, daß der Zusammenbrach seines Hauses durch seine Beziehungen 
nach Amsterdam und Paris einer der Anlässe wurde, die den 
Beginn der großen französischen Finanz- und Handelskrise von 
1811/12 — das Vorspiel des polittschen Zusammenbruchs — aus- 
lösten. — Die private Geschäftslage in Lübeck blieb dauernd 
schlecht, da es an dem großen Schmuggelverkehr, der unter 
Durchlöcherung der Sperre an der ganzen östlicher gelegenen 
Ostseeküste bettieben wurde, sich nicht beteiligen konnte. Die 

23» 

» 
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Handelsstockung hatte eine schwere soziale Notlage zur Folge, 
gegen welche private und, solange Lübeck seine eigene Ver- 
waltung behielt, auch öffentliche Fürsorge mit großer Auf- 
opferung ankämpften. Die französische Verwaltung 1811—13 ließ 
alle diese Anstalten zusammenbrechen. Die Bevölkerungszahl 
ging um über 21')^ zurück. 

Der Hauptwert des Buches liegt, außer in den genauen 
Untersuchungen über die staatlichen Finanzverhältnisse und die 
private Geschäftslage während der Sperre in den aus den Atten 
geschöpften Mitteilungen über die Handels- und Gewerbe- 
verhältnisse Lübecks zu Beginn des 19. Jahrhunderts überhaupt. 
Wertvoll sind auch die tabellarischen und graphischen Übersichten 
über die Warenpreise, die Wechselkurse, den Hamburger Diskont, 
die Bankrotte während der Sperre u. a. m. Die Preise für 
Kolonialwaren standen seit Mitte 1808 meist 75—200^ und 
selbst mehr über den Friedenspreisen (viel höher als z. B. in 
Leipzig, das mit Schmuggelwaren reichlich versorgt wurde), die 
einheimischen Produtte dagegen 25—50^ unter dem normalen 
Preisniveau. Die auf S. 47 nach Behrens, Topographie und 
Statistik der Stadt Lübeck (1829; 1800 ist Druckfehler), abgedructte 
Statistik des Lübecker Schiffsverkehrs darf nicht etwa dahin miß- 
verftanden werden, als handle es fich um Verkehrsrichtungen; die 
Zahlen beziehen fich auf den Anteil der verschiedenen Flaggen 
am Lübecker Hafenverkehr, übrigens ist es wohl gewagt, mit 
dem Vf. aus den Schiffszahlen ohne weiteres auf den Anteil 
am Verkehr zu schließen, da z. B. die dänischen und schwedischen 
Schiffe wohl in der Mehrzahl kleine Küstenfahrer waren von 
geringerer Größe, als dem Durchschnitt enffpricht. Allerdings 
verkehrten auch nicht wenige Schleswig-Holsteiner unter dänifcher 
Flagge zwischen Lübeck und dem Mittelmeergebiet. Aus den 
Akten der Spanischen Kollekten ließen sich die Flaggenzahlen durch 
Zahlen über die Herkunfts- und Bestimmungshäfen ergänzen, 
wenigstens für die Weftfeefahrt. Sie zeigen das gleiche Anfchwellen 
während der Elbblockade. So liefen von Frankreich, Spanien- 
Portugal und dem Mittelmeergebiet im Lübecker Hafen ein: 

1800 .... 38 Schiffe 1805 .... 75 Schiffe 
1801 .... 42 - 1806 .... 57 - 
1802 .... 40 - 1807 .... 9 - 
1803 .... 84 - 1808 und 1809 — 
1804 .... 112 - 1810 .... 1 - . 

Zu den Ausführungen über die Amidamfabrikation kann ich 
ergänzend bemerken, daß, gleichfalls nach den Atten der Spanifchen 
Kollekten, Amidam als spezififch Lübecker Exportartikel fchon feit 
etwa 1680 aufttitt und seine Ausfuhr Anfang des 18. Jahr- 
hunderts bereits einen ziemlichen Umfang erreicht. Ein finn- 

« 
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störender Druckfehler ist mir S. 136 Z. 15 v. o. aufgefallen, 
wo es (1668!) natürlich ftatt „Vereinigte Staaten" heißen muß: 
„Generalftaaten" oder „Vereinigte Niederlande". 

Die vom Staatsarchiv herausgegebenen „Veröffentlichungen" 
haben durch die forgfältige Unterfuchung eine fehr ersteuliche 
Fortsetzung erfahren, denn das Ganze ist eigentlich eine Dar- 
stellung der Lübecker Wirffchaftsgeschichte um die Wende des 
18. zum 19. Jahrhundert. 

Berlin. W. Vogel. 

Kurv von bcklözer. Amerikanische Briefe. I. Mexikanische 
Briefe 1869—71. 11. Briefe aus Washington 1871—81. 
1928. Deuffche Verlagsanstalt Stuttgart, Berlin, Leipzig. 

Der Band enthält einen Wiederabdruck der bereits im 
Jahre 1913 erschienenen Briefe aus Mexiko und die bisher nicht 
bekannten Briefe aus Washington. Mit den letzteren wird die 
einzige Lücke geschlossen,die bisher noch in dieser Selbstbiographie 
Schlözers in Briefen bestand; man kann nunmehr dem Leben 
dieses ausgezeichneten Diplomaten von seiner Jugendzeit bis zu 
seinem Ende in seinen eigenen Äußerungen nachgehen. Es sind 
alles Äußerungen persönlichster Art; diplomatische SchristsÄcke 
findet man nur selten dabei; mit um so größerer Genugtuung 
wird man die Notiz des Herausgebers entgegennehmen, daß 
er auch an die Herausgabe der Berichte Schlözers aus Washing- 
ton denkt. Würde es möglich sein, diesen Gedanken zu verwirk- 
lichen und dann auch die anderen Berichte folgen zu lassen, so 
würden wir auch über die amtliche Wirksamkeit dieses seüen 
erfolgreichen Diplomaten ein erschöpfendes Bild erhalten. 

Hatte ihm seine Tätigkeit in Mexiko noch Muße genug 
gelassen, seine Korrespondenz wie früher - namentlich mit 
einer Mutter und dem Bruder, wozu jetzt noch die Briefe an 
)en ihm von Rom her besteundeten Maler Wieder tteten - 
ortzusetzen, so nahm ihn in Washington sein Amt so sehr in 

Anspruch, daß dazu nur selten Zeit übrig blieb. Aber auch diese 
flüchtigen, oft kurz und fast im Telegrammstil hingeworfenen 
Äußerungen möchte man nicht missen. Sie runden das Bild 
des rastlos tätigen und dabei doch immer lebensfreudigen und 
das Leben mit Humor genießenden Mannes in erwünschter 
Weise ab. Für seine Sekretäre und Attachees muß er ein idealer 
Ehef gewesen sein; einer von ihnen prägte das witzige Wort: 
In Amerika gibt es viel Urwald, infolgedessen auch viel Urlaub. 
Schlözer hat es ausgezeichnet verstanden, sich in Washington 
eine vortteffliche Stellung zu verschaffen, dazu war er bei seinen 
deuffchen Landsleuten, um die er sich nach Kräften kümmette. 
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außerordentlich beliebt. Davon legen die Abschiedsworte, die 
ihm ein Mann wie Karl Schurz in der l^exv Vork Lvening k>ost 
widmete, ein ehrendes Zeugnis ab. Seiner Heimatstadt Lübeck hielt 
er unentwegt die Treue, und jedesmal, wenn er nach Europa 
kam — es war nicht weniger als sieben- bis achtmal in den zehn 
Jahren —, brachte er hier einige Wochen oder Tage zu, deren er 
stets mit besonderer Dankbarkeit gedenkt. Es gibt nur drei 
Städte, an die ich fortwährend denke, schreibt er einmal: Berlin, - 
Lübeck und Rom. 

Kretzschmar. 

Nieders8ckliscke5 Münzarchiv. Verhandlungen auf den Kreis- 
und Münzprobaüonstagen des niedersächsischen Kreises 
1551 —1625 von l)r. Max von Bahrfeldt. 1. Band 
1551 — 1568. (Veröffentlichungen der Historischen Kom- 
mission für Hannover, Oldenburg, Braunschweig, Schaum- 
burg-Lippe und Bremen, X.) Halle (Saale). Verlag der 
Münzhandlung A. Riechmann L Co. 1927. 4" 522 S. 
und 7 Tafeln. 

Mit dem Erscheinen des ersten Bandes des Niedersächsischen 
Münzarchivs ist ein lange gehegter Wunsch des Verfassers, der 
seit Jahrzehnten Material zu einem derartigen Werk gesammelt 
hat, in Erfüllung gegangen. Der Historischen Kommission gebührt 
Dank, daß sie dieses neue Unternehmen in die Reihe ihrer Ver- 
öffentlichungen aufgenommen und damit zum ersten Male auch das 
so wichtige Gebiet der Münz- und Geldgeschichte in Angriff 
genommen hat. 

Das Werk ist eine Quellenpublikation zur Geschichte des 
niedersächsischen Münzkreises, und da der niedersächsische Kreis 
weit über das heute im engeren Sinne als Niedersachsen be- 
zeichnete Gebiet und den Arbeitsbereich der Historischen Kom- 
mission hinausgreift und auch die ostelbischen Hansestädte Lübeck 
und Hamburg, ferner Schleswig-Holstein und Mecklenburg, auf 
der andern Seite Magdeburg mit umfaßt, hat das Buch auch 
str die letztgenannten Gebiete eine erhebliche Bedeutung. Es 
handelt sich um jene Epoche der deuffchen Münzgeschichte, als 
man im Anschluß an die allgemeinen Reichsreform-Tendenzen 
ftit der Zeit Maximilians I. auch das so arg zerrüttete und zer- 
splitterte deutsche Münzwesen von Reichs wegen in einheitliche 
Bahnen lenken wollte. Die Eßlinger Reichs-Münzordnung von 
1524 war der erste Schritt zu diesem Ziel, dem aber wegen 
des Widerstandes der meisten Münzstände ein nennenswerter 
Erfolg vor allem in Norddeuffchland nicht beschieden war. Die 
münzberechtigten Fürsten und Städte waren nicht zu bewegen, 
auf die Prägung der bisher üblichen verfchiedenen Landesmünz- 
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sorten zu verzichten, zumal da der 1524 festgesetzte Münzfuß 
praktisch schwer durchführbar war und der des neuen Talers 
von dem auch in Niede^achsen bereits vielfach eingeführten Münz- 
fuß des sächsischen Talers erheblich abwich. 

Langwierige Verhandlungen, an denen niedersächsische Stände 
nicht teilnahmen, führten zu der neuen Augsburger Reichs- 
Münzordnung mit einer ausführlichen Probattonsordnung von 
1551. Mit den Beratungen über diese neue Münzordnung be- 
ginnen nun die Verhandlungen der niedersächsischen Kreisstände, 
die dann 1568 zu einer vorläufig abschließenden und 1572 nur 
wenig veränderten endgültigen Kreis-Münzordnung geführt 
)aben. Diesen ersten Abschnitt, die Stellungnahme der nieder- 
ächsischen Kreisstände zu den Reichsordnungen und die Schaf- 
üng der ersten für den ganzen Kreis verbindlichen Ordnung 

von 1568, schildert an der Hand der Akten der vorliegende 
erste Band des auf drei Bände berechneten Werkes. 

Auch die Reichs-Münzordnung von 1551 fand keineswegs 
überall Annahme. Es kam vielmehr 1555 innerhalb des nieder- 
sächsischen Kreises zu einem Sonderbund, dessen Mittelpunkt die 
Städte Braunschweig und Hildesheim sowie Herzog Heinrich 
d. I. von Braunschweig-Lüneburg waren. Bis zum Erlaß der 
dritten Reichsmünzordnung von 1559 hat dieser Braunschweiger 
Münzbund die Münzverhältnisse der ihm angehörenden Stände 
leidlich geregelt. 

Die ostelbischen Münzstände, darunter auch Hamburg und 
Lübeck, hatten sich bisher an den Verhandlungen des Kreises 
nicht beteiligt und auch zu den Reichsordnungen von 1524 und 
1551 nicht Stellung genommen. Mit Lüneburg und Wismar 
waren beide Hansestädte seit der zweiten Hälfte des vierzehnten 
Jahrhunderts zu dem sogenannten wendischen Münzverein zu- 
ammengeschlossen und hatten unter Lübecks Führung ein Münz- 
ystem entwickelt, das auf der Grundlage der lübischen Mark 
leruhte und sowohl im Münzfuß, der Zählweise (16 Schilling 

--^1 Mark), wie in den geprägten Münzsorten (Doppelschilling 
Schilling, Sechsling, Dreiling) von den niedersächsischen (Groschen, 
Mariengroschen) ak)wich. Der wendische Münzbund hatte auch 
im Gegensatz zu den meisten anderen deutschen Münzvereinen, 
die ihre Bedeutung schon im ausgehenden fünfzehnten oder be- 
ginnenden sechzehnten Jahrhundert verloren hatten, seine Gel- 
tung behauptet und mit der Ausprägung des Markstücks seit 
1502 bzw. 1506 eine besondere norddeutsche Groß-Silbermünze 
geschaffen, die sich dem süd- und mitteldeutschen Guldengroschen 
oder Taler an die Seite stellte. Freilich konnte man sich auch 
in den wendischen Hansestädten der allgemeinen Entwicklung des 
deutschen Münzwesens nicht völlig verschließen. Lübeck hat schon 
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1528 begonnen, Silbergulden zu prägen. Es folgte 1537 die 
erste lübeckische Talerprägung, der 1546 Lüneburg, 1547 Wis- 
mar und 1553 auch Hamburg sich anschlössen. Trotzdem war 
man nicht gewillt, die alten Münzsorten und das bisherige 
Münzsystem aufzugeben und sich der Reichs-Münzordnung an- 
zuschließen, ebensowenig wie dem Münzsystem der westelbischen 
niedersächsischen Stände. Ähnlich dachten die Herzöge von 
Mecklenburg, und sie haben versucht, 1558 die Städte sowie 
Pommern mit Einschluß Stralsunds für eine besondere Münz- 
vereinigung zu gewinnen, ein Plan, der an dem Widerstand der, 
jeder fürstlichen Münzpolitik gegenüber seit jeher mißtrauischen 
Städte gescheitert ist. Auch gegen die neue Reichs-Münzordnung 
von 1559 verhielt man sich in den Hansestädten ablehnend, 
und die Bedenken der vier Städte des Münzvereins wurden 
durch einen lübeckischen Abgesandten den niedersächsischen Ständen 
vorgetragen, die im November in Halberstadt zu einem Kreis- 
tage versammelt waren. Auch zu dem Kreistag vom Septem- 
ber 1561 blieben die Städte auf dem Standpunkt stehen, daß 
sie bis auf weiteres an ihren bisherigen Münzen festhalten 
wollten. An den folgenden Verhandlungen haben sich die Städte 
ebenfalls nicht beteiligt, aber doch zugelassen, daß 1566 der 
Wardein Herzog Heinrichs von Braunschweig-Wolfenbüttel auch 
das Geld der vier Verbündeten prüfte. 

Eine neue Situation wurde geschaffen durch den Augs- 
burger Reichstagsabschied von 1566. Indem hierin endlich die 
allen Taler nach dem sächsischen Fuß als Reichsmünzen zu- 
gelassen, der neue Reichstaler ihm angenähert und ferner die 
Prägung kleinerer Münzsorten den Ständen überlassen wurde, 
waren die Haupthindernisse für die allgemeine Durchführung der 
Münzreform und die Bildung und Wirksamkeit von Kreis-Münz- 
verbänden beseitigt. Die Folge war, daß nunmehr auch die 
Verhandlungen über die Verfassung des niedersächsischen Mnz- 
kreises, seine Münz- und Probierordnung schneller vonstatten 
ging. Schon im Januar 1567 einigte man sich auf dem Aus- 
schußtag zu Lüneburg auf die Grundzüge einer ^eis-Münz- 
ordnung, in der nun auch die Münzsorten der wendischen Städte, 
Doppelschillinge, Schillinge usw. erscheinen. Schon in Lüneburg 
aber hatten die vier Städte Einwendungen erhoben, zu denen 
nun ein Münztag zu Mölln im Februar erneut Stellung nahm. 
Man beanstandete u. a. den vorgesehenen hohen Münzfuß, und 
vor allem hatte Lübeck Sorge, daß es bei der beabsichttgten 
Einschränkung der Zahl der Münzstätten als solche für das ost- 
elbische Gebiet bestehen blieb. Die Bedenken der Städte g^en die 
Reform verdichteten sich dann im wesentlichen auf drei Punkte: 
Man wünschte 1. die Beibehaltung des in den Städten üblichen leich- 
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teren Kurantquldens zu 24 Schill. lüb. neben dem neuen Reichs- 
gulden im Verhältnis 7:6, ebenso 2. die der in der Reichsord- 
nung verbotenen Markstücke, aus die vor allem Hamburg Wert 
legte, und 3. hielt man den Münzsuß für die kleineren Münz- 
sorten für undurchführbar. Aber alle diese Beschwerden oder 
Bedenken hatten weder beim Kreistag noch beim Kaiser, an den 
sie weitergegeben wurden, einen Erfolg, ebensowenig wie der 
Wunsch Bremens, bei seiner alten Rechnung nach Graten und 
Schwären zu bleiben. Der Lüneburger Münztag vom 14. bis 
31. Januar 1568 hat die letzten Entscheidungen getroffen und 
eine Kreis-Münzordnung und einen Beiabschied mit dem Münz- 
fuß vereinbart. Die vier Städte waren durch Lübeck vertreten, 
ohne, wie es scheint, ihren Widerstand ganz aufgegeben zu haben, 
denn noch im September 1568 äußerte Herzog lllrich von Mecklen- 
burg, daß die „Ansee Städte" in die neue Münzordnung noch 
nicht eingewilligt hätten. Die Situation war aber doch jetzt 
schon die, daß die Städte nicht daran denken konnten, länger 
abseits zu bleiben. Ein letzter wendischer Münztag vom 7. Februar 
1569 gelangte im wesentlichen zu einer Annahme der Lüne- 
burger Kreisbeschlüsse. Der alte wendische Münzverein hörte 
auf zu bestehen. Er war durch die neue Ordnung der Dinge 
und eine obere Instanz des Kreises in Münzangelegenheiten 
überflüssig geworden. Schon die Prägungen, die Lübeck und Lüne- 
burg 1568 veranstalteten, trugen den Kreisbeschlüssen Rechnung. 

Das ist in großen Zügen der Inhalt des vorliegenden 
ersten Bandes, soweit er auf die Hansestädte Bezug hat. In 
548 Nummern werden die Akten wiedergegeben, die die Er- 
eignisse von 1551 bis 1568 darstellen, darunter im Auszuge 
auch die Reichsmünzordnungen von 1551, 1559 und der Reichs- 
tagsabschied von 1566 nach besseren Vorlagen, als sie Hirsch 
in seinem „Des Teutschen Reiches Münz-Archiv" (1756 bis 1768) 
benutzen konnte. Die auf den niedersächsischen Kreis bezüglichen 
Akten sind teils im ganzen, teils im Auszug oder Regest ge- 
geben. Kurze Einleitungen und Erläuterungen sind zu den sechs 
Abschnitten und auch zwischendurch eingefügt. Sie sind gerade 
für die Münzgeschichte der vier wendischen Städte wenig ergiebig 
und lassen die Stellung des Münzvereins und die besonderen 
Interessen der Städte nicht klar erkennen. Hier hätte fraglos 
mehr gegeben werden können. Viel Platz konnte gespart werden, 
denn viele der im Wortlaut abgedruckten Aktenstücke rein formel- 
haften Inhalts, Einladungen, Entschuldigungen, Zustimmungen » 
usw. waren wirklich entbehrlich und sind auch nicht einmal 
charakteristisch oder von kulturhistorischem Interesse. Der Ver- 
fasser mußte das Mittel des Regests und des verbindenden 
und zusammenfassenden Textes in viel stärkerem Maße ver- 
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wenden, als er es getan hat. Es geht entschieden zu weit, 
Akten des sechzehnten Jahrhunderts in diesem Umfange zu ver- 
öffentlichen. Man muß sich doch auch fragen, ob der Umfang 
eines Buches im Verhältnis steht zur allgemeinen Bedeutung 
des Gegenstandes und der mitgeteilten Aktenstücke. Die Münz- 
geschichte eines Kreises von siebzehn Jahren auf 522 Quartseiten 
zu schildern, ist doch etwas reichlich üppig für heutige Verhält- 
nisse. Dem vorliegenden Stoff gegenüber hätte unbedingt die 
Form der zusammenhängenden Darstellung gewählt werden 
müssen, wobei ein Anhang mit den wichtigsten AktensMcken, 
Tabellen usw. trotzdem sich hätte geben lassen. Diese grund- 
sätzlichen Bemerkungen hindern indessen nicht, die vorliegende 
Arbeitsleistung voll anzuerkennen. Es steckt vor allem für den 
Spezialsorscher viel wertvolles Material in dem Werke, das auch 
der Historiker mit Nutzen für die Zusammenhänge zwischen der 
Münz- und der allgemeinen Geschichte würdigen wird. 

Nützlich sind die beigegebenen sieben Tafeln mit den Ab- 
bildungen der wichtigsten Münzen dieses Zeitraumes. Lübeck 
erscheint mit dem Taler von 1568, der gemäß der Lüneburger 
Valvation die Wertzahl „27 - 6" — 27 Schilling 6 Pfennig trägt 
und dem enffprechenden Pfennig mit der Wertzahl 1 im Reichs- 
apfel. Hier wäre noch hinzuweisen gewesen auf den undaüerten 
lübeckischen Schilling, Sechsling und Dreiling mit den Wert- 
zahlen 12, 6 und 3, die offenbar auch bereits in Beziehung zu 
den Reichs-Münzordnungen stehen. Von Lüneburg weist der 
Verfasser die Stempel zu bisher nicht ermittelten Doppelschillingen, 
Schillingen, Sechslingen und Dreilingen mit Reichsapfel und 
Wertzahlen 24 bis 3 nach. Ein brauchbares Regifter endlich, 
das allerdings große Lücken zeigt, erleichtert die Benutzung 
des Buches, dessen Fortsetzung wir gerne entgegensehen. Die 
Ausstattung, die der um die numismatische Literatur lebhaft 
und erfolgreich bemühte Verlag der Münzhandlung A. Riech- 
mann Lc Eo. in Halle dem Werke hat angedeihen lassen, 
verdient alle Anerkennung. 

Braunschweig. Wilhelm Jesse. 

Jokan Larlie, Studium über die mittelniederdeutsche 
Urkundensprache der dänischen Königskanzlei von 
1330—1430. Nebst einer Übersicht über die Kanzlei- 
verhältnisse. Lund, 1925. 147 S. und 1 Tafel in Lichtdruck. 

In einer Besprechung von Schütts „Geschichte der Schrift- 
sprache in Flensburg", Zeiffchr. d. V. f. Lüb. G. XX, 341, 
hatte ich darauf hingewiesen, daß eine Untersuchung der nieder- 
deuffchen Brief- und Urkundenausgänge der Kopenhagener 
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Kanzlei, des Umfangs ihrer Tätigkeit in niederdeutscher Sprache 
höchst wünschenswert sei. Schon im 14. Jahrhundert tritt hier, 
gleichzeitig mit den norddeutschen Kanzleien, als erste Volks- 
sprache, früher als dänisch, das Niederdeutsche neben die 
traditionelle alte lateinische Urkundensprache. Eine niederdeutsche 
Urkunde Christophs ll. von 1329 stellt Carlie an die Spitze seines 
Verzeichnisses^), und er führt bis 1360 einschließlich, also in den 
ersten Jahrzehnten, in denen die Volkssprache überall erst all- 
mählich vordrang, noch 15 weitere an. In allen norddeutschen 
Urkundenbüchern kann man niederdeutsche Briefe aus Dänemark 
finden, es sei hier nur auf das Lübische und Hansische Urkunden- 
buch verwiesen; in Erslevs „kepertorium ctiplomsticum regni 
Osnici meciisevslis" stndet auch der niederdeutsche Sprachforscher 
vielfach Material, und die „kiegests ctiplomstics bistorise 
Osnicge", tragen häufig genug den Vermerk „Plattysk" (wenn 
auch der Herausgeber nicht immer sicher zwischen hochdeutsch 
und plattdeutsch zu scheiden weiß). Überall bemerkt man, wie 
nahe der Kopenhagener Kanzlei das Niederdeutsche lag, und 
nicht nur ihr, auch die verschiedensten andern Kreise außerhalb 
der Kanzlei wenden die niederdeutsche Sprache an, wie Carlie 
S. 18 Anm. 1, S. 132 andeutend erwähnt. 

Für die niederdeutsche Sprachgeschichte ergab sich hier das 
ungemein interessante Problem, das Verhältnis dieser nieder- 
deutschen Schreibstätte zur dänischen Umgebung zu erstagen. 
Welche Notwendigkeit veranlaßt sie? Ergab sie sich zunächst aus 
den Bedürfnissen der schleswig-holsteinischen Verbindung („Süd- 
jütland" braucht C. für Schleswig S. 3, 13)? oder allein schon 
aus den Beziehungen der Fürsten zum weiteren Deutschland? 
oder schließlich, wozu wir in der deutschen Sprachgeschichte ein 
Analogon finden würden, wirken hier, wo eine heimatliche Brief- 
sprache noch nicht entwickelt ist, die reicheren Vorbilder des 
Nachbarlandes, dessen Sprache auch die Sprache vieler Landes- 
angehöriger ist? wirkt die Möglichkeit, an diese Vorbilder anzu- 
knüpfen, um so stärker, weil sie gestützt werden durch das 
allgemeine Ansehen, in dem Niederdeutschland, die Hanse stand, 
durch die niederdeutschen Einflüsse, die seit dem 13. Jahrhundert in 
den skandinavischen Sprachen auch mündlich und literarisch stark 
bemerkbar werden? Von wem gehen die deutschen Bestrebungen 
überhaupt aus? Wie verhielt sich die Regierungsbehörde ihnen 
gegenüber, das Notwendige duldend, das Anerkannte fördernd, 
oder gab sie selbst die Anregung? kann man unter z. T. gleichen 
Fürsten die niederdeutschen Urkunden der Zeit in Norwegen, 

Eine noch ältere Bestätigung des Lehnrechts für Estland durch König 
Erich Menved 1315 ist nach l-egests clipl. I Nr. 1817 S. 17 erwähnt. 
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Schweden in Vergleich bringen? Ist der deutschsprachliche Ver- 
kehr, wenigstens in späterer Zeit, in einer eigenen sür einen 
bestimmten Ausgabenkreis eingerichteten Kanzleiabteilung organi- 
siert? Wer verwaltet sie? Hat man speziell Deutsche in diese 
Stellen berusen, oder werden sie von der allgemeinen Beamten- 
schast mit versehen? Waren dieselben Männer im deutschen und 
im dänischen Verkehr gleichermaßen tätig? Wie ist die Sprach- 
sorm? Ist sie im Kreise der niederdeutschen Kanzleien diesen 
gleich zu werten, oder zeigt sie das mühsame Deutsch des Aus- 
länders, mindestens Skandinavismen in der Orthographie, wie 
wir sie oft in den auf skandinavischem Voden entstandenen nieder- 
deutschen literarischen Handschriften finden? Wie endlich, und dies 
ist vielleicht die interessanteste Frage, schließt sich Kopenhagen in 
die deutsch-schristsprachliche Entwicklung des 16. Jahrhunderts 
ein? Denn an dem großen Wandel, den die niederdeutschen 
Kanzleien im 16. Jahrhundert durchmachen, der Aufgabe des 
Niederdeutschen, dem Übergang zum Hochdeutschen, nimmt die 
Kopenhagener deutsche Abteilung teil, sie reiht sich zeitlich ganz 
in die Rezeptionsgeschichte Norddeutschlands ein, etwas früher, 
was wichtig ist, als die dem Verkehr ferneren schleswig- 
holsteinischen Städte. Welche Gründe waren ausschlaggebend, 
da die Frage des praktischen und kulturellen Zusammenschlusses 
hier, im stemdsprachlichen Ausland, nicht geltendgemacht werden 
kann? Etwa das Zusammengehörigkeitsgefühl mit den deutschen 
Fürstenkanzleien? 

Ich darf diese Fragen hier so weit ausspinnen, einiges von 
dem anführen, was ich an jener Stelle im Auge hatte, weil die 
vorliegende schwedische Dissertaüon auf diese Anregungen zurück- 
geht, wenn sie auch das Thema durch zeitliche Begrenzung 
erheblich eingeschränkt hat. Aber auch in dieser Beschränkung 
noch wird deutlich, welch große Bedeutung dem Niederdeutschen 
im dänischen Kanzleiverkehr zukam. Der Verfasser gibt einen 
„historischen" (S. 1—34) und einen „grammatischen" Teil, an 
den sich einige bisher ungedruckte niederdeutsche Urkunden König 
Erichs von Pommern aus dem Jahre 1423—29 an den Hoch- 
meister des Deutschen Ordens schließen (S. 138—147), die gewiß 
gerade den Historikern willkommen sind. Der „historische" Teil 
schildert Kanzleigebräuche und -einrichtungen, berichtet über 
das Kanzleipersonal. Der „grammatische" Teil darf in dieser 
historischen Zeitschrist kurz Übergängen werden, zumal diese 
Zusammenstellung der Schreiberformen für gewisse graphische 
(Umlaut) oder lautliche und lexikalische Erscheinungen weder 
stofflich noch sprachkritisch Neues brirmt, da Verfasser methodisch 
unselbständig, in der Auswahl des Beobachtungsmaterials von 
Hsjberg-Christensens Lübecker Kanzleigeschichte, deren Ziel ein 
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aanz anderes war, abhängig ist. (Ein seltsamer Lapsus ist die 
Übersetzung und lautliche Ausdeutung von „northiuth" sso S. 50 
statt des „nort-, northiuthland" Nordjütland der Urkunde! durch 
„norddeutsch", überhaupt scheint die Korrektur der zitierten 
Formen nicht immer ganz sorgfältig zu sein.) 

Schon die erwähnte Anordnung, in der die Fragen, die 
sich für diese Kanzlei aufdrängen, kaum Raum haben, die das 
knappste Schema deutscher Kanzleidarstellungen übernimmt, zeigt 
die Mängel der Arbeit: C. ist nicht imstande, aus dem Stoff 
heraus zu stagen, zu gestalten. Er lehnt sich an die vorhandenen 
Kanzleiarbeiten an, obgleich hier überall andere Bedingungen 
vorliegen. Unendlich viel guter Wille steckt in dieser Dissertatton, 
aber ftr eine Arbeit, die in ihrer besonderen Eigenart überall 
eigene Fragestellung verlangt, wissenschaftlichen Blick, der die 
historisch-sprachlichen Probleme sieht, die im Thema liegen, reicht 
guter Wille, auch wenn sich ihm wie hier großer Fleiß gesellt, 
noch nicht aus. 

Daß Verfasser das Thema nach eigenem Ermessen abgrenzt, 
ist sein gutes Recht. Bedenken aber wird der ganz willWrliche, 
im Stoff nicht gerechtfertigte Einschnitt erregen. E. betrachtet 
„die mittelniederdeuffche Urkundensprache der dänischen Königs- 
kanzlei von 1330—1430". 1430, wenn auch natürlich als runde 
Zahl gesetzt (letzte Urkunde in C.s Verzeichnis ist 1429 dattert), 
fällt mitten in die Regierungszeit Erichs v. Pommern. Die oben 
skizzierten Fragen können innerhalb dieses Zeitraumes z. T. noch 
nicht berührt, die besprochenen meist noch nicht ausreichend über- 
sehen werden, und die Begrenzung ist um so unverständlicher, 
als S. 7 angegeben ist, daß, wie ja auch zu erwarten, das beste 
Material erst für die Zeit nach 1430 vorhanden sei. Allerdings 
verheißt E. eine eventuelle Forffetzung seiner Arbeit. Wenn er 
diese nicht einem andern Bearbeiter überläßt, so wird er dann 
vielleicht selbst erkennen, daß das, was hier vorliegt, doch 
eigentlich nur ein nicht selbständiger Teil der Einleitung ist (der 
grammatische Abschnitt wäre mit großem Vorteil zu kürzen 
gewesen), daß er die Arbeit so eingeteilt, angelegt hat, nur weil 
er sie damals noch nicht übersehen hat. 

So ist denn Verfasser auf die meisten der oben angedeuteten 
und andere nicht angedeutete Fragen die befriedigende Auskunft 
schuldig geblieben. Zwar berührt er mehrere der genannten 
Punkte an verschiedenen Stellen, namentlich in der „Übersicht" 
am Schluß; doch wirken diese kurzen Angaben hier äußerlich 
(nachträglich?) eingefügt, mehr als Vermutungen gefaßt, nicht 
als Forschungsergebnisse, und der Leser sieht sich kaum irgendwo 
gefördert, hat kaum das Gefühl, den allgemeinen Überblick über 
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diese Fragen, den wir bisher besaßen, hierdurch besser gesichert 
oder erschüttert zu sehen. 

Gewiß ist es möglich und ausreichend, daß gelegentlich die 
Geschichte einer deutschen Stadt- oder Fürstenkanzlei (denn diese 
sind seine zwingenden Vorbilder) sich auf das erste Jahrhundert 
der volkssprachlichen Entwicklung beschränkt, wenn sie etwa die 
Entwicklung der Schriftsprache aus lokalen Anfängen darstellt, 
wobei dann eben das Verhältnis Lokalsprache zu Schriftsprache 
führend war. Aber hier liegt eine Frage anderer Art vor. 
übrigens ließe sich zur Not denken, daß auch das vorliegende 
Thema schon für die Anfangszeit so reich entwickell wäre, 
daß der Leser sich in die Beschränkung finden würde, wäre E. 
nur imstande gewesen, den Stoff zu überschauen, die dänischen 
Verhältnisse außerhalb der Königsurkunden, die norwegischen 
oder schwedischen Verhältnisse einerseits, die deuffchen andrei^eits 
zum Vergleich heranzuziehen und dadurch die Beurteilung der 
Kopenhagener Beobachtungen zu sichern. Ich meine mit dem 
letzten nicht das, was C. taffächlich im grammatischen Teil getan 
hat, die Zusammenstellung orthographischer Erscheinungen mit 
denen einiger deutscher Kanzleien, sondern ich meine die prin- 
zipiellen, sprachhistorischen Fragen. Das Thema ist in erster 
Reihe sprachhistorisch; nur im Dienste der Sprachgeschichte, 
und nur an zweiter Stelle, ist dann fteilich auch die 
grammatische Analyse nicht zu entbehren, will man die Kanzlei 
im sprachlichen Zusammenhang sehen, will man wissen, wieweit sie 
dänischen Schreibeinflüssen unterliegt, will man erkennen, wie 
weit auch Dänen an diesen Briefen beteiligt waren. Die Frage 
skandinavischer Schreibeinslüsse hat zwar C. neben der Ver- 
gleichung mit dem Deutschen als seine Hauptaufgabe bezeichnet 
(S. 6, einen „Beitrag zur Kenntnis des nordischen Einflusses 
auf das Niederdeüffche"), aber es ift ihm bei wenigen verftreuten 
Bemerkungen (tii: ci, Umlaute, vv: v) nicht gelungen, ein Bild zu 
geben. Wenig wahrscheinlich ist seine Vermutung über die Herkunft 
der wechselnden Schreibung w:v im Deutschen, da er diese in 
ihrer Ausdehnung nicht übersieht. Im Kapitel „Umlaut" ist 
nicht ohne Interesse die Angabe, daß ein Schreiber 1376 durch- 
strichenes u für ii braucht, wie es im Osffeegebiet, Mecklenburg, 
Pommern, damals vorkommt. Ich habe dies Zeichen früher als 
deuffcheNachbildung des nordischen e» erklärt. C. hält dagegen dieses 
Zeichen selbst für dänisch, ohne es jedoch aus dänischen Texten 
nachzuweisen, so daß die Frage nicht geklärt wird, da dieser eine 
Schreiber (S 21 nach E.s Bezifferung) aus jenem Ostseegebiet 
kommen kann. überhaupt wäre zum Zwecke des Vergleichs eine 
viel stärkere Gegenüberstellung mit den übrigen Kopenhagener 
Kanzleiprodukten wichtig gewesen, selbst wenn das Resultat 
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negativ gewesen wäre. Ohne diese bleiben die Fragen überall 
ofsen. In den nach deutschen Landen geschickten Briefen und 
Urkunden sind selbstverständlich bis auf die zeitweise vom Ostsee- 
gebiet aufgenommenen Umlautbezeichnungen eigentliche Skandi- 
navismen vermieden, um so wichtiger sind gelegentliche Aus- 
weichungen z. B. bei Erslev l, 302 (1340) mec^ mich, II 463 
(1398, Quittung für die Königin Margarete) ttennikse mit dem 
charatteristischen skandinavischen se, Lüb.U.B. Ill 574 (1365, König 
Waldemar) miciwegbes für nd. micivvekes; im gleichen Brief 
l^tiuciesgen Iiense, msrgtl für msrk. Die letztgenannten Formen 
führt C. auch an, aber die hier so wenig angebrachte schematische 
Einteilung der Formen, die diese Wörter in verschiedene Kapitel 
stellt, hindert ihn leider, das Ganze zu sehen, Fragen zu stellen, 
die nur vom (Zesamtbilde aus gelöst werden können. (Vgl. die 
ganz unzulänglichen Bemerkungen der „Übersicht" S. 128 f.) 
Denn hier hätte man doch wohl ansetzen müssen, um die 
Tendenzen, die Kanzleitätigkeit, das Verhältnis zum Nd. offiziell 
und unoffiziell zu klären. Wie schade, bemerkt man immer 
wieder, daß C. die Zeit, in der weitgehendes innerkanzlistisches 
Material vorlag, nicht in seine Betrachtung einbezogen hat! 

C. spricht auch, z. B. S. 45, bei Gelegenheit der nordischen 
Umlautzeichen (auch darin den deutschen Vorbildern mit anderm 
Ausgangspunkt folgend) vom dänischen „Einfluß". Hier ist aber 
doch wohl das Verhältnis ein etwas anderes als in den deutschen 
Kanzleien: Hier handelt es sich doch eher um die dänische „Art". 
Ist das Nd. in dänischer Weise wiedergegeben? Bewahrt der 
deutsche Schreiber die deutsche Art rein oder nimmt er, wie wir 
das bei Pe^onalwechsel in deutschen Kanzleien auch beobachten, 
den einen oder andern orthographischen Brauch an. Um dem 
Verfasser gerecht zu werden, ist aber doch wohl darauf hinzu- 
weisen, daß es sich hier und in einigen anderen Fällen vielleicht 
auch nur um Undeutlichkeiten im Ausdruck handeln mag, 
Ungeschicklichkeiten, die aus der Abfassung der Abhandlung in 
einer fremden Sprache verständlich sind. Das gilt z. B. wohl 
auch fiir die oben zitierte Angabe seines ersten Hauptziels, einen 
„Beitrag zur Kenntnis des nordischen Einflusses auf das Nieder- 
deutsche" zu geben. Tatsächlich meint er wohl doch nur auf die 
nd. Urkundensprache Kopenhagens. Dann jenes weitere Ziel wäre 
natürlich allein von der Kopenhagener Kanzlei und mit so 
beschränkter Übersicht über das Nd., wie sie C. besitzt, gar nicht 
zu geben. 

Auf Einzelheiten einzugehen erübrigt sich, wo man immer 
wieder auf den Grundfehler kommt, die Nachahmung eines 
Schemas, das für andere Aufgaben einmal eine Berechtigung 
hatte. Das Problem ist mit Earlies Arbeit noch nicht erledigt. — 
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Doch sei zum Schluß noch auf einige positive Puntte hingewiesen, 
die C. herausgearbeitet hat, die str weitere historische Be- 
trachtung nützlich sein werden, so auf die einleitenden Kapitel 
über die Organisation der Kanzlei, die Form des Briefes, die sich 
an feste Vorbilder halten konnten. Die eindrucksvolle Zusammen- 
stellung der niederdeutschen Briefe, die im Laufe des ersten 
volkssprachlichen Jahrhunderts von Kopenhagen ausgegangen 
sind, war oben genannt. Mit großer Hingabe hat C. auch das 
Schreiberoerzeichnis ausgearbeitet, wenn auch die Aufftellung 
noch nicht endgülüg sein wird. Erwähnt sei auch C.s Vermutung, 
daß die Schreiber, die nach einer Kanzleiinstruktion Christians II. 
Deutsche oder Dänen sein konnten, in älterer Zeit vornehmlich 
Deutsche waren, ein Name wie Heinrich v. Lüneburg 1346, 1347 
möge hier angeführt werden, und daß die Zahl der Deutschen 
seit 1460 wegen des umfangreicheren Verkehrs mit Schleswig- 
Holstein zunahm. Schließlich ist der Hinweis (S. 18 A., S. 132), 
daß nicht nur die Königskanzlei, sondern Stadtkanzleien, Privat- 
leute, der Adel auch im binnenländischen Schriftverkehr sich des 
Nd. bedienten, von höchstem Interesse. 

A. Lasch. 

„Nordelbi'ngen. Beiträge zur Heimatforschung in Schles- 
wig-Holstein, Hamburg und Lübeck". Bd.V. Flens- 
burg 1926. 599 200 Seiten. 

Mit jedem Band ist bisher der Umfang der Zeitschrift „Nord- 
elbingen" gewachsen; der 1. Band zählte 289 Seiten, der vor- 
liegende enthält 800. Das führte auch dazu, diesen Band in zwei 
Teilen auszugeben, zugleich war damit auch eine bessere Trennung 
nach Forschungsgebieten gegeben. Teil 2 umfaßt die Aufsätze 
naturwissenschaftlicher Art; er scheidet bei dieser Besprechung 
aus. Teil 1 bietet uns aus 599 Seiten 31 Beiträge. Den Reigen 
eröffnet ein von Dr. Harry Schmidt geschriebener, warm 
empfundener Nachruf: „Walter H. Dammann zum Ge- 
dächtnis". Dammann, der Direktor des Kunstgewerbemuseums 
in Flensburg (f 11. Sept. 1926), war gemeinsam mit Schmidt 
Begründer und Herausgeber dieser Zeitschrift. Den Schluß des 
Bandes bildet ein von Erwin Nöbbe (Flensburg) zusammen- 
gestelltes „Verzeichnis der Schriften Walter H. Dam- 
manns." Zunächst sei nun auf diejenigen Arbeiten eingegangen, 
die Lübecker Stoffgebiete behandeln oder für Lübeck besonderes 
Interesse bieten. I)r. Fr. Bruns berichtet über „die Ent- 
stehung des St. Antonius-Altarschreines der ehemaligen 
Burgkirche zu Lübeck". Dieser 1522 enfftandene Schrein, der 
heute im St.-Annen-Museum steht, ist einer der wenigen, von 
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denen uns Meister und Entstehungszeit überliefert sind. Schon 
vr. Wilh. Brehmer konnte uns im 2. Bericht des Vereins von 
Kunstfreunden (Lübeck 1882) auf Grund eines Rechnungsbuches 
der Antonius-Brüderschaft mitteilen, daß die Malereien des 
Altars von Johann von Köln und die Schnitzereien von Benedikt 
Dreyer geschaffen sind. Bruns gibt nun an der Hand eines 
zweiten Rechnungsbuches weitere Einzelheiten über die Anferti- 
gung und Aufftellung des Altars. I)r. Hellmuth Bethe (Berlin) 
!iehandelt: „Lübische Schnitzaltäre der ersten Hälfte des 

5. Jahrhunderts in Mecklenburg." Mit Hilfe der Äilkritik 
ucht B- für eine Reihe mecklenburgischer Alläre den Lübecker 
Ursprung nachzuweisen und sie zeitlich und der Werkstatt nach 

einzugliedern. Es handelt sich um den Krämeraltar zu St. Marien 
in Wismar, den Hochaltar zu Malchin, um Reste des Hochaltars 
zu Gadebusch (heute im Schweriner Landesmuseum), den sog. 
Neustädter Altar von 1435 (ursprünglich für St. Iakobi in 
Lübeck gefertigt, heute im Landesmuseum zu Schwerin), das 
Marienbild in der Siechenhauskapelle zu Schwanbeck bei Dassow, 
den Hochaltar von St. Jürgen zu Wismar und einen Marien- 
altar aus derselben Kirche (heute im Museum zu Wismar). 
Einen weiteren Beitrag zur Lübecker Kunstgeschichte bringt 
Or. Albert Schröder (Zwickau) in seinem Auffatz: „Hiero- 
nymus Jacob Hassenberg. Ein norddeutscher Bildhauer 
des 18. Jahrhunderts." Es ist das erstemal, daß im Zu- 
sammenhange der Bedeutung dieses Künstlers nachgegangen 
wird. Angeregt und beeinflußt durch Thomas Quellinus, hat er 
in Lübeck und Umgegend eine große Zahl Arbeiten geschaffen. 
1704 hier als Bildhauer Bürger geworden, war er in den ersten 
Jahren seiner Wirksamkeit als Hofbildhauer des Herzogs Hans 
Adolf in Plön tättg. Seit 1714 finden wir ihn dauernd wieder 
in Lübeck. Von seiner Hand stammen: der Hochaltar in St. Iakobi 
(1717), der Allar zu Genin (1719), der Altar zu Travemünde 
(1723), das Portal der neuen fürstbischöflichen Kapelle im Dom, 
das Portal der Focke-Kapelle im Dom (um 1730), das Epithaph 
für den Bürgermeister Joh. Westken (f 1714) in St. Marien, 
das Epithaph für den Bürgermeister Thomas von Wickede 
(f 1716) in St. Ägidien und das Epithaph des Bürgermeisters 
Joh. Dreyer (-s 1737, nicht 1740 wie Verfasser schreibt) in 
St. Petri. Beteiligt war H. auch an den Arbeiten des Rathaus- 
vorbaues in Rostock (1727—29). Als weitere Werke des Hassen- 
berg haben sich inzwischen noch herausgestellt der Altar zu 
Hamberge (1722) und der bisher ihm nur mutmaßlich zuge- 
schriebene Altar zu Damshagen bei Grevesmühlen (1724). 
Auf beide geht der Verfasser, dem der Unterzeichnete mancherlei 
Nottzen zur Verfügung stellen konnte, in den Vaterstädttschen 

Ztschr. d. f. L. S> XXIV. 2. 24 
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Blättern 1928, S. 29 ff. näher ein. Einen kleinen Beittag zur 
lübeckischen Zunstgeschichte liefert Aug. Kasch (Reinbeck) in seinen 
Mitteilungen: „Sympathiestreik, Meister-,Schimpfen^ und 
Arbeitlegen bei Lübecker Zunftgesellen." Es handelt sich 
um Auszüge aus dem Protokollbuch (1753—70) der Lübecker 
Malergesellen, das sich im Besitz des Verfassers befindet; sie 
berichten uns u. a. von der Teilnahme der Malergesellen an 
dem großen Töpferaufstand (1763) und dem Aufstand der 
Schuhmachergesellen (1768). Auf Lübeck nimmt auch Bezug der 
Aufsatz von l)r. Friedr. Techen: „über die Straßennamen 
norddeutscher Städte." In dem allgemeinen Teil seiner Arbeit 
schreibt T.: „Wer da meint, es müsse für jeden Namen eine 
Erklärung geben, ist stark im Irrtum." Wenn das der belesene 
Techen, der immer gründlich und gewissenhaft arbeitet, sagt, so 
gewinnt diese von übereiligen und übereifrigen Schriftstellern 
häufig mißachtete Feststellung eine weit stärkere Bedeutung. Unter 
den von T. interessant zusammengestellten Gruppen erscheint 
natürlich auch vielfach Lübeck. Aus einiges davon sei hier ein- 
gegangen. Bei den Straßen, die von einer Ortlichkeit oder einem 
Bauwerk ihren Namen haben, erwähnt T. „im Sack" und sagt, 
diese Straße sei nicht etwa eine Sackgasse, sondern sie sei nach 
einem Hause „zur Tasche" oder „zum Sack" benannt. Wir 
kennen in Lübeck heute nur noch eine, wenigstens im Volksmund 
so genannte Straße, es ist der unterhalb der Hundestraße gelegene 
Teil der Wakenitzmauer. Sie hatte früher ein Gegenstück, „im 
Sack" unterhalb der Fleischhauerstraße. Beide Straßen grenzten 
an das Grundstück des Iohannisklosters, das den Sttaßenzug, 
der an der Wakenitz entlangführte, in zwei Teile trennte. Diese 
beiden kurzen Sttaßenenden waren demnach tatsächlich Sack- 
aasftn, und so war ihre Bezeichnung „im Sack" gerechtfertigt. 
Der zuerst erwähnte Name „im Sack" ist heute nicht mehr 
bekannt. Er bezeichnete den Durchgang vom Weiten Krambuden 
zur Markttwiete, hier lag allerdings ein Wirtshaus sci persm 
genannt. Eingehend beschäftigt sich T. mit unserer Königsttaße. 
Seinen Gründen, die er gegen die von Ehristian Reuter in dieser 
Zeitschrift Bd. 12 (S. 9) vorgetragene Ansicht, daß es die alte 
vis regis, die alte Heerstraße sei, vorbringt, kann man sich 
anschließen. Ebenso bin ich auch der Meinung T.s, daß der 
Name nicht an König Waldemar ll. oder Menwed erinnert, 
was Max Hoffmann in dieser Zeitschrift Bd. XI, S. 257, angibt. 
T. glaubt, daß die Sttaße, die in den ältesten Zeiten in den 
einzelnen Abschnitten verschieden bezeichnet wird, ihren Namen 
nach einem Personennamen „König" führen wird. Beim Kolk 
wendet sich T. mit Recht gegen die von Brehmer (a. a. Bd.Vl, 
S. 48) gebrachte Erklärung, daß der Name von der Familie von 
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dem Kolke herrührt. Er wird auf das Gelände, also einen 
Wasserpfuhl zurückzuführen sein, siehe grundloser Kolk bei Mölln; 
hierauf geht T. nicht ein. Die erwähnte Holdorvörstrate (Halte 
davor, weil der Eingang zu eng, nämlich zum Dunkelgrünen 
Gang) ist heute nicht mehr bekannt. Ernst Deecke nennt sie noch. 
(„Lübeckische Ortsnamen aus dem vorigen Jahrhundert", Lübeck 
1859, S. 3.) Länger verweilt T. auch bei den vielfach vor- 
kommenden Hundestraßen, zuweilen abgewandelt zu Hunnen- 
straße. Er lehnt den Versuch, sie mit Huno, dem Vorsteher 
einer Hundertschaft, in Verbindung zu bringen, mit Recht ab. 
Heißt sie doch 1263 ausdrücklich schon pistes csnum. Sie wird 
also wohl oder übel mit Hund zu tun haben, sei es, daß dort 
viele Hunde gehalten wurden, daß dort ein Abdecker wohnte, 
der viele Hunde hatte oder daß dort Hunde gezüchtet wurden. 
Die Deutung von Koberg läßt der Verfasser offen. Trotz der 
nur bei Jacob von Melle sich findenden Bezeichnung mons 
vsccsrum, von der man nicht weiß, woher sie genommen ist, 
schien mir immer die Erklärung Grenzberg recht annehmbar. 
Für die Petersilienstraße, die erst seit 1376 als solche auftritt 
und vorher Goldoghensttate hieß, bringt T. eine neue Deutung 
und sagt, „daß dort Ehrbarkeit nicht zu Hause war". Der Ver- 
gleich mit Stettin und anderen Orten scheint ihm darin recht 
zu geben. Er stellt sie auf die gleiche Stufe wie Laoendelgasse, 
Rosmarinstraße usw., zur selben Gruppe zählt er auch die 
abgelegene Rosenstraße, während der Rosengarten an den Garten 
des Iohannisklosters erinnert. Pagönienstraße und Klingenberg 
läßt T. unerklärt. Die Bedeutung der ersteren erscheint auch 
mir dunkel; Brehmer weist hin auf porcus, M. Hoffmann auf 
„proge" (nd.: Gesindel). Für Klingenberg, glaube ich, ttifst es zu, 
daß wir nach der ganzen Örtlichkeit den Namen in Zusammenhang 
bringen mit Klinge (Bach). In Beziehung zu Lübeck steht auch 
mein Auffatz über „den Ratssilberschatz und die Zinngeräte 
im Rathause zu Mölln". Es handelt sich um kunstgewerblich 
hochstehende Arbeiten, von denen ich den bekannten Feuergreven- 
becher (1646) dem bedeutenden Hamburger Goldschmied Hinrich 
Ohmsen zuweisen konnte. Die andern Stücke sind teils Lübecker, 
teils Möllner Arbeiten. Auf Grund der Akten habe ich mancherlei 
zur Geschichte dieser Geräte beisteuern können. — Unter den 
übrigen Arbeiten dieses Bandes seien noch hervorgehoben: „Nord- 
schleswig im schleswig-holsteinischen Gedanken" von 
I)r. l). Otto Scheel (Kiel). „Easpar von Saldern. Seine 
Herkunft und seine Frauen", von l)r. Franz Grundlach (Kiel) 
(Eine sehr gründliche familiengeschichtliche Untersuchung, in 
die auch der Lübecker Gewandschneider Amandus Schnegel 
hineinspielt). „Die Hauptformen schleswig-holsteinischer 

24* 
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Frömmigkeit", von Lic. Walt. Bülck (Laboe). „Lavater 
und Emkendorf" von Pros. Dr. Otto Brandt (Kiel) (Eine 
kleine Ergänzung zu Brandts Buch: „Geistesleben und Politik 
in Schleswig-Holstein um die Wende des 18. Jahrhunderts"; 
der Auffatz bringt u. a. 23 Briefe Lavaters an Julia, die 
Frau des Grafen Fritz Reoentlow auf Emkendorf). „Von den 
Anfängen der dänifchen Baukunst in Ziegeln", von 
)r. I). Rich. Haupt (Preetz) (Haupt, der in der Frage des 
rühen Ziegelbaues in unferer Heimat feine eigenen Wege geht, 
)ie viel Widerspruch gefunden haben, und der auch den Zu- 
ammenhang mit dem lombardifchen Ziegelbau nicht anerkennt, 
ucht hier die Behauptung zu widerlegen, daß der Backfteinbau 
n Dänemark felbftändig ohne Zutun Deutfchlands entstanden 
ei; er verweift auf Wagrien als das Vorbild für Dänemark. 

Siehe auch meine Notiz in diefer Zeitfchrift Bd. XXll, S. 447). 
„Der Hochaltar zu Hvidding", von I)r. Fritz Fuglfang 
(Flensburg) (Eine intereffante Unterfuchung, die die eigenartige 
Rofenkranzdarstellung des Altars mit Vorbildern irr Süd- 
deutfchland in Zufammenhang bringt und fchließlich zu Veit 
Stoß führt). „Ein inittelalterlicher Grabstein in der 
Nikolaikirche in Kiel", von l)r. O. Gerh. Ficker (Kiel) (Der 
Auffatz zeigt, was einem ein folcher Grabftein mit seinen ver- 
schiedenen Inschristen erzählen kann. Der Verfasser irrt aber, 
wenn er den Schild mit der Hausmarke ins 15. Jahrhundert 
verweist. Damals war diese Form des Wappenschildes noch 
nicht gebräuchlich. Sie gehört vielmehr ins 16. Jahrhundert und 
ist ein Teil der Inschrift von 1542. Den letzten Teil der jüngsten 

Inschrist möchte ich deuten als Das „und" 

scheint mir ganz deutlich, während das angenommene L am 
Anfang der Zeile kein Buchstabe ist). „Zur Geschichte des 
Brüggemannschen Altars", von demselben Verfasser. (Bevor 
dieses große Kunstwerk 1666 von Bordesholm nach Schleswig 
kam, hatte schon 1613 der Herzog Wilhelm V. von Bayern sich 
an den Herzog Ioh. Adolf von Holstein gewendet, ihm die 
Gebeine Vizelins und den Brüggemannschen Altar zu verehren. 
Der Verfasser gibt den Bittbrief wieder und erörtert die Antwort 
darauf). „Eine Fahrt nach Rungholt", von Theod. Möller 
(Kiel). Die beiden letzten Aufsätze, auf die ich noch hinweisen 
möchte, beziehen sich auf unsere Schwesterstadt Hamburg: „Die 
literarische Entwicklung des Plattdeutschen in Hamburg 
im 17. und 18. Jahrhundert" (Pros. Dr. Agathe Lasch, 
Hamburg) und „Hamburgs öffentliche Gassenbeleuchtung, 
von den Anfängen bis zur Franzosenzeit 1673 — 1816" 
(vr. W. Leybold, Hamburg). Während in Hamburg die Gassen- 
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beleuchtung schon 1673 einsetzt, beginnt sie in Lübeck erst end- 
gültig 1732. Bei uns war sie von Anfang an städtischer Betrieb, 
m Hamburg war sie bis 1780 gegen eine jährliche Entschädigung 
verachtet. In der Aranzosenzert hatten beide Städte ^ie wieder 
m Pacht gegeben. — Wenn ich auch nicht alle Aufsätze des 
umfangreichen Bandes hier verzeichnet habe, so wird doch jeder 
schon empfinden, welch umfangreiches und vielseitiges Material 
darin enthalten ist. Leider entbehren die vielen in den Text 
ttngestreuten Abbildungen der Schärfe, da das verwendete 
Papier für Autotypien nicht geeignet ist. Im übrigen ist der 
Band gut ausgestattet. 

I. Warncke. 

Karl Lchaeser, „Hanseatische Schaps". Bremen 1925. 
Band 10 der vom Angelsachsen-Verlag in Bremen heraus- 

gegebenen kleinen Hefte „Niedersächsische Kunst" behandelt das 
oben genannte Thema. Schaeser gibt darin auf 19 Seiten eine 
kurze Übersicht der Entwicklung des Schrankes und seiner Typen 

Hansestädten. Er geht aus von den einfachen 
gotischen Wandschranken, deren wir in Lübeck noch eine Anzahl 
auszuweisen habeii und deren schönste Stücke das Lüneburaer 
Rathaiis enthalt. Der Verfasser geht dann über zu den Brerner 
Renaissanceschranken, deren Anordnung auf die spätgotischen 
zuriicksührt. Langer verweilt er bei den prächtigen Barock- 
schranken, die aus Eichenholz gefertigt und meistens mit Nußbaum- 
fumier belegt sind. Wahrend die Bremer verhältnismäßig einfach 
gehalten sind, kennen wir die prunkvolleren Typen als Fiam- 
burger" bzw. „Danziger Schaps". Daß nun diese beiden Orte 
die einzigen gewesen wären, wo diese z. T. mächtigen Schränke 
angefertigt wurden, glaube ich nicht annehmen zu dürfen Es 
werden auch andere Städte dafür in Frage kommen, und ich 

X Verfasser völlig überein, daß wir auch Lübeck dafür iii Mspruch nehmen müssen. Die Durchsicht der 
umfangreichen Tischlerakten zeigt, welch wachsames Atige das 
Amt auf alles hatte, was an Tischlerarbeiten in die Stadt 
hinein sollte oder hmeiiigekommen war. Jeder Fall wird sofort 
der Wette angezeigt. Unter den vielen Beschwerden dieser Art 
habe ich aber mcht eme einzige gefunden, bei der es sich um einen 
Schrank handelte. Di^e Feststellung allein, glaube ich, spricht 
schon dafür, daß solche Schranke in Lübeck selbst gefertigt wurdei! 
Schon die Rolle der Kistenmacher von 1508 verbot die Einfuhr 
von „nygen schuppen, kisten ofste laden", und als die Kisten- 
macher und Schniddeker sich 1620 zu einem Amte vereiniaen 
bestimmen sie gleichfalls, daß „kein Fremder hier in der Stadt 
newe Schupfe, Kisten oder dergleichen, so in diesem Ampte 
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gemacht wird, öffentlich feil oder zu Kauf haben bemächtigt 
sein" soll. Doch macht man beide Male die Einschränkung, daß 
die „Preußischen Kisten, Bettestetten, Laden und Schapf" hier 
verkauft werden dürfen „nach alter Gewohnheit". Schon 1508 
war das eine alte Gewohnheit. Doch scheint man sich über diese 
„alte Gewohnheit" bald hinweggesetzt zu haben. Fraglich ist es 
mir, ob man die z. T. etwas jüngeren Schränke, die statt der 
Schnitzereien mit Intarsien geschmückt sind, nur als lübische 
Stücke ansprechen darf, wenn sie hier auch zahlreich vertreten 
sind. Ebenso erscheint es mir auch gewagt. Schränke des Marien- 
burger Schlosses, weil sie unserm gewaltigen Schrank aus der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts auf der Boyschen Diele 
im St.-Annen-Museum gleichen, ohne weiteres als Lübecker 
Erzeugnisse anzusehen. 

I. Warncke. 

über „Va5 Katkau5 zu Lünebucg" von Wilh. Reinecke mit 
Bildern und Buchschmuck von Arthur Jllies, Druck und 
Berlag der von Sternschen Buchdruckerei G. m. b. H. Lüne- 
burg 1925, 

wurde folgende Unterredung einiger Herren vom Fach belauscht. 
Ihr Inhalt sei hier wiedergegeben: 

Der Architekt: Hat da der vorzügliche Reinecke ein Buch 
über das Lüneburger Rathaus herausgegeben und mit einem 
Aufwand an Bildern, gut gesetztem Druck, gutem Papier, Ein- 
bandleinen und Vorsatzpapier versehen, daß es ein wahrer Pracht- 
band geworden ist, aber mir — dem Baufachmanne — bietet 
es nur einen einzigen Grundriß, aus dem man sich schwer eine 
Vorstellung von der ungemein reichen Bauanlage machen kann; 
Frontansichten und Schnittzeichnungen fehlen leider ganz, Maße 
sind nur einige wenige im Text angegeben — mir. der ich ge- 
wohnt bin, aus Grundriß, Aufriß und Schnitt ein Bild zu machen, 
gibt das schöne Buch zu wenig, aber wegen seiner schönen Bilder 
schätze ich es hoch ein. 

Der Denkmalpfleger: Sie mögen teilweise recht haben, 
lieber Kollege, auch ich vermisse präzise maßstäbliche, zeichnerische 
und Photographische Aufnahmen sehr, die Schwarz-Weiß-Bildchen 
geben zu wenig Positives, dagegen scheint mir der Tett höchst 
beachtenswert, er zeugt von einer großen, warmen Liebe zu 
diesem einzigartigen Baudenkmal. Das schöne Buch wird in 
meiner Bibliothek einen Ehrenplatz einnehmen. 

Der Archivar: Zweifellos ist der Text die starke Seite 
dieses Dokumentes über die neuesten Forschungen an dem 
Senior unter den sächsischen Rathäusern. Mir scheint die Bau- 
geschichte und die Baubeschreibung sowie der Rundgang durch 
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die Prachträume ausgezeichnet wiedergegeben zu sein; zahlreiche 
Daten und die Einflechtung von politischen Ereignissen aus dem 
mitteleuropäischen Welttheater unterstützen die plasttsche Vor- 
stellung der verschiedenen Bauperioden; das Kapitel über Künst- 
ler und Kunsthandwerker im alten Lüneburg erscheint mir eine 
besonders wertvolle Ergänzung zur Baugeschichte des Rathauses, 
da gerade diese alle an seinem Werden tätig waren und dort 
ihr geistiger und organisatorischer Sammelpunkt verankert lag. 
Die Bilder sind eine angenehme Beigabe, das schöne Werk ist 
für mein Archiv unentbehrlich. 

Der Maler: Meine Herren, Sie mögen über den Text ur- 
teilen können, den Wert der Bilder haben Sie nicht erkannt. 
Ich staune über die Kunst, mit der Jllies den Zauber dieser 

, alten Räume in PerspeMven wiedergibt. Sehen Sie nur, wie 
stofflich er den Ziegelrohbau, die Holzarchitektur der Jnnen- 
räume, die kunstgewerblichen Einzelheiten, wie stimmungsvoll 
er die Hallen, die Säle, die Kammern und Stuben, die Treppen 
und Winkel, die Nischen, Kamine und Gewölbe zu behandeln 
versteht, wie er einmal die Architekturen hell vor die dunkle 
Luft und dann diese wieder als große geschlossene Massen vor 
hellen Grund setzt, wie er das Filigran kahler Bäume benutzt, 
um dahinter Architekturen zu monumentaler Wirkung zu bringen; 
sehen Sie, wie unermüdlich er ist in der Wiedergabe all der 
tausend Details dieses märchenhaften Baues, nebst seinem reichen 
Inhalte an Urvätererbe. Ich schätze Jllies Mitarbeit an diesem 
Buche außerordentlich hoch ein. Seine Holzschnitte und Stiche 
sind Kunstwerke, die ohne Text gewertet und genossen werden 
müssen. Und wie geschickt stehen die Schwarz-Weiß-Blätter im 
Raum der Druckseiten — dieses Werk ist ein hervorragendes Er- 
zeugnis deutscher Jllustrations- und Buchdruckerkunst. 

Der Kunst- und Altertumsfreund: Meine Herren, Ihre An- 
sichten in Ehren, jeder von Ihnen hat recht und unrecht zu- 
gleich. Lesen Sie das Vorwort, dort schreibt Reinecke, daß das 
Werk weder für Bauleute noch für Konservatoren und Archivare, 
auch nicht nur fiir Künstler bestimmt ist, sondern daß es sich 
an alle Menschen wendet, die gewohnt sind, sich nicht nur vom 
Brote zu ernähren, sondern auch vom Worte Gottes, und ein 
solches ist dieses herrliche alte Bauwerk gewiß. Wo Generattonen 
auf Generationen, Geschlechter und Bürger, Mnstler und Kunst- 
handwerker gearbeitet, geändert und treu gepflegt haben, wo sich 
die Liebe zu Vaterstadt und der Sinn für das Gemeinwesen 
so deutlich ausdrücken, wie an diesem Rathausbau, da fließt nicht 
nur str die Fachleute mit ihrem einseitig eingestellten Trachten 
und Forschen ein Quell der Erkenntnis, sondern auch für jeden 
kunstbegeisterten Menschen, der altes Erbgut schätzt; für diese 
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Architekt und Denkmalpsleger in diesem Buche vermißt, sindet er 
in den „Kunstdenkmälern der Provinz Hannover" Doppelband 
Lüneburg. Danken wir Wilhelm Reinecke, dem Meister des 
Holzschnittes Jllies, dem Verlag von Stern und allen i^en 
Mitarbeitern sür das prachtvolle Kunstwerk. Möge es den Weg 
finden zu allen Freunden aller deutscher Kunst und deutscher Sitte. 

Pieper. 

p. v. Meier und K. Lteinacker, Die Sau- und iKunstdenkmäler 
der 5tadt Lraunschweig. Zweite erweiterte und mtt 158 
Abbildungen versehene Auflage. Mit Unterstützung des 
Staatsministeriums und des Rates der Stadt. Braun- 
schweig, E. Appelhans L Comp. 1926. (101 Seiten und . 
Bilderanhang.) 

Es handelt sich bei dem vorliegenden Buche nicht, wie der 
Titel erwarten lassen könnte, um das eigentliche Jnventarwerk 
der Kunstdenkmäler der Stadt Braunschweig in der Folge der 
von denselben Verfassern bearbeiteten „Bau- und Kunstdenk- 
mäler des Herzogtums Braunschweig". Da die Fertigstellung 
dieses großen Denkmälerwerks aber noch längere Zeit erfordem 
wird, so haben die Verfasser die unter obigem Titel bereits 1906 
erschienene, aus knappe statistische Form gebrachte Übersicht iiber 
den Denkmälerbestand der Stadt in neuer Auflage überarbeitet, 
nachdem die alte inzwischen vergriffen war, und mit einem Bilder- 
anhang versehen. Bei dem Reichtum und der Bedeutung des 
Denkmälerschatzes, namentlich der Baudenkmäler Braunschweigs 
kommt dies Verfahren, eine vorläufige gedrängte Matenal- 
sammlung zu veröffentlichen, einem tatsächlichen Bedürfnis ent- 
gegen, und die seit langem den Stoff beherrschendeir Autoren, 
von denen Paul Ionas Meier das Topographische und che kirch- 
lichen Denkmäler, Karl Steinacker die weltlichen Denkmäler irber- 
nommen hat, hatten die Aufgabe bereits für die erste Auflage 
in einer für ähnliche Fälle vorbildlichen Weise gelost. Es spricht 
für den glücklichen Wurf dieser ersten Herausgabe, daß jetzt 
größere Umarbeitungen kaum erforderlich warerl; dagegen ist 
das Verzeichnis an vielen Stellen ergänzt und sind die jüngsten 
Forschungsergebnisse berücksichtigt. . 

Im ersten Abschnitt ist ein Überblick über die eigenartige, 
aus fünf Weichbildern enfftandene Stadtanlage Braunschweigs 
gegeben, die bereits im ersten Heft des Niedersächsischen Städte- 
atlas von P. I. Meier mit anschaulicher Gründlichkeit bearbeitet 
ist, und die in den Straßenzügen der Neustadt und des Hagen 
die Spuren der städtebaulichen Tätigkeit Heinrichs des Löwen 
bewahrt hat. 
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Für Lübeck hat die Residenz des großen Herzogs noch ein 
besonderes Interesse. Zu gleicher Zeit wie der 1173 gegründete 
Braunschweiger Dom und nach demselben Planschema ist der 
Dom Lübecks von Heinrich dem Löwen begonnen, und wie sehr 
diese Plansorm auch etwas später noch in Braunschweig als 
Norm sür größere Kirchenbauten galt, zeigen die durch Aus- 
grabungen sestgestellten ursprünglichen Grundrisse der dortigen, 
um 1180—1200 begonnenen Kirchen St. Martini und St. Katha- 
rinen. So finden wir in Braunschweig also dreimal die Plan- 
anlage des Lübecker Domes wieder. 

Am Ende des Mittelalters hat noch einmal eine Braun- 
schweiger Kirche, die Brüdernkirche, das Borbild für die Planung 
einer Lübecker Kirche, derjenigen des St.-Annen-Klosters, ab- 
gegeben. Im übrigen aber hatte schon das verschiedene Bau- 
material verschiedene baukünstlerische Ausdrucksformen zur Folge. 

Im Bilderanhang fällt die sehr ungleiche Berücksichllgung 
der kirchlichen und der profanen Baudenkmäler auf. Während 
letztere in erfreulicher Reichhaltigkeit veranschaulicht sind, sind die 
kirchlichen Bauten außer den sehr willkommenen, auf gleichen 
Maßstab gebrachten Grundrissen, nur mit wenigen Abbildungen 
bedacht. Hier ist fast alles noch von dem großen Jnventarwerk 
zu erwarten, das hoffentlich in absehbarer Zeit diesem viel- 
versprechenden Vorläufer folgen wird. 

Hugo Rahtgens. 

Lugen Weih, „Steinmetzart und Steinmetzgeist", Jena, 
(Eugen Dietrichs), 1927. 

In Band 22 (S. 445) dieser Zeitschrift konnte ich des 
Verfassers Buch: „Die Entdeckung des Volkes der Zimmerleute" 
anzeigen. In ähnlicher Weise wie dort schildert Weiß in der 
vorliegenden Arbeit den Steinmetzen in seiner ganzen Art. Es 
ist kein Buch, das auf Urkunden und Akten sich stützt, sondern 
lebendig und mit einem gewissen Stolz wird das Brauchtum 
der Steinmetzen dargestellt, wie sie es einst übten und die Art, 
wie sie es heute pflegen und wie es der Verfasser in seiner 
Praxis z. T. selbst beobachtet hat. In vorderster Linie steht 
dabei der Steinmetz seiner schwäbischen Heimat. Für uns hat 
dieser Handwerker niemals die Bedeutung erlangt, die er in 
Süd- und Mitteldeutschland hatte. Seine Stelle vertrat hier 
meistens der Maurer, dessen Verwandffchast mit dem Stein- 
metzen der Verfasser aufzeigt. Die Zahl der Steinmetzen war 
hier immer fthr gering, so daß sie z. B. nach der Rolle von 
1651 dem Amt der Maurer und Decker als Steinhauer ange- 
schlossen waren. 1742 waren ihrer nur zwei im Amte. Trotz- 
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dem muß man sich wundern, daß bei dem mitgeteilten Gruß 
der Steinmetzen auf die Frage: „Welches sind die drei Haupt- 
plätze der Grüßler?" geantwortet wurde: „Bremen, Kopenhagen, 
Lübeck". Vielfach sucht der Verfasser die Zusammenhänge mit 
dem Freimaurertum nachzuweisen, das in den Heimlichkeiten 
der alten Bauhütten und der Steinmetzen seinen Ursprung hat. 
überall aber kämpft er gegen die humanistische Bildung, 
besonders im zweiten Teil seines Buches: Germanische Kunst 
und Steinmetzgeist. Holzbau und Zimmermann sind den Deutschen 
ureigen; Steinbearbeitungskunst ist aus dem Mittelmeerbecken 
gekommen. Die Gotik ist die eigentlich deutsche Kunst; sie ist 
Stein gewordener Holzbau. Durch Reformation und Humanismus 
ist die deutsche Kunst in ihrer Entwicklung gehemmt worden. 
Diese und ähnliche Gedanken werden vom Verfasser vorgetragen 
und z. T. aus seiner Praxis heraus begründet, vielfach aber nur 
gefühlsmäßig gegeben. Teils sind es Auffassungen, die man 
auch bei Haupt, Strzygowski und anderen findet. Schießen des 
Verfassers Deutungen z. T. auch übers Ziel hinaus und lassen 
uns die landläufigen Darstellungen der deutschen Kunst nicht 
leicht seinen Ausführungen zustimmen, so reizen sie doch stark zum 
Nachdenken. Die Bedeutung der deutschen ^nst erscheint in 
ganz anderm Lichte. 

I. Warncke. 

Neue Literatur zur historischen Lchissbau- und LchissakrtZkunde. 

k-omols snci k. L. ^ncier5on, Ide Zsiling-ship. 5ix tdou- 
sunci vesrs ol distorv- i.on(ion 1926, George 6. kisrrsp. 
212 S. 8" mit zahlreichen Illustrationen. 

Oervssio cle ^rtiügno v Osicläcsno, -Xrquitecturs 
hisvs! Lspsüoin (en mucierg). kosguejo cie sus conckiciones 
V rssgo cie su evolucion. Vlucirick 1920. 427 S., 79 Tafeln. 2°. 

I^rsnk koven, Ide Zes, its tlistorv und kromsnce. l.ondon 
1924—1926. tluiton 8c Iruscott Zmitk. 4 Bände 4°. 

Carl Busley, Die Entwicklung des Segelschiffs, erläutert an 
16 Modellen des Deuffchen Museums in München. Berlin 
1920, Julius Springer. 238 S. Gr. 8° mit 180 Textab- 
bildungen und 1 farbigen Tafel. 

L. Keeble Ldstterton, Zkip-Idoclels. l-ondon 192Z, Tde 
Studio, l.td. X und 53 S. Text und 142 Tafeln. Gr. 4°. 

August Küster, Modelle alter Segelschiffe. Berlin o. I. s1926s, 
E. Wasmuth. 
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O. d. L. Lrone, k^^ecjerlsn^scke IscZiten, kinnensckepen, 
Vissctiersvssrtuigen en 6srmee vervvsnte kleine ^ee- 
sctiepen 1650 — 1900. >2<m5ter63M 19^6, Zwets L- ^eitlinger. 
309 S. Gr. 4" mit 85 Abbildungen auf 77 Tafeln. 

k. O. Lsrr l,sugkton, 016 5!iip Kigure-tieu65 sn6 Zterns. 
^itk >vtiick sre sssociste^ OsIIeries, ksneing-pieces, 
estkes6s en6 6ivers otker msttess ttist concern tke "grsce 
c>n6 countensnee" ol oI6 bsiling-skips. I,on6on 1925. 
tisiton Lc Iruseott 5mitb, 1,16. 281 S. Gr. 4° mit zahl- 
reichen Abbildungen und 55 Tafeln. 

kssil l-ubbock, prelsce bv fokn t^s8efie16, >^6venture5 
bv 5es lrom ^rt ol 016 lime. kon6on 1925 1i6ite6 bv 
Oeollrev Holme, Publi5be6 bv tbe 5tu6io, 1,16. X und 40 S. 
Gr. 4° mit 115 z. T. farbigen Tafeln. 

^Ign kloore, Ibe Development ol 5gil-PIsn in >>Ior1bern 
Lurope. Deprinte6 lrom tbe bog ol tbe l^sutieol OoIIege, 
psngbourne. 24 S. 4° mit 44 Textfkizzen. 

5ir ^lon 16oore, 6t., Zoiling 5bips ol Vi/nr 1600—1860, 
inclu6ing tbe trsnsition to stesm. 1,on6on 1926, Itnlton 
S- Iruseott Smitb, 1,16. VI und 78 S. Gr. 4° mit 90 z. T. 
farbigen Tafeln. 

k. Xtorton d>l3nce, 5siling-5bip k^o6el5. ^ selection lrom 
buropesn sn6 .^mericsn collections witb intro6uc1orv text. 
1,on6on 1924, ttslton 8- Iruseott 5mitb, 1,16. VIII u. 80 S. 
gr. 40 mit 124 fchwarzen und einer farbigen Tafel. 

Vereeniging ble6erlsn6seb ttistoriseb 5ebeep- 
vssrt k^useum te ^^mster6um. 8. Isorversing 1924, 
uitgebrscbt in 6e olgemeene Vergs6ering vsn Ie6en op 
Z. September 1925 /<mster6sm, tteerengrnebt 546. 85 S. 
mit mehreren Tafeln. 

In Band XVI diefer Zeitfchrist habe ich im Jahre 1914 
über Literatur zur Gefchichte des Schiffsbaus und des See- 
wefens referiert. Seit dem Weltkrieg ift die (zumindeft in den 
kriegführenden Ländern) jahrelang unterbrochene Forfchung wieder 
aufgenommen worden und hat, frühere Arbeiten fortfetzend und 
abschließend, zu einer Reihe wichtiger Neuerscheinungen Anlaß 
gegeben, über die es mir nachstehend gestattet fein mag, kurz 
zu berichten. 

Das Zeitalter des Segelschiffs liegt im wesentlichen abge- 
schlossen hinter uns. Aus der Kriegsmarine war es schon in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, abgesehen von Schul- 
schiffen, verschwunden; der Weltkrieg hat in die Segelschiffahrt 
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der Handelsmarinen böse Lücken gerissen, die sich kaum wieder 
schließen werden, da namentlich der Ölmotor überall siegreich 
im Vordringen begriffen ist; säst nur in Wstenseglern und in 
Schul- und Ubungsschiffen sowie Fischerbooten letit in kärglichen 
Resten etwas von der alten Pracht weiter, und auch hier han- 
delt es sich schon in der Mehrzahl der Fälle um „Bastarde" 
mit einem Hilssmotor. So ist das Segelschiff in die stille 
museale Periode eingetreten, mit der in unserer (immer noch) 
geschichtlich denkenden Kulturwell so viele Lebensformen ihr 
Dasein zu beschließen pflegen. Dem Verschwinden des Segel- 
schiffs aus der Welt der praktischen Wirklichkeit enffpricht ein 
Aufblühen der maritimen Museen. Namentlich in den west- 
europäischen Ländern mit einer großen kriegsmarittmen Ver- 
gangenheit, in England, Frankreich, Holland, Spanien, aber auch 
im skandinavischen Norden, ist man neuerdings bemüht, die in 
großer Zahl erhaltenen Erinnerungen jener Ruhmeszeiten neu 
zu ordnen und, sei es in Museen, sei es in Bilderwerken, zu 
Gesamtbildern der „Segelschiff-Kultur", vorzugsweise des 16. 
bis 18. Jahrhunderts, zu gestatten. In Deuffchland, das ja eine 
gemeinsame Kriegsmarine erst seit 1848/50 langsam erstehen 
sah, liegt die Sache etwas anders. Die Reichsmarinesammlung 
im Berliner Museum für Meereskunde gibt in Modellen und 
Gedenkstücken ein vollständiges Bild der ersten und, wie 
wir glauben und hoffen, nicht letzten großen Periode unserer 
Kriegsmarine im Weltkrieg, bis zum tragischen Ende. In den 
übrigen Abteilungen des Museums findet die Handelsschiffahrt 
der neueren Zeit eine vorzügliche, die der älteren dagegen nur 
eine ziemlich lückenhafte und unbedeutende Darstellung. Er- 
gänzend tritt daneben die prachtvolle technische Sammlung des 
Deutschen Museums in München. Was sich sonst an maritimen 
Erinnerungen früherer Jahrhunderte in Original und Rekonsttuk- 
tton in Deutschland erhalten hat — und es ist nicht wenig —, 
findet sich meist verstteut in lokalen Museen, Festsälen usw. der 
Hanse- und Seestädte. 

Das Schiffsmodell ist, selbst in seinen weniger vollkommenen 
Exemplaren, das beste Hilfsmittel, die Bauform eines Schiffes 
der Nachwelt zu überliefern, der bloßen Abbildung an Veran- 
schaulichungskraft meist weit überlegen. So wird denn jeder 
Versuch, vergangene Zeiten maritimer Betätigung dem Ver- 
ständnis nahezubringen, immer im Schiffsmodell gipfeln, wobei 
neben alten Originalmodellen moderne Rekonstruktionen durchaus 
ihr Recht behaupten, da sie auf Grund sorgfältiger Einzelforschung 
und maßstabgetreuer Darstellung unter Umständen ein zuver- 
lässigeres Bild der allen Schiffe gewähren, als es uns von den zeit- 
genössischen Modellbauern und Bildkünstlern überliefert worden ist. 
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Die drei großen Tafelwerke von E. Keeble Chatterton, 
R. Morton Nance und August Küster lassen uns einen großen 
Reichtum von Schiffsmodellen des 16. bis 19. Jahrhunderts 
fast aus ganz Europa kennen lernen. Auf diese Weise wird — 
natürlich nur sowell Abbildungen die unmittelbare Anschauung 
der plastischen Modelle ersetzen können — ein vergleichendes 
Studium sehr erleichtert, und wer sich in die schönen Bände 
vertieft, kann außerordentlich viel über die allmähliche Entwick- 
lung in Technik und Sttl des Segelschiffs in der Zeit seiner 
größten Vervollkommnung, aber auch über die nationalen Unter- 
schiede in diesem Stil lernen. Dabei stehen Holland und Eng- 
land durchaus im Vordergründe, Frankreich tritt verhältnis- 
mäßig zurück — zum Teil ist das Zufall, und es gibt ältere 
Tafelwerke über das Xlusee nsvsl in Paris —, aber auch 
Deuffchland, die nordischen Länder (namentlich Kopenhagen) 
und Rußland, das allerdings meist wenig selbständig nach hol- 
ländischen, englischen und schwedischen Mustern arbeitete, bieten 
sehr Bemerkenswertes. Wenn ich die drei Tafelwerke in ihrer 
Eigenart charakterisieren soll, so möchte ich sagen, daß Keeble 
Chatterton, an Umfang die beiden anderen etwas übertreffend, 
vielleicht den vielseittgsten Inhalt bietet, insofern er neben alten 
Modellen der verschiedensten Art auch eine große Zahl 
moderner RekonsttuMonen bringt, die dem Ziel, exatte Vor- 
stellungen einstiger Wirklichkeit zu geben, mehr oder minder nahe- 
kommen. Bei Morton Nance steht mehr das Modell als solches 
im Vordergrund, es wird nach seinem Verwendungszweck als 
^ voto in Kirchen, als Dekorattonsstück, als Bau- und Lehr- 
modell gewürdigt und danach sein verschiedener Wert als histo- 
risches Studienmaterial beurteilt. Küster bringt fast ausschließlich 
alte Originalmodelle, in besonders großer Zahl aus Deuffchland 
und Rußland. Da dieses Werk von anderer Seite in dieser Zeit- 
schrift gewürdigt wird, und ich es in den Hans. Gesch.-Bl. Iahrg. 
1927 genauer bespreche, will ich mich hier nicht weiter darüber 
äußern. Keeble Ehattertons ziemlich aussthrliche Einleitung gibt 
an dem Faden seiner Bilderreihe eine gedrängte Geschichte der Ent- 
wicklung des Segelschiffs wie auch zugleich des Modellbaus. Frei- 
lich befriedigt seine Darstellung nicht immer, ist auch nicht ftei 
von Fehlern. So wird S. 27 das alle Märchen vom Wechsel 
des Wanderzugs der Heringe im Jahre 1425 von der Osffee 
in die Nordsee als Ursache des Aufblühens der holländischen 
Fischerei und Schiffahrt wieder aufgewärmt. — Der Einleitungs- 
und Erläuterungstext bei Morton Nance ist zweifellos der wert- 
vollste unter den drei Werken. In echt wissenschaftlichem Sinn 
werden, wie schon bemertt, die verschiedenen Arten der Modelle 
nach Enfftehungsmotiv und Quellenwert analysiert, überraschend 
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wirkt der Nachweis, daß verschiedene bekannte bildliche Dar- 
stellungen von Schiffen, so von Carpaccio, von Breughel, vor 
allem die berühmte „Kraeck" des Meisters nicht nach der 
Natur, sondern wahrscheinlich nach Modellen hergestellt sind. 
Sehr sein sind auch die Bemerkungen über die verschiedene Art, 
in der man die „Vervollkommnung" des Segelschiffs betrachten 
kann. Man kann darin eine gerade Linie technischer Verbesse- 
rung sehen, die vom Einbaum oder Corakle zum amerikanischen 
Klipper und seinen Abkömmlingen als dem Gipsel der Voll- 
kommenheit sührt; man kann aber auch — und das ist wohl die 
historisch richtigere Art der Würdigung — seststellen, daß jede 
Epoche und jedes Volk in seinem Schiffstyp ein seinen Zwecken 
und Mitteln entsprechendes, relativ vollkommenes Werkzeug be- 
saß. Jede wesentliche Neuerung zerstörte zunächst eine Harmonie, 
brachte einen unschönen, ästhetisch jedensalls unausgeglichenen 
Zug in das Gebäude, bis sie, allmählich verarbeitet, eingeordnet, 
ein neues Gebilde von eigenartiger Schönheit erzeugte. Mit 
Recht wird darauf hingewiesen, daß die vertiefte Erforschung 
der historischen Schiffstypen und Schiffsbaustile uns immer deut- 
licher den Zusammenhang mit dem allgemeinen Lebensstil jeder 
Epoche erkennen läßt, „so daß man es später einmal ebenso- 
sehr als Anachronismus empfinden wird, der ,Santa Maria" 
ein Wasserstag zu geben, wie ihrem Führer Columbus eine 
Allonge-Perücke" (unübersetzbares Wortspiel: bobstsv^ boi)- 
>vig). Vielleicht wird die Schiffbauarchitektur künftig als kultur- 
historisch mindestens ebenso wichtiges Zeitdokument gewürdigt 
werden als die Hausarchitektur. Manchen Hinweis in dieser 
Richtung bringen übrigens auch die Zeiffchristen-Auffätze, die 
Ehristoph Voigt unter dem Titel „Schiffs-Ästhetik" (Berlin 1922) 
gesammelt herausgegeben hat. BeherzigungverdientNances Appell 
(S. 33) an die Modellbauer und -forscher, das Interesse Mnfttg 
mehr den weniger bekannten bescheideneren, z. T. rein lokalen 
Typen der Handelsschiffe und Küstensegler zuzuwenden, über- 
haupt glaube ich, daß die Geschichte des Schiffbaus, wie sie etwa 
in der englischen Zeitschrift „Itie Vlsriner's I^irror" so hervor- 
ragende Pflege findet, gut tun wird, sich mehr als liisher mit 
den wirffchastlich-verkehrsgeographischen Vorgängen und Zu- 
sammenhängen der alten Seeschiffahrt zu beschäfügen. Nur aus 
deren Kenntnis heraus läßt sich vieles in der Entwicklung der 
Schiffstypen und dergleichen verstehen, das hat uns z. B. Hage- 
dorns s. Zt. in dieser Zeiffchrist (Bd. XVI. 2, S. 261 f.) be- 
sprochenes Buch vorbildlich gezeigt. In Einzelheiten möchte ich 
hie und da eine von Morton Nance abweichende Meinung ver- 
treten. So glaube ich, daß die über die Beplankung heraus- 
ragenden Balkenköpfe der Deckbalken, mögen sie auch für das 
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Mittelmeergebiet besonders charatteristisch sein (S. 37, 39, 43), 
sich doch auch auf gleichzeitigen nordischen Schiffen finden, z. B., 
allerdings nur in stark vereinfachter Andeutung, auf dem Schiffs- 
Siegel von Damme. Anfechtbar ist die erläuternde Bemerkung 
zu Tafel 20 über die Entstehungszeit der Fleuten. Die Ein- 
führung der Fleuten datiert doch erst seit den 1590er Jahren, 
nicht schon bald nach 1564, und das Charakteristische der Fleuten 
bestand auch keineswegs nur in dem runden Heck, das sich so 
auch z. B. bei den Vliebooten fand, sondern in der größeren Länge 
im Verhältnis zur Breite (vgl. Hagedorn, Die Entwicklung der 
Schiffstypen S. 102 f.) 

Zu den für Art und Stil bezeichnendsten Schiffsteilen ge- 
hört der schnabelartige Vorsprung am Bug, die sogenannte 
Gallion — die übrigens ebenso wie der Schiffstyp der„Galleonen" 
ihren Namen davon hat, daß dieser Schiffsschnabel von den 
Galeeren übernommen wurde —und das Heck; an beiden Stellen 
liebte es die Renaissance- und Barockzeit, reichen Skulpturen- 
schmuck anzubringen. Der Gestaltung dieser Schiffsteile und ihrer 
Dekoration hat Carr Laughton sein reich illustriertes Buch ge- 
widmet, das sich übrigens nicht nur auf sie beschränkt, sondern 
auch die Breiffeiten mit ihren Berghölzern, Rüsten, Kanonen- 
pforten usw., kurz, alle Schiffsteile außerhalb der Takelung, die 
sich irgendwie durch charatteristische Gestaltung oder Ausschmük- 
kung (z. B. die eigentümlichen kranzgeschmückten Kanonenpforten, 
die unfehlbar auf englischen Ursprung und 17. Jahrhundert deuten), 
auszeichnen, ferner die gesamte Bemalung usw. mitbehandelt. Das 
auf sorgfältiger Erkundung in Museen und Archiven beruhende 
Werk ist daher ein unentbehrliches Hilfsmittel zur genaueren Be- 
stimmung von Modellen und Schiffen nach Zeitalter, Nationalität, 
Verwendungstyp usw. Allerdings gilt auch hier die Einschrän- 
kung, daß die Untersuchung vornehmlich auf englischem, hollän- 
dischem und französischem Material beruht; eine nähere Prüfung 
der deutschen Quellen würde, bei selbstverständlich naher Ver- 
wandffchaft mit dem holländischen Stile, mancherlei Unterschiede 
gegenüber Westeuropa ergeben. Zeitlich erstreikt sich die Dar- 
stellung auf das 16. bis 19. Jahrhundert. 

Ein anderer vielseitig entwickelter und für das Segelschiff 
technisch wie ästhetisch enffcheidender Bestandteil ist die Takelung. 
Sir Alan Moore gibt in seiner kleinen, mit hübschen belehren- 
den Skizzen geschmückten Schrift eine gute und klare Übersicht 
über die Entwicklung dieses im wahrsten Sinne des Worts 
„verwickelten" Gegenstand, mit der Beschränkung auf das nörd- 
liche, will sagen: atlantische Europa. Auch diese Untersuchung 
ist für die Datierung wichttg. Der enffcheidendste Einschnitt liegt 
in der ersten Hülste des 15. Jahrhunderts. Um 1400 noch gab 
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es außerhalb des Mittelmeeres nur einmastige Schiffe; einige 
Jahre später tauchen die ersten Belege sür Hinzusügung eines 
kleineren zweiten, sei es Fock-, sei es Besanmastes aus, und nach 
der Mitte des Jahrhunderts wird die Dreimastigkeit und damit 
überhaupt die VieÜeilung der Segelfläche sür größere Schiffe 
die Regel. 

Das große Tafelwerk desselben Verfassers behandelt auf 
Grund nicht von Modellen, sondern von zeitgenössischen Bildern, 
die z. T. farbig wiedergegeben sind, die letzte große Zeit des 
Segel-Kriegsschiffs, etwa von den Tagen Nelsons bis zum Krim- 
krieg, dessen Erfahrungen dem Segel-Kriegsschiff das Lebens- 
licht ausbliesen. Neben den für die Zeit gewaltigen Dreideckern 
von der Art der „Marlborough" (1855), mit der das hölzerne 
Segelschiff als Kriegswaffe seinen Höhepunkt erreichte, tauchen 
am Schluß schon die ersten, oft grotesken Formen des Dampf- 
und Eisenschiffs auf, unter denen der preußische Raddampfer- 
Aviso „Salamander" unser Interesse erregt; er wurde mit seinem 
Schwesterschiff „Nix" während des Krimkrieges von der preu- 
ßischen Regierung an England gegen die Segelfregatte „Thetis" 
eingetauscht. Die Schönheit der letzten hölzernen Linienschiffe 
und Fregatten lag weniger in ihren steifen Schiffskörpern mit 
der gradlinigen schwarz-weißen Stteifenbemalung, die Morton 
Nance einmal witzig mit Frack, Hemdbrust und Zylinder eines 
sonntäglich ausgeputzten Herrn der Vittorianischen Ära vergleicht, 
als in ihren gewallig aufgetürmten Segelmassen, und man be- 
greift das Bedauern, mit dem der Seemann alten Schlags, und 
nicht nur er, dieses edle und kühne Gebilde dem geräuschvollen 
Dampfer weichen sah. 

Wir haben es bisher mit Arbeiten zu tun gehabt, die haupt- 
sächlich älteres Anschauungs- und Studienmaterial zur Entwick- 
lungsgeschichte der Schiffstypen beibringen. Der Gedanke liegt 
nahe, solches Material zu einer Reihe von Rekonstruttionen aus- 
zugestalten, die uns in möglichst exakter Modellform an typischen 
Beispielen den Werdegang des Segelschiffs veranschaulicht. Diese 
Idee hat das Deuffche Museum in München zu verwirklichen ge- 
sucht, indem es den bekannten Schiffsbau-Ingenieur, Geheimrat 
Busley, mit der Ausführung einer Serie von 16 Modellen 
beaufttagte. Die Modelle sind z. T. silbernen Schiffsmodellen 
nachgebildet, die Kaiser Wilhelm II. bei Gelegenheit seiner 
silbernen Hochzeit 1908 auf Anregung Busleys durch eine 
Reihe von Verbänden und Vereinen als Geschenk dar- 
gebracht worden waren. Nach dem Krieg hat Busley Ab- 
bildungen der Modelle je in einer Seiten-, Bug-, Heck- imd 
Draufficht mit eingehenden geschichtlichen und technischen Er- 
läuterungen veröffentlicht. Das Buch, bzw. der Modellbau, hat 



385 

ziemlich scharfe Kritik erfahren (Chr. Voigt und E. Aßmann im 
„Schiffbau" 23. Jahrg. f1921f Nr. 3, S. 102 ff., mit Replik 
B.s und Duplik V.s in Nr. 44, S. 1221 f.; A. Küster in Orien- 
talistische Literaturzeitung 1923 Nr. 2, S. 55; R. C. Anderson 
in „Xlariner's ^irror" 1922 S. 253; mit vorsichtiger Zurück- 
haltung hat sich W. Cohn in den Hans. Gesch.-Bl. 1922, S. 260, 
geäußert). Man muß leider sagen, auch wenn man die Sache 
mit der gebotenen Großzügigkeit betrachtet und sich nicht bei 
Kleinigkeiten und Kleinlichkeiten aufhält, daß die geübte Kritik 
nicht nur berechtigt ist, sondern sich noch erheblich erweitern läßt. 
Auf die technische Aussthrung bezieht sich das nicht. Sämtliche 
Modelle sind im Maßstab 1:50 ausgeführt, die ersten dreizehn 
von Museumsinspektor P. Karl in Berlin, die letzten drei auf 
den Wersten von Blohm S- Voß (Hamburg) und I. C. Tecklen- 
borg (Geestemünde), allesamt hervorragend gut. Die Mängel 
liegen vielmehr in den Anweisungen und Entwürfen Busleys. 
Schon die Auswahl ist anfechtbar: es entfallen je vier Modelle 
auf Altertum, Mittelalter, Neuere Zeit und 19.—20. Jahrhun- 
dert, wobei zwischen der attischen Triere und dem Wikinger- 
schiff ein Zwischenraum von fast anderthalb Jahrtausenden klafft, 
der sich sehr gut durch ein Schiff (bes. Segelschiff) der römischen 
Kaiserzeit hätte ausfüllen lassen. Jndeffen, das mag noch hin- 
gehen. über die antiken Schiffe will ich mich nicht äußern. Es 
muß freilich Bedenken erregen, wenn ein so guter Kenner wie 
A. Küster, dem wir inzwischen auch eine vortreffliche Darstellung 
des antiken Seewesens verdanken (Das antike Seewesen. Berlin 
1923, Schoetz L- Parrhysius. 254 S. mit 104 Abbildungen), die 
ägyptischen Schiffe und die attische Triere einer ziemlich ver- 
nichtenden Krittk unterzieht, und wenn R. C. Anderson sagt, daß 
das Modell des phönizischen Schiffes auf so geringen Unter- 
lagen fuße, daß es nur als ein Produkt der Phantasie betrachtet 
werden kann. Das Wikingerschiff, nach dem Gokstedschiff bear- 
beitet, ist im wesentlichen richtig. Hier konnte B. auf sehr guten 
Vorarbeiten fußen. Dagegen haben wir es bei dem nächsten 
Modell, dem „Normannenschiff" des 12. und 13. Jahrhunderts, 
wieder mit einem Phantasiegebilde zu tun. Solche Schiffe, mit 
einem Großmast und einem stark nach vorn gestagten, fast gleich- 
hohen Fockmast, hat es im atlantischen Europa — und an die 
Kanalküste hat B. ausdrücklich gedacht (S. 109) — nie gegeben. 
Im Mittelmeergebiet dagegen scheinen Zweimaster mit Rahe- 
segeln in der Tat im 12./13. Jahrhundert gelegentlich vor- 
gekommen zu sein, und die von B. als Quelle angeführten Hand- 
schrift-Zeichnungen beziehen sich auf solche, falls nicht auch auf 
diesen Bildern doch Lateinsegel gemeint sind, die damals im 
Mittelmeer die Regel bildeten. Auf jeden Fall ist dann die 

Ztschr. d B. s. L. B. XXIV, L. 25 
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Bezeichnung „Normannenschiff" irreführend (denn das sizilianische 
Normannenreich ist nicht gemeint) und die Verbindung eines 
nordisch-klinkergebauten Rumpfes mit mediterraner Takelung 
ve^ehlt. — Die Mittelmeer-Galeere (vom Ende des 15. 
Jahrhunderts) scheint nach guten Vorbildern gearbeitet zu sein. 
Bei der Hansa-Kogge vom Anfang des 16. Jahrhunderts ist 
jedenfalls der Name zu beanstanden. Solche Schiffe hießen da- 
mals schon längst nicht mehr Koggen — diese werden schon im 
15. Jahrhundert selten und bezeichnen später nur kleine Fahr- 
zeuge —, sondern Kraweele, oder allenfalls Hulken. Danach ist 
auch der Satz (S. 134) zu berichtigen, daß die Koggen „kar- 
weel geplankt wurden". Das trifft eben erst auf die seit ca. 
1460 im Norden aufkommenden Kraweele zu, deren Name ja 
mit der neuen Beplankungsart zusammenhängt, nicht aber auf 
die echten Koggen des 14. Jahrhunderts. Sonst kann man das 
Modell gellen lassen, wenn ich es auch nach der Takelung lieber 
etwas fniher, Ende des 15. Jahrhunderts, ansetzen und in 
diesem Fall das platte Spiegelheck, das gewöhnlich nur mit 
einer Topsegeltakelung vereinigt vorkommt, durch ein rundes 
Heck, wie bei dem enffprechenden Modell im Berliner Museum 
für Meereskunde, ersetzt sehen möchte. Die technischen Ausdrücke 
der Zeit sind B. nicht geläufig, so spricht er von „Krähennestern" 
statt von Topkastellen oder Marsen; von kleineren Versehen (z. B. 
„Hansefarben" hat es bekanntlich nie gegeben) will ich nicht 
weiter reden. — Von den folgenden Schiffen ift der „Orest 
Ilsrrv" oder korretter „ilenrv Orsce s Oieu" vollftändig auf 
dem Greenwicher Modell (bzw. seinem Vorbild, einem Stich 
von Allen, angeblich nach Holbein) angefertigt. B. hat dabei 
übersehen, daß dieses Modell in England nicht mehr als gut 
verbürgt betrachtet wird; der Stich von Allen soll vielleicht, 
wenn auch stark enfftellt, den Dovsl" von 1587 veran- 
schaulichen. Der „Nenrv OrZce s vieu" hat jedenfalls anders 
ausgesehen. Bei der Rekonstruktion des „Friedrich Wilhelm zu 
Pferde" von 1681 hätte B. zweifellos besser getan, sich enger 
an die holländische als an die englische Bauart zu hallen, über 
die Dimensionen bestehen Zweifel; die Wafseroerdrängung ift, 
wie ich glaube, etwas zu hoch angenommen und ebenso die 
Zahl der Geschütze. Trotzdem erregt dieses Modell ganz be- 
sonders unser Interesse, denn, soweit bekannt, waren der „Fried- 
rich Wilhelm zu Pferde" und die beiden gleichzeitigen Hambur- 
gischen Konooischiffe „Leopoldus Primus" und „Wappen von 
Hamburg" (sowie dessen drei gleichnamige Ersatzbauten) die 
alleinigen deutschen Vertteter des Linienschiffs-Typus im 17. 
Jahrhundert, wenn sie auch als „Fregatten" bezeichnet wurden. 
Es folgen noch ein Modell des preußischen Ostindienfahrers 
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„König von Preußen", der Nelsonschen „Victorv" und vier 
Segelschiffe des 19. Jahrhunderts, darunter die bekannte „Gefion" 
und ein amerikanisches Mpperschiff „kepulzlic" von 1869, das 
aber nicht mit der berühmten „Orest Depublic" von 1853 ver- 
wechselt werden darf; letztere war eine Viermastbark, das 
Modell dagegen zeigt ein Dreimast-Vollschiff. 

Im ganzen ist zu sagen, daß aus der Modellreihe, abge- 
sehen von den problematischen antiken Schiffen, zwei Modelle, 
das des Normannenschiffs vom 12.—13. Jahrhundert, und 
das des „Orest ttsrrv" als unhistorisch auszuscheiden hätten, 
und daß jedenfalls die Hanse-Kogge anders bezeichnet werden 
müßte. Es ist schade, daß Busley keinen Überblick und keine 
ausreichende Einzelkenntnis der Schiffbauentwicklung vom Mittel- 
alter bis zum 18. Jahrhundert besaß. Es hätte sich leicht eine 
bessere und dem deuffchen Museum angemessenere Auswahl 
tteffen lassen, z. B. an Stelle des unbrauchbaren „Orest tlsrrv"- 
Modells ein Modell eines der großen lübeckischen Kriegsschiffe 
aus dem Nordischen Kriege 1563 bis 1570 etwa des „Adlers", 
über den ja leidlich ausreichende Daten und bildliche Darstel- 
lungen vorhanden sind, und der unter den (am Maße der Zeit 
gemessen) Riesenkriegsschiffen des 16. Jahrhunderts wohl eines 
der größten war. 

Wer sich heute in bequemer Weise einen Überblick über die 
historische Schiffbaukunde verschaffen will, hat es viel leichter 
als vor zwanzig Jahren, dank der eifrigen Forschungsarbeit, die 
seitdem geleistet worden ist, wobei wir in Deutschland L. Aren- 
hold, B. Hagedorn und neuerdings A. Köster, lLhr. Voigt und 
H. Szymanski das Beste verdanken, in England vor allem dem 
Mitarbeiterstab des „i^sriner's ^irror". Zu letzterem gehört 
auch R. C. Anderson, der zusammen mit seiner Gatttn uns jüngst 
ein ausgezeichnetes kurzgefaßtes und hübsch illustriertes Werk 
über die gesamte Schiffbau-Entwicklung geschenkt hat. Die uns 
hier am meisten interessierende Zeit vom späteren Mittelalter 
an ist, bei aller Kürze, in sehr zuverlässiger Weise behandelt. 
Mit Recht wird der Haupteinschnitt in die erste Hälfte des 15. 
Jahrhunderts gelegt, wo der Übergang vom ein- zum mehr- 
mastigen Schiff im atlantischen Europa stattfand. Anderson bringt 
zu dieser Übergangszeit neue, sehr beachtenswerte Bilder 
aus einem Manuskript aus dem Besitze Lord Hastings bei, an 
dessen frühes Datum (1450) zu glauben mir allerdings schwer 
fällt; die dargestellten Schiffe fallen durch ihre ungewöhnlich 
naturgetreuen Dimensionen, besonders die Länge, auf. Auch das 
deuffche Material ist A. ausreichend bekannt. In die nattonale 
Sonderentwicklung einzelner Länder gewinnen wir ebenfalls all- 
mählich genaueren Einblick. So unterrichtet über den spanischen 
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Äolzschiffbau das große, prachtvoll ausgestattete Werk von 
Artinano. In j)olland widmet sich dieser Ausgabe die Ver- 
cenigung I^eäerlsnäsct, tlistorisci^ Sct^eepvssrt I^useum te 
^m5ter6sm. Der mir vorliegende 8. Jahresbericht (1924) bringt 
außer dem Museumsbericht u. dgl. drei kleine Auffätze von 
IFL.de Balbian Verster über Episoden aus der holländischen 
Seekriegsgeschichte des 17. Jahrhunderts, als Erläuterungen zu 
Bildern und Zeichnungen von Willem van de Velde d. Ä. und 
d. I., serner einen recht lesenswerten Auffatz von W. Voorbeysel 
C^nnenburg über den niederländischen Schiffbau um die Mitte 
des 18. Jahrhunderts, anknüpsend an ein dem Museum geschenk- 
tes Manuskript von Pieter von Zwijndregt Pauluszoon „l)e 
groote ^letterlsnttsctte 5ctieepsbou>v op een proportionssle 
Kegel vorgesteltt" (um 1756), eine Abwehrschrist gegen An- 
griffe, die damals der holländische Admiral Schrijver gegen die 
mangelhaste theorettsche Ausbildung der holländischen Schiffs- 
baumeister gerichtet hatte. — In Amerika veröffentlicht die 
Xlsnne kresesrct, Zoeietv in Salem (Massachusetts) eine Zeit- 
schrift (Itte l.og ol ttte tvl. 5.), außerdem wertvolle Doku- 
mente zur ftühen Entwicklung der amerikanischen Handels- und 
Kriegsmarine, u. a. ein Buch von George Francis Dow, 
Sttips sntt '«/bsling (Salem 1925), das auch für deuffche Ver- 
hältnisse von Interesse sein dürfte. 

Über einen der interessantesten und eigenartigsten Bereiche 
des holländischen Schiffbaues handelt jetzt das schöne Werk von 
Crone, nämlich über die Fahrzeuge der Küsten- und Binnen- 
schiffahrt (einschließlich der Seefischerei) von der Mitte des 
17. Jahrhunderts bis an die Schwelle der Gegenwart. Auf 
technisch gut ausgeführten Tafeln bringt es Abbildungen von 
Modellen (nur in einem Fall auch die eines Originalschiffs selbst), 
dazu als Beigaben einige Reproduktionen von Bildern und 
Zeichnungen. Im Text werden die betreffenden Modelle und 
Schiffstnpen eingehend erläutert. Man bekommt auf diese Weise 
einen guten Überblick über fast alle auf den Küstenmeeren, Watten 
und Binnengewässern zwischen Dollart und Scheldemündung in 
der behandelten Zeit vorkommenden Schiffbauarten, deren Viel- 
gestalttgkeit trotz gewisser in der Landschaftsnatur begründeter 
einheitlicher Züge auf den Beschauer zunächst verwirrend wirkt. 
Da der niederländische Wstenraum auch einen wichtigen Teil 
des hansischen Verkehrsbereiches ausmacht, so hat das Werk 
auch direktes Interesse für die hansische Forschung. Sie wird 
sich seiner vielfach zur sachlichen Erläuterung von schiffbau- 
technischen Fachausdrücken, z. B. Namen von Schiffstypen, rm 
Hansischen Urkundenbuch usw. bedienen können, ttotz des zeit- 
lichen Abstandes der behandelten Perioden. In einem Fall 
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greift der Vf. auch über die Niederlande hinaus, nämlich beim 
Euer der Niederelbe; mit Vergnügen fand der Berichterftatter 
das Modell eines Glückftädter Evers wiedergegeben, das zu 
einer zwar keineswegs vollftändigen, aber doch die wichtigeren 
Typen der deutfchen Küftenfchiffahrt neuerer Zeit an einem 
Beifpiel veranfchaulichenden Modellfammlung im Berliner 
Mufeum für Meereskunde gehört, um deren Zufammenftellung 
er sich seinerzeit viel Mühe gegeben hat. Vorangestellt ist der 
Einzelerläuterung eine geschichtliche Einleitung (namentlich sei 
auf den „Stammbaum" der niederländischen Schisfschpen zu 
S. 72 verwiesen) sowie Hinweise auf die benutzten Quellen. 
Alles in allem ist das Werk vielleicht diejenige unter den hier 
besprochenen Veröffentlichungen, die für den hansischen Bereich 
am meisten Belehrung bietet (vgl. auch die Besprechung von 
H. Szymanski in Hans. Gesch.-Bl. 1927, S. 204). 

Zum Schluß sei auf zwei Beiträge zur Schiffahrtsgeschichte 
hingewiesen, die mehr populäre Zwecke verfolgen, aber wegen 
ihres reichen, z. T. farbigen Bilderschmucks nach alten Originalen 
auch wissenschaftlich nicht ohne Wert sind. Es ist dies das große 
vierbändige Werk von Frank Bowen, Ike 5es, its t^istorv snci 
romsnce, und die .^civentures bv ses lrom ol oick time 
von Basil Lubbock mit einer Einleitung von John Masefield. 
Das letztgenannte Werk insbesondere enthält eine Menge inter- 
essanter bildlicher, kurz erläuterter Beiträge über Forschungs- 
reisen und Weltumsegelungen, Seewesen der Handelskompagnien 
des 16. bis 18. Jahrhunderts, Schiffbrüche, Walfischfang und 
Polarfahrten, Seeräuber-, Kaper-, Schmugglerwesen, Barba- 
resken, Sklavenhandel und Klipperschiffe. Begreiflicherweise kom- 
men auch hier vorwiegend Zustände und Vorfälle aus dem mari- 
timen Leben der westeuropäischen Seemächte zur Darstellung, 
doch ist manches auch vom besonderen deuffchen Standpunkt nicht 
ohne Interesse. Aus unserer eigenen Seegeschichte ließe sich, 
wie ich glaube, mit Leichtigkeit ein ähnliches Bilderbuch zusammen- 
stellen, das gewiß auch dazu beitragen könnte, Anteilnahme und 
Freude am abenteuerreichen Seeleben aller Zeiten zu wecken. 

Berlin. Walther Vogel. 
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Nachrichten und Ninweise. 

Nachträglich sei noch auf einen Auffatz in Vortragsform 
aufmerksam gemacht, der bereits 1925 in der Eheberg-Festgabe 
erschienen ist: Gustav Aubin, Lübeck und München. Es 
handell sich darin um einen recht anziehenden Vergleich beider 
Städte, der von der Person Heinrichs des Löwen ausgeht. Lübeck 
wird als typische Ausprägung der älteren Organisattonsform, 
des bürgerlich bestimmten Gemeinwesens mit früher Blüte, dar- 
gestellt, — München als ein Mittelpunkt des jüngeren zusammen- 
fassenden Organismus, des Staates, daher erst nach dem Rückgang 
von Lübecks Bedeutung kräfttg aufgeblüht. G. Fk. 

Die Brüder Hildebrand und Sivert Veckinghusen gehören zu 
den bekanntesten Figuren der Großkaufleute der alten Hanse, vor 
allem deshalb, weil ihre Handlungsbücher sich im Revaler Stadt- 
archiv erhalten haben; ein glücklicher Zufall, der uns in ihre aus- 
gedehnten Geschäfte (Flandern, Köln, Lübeck, Baltikum, Venedig) 
Einblick gestattet. Stteda hat den Briefwechsel Hildebrands ver- 
öffentlicht (Leipzig 1922), worüber die eingehenden Besprechungen 
von Kuske (Hans. Gesch.-Bl. 1922 S. 187 ff.) und Techen (diese 
Ztschr. XXI, 257—274) zu vergleichen ist. Beide Brüder waren 
Bürger von Lübeck, das namentlich Sivert immer als den Sitz 
der Gesellschaft betrachtet hat. Luise von Winterfeld legt nun 
in sehr lesenswerten Ausführungen in den Beiträgen zur Ge- 
schichte Dortmunds XXXIV (1927) S.42ff. dar, daß die Heimat 
der Brüder V. Dortmund gewesen ist, wo die Familie seit dem 
Anfang des 14. Jahrhunderts nachweisbar ist. Sie geht ihrer 
weitverzweigten Verwandtschaft und anderen persönlichen Be- 
ziehungen zu Dortmunder Familien nach, die in den Briefen teils 
als Gesellschafter in den verschiedensten Handelsgesellschaften, teils 
als Geschäftsfreunde auftreten. Wir erhalten damit einen neuen 
Einblick in die damalige Geschäftspraxis auch nach dieser Richtung 
hin, die äußerst lehrreich ist. K. 

In der „Zeitschrift für Untersuchung der Lebensmittel" (Organ 
des Vereins Deutscher Nahrungsmittelchemiker) Bd. 53 (1927) 
S. 100—126 bringt Dr. Heinr. Fincke (Köln) eine lesenswerte 
Untersuchung über die „Geschichte des Marzipans bis zum 
Anfange des 19. Jahrhunderts". In der „Stadt des Rot- 
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weins und des Marzipans", wie die „Ostsee-Rundschau" 1927, 
November-Hest, Lübeck nennt, werden diese Betrachtungen ein 
besonderes Interesse erwecken. Gar zu gern ist man geneigt, da 
sich hier im Lause des 19. Jahrhunderts eine starke Marzipan- 
fabrikation entwickelt hat, den Ursprung dieses Erzeugnisses für 
Lübeck in Anspruch zu nehmen, und gern möchte man seine 
Geschichte recht weit zurückverfolgen können. Die vielen 
schüchternen Versuche, die uns darüber belehren sollen, bringen 
immer nur zwei Belege. Der eine ist eine Sage, wonach man 
zur Erinnerung an eine Hungersnot im Jahre 1407 am Markus- 
tage Brötchen in Zuckerwerk herstellte, die kvlsrci psnes genannt 
wurden (so z. B. Lüb. Blätter 1838, S. 152; Heinr. Asmus: 
„Grundlinien der Lüb. Geschichte oder kl. Lüb. Chronik" Lübeck 
1859, S. 52; I. C. Weschke: „Lübeck als Wiege der Marzipan- 
fabrikation" Lübeck 1912, S. 1). Nach anderer Lesart handell 
es sich um eine Belagerung 1407, bei der man nach Aufzehrung 
aller sonstigen Lebensmittel ein Brot aus Mandeln und Zucker 
herstellte; dieses Gebäck wurde an jedem Markustage zum 
Andenken bereitet (so z. B die Ostsee-Rundschau und Weschke 
a. a. O.). Fincke stellt nun fest, daß diese Sage, die von Weschke 
anscheinend als Tatsache hingenommen wird, sich auch an Venedig, 
Turin, Erfurt und Sachsen knüpft; der Zeitpunkt ist meistens 1407. 
Sonderbarerweise erwähnt E. Deecke diese Sage in seinen „Lüb. 
Geschichten und Sagen" nicht. Sie erscheint mir erst in jüngerer 
Zeit auf Lübeck überttagen zu sein; denn die Lüb. Blätter a. a. O. 
sprechen von „Sachsen". Der zweite Beleg ist immer die von 
C. Wehrmann („Die älteren Lüb. Zunftrollen". Lübeck 1872, 
S. 291) wiedergegebene Verordnung aus der Zeit um 1530, die 
den Krämern den Verkauf von „martzapaen" im großen und 
kleinen verbietet und ihn „des erbarn rades apoteken" vorbehäll. 
Fincke weiß eine ganze Anzahl Gegenstücke davon zu geben. 
Charakteristisch für dieses Vorrecht der Apotheken ist die von F. 
angeführte Stelle aus Bocks Kräuterbuch (Straßburg 1545): 
„Die Apoteker pflegen den großen Herren ein Kuchen auß Mandeln 
und Ammelmal zu backen, nennen sie Marcipan, sollte billicher 
den Krancken geben werden, dann das man solche Kost zum 
Schlaftrunck unnützlich verderbt." Mit diesen beiden genannten 
Belegen ist denn auch alles, was zur Geschichte des Marzipans 
in Lübeck beigebracht wird, erschöpft. Soweit ich sehe, läßt sich 
auch Wesentliches dazu nicht geben, da die Bedeutung des Lübecker 
Marzipans erst in weit jüngerer Zeit einsetzt. Ich stimme daher 
Finckes Feststellungen zu: „In dem ganzen von mir durchgesehenen 
Schrifttum findet sich vor dem 19. Jahrhundert keine besondere 
Erwähnung des Lübecker Marzipans, so daß Lübeck höchst- 
wahrscheinlich erst Ende des 18. oder im Laufe des 19. Jahr- 



393 

Hunderts als „Marzipanstadt" bekanntgeworden ist." Vielleicht 
ist das auch erst geschehen durch die frühere Gepflogenheit der 
Lübecker Kaufleute, besonders der Weinhändler, ihren Kunden zu 
Weihnachten eine Marzipantorte zu verehren. Vorher wird der 
Marzipan hier keine andere Rolle gespielt haben wie in anderen 
Orten, wofür F. reiche Beispiele nennt. Als eine Art Marzipan 
haben wir das hier wie auch auswärts bei Gastmählern, Schaffer- 
mahlzeiten usw. vielfach verzeichnete „Mandelmos" aufzufassen. F. 
sucht das Ursprungsland des Marzipans im Orient; nach den 
Kreuzzügen besonders ist es dann in Europa bekanntgeworden. 
Entgegen der landläuflgen Ableitung des Wortes Marcipan von 
tvisrci psnis führt F. dasselbe — wobei er den neuesten Unter- 
suchungen des holländischen Sprachforschers A. Kluyver folgt — 
auf das arabische „msutstrsn", die Bezeichnung einer Münze, 
zurück. In Italien wurde daraus mstspsn und weiter msr- 
rspsne oder msrrspsnus. Venedig führte eine ähnliche Münze 
ein, mstspsn genannt. Sie war zugleich V,o der Münzeinheit 
und bezeichnete schließlich auch ^/,o der Hohlmaße. Der Name 
ging über auf eine Schachtel diefer Größe. Im 14. Jahrhundert 
endlich übertrug fich das Wort von der Schachtel auf den Inhalt, 
nämlich das Zuckerwerk aus Mandeln, Zucker und Rosenwaffer. 

I. Wamcke. 

Elisa v. d. Reckes Tagebücher galten als verloren. Durch 
Zufall find jetzt 2 von den 18 Bänden wieder aufgefunden und 
von Ioh. Wernerherausgegebenworden(Elifa von derRecke, 
Mein Journal. Leipzig 1927). Von ihnen hat das zweite 
(Nov. 1793 bis Mai 1795) für Lübeck Jntereffe, da Elisa auf 
der Reife von Hamburg nach Eutin und Augustenburg vom 
10. bis 12. Mai 1794 auch in Lübeck fich aufhielt. In Hamburg 
hatte sie den Winter im Reimarus-Sievekingfchen Kreife zugebracht, 
der ihr außerordentlich zufagte. In Lübeck verkehrte sie vor 
allem mit Gütfchows — dem Ratsherrn Karl Abraham (f-1798), 
feinem Sohne Anton Diettich, fpäter Syndikus 1833) und 
seinem Schwiegersohn, dem Tabakfabrikanten Kühn - und lernte 
bei ihnen Ehristian Adolf Overbeck, den späteren Bürgermeister, 
den Ratsherrn Binder, Obergerichtsprokurator Kröger und vor 
allem den Prediger Suhl kennen und schätzen. Von der Lübecker 
Geselligkeit, die sie auch in einer größeren Gesellschast kennen 
lernte, hielt sie nicht viel; sie nennt sie „ziemlich steif"; hier wie 
überall dominierte das Kartenspiel. Auch den Domdechanten 
Grafen Friedrich Ludwig von Moltke traf sie hier wieder. Auf- 
fällig ist, daß Elisa v. d. Recke nicht mit Dorothea Schlözer 
zusammentraf, gewiß diejenige unter den Frauen Lübecks, die 
ihr geistig am nächsten stand. K. 
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Als die Franzosen im Jahre 1803 das Kurfürstentum 
Hannover besetzten, verlangten sie von den drei Hansestädten 
zum Unterhalte ihrer Truppen Geldmittel, da Hannover nicht 
in der Lage war, sie aufzubringen. Die drei Hansestädte mußten 
sich dazu verstehen, als Schuldner aber traten die hannoverschen 
Landstände an Stelle der Franzosen. Hamburg hat ihnen 
2125000 Mk. Bco., Lübeck 455000 Mk. Bco. und Bremen 
250000 Taler geliehen. Die Rückzahlung nach der Vertreibung 
der Fremden machte Schwierigkeiten. Darüber berichtet Ernst 
Baasch im Niedersächsischen Jahrbuch Bd. 4 (1927) 
S. 93 — 110 nach den Atten des Staatsarchivs in Hannover. 
Hannover weigerte sich zunächst und erklärte diese Gelder für 
erpreßte Kriegskontributtonen. Das lehnten die Hansestädte ab 
und beriefen sich sehr stark auf die moralischen Verpflichtungen, 
denen sich Hannover doch nicht entziehen konnte. Immerhin 
bedurfte es erst der drohenden Anrufung des Bundesrates in 
Frankfurt, um Hannover und London zum Nachgeben zu bringen. 
Aber auch die Hansestädte mußten nachgeben. Sie begnügten 
sich schließlich mit 80 ^ der Hauptsumme, auf die Zinsen verzichteten 
sie ganz. K. 

Das „Nordische Museum" in Stockholm gibt ein umfang- 
reiches Werk über die schwedischen Zinngießer („Oet svensks 
tenngjutsreksntverkets ttistoria") heraus. Der Verfasser ist 
Albert Löfgren. Erschienen ist bisher der 1 Teil vom l. Band; 
er behandelt das Stockholmer Kannengießeramt bis zum 
Jahre 1720 („Ztockttolms kgnngjutsreskrä intill är 1720"). 
Der 2. Band soll die einzelnen Meister enthalten. Die Arbeit 
beruht auf umfassenden Quellenforschungen (2 Seiten Verzeichnis 
der urkundlichen Quellennachweise und 9 Seiten Literaturnach- 
weise). Der vorliegende Band ist eine ausgezeichnete, sorgfältig 
gearbeitete Darstellung des Stockholmer Kannengießeramts, die 
alle Fragen berührt, die dieses Handwerk betreffen (321 Seiten). 
Vor allem bringt der Versasser seine Ausführungen immer in 
Beziehung zu den deutschen Verhältnissen, sei es als Ergänzung, 
sei es als Gegenstück, sei es als Abweichung. 83 Beilagen im 
Wortlaut bringen Belege zu dem Text. 16 Tafeln in Lichtdruck 
enthalten gut gelungene Abbildungen, die neben vielen Marken- 
beispielen eine wünschenswerte Ergänzung der Arbeit bilden. 

I. Warncke. 

Bei der engen Verbundenheit der lübeckischen mit der 
hansischen Geschichte dürfen diese Blätter an den Hansischen 
Volksheften nicht vorübergehen, womit der Hansische Geschichts- 
verein es zum ersten Male unternimmt, die Früchte seiner jähr- 
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zehntelangen, wissenschaftlichen Forschung in volkstümlicher Form 
an breitere Schichten heranzutragen. Der Verein hat sich dem 
Gedanken nicht verschlossen, daß unsere heutige Zeit Anspruch 
i)arauf hat, sich an den wir^chastlichen und politischen Leistungen 
i)es kraftvollen, niederdeutschen Bürgergeistes der Hanse zu 
tärken, und die wirtschaftliche Blickrichtung und genossen- 
chaftliche Einstellung unserer Tage bereiten der Aufnahme seiner 

Veröffentlichungen den Boden. Sache der hansischen Geschichts- 
fteunde ist es nun, auf diese verständlich geschriebenen und überaus 
billigen Hefte hinzuweisen. Das Stück zu etwa 40 Seiten in 
kleinem Oktavformat kostet 30 Pfennig. 

In das bunte Leben und Treiben an einem hansischen 
Auslandskontor führt Friedrich Techen mit seinem Beitrag über 
die deuffche Brücke in Bergen ein. Walther Recke zeigt das 
Ringen an einem Außenposten des deutschen Siedlungsgebietes 
in einer Arbeit über Danzig und den Deutschen Ritterorden. 
Der Beitrag von Ermentrude von Ranke, Das hansische Köln, 
versetzt am Schluß den Leser in das Jahr 1400 und läßt ihn 
einen anschaulichen Rundgang durch die mittelalterliche Handels- 
stadt machen. Die Bedeutung einer hansischen Binnenstadt belegt 
I. H. Gebauer mit der Gestalt des Hildesheimer Bürgermeisters 
Henning Brandes (um 1500). Friedrich Techen schildert weiter 
die Kämpfe der Vitalienbrüder („Die blaue Flagge"), sodann 
Aufftieg und Sturz des eitelen Hamburger Emporkömmlings 
Bernd Beseke. Den Untergang der deutschen Hanse erklärt 
Rudolf Häpke und entrollt dabei ein Bild der Organisation des 
Städtebundes, wie sie sich schließlich entwickelt hatte. Endlich 
liegen bis jetzt noch zwei Hefte vor, welche von jüngeren 
Bestrebungen zum Schutze des deutschen Seehandels zeugen: das 
eine bringt ein Lebensbild des wackeren Hamburger Kapitäns 
Karpfanger (1623 —83) von Hermann Enthalt, das andere die 
Geschichte der deutschen Flotte von 1848 (Karl Haenchen). 
Weitere Hefte sind in Vorbereitung. Auch ein Lübecker Sonder- 
heft dürfen wir in der zwanglosen Reihe noch erwarten. 
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Dal)re5becict)t süc l926. 

Im Mitgliederbestände sind folgende Veränderungen 
eingetreten: 

Eingetreten: 
Hiesige: Wildegans, Herm., Oberingenieur; Klebe, Karl, Lehrer; 

Satow, Hans, Handelslehrer; Buchwald, Erwin, Rechts- 
anwalt; Gieth, Robert, Töpfermeister; Vermehren, 
Julius, Or. Senator; Hennings, Ioh., Rat bei der 
Bürgerschaft; Böbs, Hermann, Lehrer. 

Auswärtige: Rechtshistorisches Seminar der Universität Rostock 
i. M.; Gerhard, H. Ferd., Or., Landesarchivar, Ratze- 
burg i. Lbg.; Feine, l)r. Univ.-Prof., Rostock i. M.; 
Historisches Seminar der Universität Marburg, Abt. für 
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Marburg (Lahn); 
Völtzer, Friedr., Or., Syndikus, Cuxhaven; Herte, Dr., 
Pros., Paderborn; Nehlsen, Rudolf, Lehrer, Travemünde; 
Stadtbücherei, Stralsund; Curtius, Paul, Or., Berlin; 
Landesbibliothek, Oldenburg. 

Ausgetreten: 
Hiesige: Runde, Wolfgang, vr., Landgerichtsrat; Poppinga, 

Ubbo, Mittelschullehrer; K^oeger, Hans, Direktor; Rad- 
bruch, Ferdinand, Bankbeamter; Gottschalk, Hermann, 
Rektor; Reimpell, Christian, Hauptpastor, f; Evers, 
Heinrich, Senator, f; Freund, Karl, Dr., Pros., Ober- 
studienrat a. D., f. — Kartellmitglied: Blohm, G., Dr., 
Rechtsanwalt, Hamburg, f. 

Der Tod von Professor Freund ist uns besonders nahe- 
gegangen. Aus der Lausitz gebürtig, brachte er aus seiner 
Jugendzeit eine besondere Liebe zu archäologischen Studien mit, 
die zu betreiben er in seiner Heimat Gelegenheit gehabt hatte. 
Er hat sie hier in Lübeck, das ihm eine zweite Heimat wurde, 
mit Eifer fortgesetzt; an den Ausgrabungen in Alt-Lübeck hat 
er sich lebhaft beteiligt, und dankbar gedenkt man im Museum 
für lübeckische Kunst- und Kulturgeschichte seiner eifrigen Mit- 
arbeit. Unserem Kreise hat er seit dem Jahre 1884 angehört. 
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bereits zwei Jahre nach seiner Übersiedelung hierher trat er 
dem Vereine bei, seit dem 27. März 1889 war er sein Schrist- 
sührer. 33 Jahre lang hat er dieses Amt verwaltet, bis ihn 
zunehmende Kränklichkeit und das Alter zwangen, auf die ihm 
liebgewordene Tätigkeit zu verzichten; seine kurzen und knappen 
Berichte über die Versammlungen und Vorträge, die er mit 
Gewissenhaftigkeit besuchte, sind noch in guter Erinnerung. Der 
Weltkrieg hat ihm schwere Prüfungen auferlegt, drei seiner Söhne 
mußte er dem Vaterlande zum Opfer bringen, Erschütterungen, 
die nicht spurlos an ihm vorübergingen. 1922 schied er aus 
dem Vorstände aus und lebte seitdem zurückgezogen, bis ein 
freundlicher Tod ihn heimrief. 

Die Mitgliederzahl betrug am 31. März 1927: 9 Ehren- 
mitglieder, 4 korrespondierende Mitglieder, 149 hiesige Mitglieder, 
55 auswärtige Mitglieder, 17 Kartellmitglieder, zusammen 234. 

Die satzungsgemäß aus dem Vorstände ausscheidenden 
Staatsrat Dr. Kretzschmar und Kaufmann Hermann G. Stolter- 
foht wurden wiedergewählt. 

An der 700-Iahr-Feier der Reichsfreiheit Lübecks hat 
sich der Verein lebhaft beteiligt. In dem vorbereitenden Hauptaus- 
schuß war er vertreten und hat an seinen Arbeiten sowie an denen 
der für ihn in Frage kommenden Unterausschüsse teilgenommen. 
Am 13. April 1926 hatte der Verein zu einer Festsitzung ein- 
geladen, die zahlreich besucht war. Staatsrat Dr. Kretzschmar 
hielt einen Vortrag: Lübeck als Reichsstadt, der im 23. Bande 
der Zeisichrift erschienen ist. Zur dauernden Erinnerung an 
dieses für Lübeck so bedeutsame Jubiläum konnte der Verein 
eine stattliche Festschrift erscheinen lassen, über die bereits im 
letzten Jahresberichte das Nähere mitgeteilt worden ist. 

Die Monatsversammlungen sind regelmäßig abgehalten 
worden. Dabei wurden folgende Vorträge gehalten: 
am 22. 10. 26 Evers, Iohs., O., Senior: Der lübeckische 

Superintendent Johann Andreas Cramer, ein Schöngeist 
unter den Kirchenmännern des 18. Jahrhunderts, 

am 24. 11. 26 Reincke, Dr., Archiorat, Hamburg: Aus den 
Tagen Jürgen Wullenwevers. Ein kulturgeschichtliches 
Bilo nach Akten des Reichskammergerichts, 

am 15. 12. 26 Voeltzer, Friedr., l)r., Syndikus, Euxhaven: 
Des Hauses Rodde Glück und Ende. 

am 4. 1. 27 Brandi, l)r., Pros., Geheimrat, Göttingen: 
Nicolo Maccchiavelli und sein Buch vom Fürsten. Die 
Begründung der Staatswissenschaften in der Renaissance, 

am 19. 1. 27 Bruns, Friedr., l)r., Syndikus: Die Lübecker 
St.-Jürgen-Gruppe. 
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am 16. 2. 27 Dreyer, Alfred, Dr., Hamburg: Die Hansestädte 
Lübeck und Hamburg und die dänische Eisenbahnpolitik in 
Schleswig-Holstein 1830—1864. 

am 16. 3. 27 Fehling, F., l)r., Bürgermeister a. D.: Zur 
lübschen Ve^assungsbewegung im 17. Jahrhundert. 

Der Vortrug des Herrn Geheimrats Brandt fand im 
Rahmen der Dienstagsvorträge der Gemeinnützigen Gesellschaft 
statt. 

Von den wissenschaftlichen Arbeiten ist zu berichten, 
daß das zweite Heft der „Wehranlagen Nordalbingiens", be- 
arbeitet von Studienrat a. D. Pros. Dr. Hofmeister, fertig- 
gestellt ist. Es enthält die Wehranlagen des ehemaligen leises 
Herzogtum Lauenburg und des ehemaligen Fürstentums Ratze- 
burg. Der Verein hätte eine solch kostspielige Veröffentlichung — 
das Heft ist ein stattlicher Band in Großfolio, der 88 z. T. sehr 
große Kartenskizzen und Pläne im Text und 37 ganzseitige 
Karten und Pläne enthält — nicht durchführen können, wenn 
ihm nicht von verschiedenen Seiten Unterstützungen zuteil 
geworden wären, für die er auch an dieser Stelle seinen Dank 
ausspricht. 

Von der Zeitschrift konnte das erste Heft des 24. Bandes 
herausgegeben werden, von den Mitteilungen Heft 14 Nr. 10, 
Erinnerungen an Senator Emil Possehl, von l)r. Paul Curtius. 

H. G. Rahtgens G. m. b. H., Lübeck. 


